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In Zeiten, in denen in zunehmendem Maf3e iiber eine ,zu hohe“ Steuerlast geklagt
wird, gewinnen legale und illegale Formen des Steuerwiderstandes an praktischer
und auch wissenschaftlicher Bedeutung. Die hier untersuchte mif$bréduchliche
Steuerumgehung ist als vom Gesetzeswortlaut, nicht jedoch vom Gesetzeszweck
gedeckte Form der Steuerersparnis methodisch zwischen der legalen
Steuervermeidung und der illegalen Steuerhinterziehung anzusiedeln. Diese
Arbeit stellt den vorhandenen Erkenntnissen der Steuerrechtswissenschaft eine
neue Okonomische Theorie der Steuerumgehung zur Seite und entwickelt hieraus
konkrete Vorschldge fiir eine Steuerreform, deren Umsetzung die mifibrauchliche
Umgehung von Steuern weitgehend ausschliefien konnte.

Ralf Oberheide wurde 1963 in Hamburg geboren. 1986-1991 Studium der
Betriebswirtschaftslehre an der Universitdt Hamburg, 1991-1995 Wissenschaftlicher
Mitarbeiter am dortigen Institut fiir Finanzwissenschaft.

Retrodigitization in 2018

www.peterlang.com



Die Bekdmpfung der Steuerumgehung

Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



FINANZWISSENSCHAFTLICHE
SCHRIFTEN

Herausgegeben von den Professoren
Albers, Krause-Junk, Littmann, Oberhauser, Pohmer, Schmidt

Band 87

F 3

PETER LANG

Frankfurt am Main - Berlin - Bern - New York - Paris - Wien

Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



Ralf Oberheide

Die Bekimpfung
der Steuerumgehung

=

PETER LANG

Europiischer Verlag der Wissenschaften
Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



Die Deutsche Bibliothek - CIP-Einheitsaufnahme
Oberheide, Ralf:

Die Bekdmpfung der Steuerumgehung / Ralf Oberheide. -
Frankfurt am Main ; Berlin ; Bern ; New York ; Paris ; Wien :
Lang, 1998

(Finanzwissenschaftliche Schriften ; Bd. 87)

Zugl.: Hamburg, Univ., Diss., 1997

ISBN 3-631-33164-9

Open Access: The online version of this publication is published
on www.peterlang.com and www.econstor.eu under the interna-
tional Creative Commons License CC-BY 4.0. Learn more on
how you can use and share this work: http://creativecommons.
org/licenses/by/4.0.

) _®

This book is available Open Access thanks to the kind support of
ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft.

D18
ISSN 0170-8252
ISBN 3-631-33164-9
ISBN 978-3-631-75185-5 (eBook)

© Peter Lang GmbH
Europiischer Verlag der Wissenschaften
Frankfurt am Main 1998
Alle Rechte vorbehalten.

Das Werk einschlieBlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich
geschiitzt. Jede Verwertung auBerhalb der engen Grenzen des
Urheberrechtsgesetzes ist ohne Zustimmung des Verlages
unzuldssig und strafbar. Das gilt insbesondere fiir
Vervielfiltigungen, Ubersetzungen, Mikroverfilmungen und die
Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen Systemen.

Printed in Germany 12 4567

Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



Meiner Schwigerin

Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



,,Jaxation is the cause of tax avoision.*
(Christie Davies)

Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



VORWORT

Die vorliegende Arbeit entstand als Dissertation wahrend und unmittelbar nach
meiner Tiatigkeit als Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut fiir Finanzwissen-
schaft der Universitit Hamburg. Eingereicht wurde die Arbeit am 22. Oktober
1996, die Literaturliste spiegelt weitgehend den Stand vom September 1996 wider.
Die Bearbeitung des Themas ,,Steuerumgehung erfolgte auf Anregung und mit
Unterstiitzung meines Doktorvaters Prof. Dr. Christian Scheer, fir dessen fachli-
che und menschliche Betreuung ich mich an dieser Stelle auf das herzlichste
bedanke. Prof. Scheer war bei aufiretenden Fragen und Problemen stets zur Stelle,
ohne sich jemals aufzudringen und ohne mir den nétigen Freiraum fur die individu-
elle Abhandlung des Themas zu nehmen. Auch die angenehme Arbeitsatmosphire
am Institut, fiir die ich mich bei Prof. Scheer, aber auch bei den Professoren G.
Engelhardt und G. Tolkemitt sowie bei allen weiteren Kollegen zu bedanken habe,
hat zweifellos zum Gelingen der Arbeit beigetragen.

Mein Dank gilt ferner Prof. Cyrille David (Paris) fiir die Beschaffung franzo-
sischsprachiger Literatur sowie Frau Francoise Krohn (GroBhansdorf) fiir deren
Ubersetzung. Des weiteren bin ich Frau Dipl.-Psych. Susanne Horstmann Dank
schuldig, die mir insbesondere bei den Literaturrecherchen an der Londoner Uni-
versitdt tatkriftig zur Seite gestanden hat. Bedanken mochte ich mich an dieser
Stelle auch bei meinen Eltern fiir die finanzielle Unterstiitzung in der Zeit zwischen
Ablauf meines befristeten Arbeitsvertrages an der Universitdit Hamburg und Auf-
nahme meiner derzeitigen Titigkeit als Steuerassistent bei der BDO Deutsche
Warentreuhand AG. Bei den Professoren G. Krause-Junk und L. Fischer bedanke
ich mich fur die mit der Erstellung des Zweitgutachtens bzw. mit dem Vorsitz bei
der Disputation verbundenen Miihen.

SchlieBlich gilt mein Dank dem Verlag Peter Lang (Frankfurt/Main u.a.) fur die
Aufnahme meiner Arbeit in die Reihe der , Finanzwissenschaftlichen Schriften®.

Hamburg, den 14.3.1998 Ralf Oberheide
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1. Einleitung

Die finanzwissenschaftliche Literatur hat sich seit jeher mit den Ausweichreaktio-
nen der Steuerpflichtigen auf bestehende oder neu einzufiihrende Steuern befaf3t.
Die Moglichkeit, solche Steuern legal zu vermeiden, indem die besteuerte Aktivitit
durch eine andere ersetzt (z.B. Arbeit durch Freizeit, Ersparnis durch Konsum)
oder ein hoher besteuertes Gut durch ein niedriger besteuertes substituiert wird
(z.B. Bier durch Wein, Ratensparvertrige durch Kapitallebensversicherungen), ist
Gegenstand nahezu jeder Untersuchung, die sich mit den Steuerwirkungen be-
schiftigt. In den letzten 25 Jahren hat sich die finanzwissenschaftliche Steuerlehre
auch verstarkt mit dem Phénomen ,,Steuerhinterziehung™ auseinandergesetzt und
dieses sowohl in theoretischen Modellen als auch in empirischen Arbeiten qualitativ
und quantitativ umfassend zu erforschen versucht. Der Steuerumgehung, jener
,Grauzone zwischen legaler Steuervermeidung und illegaler Steuerhinterziehung®,'
hat die Finanzwissenschaft bislang jedoch erstaunlich wenig Aufmerksamkeit ge-
zollt und dieses Untersuchungsfeld weitgehend den Juristen tiberlassen.

Grundsitzlich kann sich eine 6konomische Analyse der Steuerumgehung sowohl
mit deren Bestimmungsgriinden (und den sich daraus ergebenden Ansatzpunkten
fur ihre Bekampfung) als auch mit den gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen be-
fassen. Da die 6konomischen Auswirkungen der Steuerumgehung mit denen der
Steuerhinterziehung praktisch identisch sein dirften (es macht im Ergebnis kaum
einen Unterschied, ob eine bestimmte Aktivitit vom Gesetzeswortlaut gedeckt ist
oder nicht)® und diesbeziiglich eine Vielzahl von Veroffentlichungen zur Steuer-
hinterziehung bereits existiert, werden die mit der Steuerumgehung verbundenen
volkswirtschaftlichen Konsequenzen in Abschnitt 3 dieser Arbeit nur skizziert und
ansonsten aus der Betrachtung ausgeklammert. Die vorliegende Dissertation befaf3t
sich vielmehr mit den Moglichkeiten, die dem Gesetzgeber und den Gesetzesan-
wendern zur Verfigung stehen, um das AusmaB an Steuerumgehung zu redu-
zieren. Dieser Untersuchungsgegenstand ist dem Grenzgebiet zwischen Rechts-
und Wirtschaftswissenschaft zuzuordnen; hieraus ergibt sich die diese Arbeit pra-
gende interdiszipliniire Herangehensweise.

Die Rechtswissenschaft befaB3t sich in Deutschland schon seit den 20er-Jahren
recht ausgiebig mit der Bekdmpfung der Steuerumgehung. Die juristischen Metho-
den, ihre jeweilige Wirksamkeit und die Frage nach ihrer verfassungsrechtlichen
Zulassigkeit sind Gegenstand von Abschnitt 4. Dabei steht der in Deutschland vor-
liegende rechtliche Rahmen im Vordergrund; doch enthilt dieser Abschnitt auch
einen internationalen Rechtsvergleich, um allgemeiner giiltige Aussagen zu ermog-

! Eine genauere Definition liefert Abschnitt 2.
2 Vgl. BRACEWELL-MILNES (1979) S. 24; SELDON in IEA (1979) S. 4.
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lichen und die Analyse der Steuerumgehung nicht auf diejenigen Gegebenheiten zu
reduzieren, die man derzeit im Inland vorfindet.

Dem existierenden rechtswissenschaftlichen Ansatz fligt Abschnitt 5 einen ékono-
mischen Ansatz hinzu.

Da die Ursachen der Steuerumgehung im wesentlichen dieselben sein diirften wie
die der Steuerhinterziehung,' dient das bekannte entscheidungstheoretische Modell
der Steuerhinterziehung als Grundlage fiir das in diesem Abschnitt entwickelte
Modell der Steuerumgehung. Bevor das Steuerhinterziehungsmodell in ein Umge-
hungsmodell uberfiihrt wird, werden die Ergebnisse des theoretischen Hinter-
ziechungsmodells anhand der hierzu in groBer Anzahl existierenden empirischen
Arbeiten iberpriift. Diese Uberpriifung ist notwendig, um die Ursachen eventueller
Abweichungen der empirischen von den theoretischen Ergebnissen erkliren zu
konnen. Diesbeziigliche Divergenzen weisen moglicherweise auf Unvollkommen-
heiten des entscheidungstheoretischen Hinterziehungsmodells hin, welche auch auf
das hieraus entwickelte Steuerumgehungsmodell zutreffen konnten.

Ein besonderes Anliegen dieser Arbeit ist es, bei der Prasentation der theoretischen
Modelle nicht nur - wie sonst in der Literatur iiblich - die Modellannahmen, den
Ansatz und die Ergebnisse vorzulegen, sondern letztere jeweils nachvollziehbar
(und damit auch nachpriifbar) algebraisch und graphisch herzuleiten.

Da das okonomische Modell unvollstandig ist, solange es die Steuerumgehung als
reine Abwigung monetirer Kosten und Nutzen betrachtet, finden auch die Er-
kenntnisse der Finanzpsychologie Eingang in die vorliegende Untersuchung.
Damit wird versucht, in Abschnitt 5 die Motive der Steuerumgehung moglichst
vollstindig zu erfassen. Der Frage, inwieweit diese Motive staatlicherseits beein-
fluBbar sind und damit Basis einer Bekampfung der Steuerumgehung sein koénnen,
wird am Ende des Abschnitts nachgegangen.

Damit es zu Steuerumgehung kommt, muf3 aber neben einem Motiv auch eine Ge-
legenheit vorliegen. Hier unterscheidet sich die Steuerumgehung fundamental von
der Steuerhinterziehung: Zwar mag die Feststellung ,.avoidance is a function of the
tax base, evasion is a function of collecting procedures™® eine den Sachverhalt
etwas zu stark vereinfachende Aussage darstellen; doch trifft es sicherlich zu, da3
die Gelegenheiten zur Steuerhinterziehung von der Art der Steuererhebung

! Das Ausmaf} beider Formen des Steuerentzuges diirfie abhingig sein vom Steuertarif, vom
Bruttoeinkommen, von der Wahrscheinlichkeit des Scheiterns, von einer eventuellen Bestra-
fung, von den mit dem Steuerentzug verbundenen Kosten, von der allgemeinen Steuermoral
und dem Vorhandensein von Gelegenheiten, Steuern zu hinterziehen bzw. zu umgehen.

2 Noch niitzlicher fiir eine gesicherte Interpretation der theoretischen Modellergebnisse wiren
natiirlich die Resultate empirischer Untersuchungen zur Steuerumgehung. Leider ist dieses Ge-
biet bislang empirisch nahezu unerforscht geblieben.

3 FELDMAN/KAY (1981) S. 332
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(direkte vs. indirekte Steuern, Quellensteuern vs. Veranlagungsteuern) abhangen,
wihrend sich eine Moglichkeit, Steuern zu umgehen oder zu vermeiden, nur dort
ergeben kann, wo nicht entscheidungsneutrale Steuerbemessungsgrundlagen oder
-tarife den Steuerpflichtigen einen Ansatz bieten, sich legal oder halblegal der Be-
steuerung zu entziehen. Dabei ist zu beachten, daB3 zwar jede Abweichung von der
Besteuerungsneutralitit Moglichkeiten zur Steuervermeidung hervorruft, sich aber
nur ein Teil dieser Abweichungen zur miflbrauchlichen Umgehung von Steuern
nutzen 14Bt. Insofern ist es zur Bekdmpfung der Steuerumgehung nicht notwendig,
das gegenwirtige Steuersystem durch eine als Alleinsteuer fungierende Kopfsteuer
zu ersetzen, welche zwar entscheidungsneutral, aber weder sozial vertraglich noch
irgendwelche volkswirtschaftliche Lenkungsfunktionen wahrzunehmen in der Lage
ist. Abschnitt 6 befaB3t sich vielmehr mit Steuerreformmoglichkeiten, welche die
vorhandenen Gelegenheiten zur Steuerumgehung méglichst umfassend beseitigen
konnen, ohne schadliche Nebenwirkungen aufzuweisen, die die Umgehungsbe-
kampfung zu einem in hohem MaBe fragwiirdigen politischen Vorhaben werden
lieBen.

Indem die vorgeschlagenen Steuerreformen nicht allein auf ihr (fiir den vorliegen-
den Untersuchungsgegenstand primares) Ziel ihrer Wirksamkeit gegen die Steuer-
umgehung, sondern gleichzeitig (sekundar) auf ihre sonstigen positiven und negati-
ven Auswirkungen untersucht werden, zeigt diese Arbeit nicht nur Wege fur eine
finanzwissenschaftliche Losung der Steuerumgehungsproblematik auf, sondern
bietet dariiber hinaus - quasi als Nebenprodukt - Vorschlige fiir eine soziale,
wachstums- und beschaftigungsfreundliche sowie 6kologische Steuerreform.
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2. Was ist Steuerumgehung?

2.1 Der Begriff der Gesetzesumgehung

Die Steuerumgehung stellt einen Unterfall der Gesetzesumgehung dar.’

Unter Gesetzesumgehung versteht man ein Verhalten, das zwar nicht gegen den
Wortlaut einer gesetzlichen Bestimmung verstof3t, aber einen Verstofl gegen Sinn
und Zweck des Gesetzes bedeutet.’ Als Gesetzesumgeher wird bezeichnet, wer
versucht, die Tatbestandsmerkmale begiinstigender Rechtsnormen formal zu er-
fiilllen (Tatbestandserschleichung) bzw. die Tatbestandsmerkmale belastender
Rechtsnormen der Form nach zu vermeiden (Tatbestandsumgehung).’ Hierbei
liegt regelmaBig ein MiBbrauch (an und fir sich zulassiger) rechtlicher Gestal-
tungsmoglichkeiten vor.* Die Begriffe , Gesetzesumgehung und ,Rechtsmif-
brauch* stehen somit in einem engen Zusammenhang

Nach h.M. beginnt eine Gesetzesumgehung erst dort, wo die Umgehungshandlung
nicht mehr vom ausgelegten Gesetz erfa3t wird.®

Im Falle der Tatbestandserschleichung bedeutet das, daB3 auch eine enge Auslegung
des Gesetzeswortlauts die Anwendung einer begiinstigenden Vorschrift auf den ihr
zugeordneten Sachverhalt nicht verhindern kann. In solchen Fallen begegnen Ver-
waltung und Rechtsprechung der Gesetzesumgehung mit dem Mittel der
teleologischen Reduktion. Hierunter wird die ,einschrinkende Korrektur des

Wortsinns durch den Normsinn‘’ verstanden.

Analog zur Tatbestandserschleichung beginnt fiir den Fall der Tatbestandsumge-
hung die Gesetzesumgehung dort, wo die Erfassung von Sachverhalten, welche
nach dem Zweck des Gesetzes eigentlich zu erfassen wiren, im Wege der Geset-
zesauslegung nicht mehr moglich ist.® Somit beginnt die Umgehung erst jenseits
des ausgelegten Gesetzes, im Bereich der Gesetzesliicken. Eine - vom Gesetzge-
ber nicht gewollte - Gesetzesliicke liegt vor, wenn der Gesetzgeber bei Erstellung

' Vgl. HENSEL (1923) S. 233, 226 ff.; vgl. auch BFH-Urteil vom 14.5.1986 II R 22/84 BStBI.
1986 II S. 620 [621].

2 Vgl. RIEDEL (1968) S. 3.

3 Vgl. DANZER (1981) S. 12. Statt , Tatbestandsumgehung® verwendet DANZER allerdings den
mifverstindlichen Begriff ,, Tatbestandsvermeidung”. Vgl. in diesem Zusammenhang jedoch
auch WESTERHOFF (1966) S. 7.

* Vgl. ROMER (1955) S. 41.

5 Vgl. auch TEICHMANN (1962) S. 71 f.

¢ Vgl. TIPKE (1993) S. 1326.

" DANZER (1981) S. 79; vgl. auch LARENZ (1991) S. 391.

¥ Vgl. HOFFMANN in KOCH/SCHOLTZ (1993) Rz. 3.

(Soweit nicht anders angegeben, beziehen sich in dieser Arbeit alle Rz.-, Rdnr.-, Anm.- und
Tz.-Angaben aus juristischen Kommentaren auf § 42 AO.)
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des Gesetzestextes nicht alle denkbaren Sachverhalte bedacht hat oder der Geset-
zeszweck aufgrund mangelhafter sprachlicher Umsetzung nicht ausreichend durch
den Wortlaut der Rechtsvorschrift zum Ausdruck kommt." Gesetzesliicken lassen
sich schlieBen durch Anwendung der Analogie. Analogie bedeutet, die Rechtsfol-
gen des in der Norm umschriebenen Sachverhalts analog auf den - im Hinblick auf
Sinn und Zweck der Norm fur gleichwertig erachteten - zu beurteilenden Sachver-
halt anzuwenden.”

Die Verfahren der Analogie und der teleologischen Reduktion gelten im Privat-
recht nach heute vorherrschender Auffassung als ohne weiteres zulissig.’ Einer
aktiven Bekampfung der Gesetzesumgehung von Seiten des Gesetzgebers durch
Schaffung spezieller oder allgemeiner ,,Anti-Umgehungsvorschriften” bedarf es hier
daher nicht, wenngleich solche , Miflbrauchsparagraphen“ im deutschen Privatrecht
durchaus existieren.

2.2 Die Gesetzesumgehung im Steuerrecht

Die Existenz von Gesetzesumgehungen beschriankt sich nicht auf bestimmte
Rechtsgebiete. Auch das Steuerrecht sieht sich haufig mit Fallen mi8brauchlicher
Rechtsgestaltungen konfrontiert.

Als Unterfall der Gesetzesumgehung 14t sich die Steuerumgehung analog definie-
ren:

Unter Steuerumgehung versteht man ein Verhalten, durch das die handelnde
Person einen Steuervorteil zu erlangen sucht, der dem Sinn und Zweck der
betreffenden Gesetzesbestimmung zuwiderliuft, ohne daB der ausgelegte
Wortlaut des Steuergesetzes diesem Steuervorteil entgegenstiinde.’

Die Steuerumgehung kann sowohl darin bestehen, daB ein steuerpflichtiger Tatbe-
stand zu umgehen versucht wird, als auch in dem Bestreben, den Tatbestand einer
Steuervergiinstigung oder -befreiung gegen den Gesetzeszweck seinem Wortlaut
nach zu erfiillen.’ Kennzeichen der Steuerumgehung ist dabei ein MiBbrauch der
individuellen Gestaltungsfreiheit zum Zwecke der Steuerersparnis.®

! Vgl. TIPKE/LANG (1994) S. 105.

2 Vgl. Fischer in HHSp (1996) Rz. 55; BYDLINSKI (1991) S. 475.

3 Vgl. DANZER (1981) S. 16 ff; anders sieht es hingegen im Strafrecht aus, wo strafverschérfen-
de Analogie aufgrund von Art. 103 Abs. 2 GG als unzulissig angesehen wird, hierzu s.u. Kap.
4.122.1.

4 Vgl. WACKERNAGEL (1949) S. 29.

5 Vgl. KRUSE (1991) S. 144.

6 Vgl. KUHN/KUTTER/HOFMANN (1990) S. 119.
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Die fehlende Strafbarkeit ist hingegen kein notwendiges Merkmal der Steuerumge-
hung. Ob und ggf. wie der Staat die Umgehung der Steuergesetze ahndet, steht in
keinem Zusammenhang mit der Frage, wann eine Steuerumgehung vorliegt, son-
dern lediglich mit den im Gesetz hierfiir vorgesehenen Rechtsfolgen.

Begrifflich abzugrenzen ist die Steuerumgehung von der Steuervermeidung und der
Steuerhinterziehung.

Unter Steuervermeidung versteht man die rechtlich zuldssige Einschrankung der
steuerlichen Belastung durch den Steuertriger. Im einzelnen kann dieser der bela-
stenden Aktivitit in sachlicher, raumlicher oder zeitlicher Hinsicht ausweichen.’
Von der Steuerumgehung unterscheidet sich die Steuervermeidung dadurch, daf3
der Steuervermeider nicht nur (wie der Steuerumgeher) den Wortlaut des Gesetzes
auf seiner Seite hat, sondern die von ihm erreichte Steuerminderung auch dem
Sinn der betreffenden gesetzlichen Bestimmungen nicht entgegensteht.

Als Steuerhinterziehung wird der Versuch bezeichnet, die steuerliche Belastung
zu vermindern, indem der FinBeh steuerlich relevante Tatsachen unrichtig, unvoll-
stindig oder iberhaupt nicht mitgeteilt werden.’ Steuerhinterziehung bedeutet
einen VerstoB auch gegen den Gesetzeswortlaut und ist als solcher strafbar.*

Als Oberbegriff fir Steuervermeidung, Steuerumgehung und Steuerhinterziehung
148t sich das Wort Steuerentzug verwenden.’

Die vergleichsweise hohe Bedeutung, die der Steuerumgehung in der englisch-
sprachigen Literatur beigemessen wird, legt nahe, an dieser Stelle auch auf die im
angloamerikanischen Sprachraum gebréauchliche Terminologie einzugehen:

Die englische Sprache unterschied urspringlich nur zwischen legaler ,.fax avoidan-
ce“ und illegaler ,tax evasion“® Wihrend sich der Ausdruck ,fax evasion* mit
,,Steuerhinterziechung“ ohne weiteres exakt ibersetzen laflt, hat das vermehrte
Aufireten von Steuerumgehungsaktivititen auch im englischen Sprachraum dazu
gefiihrt, daB der Begniff , tax avoidance* nicht mehr einheitlich verwendet wird.’
Im allgemeinen umfait der Ausdruck ,tax avoidance“ sowohl die Steuervermei-

! 50 aber DIEBOLD (1984) S. 14, WREDE (1993) S. 18

? Vgl. ZIMMERMANN/HENKE (1994) S. 222 ff.

* vgl. § 370 AO.

* Fiir den Fall, daB die Steuer nicht vorsitzlich, sondern nur fahrlissig hinterzogen wurde,
spricht das deutsche Steuerrecht von , leichtfertiger Steuerverkiirzung® (§ 378 AO). Diese wird
nicht als Straftat, sondern nur als Ordnungswidrigkeit geahndet.

5 Vgl. WREDE (1993) S. 10.

$ Vgl. BRACEWELL-MILNES (1979) S. 9.

7 Man vergleiche ROSEN (1992) S. 353, der tax avoidance entsprechend dem deutschen Wort
»Steuervermeidung“ umschreibt, auf der einen Seite und KAY in COLLARD/LECOMBER/SLA-
TER (1980) S. 136 auf der anderen, der Steuervermeidungsfille aus dem Begriff , tax avoi-
dance" ausdriicklich ausklammert und ihm nur Steuerumgehungshandlungen zurechnet.
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dung als auch die Steuerumgehung,' wobei manche Autoren zur Abgrenzung zwi-
schen ,proper wund  jimproper tax avoidance, zwischen jmorally
unobjectionable* tax avoidance und tax avoidance ,of questionable character”
oder zwischen , espectable tax avoidance und ,devices* unterscheiden.”> SELDON
fihrt aus, daB als tax avoidance ,Jegale“ und ,moralische Steuerausweichhand-
lungen bezeichnet wiirden, fax evasion stehe hingegen fur jllegal“ und
Lunmoralisch®. Legale, aber als unmoralisch angesehene Handlungen, die nicht den
Buchstaben, aber den Geist des Gesetzes verletzen, bezeichnet SELDON mit dem
Kunstwort ,tax avoision™, welches der oben definierten Steuerumgehung gleich-
gesetzt werden kann.® Als gemeinsamen Oberbegriff fiir tax avoidance und tax
evasion haben CROSS und SHAW den Ausdruck , fax aversion“ geschaffen.*

In den obigen Definitionen verwendete Begriffe wie ,jmproper”, ,questionable
character, ,device* bzw. ,Milbrauch®, , Sinn und Zweck der Gesetzesbestim-
mung“ oder ,ausgelegter Wortlaut des Gesetzes“ machen deutlich, daf3 die
Grenzen zwischen Steuervermeidung und Steuerumgehung flieBend sind; denn wie
sollte exakt festgelegt werden, ab wann von einem , MiBbrauch gesprochen wer-
den muB3 oder wann ein Verhalten beginnt, dem ,Sinn und Zweck® einer
gesetzlichen Bestimmung zuwiderzulaufen? Es ist unmittelbar einsichtig, daf} es
immer wieder zu gerichtlichen Auseinandersetzungen zwischen Steuerpflichtigen
und Finanzbehorde kommen muB3, wenn es um die Frage geht, ob nun im Einzelfall
eine Steuerumgehung vorliegt oder nicht.’ Weil die Beweislast bzgl. des Vorlie-
gens einer Steuerumgehung im Regelfall bei der Finanzbehorde liegt® und dieser
Beweis nicht immer ohne weiteres zu erbringen ist, liegt es auf der Hand, daB3 es
hiufig zu Steuerumgehungshandlungen im oben definierten Sinne kommt, die von
der Rechtsprechung nicht als solche bewertet werden. Da zudem die Beurteilung
durch die Gerichte im Zeitablauf Wandlungen unterliegt’ und im iibrigen die Ein-
stellung des Gesetzgebers, der Finanzverwaltung und der Rechtsprechung von
Staat zu Staat variiert, diese Arbeit jedoch auch allgemeingiiltige Aussagen Uber
die Gesetzesumgehung im Steuerrecht ermoglichen soll, wird im folgenden die
oben angefiihrte Definition der Steuerumgehung nicht auf diejenigen Fille be-
schriankt, die Gesetzgebung und Finanzverwaltung in Verbindung mit der Recht-

' Vgl. NEVERMANN (1994) S. 49.

2 Vgl. hierzu im einzelnen die Literaturhinweise bei JUNKER (1982) S. 18.

3 Vgl. SELDON in IEA (1979) S. 4, DAVIES in IEA (1979) S. 62 und SPICER (1986) S. 13.
Demgegeniiber benutzen MYDDELTON in IEA (1979) S. 43 und GEEROMS/WILMOTS (1985)
S. 203 den Ausdruck ,tax avoision“ als Oberbegriff fiir Steuervermeidung, Steuerumgehung
und Steuerhinterzichung,

* Vgl. CROSS/SHAW (1982).

® Vgl. RAAB (1992) S. 417 f.

s Vgl. KLEIN/ORLOPP (1995) Anm. 8, GAMBIER/MERCIER (1990) S. 607 f. Sieche auch Kapitel
434,

7 Vgl. THOMA (1950) S. 60 f.
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sprechung zu einer solchen erklaren. Vielmehr ist die Entscheidung fur eine Steuer-
umgehungshandlung als eine Entscheidung unter Unsicherheit' anzusehen, bei der
der Steuerpflichtige nicht im vorhinein weiB3, ob die Finanzbehorde bzw. die Ge-
richte seine Vorgehensweise steuerlich anerkennen oder aber ihr als miibrauchliche
Steuerumgehung die Anerkennung versagen werden.

! Zum Begriff der Unsicherheit und seiner Abgrenzung zum Risikobegriff vgl. z.B. LUCKE
(1975) S. 64 f.
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3. Soll die Steuerumgehung bekimpft werden?

3.1 Vorbemerkungen

Der Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit liegt nicht in einer umfassenden Ana-
lyse der gesamtwirtschaftlichen positiven und negativen Auswirkungen der
Steuerumgehung entsprechend der zahlreichen derartigen Literatur zur Steuerhin-
terziehung. Dennoch soll im folgenden nicht darauf verzichtet werden, diejenigen
Argumente, die fiir eine Bekdampfung der Steuerumgehung sprechen konnten, zu
analysieren, aber auch auf mogliche Wohlfahrtsgewinne durch Steuerumgehungs-
handlungen einzugehen. Sofern die Analyse den Schlu3 nahelegt, daB3 die negativen
Effekte der Steuerumgehung iiberwiegen, ergibt sich daraus die Rechtfertigung
erstens flir den Staat, Mafnahmen zu ihrer Bekdmpfung einzuleiten, und zweitens
fiir diese Arbeit, diese MaBBnahmen nur noch auf ihre Effektivitit, Effizienz und
VerfassungsmaBigkeit hin zu untersuchen, nicht jedoch ihre Zielsetzung, die Be-
kampfung der Steuerumgehung, weiter zu hinterfragen.

Die okonomischen Konsequenzen der Steuerumgehung sind im wesentlichen die-
selben wie die der Steuerhinterziehung: Die Steuerumgehung beeinfluflt das
Volumen der okonomischen Aktivititen in einer Volkswirtschaft, die Einkom-
mensverteilung, die Verteilung der Produktionsfaktoren auf Aktivititen, die der
Steuerumgehung leichter oder schwieriger zugénglich sind, und nimmt sowohl
beim Staat als auch in der freien Wirtschaft die Arbeitskraft und die Fahigkeiten
vieler Menschen in Anspruch, die andernfalls direkter zum Sozialprodukt beitragen
konnten.' Zudem wird in der miBbriuchlichen Umgehung von Steuergesetzen ein
unmoralischer VerstoB gegen die Birgerpflicht gegeniiber dem demokratischen
Gemeinwesen gesehen: Greift fehlendes Respektieren des Willens des demokra-
tisch gewahlten Gesetzgebers um sich, ergebe sich letztlich eine Gefahr fir die
Demokratie selbst.”

Im folgenden sollen die politischen, fiskalischen, allokativen und distributiven
Auswirkungen der Steuerumgehung beschrieben und kommentiert werden.

3.2 Steuerumgehung als Gefahr fiir die Demokratie?

Da jede zivilisierte Gesellschaft nach allgemeiner Auffassung von Gesetzen abhin-
gig ist, die zu befolgen sind, unabhingig davon, ob man sie fir angemessen halt
oder nicht, wird die Steuerhinterziehung hiufig als Gefahr fiir den demokrati-
schen Staat angesehen, der sich hier zur Wehr setzen miisse, um einem Verfall der

! Vgl. SELDON in IEA (1979) S. 6, 12.
2 Vgl. CHRISTOPHER in [EA (1979) S. 88.
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Rechtsordnung zu begegnen. Aufgrund der Tatsache, dal die Steuerumgehung
genau wie die Steuerhinterziehung dem Ziel dient, entgegen der Absicht des Ge-
setzgebers einen Steuervorteil zu erlangen, der dem Geist des demokratisch
zustande gekommenen Steuergesetzes widerspricht, konnte man auch die
Steuerumgehung als mogliche Gefahr fiir die Demokratie auffassen, zumal der dem
Rechtsmif3brauch innewohnende laxe Umgang mit dem Gesetz zu einer nachlas-
senden Autoritdt der Rechtsordnung beitragen konnte. Eine solche Argumentation
1aBt sich m.E. keinesfalls vollig verwerfen;' jedoch darf trotz allem nicht iibersehen
werden, daf3 die beschriebene Gefahr im Falle der Steuerumgehung nicht dieselbe
Intensitit aufweist wie im Falle der Steuerhinterziehung: Wihrend die Steuerhin-
terziehung eine kriminelle Handlung darstellt, verstoBt die Steuerumgehung nicht
gegen den Wortlaut, den die Legislative dem Gesetz gegeben hat, und darf als sol-
che auch nicht kriminalisiert werden. Kann die Steuerhinterziehung u.U. einen
Einstieg in die Wirtschafts- oder andere Formen der Kriminalitit darstellen oder
andere Wirtschaftssubjekte zu einem solchen Einstieg veranlassen, so ist von der
Steuerumgehung ein solcher EinfluB auf Verstof3e gegen auBlersteuerliche Gesetze
wohl weniger zu erwarten. Allerdings ist nicht auszuschlieBen, daB8 das Volumen
an Steuerumgehungen das gesamtwirtschaftliche Ausmaf} an Steuerhinterziehungen
beeinflussen kann und somit indirekt die von der Steuerhinterziehung ausgehende
Gefahr fir die demokratische Rechtsordnung tangiert. Dieser letzte Aspekt (der
EinfluB der Steuerumgehung auf das Hinterziehungsverhalten) soll im folgenden
Kapitel mit behandelt werden.

3.3 Fiskalische Auswirkungen der Steuerumgehung

Ceteris paribus fiithrt die Steuerumgehung zu Steuerausfillen beim Staat in Hohe
der von den Steuerpflichtigen erzielten Steuerersparnis. Jedoch gilt fir die
Steuerumgehung dasselbe, was von der Literatur fiir die Schattenwirtschaft® fest-
gestellt wurde: Die Aufkommensverluste treten nur dann in voller Hohe ein, sofern
die Steuerumgehung normal besteuerte Aktivititen verdriingt, d.h. sofern sie aus-
schlieflich dort praktiziert wird, wo die betreffenden Geschifte auch dann
stattfinden, wenn sie in vollem Umfang der Besteuerung unterlagen.’ Falls sie je-
doch bestimmte Aktivititen erst lohnend machen und damit zu zusiitzlicher

! 50 aber - zumindest in der Tendenz - SHENFIELD (1968) S. 19 ff.

2 Der Begriff der Schattenwirtschaft wird nicht einheitlich definiert. Hier soll er umfassend fiir
die Gesamtheit aller 6konomischen Aktivitiiten, die nicht in der offiziellen VGR erfafit werden,
verwendet werden. Zur Schattenwirtschaft gehéren damit (neben illegalen Aktivititen wie z.B.
Drogenhandel oder Hehlerei) sowohl legale, offene Aktivitéiten wie z.B. Haus- und Heimarbeit
oder unentgeltliche Nachbarschafishilfe als auch legale, aber verheimlichte Titigkeiten wie
Schwarzarbeit oder Schwarzmarkthandel. Vgl. hierzu beispielsweise MEYER (1989) S. 72-74.

3 Vgl. GRETSCHMANN (1984) S. 124.
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Wirtschaftstitigkeit fithren sollte, welche wiederum zusitzliche steuerwirksame
Ausgaben hervorriefe, wire ihre aufkommensmindernde Wirkung nicht mehr ge-
wiB.! Ob es nun tatsichlich zu Aufkommensverlusten kommt, koénnte dann nicht
eindeutig gesagt werden. Falls dem nicht so sein sollte, verléren natiirlich die mei-
sten Okonomischen und moralischen Argumente fir eine Bekdmpfung der
Steuerumgehung stark an Gewicht.” Selbst ein Staat, der mit seiner Steuerpolitik
ausschliellich eine Maximierung seines Steueraufkommens anstrebt, hitte kein
Interesse mehr, der Steuerumgehung entgegenzutreten.

Die These, Steuerumgehung konne zu Mehrarbeit und Mehrinvestitionen fithren
und damit eventuelle Aufkommensverluste kompensieren oder gar iberkompensie-
ren, ist allerdings zu hinterfragen. Mag sie fur die Schattenwirtschaft teilweise
zutreffen, so ist im Falle der Steuerumgehung zu beriicksichtigen, daB es sich dort
um den Finanzbehorden offen dargelegte Transaktionen handelt, deren steuerliche
Anerkennung meist ausgesprochen ungewif ist. Wahrend legale Steuervermeidung
ohne Risiko bleibt und illegale Steuerhinterziehung i.d R. nur dort praktiziert wird,
wo ihre Ahndung als ausgesprochen unwahrscheinlich angesehen wird, besteht fur
die Steuerumgehung ein betrachtliches Element der Unsicherheit. Ob die
Steuerumgehung tatsachlich in nennenswertem Umfang Aktivitdten hervorruft, die
andernfalls unterblieben, muf8 m.E. unter diesen Umstinden erheblich bezweifelt
werden. Unter Beriicksichtigung der bis hierher genannten Aspekte ist folglich eine
Aufkommensminderung durch Steuerumgehung zwar nicht zu beweisen, aber wohl
doch anzunehmen. Hinzu kommt als weiterer, in Kap. 3.2 bereits angedeuteter
Gesichtspunkt, daf3 das AusmaB an Steuerumgehung nicht ohne Einfluf} auf das
AusmaB an Steuerhinterziehung bleiben muf3. Wenn man davon ausgeht, da3 Steu-
erhinterzieher nicht als reine homines oeconomici agieren, die ihr Volumen an
hinterzogenem Einkommen allein vom Steuersatz, der Aufdeckungswahrschein-
lichkeit, der moglichen Bestrafung und ihrer Einkommenssituation abhangig
machen, wie in den 6konomischen Standardmodellen zur Steuerhinterziehung un-
terstellt, sondern dariber hinaus auch psychologische Faktoren wie die
Steuerehrlichkeit der Mitmenschen und die angenommene Fairne8 des Steuersy-
stems als Ursachen der Steuerhinterziehung ansieht,’ ist eine Korrelation zwischen
Steuerumgehung und Steuerhinterziehung durchaus anzunehmen. Die Versuchung,
Steuern zu hinterziehen, diirfte steigen, wenn die Allgemeinheit das Gefiihl be-
kommt, daB die Steuerpflicht faktisch nicht fir die Gesamtheit der
Steuerpflichtigen gilt, sondern bestimmte Gruppen oder Sektoren der Volkswirt-
schaft in der Lage sind, durch Steuerumgehung ihrem Anteil an der Steuerlast ganz
oder teilweise zu entgehen* Eine wirksame Bekimpfung der Steuerumgehung

! Vgl. MYDDELTON in IEA (1979) S. 54.

? Vgl. BRACEWELL-MILNES in IEA (1979) S. 108.

% s.u. Kapitel 5.8.1

“ Vgl. PETTERSON (1978) S. 254; EUROPEAN COMMISSION (1985) S. 52.
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wiirde in diesem Fall nicht nur die aus ihr unmittelbar resultierenden Aufkommens-
verluste senken, sondern dariiber hinaus auch eine Abnahme der Mindereinnahmen
als Folge von Steuerhinterziehung bewirken.’

Im Ergebnis kann folglich mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen
werden, daB Steuerumgehung zu Aufkommensverlusten beim Staat fiihrt. Dieser
wird auf der Einnahmen- oder Ausgabenseite seines Haushalts darauf reagieren
miissen. Die daraus resultierenden allokativen und distributiven Auswirkungen sind
Gegenstand der folgenden Kapitel.

3.4 Allokative Auswirkungen der Steuerumgehung

3.4.1 Direkte Wohlfahrtsverluste aus Steuererhéhungen oder Kiir-
zungen von Staatsausgaben

Ob die aus der Steuerumgehung resultierenden Wohlfahrtsgewinne fiir die Steuer-
umgeher hoher oder niedriger sind als die unmittelbar aus den notwendigen Steuer-
erhohungen oder staatlichen Ausgabenkiirzungen sich ergebenden Wohlfahrts-
verluste fir den Rest der Gesellschaft, 148t sich nicht eindeutig feststellen:

Soweit der Fiskus die Aufkommensverluste durch Steuererhdhungen® ausgleicht,
liegt die Befurchtung nahe, da3 hohere nominale Steuersitze zu einem Riickgang
der volkswirtschaftlichen Aktivititen fiihren konnten.® Jedoch ist zu beriicksichti-
gen, dafl die durchschnittlichen effektiven Steuersitze in der Volkswirtschaft
durch die Steuerumgehung unberiihrt blieben und der Betrag an Steuern, den der
Fiskus der Privatwirtschaft entzieht, keinerlei Anderung erfithre. Da sich zudem
theoretisch nicht eindeutig sagen 1af3t, ob hohere Steuersatze tatsachlich das Inve-
stitionsvolumen und das Arbeitsangebot negativ beeinflussen, sind gesamt-
wirtschaftliche Wohlfahrtsverluste als direkte Folge der steuerumgehungsbedingten
Steuererhohungen recht ungewif3.

! Dies setzt natiirlich voraus, daB Steuerhinterziehung tatsichlich zu Steuermindereinnahmen
fiihrt, was in dieser Arbeit nicht niher untersucht werden soll, nach h.M. jedoch, auch unter
Beriicksichtigung von Sekundirwirkungen, zutrifft. Vgl. hierzu z.B. GRETSCHMANN (1984)
S. 127.

2 Die Wirkung einer dritten Méglichkeit staatlicher Reaktion auf Steuerumgehungen, nimlich
einer entsprechenden Erhshung der 6ffentlichen Neuverschuldung, soll wegen der Ahnlichkeit
der Verschuldungswirkungen im Vergleich zu den Steuerwirkungen hier nicht gesondert be-
handelt werden.

3 Diese Befiirchtung findet sich bei KAY in COLLARD/LECOMBER/SLATER (1980) S. 137.

4 Vgl. hierzu beispielsweise WAGNER/DIRRIGL (1980) S. 33-42 und ROSEN (1992) S. 413-417.
(Die Auswirkung einer Steuersatzerhohung auf das Arbeitsangebot ist allerdings dann eindeu-
tig negativ, wenn die gingige einzelwirtschaftliche Betrachtung aufgegeben und das gesamt-
wirtschaftliche Arbeitsangebot untersucht wird. Vgl. hierzu HANSSON/STUART (1983) S. 587.)
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Soweit die Aufkommenseinbuf3en des Fiskus durch Kiirzungen von Staatsausgaben
ausgeglichen werden, hiangt die unmittelbare Wohlfahrtswirkung davon ab, ob die
privaten Wohlfahrtsgewinne aus Steuerumgehung hoher oder niedriger sind als der
Nutzenriickgang aufgrund sinkender Staatsleistungen. Sofern der aktuelle Staats-
anteil gleich hoch oder niedriger liegt, als er optimalerweise sein miifite, wiese die
Steuerumgehung tendenziell eine wohlfahrtsmindernde Wirkung auf. Ist der
Staatsanteil hingegen zu hoch oder entsprechen die Staatsausgaben in ihrer Struk-
tur nicht den Wahlerpriferenzen, konnten Wohlfahrtsgewinne aus der Steuer-
umgehung resultieren. Dasselbe gilt, soweit die Kiirzung staatlicher Ausgaben zu
einer Verminderung von Ressourcenverschwendung im offentlichen Sektor fiihrt.'
Unter den Bedingungen des Haavelmo-Theorems” ist andererseits ein Riickgang
der Steuereinnahmen stets wachstumsschédlich, da der Steuermultiplikator niedri-
ger liegt als der Staatsausgabenmultiplikator.® Insgesamt kann auch fiir den Fall
staatlicher Ausgabenkiirzungen nicht eindeutig gesagt werden, ob Steuerumgehung
wohlfahrtserhohend oder -senkend wirkt.

3.42  Wettbewerbsgesichtspunkte

Es ist nicht davon auszugehen, daf3 die Moglichkeiten zur Steuerumgehung unter
den verschiedenen Sektoren und Branchen einer Volkswirtschaft gleichmaBig ver-
teilt sind. Aus diesem Grund fithrt die Steuerumgehung zu Verzerrungen auf dem
Arbeits- und Kapitalmarkt; sie beeinfluflt die Anlageentscheidungen der Haushalte,
die Finanzierung der Unternehmen, die Gleichgewichtspreise auf dem Guitermarkt
und die Struktur von Arbeitsplatzangebot und -nachfrage. Die sich aus der
Steuerumgehung ergebenden Verzerrungen des Wettbewerbs zwischen den Unter-
nehmen kénnen u.a. dazu fiihren, daB3 eventuelle Grenzanbieter iiberleben, die unter
strengen Marktbedingungen als ineffizient ausscheiden miif3ten. Ferner verschaffen
sich Unternehmen durch Steuerumgehung Wettbewerbsvorteile, die nicht aus effi-
zienter Produktion resultieren, sondern im Gegenteil mit Ineffizienz einhergehen
konnen, wenn namlich die mifSbrauchliche Rechtsgestaltung mit schidlichen Ne-
benwirkungen auf Beschaffung, Lagerung, Produktion, Absatz oder Finanzierung
verbunden ist und damit ohne die angestrebte Steuerersparnis betriebswirtschatftlich
nachteilig wire.* Verfolgt der Staat mit seiner Steuerpolitik auch auBerfiskalische
Ziele und versucht, diejenigen Unternehmen (oder Haushalte) mit einer steuerli-
chen Sonderbelastung zu versehen, die bestimmte Aktivititen ausiben bzw.

! Vgl. SHENFIELD (1968) S. 24.

%2 Vgl. HAAVELMO (1945) S. 311 ff.

? Vgl. GRETSCHMANN (1984) S. 129.

4 Vgl. GROENEWEGEN in COLLINS (1984) S. 28 f. und S. 33; FULLERTON/KARAYANNIS (1994)
S. 275.

5s.u. S. 81; vgl. auch JAHRMARKT (1981) S. 32.
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unterlassen, so mindern Moglichkeiten zur Steuerumgehung die Effektivitit derar-
tiger wirtschaftspolitischer MaBnahmen.' Die internationale Steuerumgehung
schliellich fithrt zu Verzerrungen internationaler Kapitalbewegungen und Wettbe-
werbsbedingungen.’

Insgesamt 4Bt sich sagen, daf3 eine steigende quantitative Bedeutung der Steuer-
umgehung wettbewerbspolitisch ausgesprochen bedenklich erscheint.

3.43  Bindung von Ressourcen durch Steuerumgehung

Die Steuerumgehung bindet Ressourcen von Beratern und Fachpersonal in den
Unternehmen, aber auch von Finanzbeamten und Gerichtspersonal beim Staat.
Volkswirtschaftlich gesehen wire es vorteilhafter, wenn dieser Personenkreis seine
Fahigkeiten und Arbeitskraft fir den eigenen Nutzen und den der Gesellschaft ein-
setzen wiirde, statt sich mit gesamtwirtschaftlich nutzlosen, allein der Steuer-
minderung dienenden Rechtsgeschiften auseinanderzusetzen.’ Der Einwand, auch
legale Steuervermeidung binde Ressourcen von Beratern, die andernfalls direkter
zur Steigerung der volkswirtschaftlichen Wohlfahrt beitragen kénnten, ohne daf es
hier iblich sei, von Ressourcenverschwendung zu sprechen,® kann nicht iiberzeu-
gen. Die gesamtwirtschaftlichen Kosten der Steuerumgehung werden dadurch
nicht geringer, daB3 auch andere, nicht mi3brauchliche Aktivititen derartige Kosten
verursachen. Im iibrigen ist Steuervermeidung oft staatlicherseits erwiinscht und
volkswirtschaftlich vorteilhaft,® wihrend Steuerumgehung dem Willen des Gesetz-
gebers widerspricht und allenfalls in Sonderfillen, wenn namlich eine bestimmte,
gesamtwirtschaftlich besonders schidliche Abgabe umgangen wird, volkswirt-
schaftlichen Nutzen stiften kann.

Man kann also festhalten, daf3 die Steuerumgehung auch unter dem Gesichtspunkt
der Verschwendung von Ressourcen i.d.R. allokativ schédlich ist. Unter diesem
Aspekt wire eine Bekampfung der Steuerumgehung so lange angezeigt, wie der
mit der Bekiampfung verbundene Verwaltungsaufwand niedriger liegt als die einge-
sparten Ressourcen in der Privatwirtschaft.

! Vgl. COLLINS in COLLINS (1984) S. vii.

2 Vgl. hierzu ausfiihrlich SCHMID (1961) S. 245-248.

3 Vgl. ILERSIC in IEA (1979) S. 37 f.; WAGNER (1986) S. 45.

4 Vgl. SHENFIELD (1968) S. 26.

3 Man denke beispielsweise an Umweltabgaben in Gestalt einer Pigou-Steuer. Jeder betriebswirt-
schaftlich sinnvolle Einsatz von Ressourcen, um eine solche Abgabe ganz oder teilweise zu
vermeiden, ist auch volkswirtschaftlich von Vorteil. Man mag dagegen einwenden, daf es in
der Praxis keine echten Pigou-Steuern gibt; doch gilt obige Aussage auch dann uneinge-
schriinkt, wenn die Abgabe geringer ist, als sie es nach dem Pigou-Konzept sein miifite.
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3.5 Distributive Auswirkungen der Steuerumgehung

Wie bereits festgestellt wurde, fiihrt das Aufireten von Steuerumgehung im Regel-
fall zur Kiirzung von Staatsausgaben oder zur Erh6hung von Steuern. Im Ergebnis
bedeutet Steuerumgehung deshalb eine Bereicherung der Steuerumgeher auf Ko-
sten derjenigen Personen, die keine Steuerumgehung betreiben konnen oder
wollen.

3.5.1  Horizontale Verteilungswirkungen

Steuerumgehung fithrt zu einer horizontalen Ungleichbehandlung der Steuerpflich-
tigen. Selbst wenn die verschiedenen Berufsgruppen und die verschiedenen
Einkunfisarten nominell gleich behandelt werden, kommt es zu Ungleichheiten, da
die Moglichkeiten, Steuerumgehung zu praktizieren, weder unter den Individuen
noch zwischen den verschiedenen Aktivititen gleich verteilt sind.' Wenn beispiels-
weise Steuern auf Kapitalgewinne oder Unternehmereinkommen leichter umgangen
werden konnen als Steuern auf Einkiinfte aus nichtselbstandiger Arbeit, sind Ar-
beitnehmer gegeniiber einkommensgleichen Berufsspekulanten oder Selbstandigen
tendenziell steuerlich benachteiligt. Es kommt dann zu Situationen, in denen Per-
sonen mit gleicher wirtschaftlicher Leistungsfahigkeit unterschiedlich hohe
Steuerbetrige abzufithren haben, ohne daf sich dieser Zustand durch andere fi-
nanzwissenschaftliche Begriindungen auBerhalb des Leistungsfahigkeitsprinzips
rechtfertigen lieBe.

Der Hinweis, auch ohne Steuerumgehung géibe es im Wirtschaftsleben viele Situa-
tionen, in denen eine Person gegeniiber einer anderen im Nachteil ist, kann kein
Argument dafiir sein, die mit der Steuerumgehung verbundenen horizontalen Un-
gleichbehandlungen hinzunehmen:> Die Existenz von Ungerechtigkeiten, die im
Steuersystem selbst oder im gesamten Wirtschaftssystem ihre Ursache haben, darf
nicht davon ablenken, daB3 Steuerumgehung zu zusiitzlichen Ungerechtigkeiten
fuhren kann, deren Bekdmpfung in Deutschland auch aus verfassungsrechtlicher
Sicht (Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 GG) geboten ist.?

' Vgl. KAY in COLLARD/LECOMBER/SLATER (1980) S. 137, SANDFORD in COLLARD/
LECOMBER/SLATER (1980) S. 160.

2 50 aber die Argumentation von SHENFIELD (1968) S. 25

® Ein Ableiten der Forderung nach einer wirksamen Verhinderung von Steuerumgehungen aus
dem verfassungsrechtlichen Gebot der prinzipiell gleichen Rechtsanwendung nach Art. 3 GG
findet sich beispielsweise bei DANZER (1981) S. 24 f.
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3.5.2  Vertikale Verteilungswirkungen

Die vertikalen Verteilungswirkungen hingen naturgemiB davon ab, in welcher
Weise der Staat mit Steuererh6hungen reagiert bzw. welche Staatsausgaben er
kiirzt. Da hieriiber keine allgemeingiiltigen Aussagen méglich sind, sollen hier nur
die Verteilungswirkungen der Steuerumgehung selbst, nicht jedoch die der staatli-
chen Reaktion auf die Einnahmenausfille untersucht werden.

Es wird nirgends bestritten, da3 der Steuerumgehung bei den Besserverdienenden
eine absolut und relativ hohere Bedeutung zukommt als bei Geringverdienern.
Zwar mogen einige mifbrauchliche Steuertricks auch fiir letztere gelegentlich
moglich und lohnend sein, doch ,real avoidance is only for the wealthy”.' Bei-
spielsweise gestalten sich Moglichkeiten der Steuerarbitrage’ am einfachsten fiir
buchfiihrungspflichtige Selbstandige und Freiberufler, da hier die steuerliche Ab-
setzbarkeit von Schuldzinsen leicht erreicht werden kann.> Geht man davon aus,
daB dieser Personenkreis meist zu den Besserverdienenden gehért und auch sonst
tendenziell mehr Gelegenheiten besitzt, Steuerumgehung zu betreiben, als die im
Durchschnitt einkommensschwicheren Personen, denen fast ausschlieBlich Ein-
kiinfte aus nichtselbstandiger Titigkeit zuflieen, dann ergibt sich bereits aus den
unterschiedlichen Moglichkeiten zur Steuerumgehung je nach Einkunftsart eine
regressive Verteilungswirkung. Diese wird dadurch verstirkt, daB viele der
Steuerumgehung dienenden Rechtskonstruktionen so aufwendig sind, daB sie nur
bei hohen Grenzsteuersitzen, d.h. bei hohen Einkommen, lohnend sind. Damit
sorgt die Steuerumgehung fiir eine faktische Begrenzung staatlicher Umverteilung.

Ob ein derartiger Eingriff in die vom Gesetzgeber vorgesehene Steuerlastverteilung
als verteilungspolitisch bedenklich einzustufen oder aber eher zu begriien ist, wird
naturgemal unterschiedlich gesehen: Wahrend BRACEWELL-MILNES darauf hin-
weist, da3 aus Grinden des Staatsversagens nicht gewihrleistet ist, daB der von
den Steuerumgehern verletzte ,,Geist des Gesetzes* und ,,Wille des Gesetzgebers“
mit den Wahlerpriferenzen iibereinstimmt,* 148t sich in Anlehnung an KAY’ dage-
gen argumentieren, daf als Folge von Steuerumgehung eher zufallsverteilte
effektive Steuersitze wohl erst recht nicht den Wiéhlerpraferenzen entsprechen. Die
Beurteilung der Regressionswirkung wird selbstverstandlich auch davon abhingen,
ob man die gesetzlich vorgesehene Einkommensumverteilung fiir gerecht bzw. fur

! [LERSIC in [EA (1979) S. 31; vgl. auch GROENEWEGEN in COLLINS (1984) S. 34 und SAND-
FORD in COLLARD/LECOMBER/SLATER (1980) S. 160.

% Als Steuerarbitrage wird u.a. die Verwendung von Krediten fiir steuerbegiinstigte Finanzanla-
gen bezeichnet, sofern die zugehorigen Kreditzinsen steuerlich absetzbar sind. Vgl. hierzu und
zu anderen Formen der Steuerarbitrage Kap. 6.5.1 dieser Arbeit.

3 Vgl. RAAB (1992) S. 420.

4 Vgl. BRACEWELL-MILNES in IEA (1979) S. 111.

® Vgl. KAY in COLLARD/LECOMBER/SLATER (1980) S. 137.
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zu gering ausgepragt hélt oder ob man sie als iiberzogenen, nicht mehr leistungsge-
rechten ., Raub an den Besserverdienenden® ansieht.

Die distributiven Wirkungen der Steuerumgehung konnen wiederum allokative
Ruckwirkungen aufweisen: So weist MYDDELTON darauf hin, daf3 eine Begrenzung
staatlicher Umverteilung durch Steuerumgehung die wachstumsfeindlichen Folgen
iiberzogener Redistribution wirksam mindern konne,' wihrend NEVILE es fiir
wahrscheinlich hilt, daf3 die Mehrzahl der Arbeitnehmer ein Steuersystem, das vor
allem Gewerbetreibenden und Freiberuflern Moglichkeiten zur Steuerumgehung
1a8t, als ungerecht ansehen und deshalb weniger Lohnzuriickhaltung iiben wird,
was wiederum Inflation und Arbeitslosigkeit anwachsen lieBe.

3.6 Ergebnis

Wihrend von der Steuerumgehung im Gegensatz zur Steuerhinterziehung keine
wesentliche Gefahr fir den demokratischen Rechtsstaat ausgeht, fiihrt auch erstere
zu fiskalisch unerwiinschten Aufkommenseinbuflen und damit i.d R. zu Steuerer-
hohungen oder Staatsausgabenkiirzungen. Ob die aus solcher staatlicher Reaktion
unmittelbar resultierenden Wohlfahrtsverluste hoher liegen als die Wohlfahrtsge-
winne bei den Steuerumgehern, 1aBt sich nicht eindeutig feststellen. Jedoch wurde
gezeigt, dal das Auftreten miflbrauchlicher Steuerumgehungen wettbewerbspoli-
tisch bedenkliche Folgen auslost und durch die Bindung von Personal in den
Unternehmen und beim Staat volkswirtschaftliche Ressourcenverschwendung be-
deutet. Beziglich der distributiven Konsequenzen der Steuerumgehung ist in
vertikaler Hinsicht eine regressive Wirkung festzustellen, deren Positiv- oder Ne-
gativbewertung in erster Linie von der jeweiligen politischen Einstellung abhingig
ist. Die aus der Steuerumgehung resultierenden horizontalen Ungleichbehandlun-
gen sind jedoch sowohl aus finanzwissenschaftlicher Sicht als auch unter recht-
lichen Gesichtspunkten eindeutig unerwiinscht.

Insgesamt legen die Ausfihrungen dieses Abschnitts den Schlufl nahe, daf3 die
Steuerumgehung in erster Linie nachteilige gesamtwirtschafiliche Auswirkungen
aufweist. Auch wenn die vorliegende Arbeit keinen umfassenden Beweis fur diese
These liefern kann, so unterstiitzen die hier angefiihrten Argumente doch die Auf-
fassung, daB der Staat bemiiht sein sollte, das AusmaB3 an Steuerumgehungen in
Grenzen zu halten. Die Moglichkeiten, die ihm dafiir offenstehen, sind im folgen-
den Gegenstand der Arbeit.

! Vgl. MYDDELTON in IEA (1979) S. 55 ff.
2 Vgl. NEVILE in COLLINS (1984) S. 39 ff.
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A Die Bekimpfung der Steuerumgehung aus rechts-
wissenschaftlicher Sicht

4.1 Die Diskussion um die Notwendigkeit einer Generalklau-
sel gegen die Steuerumgehung - Alternativen zur Gene-
ralklausel

In der rechtswissenschaftlichen Diskussion tauchen im wesentlichen vier Alternati-
ven auf, die u.U. geeignet sind, der Steuerumgehung entgegenzuwirken:

- Zum einen kann versucht werden, durch laufende Anpassungen der Gesetzestexte
sowie durch Erlaf3 spezieller Vorschriften gegen bestimmte aufiretende Steuer-
umgehungshandlungen die Umgehung der Gesetze zu erschweren.

- Eine andere Moglichkeit ist die Schaffung einer allgemein gehaltenen Bestim-
mung im Steuerrecht, die Steuerumgehungen generell fiir steuerlich unwirksam
erklart (,,Generalklausel*). Eine solche Vorschrift findet sich im deutschen Steu-
errecht seit 1919.

- Generalklausel und Spezialvorschriften wiren jedoch verzichtbar, sofern die
Rechtsanwender (Finanzbehorden, Steuergerichtsbarkeit) die Moglichkeit hatten,
vom Gesetzeswortlaut gedeckte, aber dem Sinn des Gesetzes widersprechende
Steuervorteile im Rahmen der juristischen Methodenlehre zu verhindern, ohne
daB hierfiir eine ausdriickliche gesetzliche Erméchtigung erforderlich wire.

- Eine vierte Moglichkeit bestiinde darin, Steuerumgehungsversuchen durch Schaf-
fung gesetzlicher Bestimmungen mit riickwirkender Kraft zu begegnen, wie es
britischer Praxis entspricht (s.u. S. 67 f). Sofern eine solche Riickwirkung bela-
stender Rechtsvorschriften nicht als verfassungswidrig eingestuft wird, kann auch
diese Methode bei konsequenter Anwendung den Verzicht auf eine Generalklau-
sel durchaus kompensieren.

4.1.1 Die Verhinderung der Steuerumgehung durch Gesetzestext-
anpassungen und Spezialklauseln

Nach Maoglichkeit ist der Gesetzestext so zu fassen, daB3 er sich in allen Fallen mit
dem Sinn und Zweck des Gesetzes deckt und Steuerumgehungen somit ausge-
schlossen bleiben. Jedoch kann bei der Formulierung der Steuergesetze trotz aller
Sorgfalt nicht ausgeschlossen werden, daf es raffinierten Steuerpflichtigen gelingt,
noch Unvollkommenheiten im Wortlaut aufzuspiiren und fur Umgehungsgestaltun-
gen zu nutzen.
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Da nachtragliche Wortlautverbesserungen zwangslaufig dem Erfindungsreichtum
der Steuerumgeher hinterherhinken, kénnen sie keinen umfassenden Schutz vor
Steuerumgehungshandlungen bieten.

Auch die Schaffung von Spezialvorschriften zur Beseitigung einzelner Umge-
hungsmoglichkeiten wird notwendig der Entwicklung nachhinken und im tbrigen
bei liickenloser Anwendung zu einer unerwiinschten Ausuferung und Verkompli-
zierung der Gesetzestexte filhren, ohne daB es in Anbetracht der Vielfalt an
Gestaltungsmoglichkeiten, die das Rechtssystem den Wirtschaftssubjekten zur
Verfligung stellt, denkbar wire, durch Spezialklauseln tatsichlich alle Umgehungs-
handlungen zu verhindern.'

Somit kénnen Gesetzestextanpassungen und Spezialvorschriften zwar im Einzelfall
durchaus sinnvoll sein, um bestimmte publik gewordene oder von vornherein nahe-
liegende Umgehungsversuche zu vereiteln; fiir eine wirkungsvolle allgemeine
Bekampfung der Steuerumgehung sind sie jedoch nicht geeignet.

4.1.2 Die Bekiimpfung der Steuerumgehung im Wege der Geset-
zesanwendung ohne Zuhilfenahme einer Generalklausel

,,Die echte Steuerumgehung fangt genau dort an, wo die Auslegungskunst zu ver-
sagen beginnt “® Diese vielzitierte Aussage ALBERT HENSELs macht deutlich, daf
dem Problem der Steuerumgehung nicht mit Auslegung beizukommen ist. Es liegt
deshalb nahe, zunichst eine Grenzziehung zwischen erweiternder Auslegung und
Analogie bzw. zwischen einschrankender Auslegung und teleologischer Reduktion
vorzunehmen, um damit zu kliren, wo die Auslegung einer Vorschrift endet und
der Anwendungsbereich von Analogie und teleologischer Reduktion einsetzt. Ob
die Gesetzesanwender (Finanzbehorden, Gerichtsbarkeit) befugt sind, Steuerum-
gehungen mit den Mitteln der Analogie und teleologischen Reduktion zu begegnen,
soll anschlieBend eingehend untersucht werden. SchlieBlich wird als eine weitere,
frither in Deutschland sogar gesetzlich fixierte juristische Interpretationsmethode
die wirtschaftliche Betrachtungsweise einer niheren Untersuchung unterzogen, da
auch diese in der Vergangenheit zur Steuerumgehungsbekampfung herangezogen
worden ist.

' Vgl. Begr. RegE § 45 (= § 42 AO) in MITTELSTEINER/SCHAUMBURG (1977) S. 79 f.

2 KAY in COLLARD/LECOMBER/SLATER (1980) S. 140 weist auch auf die Gefahr hin, da® Spe-
zialklauseln gegen die Steuerumgehung sogar zu Ideenlieferanten der Konstrukteure von
Steuerumgehungsgestaltungen werden kénnen: ,,Roy Tucker, a leading inventor of avoidance
schemes, has commented that his principal source of ideas is existing anti-avoidance legisla-
tion.”

3 HENSEL (1923) S. 244
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4.1.2.1 Zur Abgrenzung zwischen Auslegung und Analogie sowie zwischen
Auslegung und teleologischer Reduktion

Nach herrschender Auffassung endet die Moglichkeit der Auslegung einer gesetzli-
chen Norm bei ihrem ,weitesten nach dem Sprachgebrauch noch méglichen
Wortsinn.“! Wo die Auslegung endet, beginnt die Gesetzesliicke und damit der
Anwendungsbereich der Analogie.” Bei der Auslegung ist zuniichst vom Gesetzes-
wortlaut auszugehen (, grammatische Auslegung®). Von Bedeutung fiir die Frage
der Grenze zwischen Auslegung und Analogie ist jedoch erst die sog. teleologische
Auslegung. Hierunter versteht man eine den Sinn und Zweck einer Rechtsnorm
beriicksichtigende Auslegung.’

Teilweise wird der Begriff der teleologischen Auslegung jedoch noch weiter ge-
faBt. Einige Autoren definieren die teleologische Auslegung als eine den Sinn und
Zweck des gesamten Gesetzes beriicksichtigende, tiber den moglichen Wortsinn
der auszulegenden Norm hinausgehende Interpretation.* Erst jenseits der teleologi-
schen Auslegung, ,,wo die Entscheidung des Rechtsanwenders nicht mehr von der
ratio legis, sondern von durch die ratio legis nicht gedeckten Werturteilen deter-
miniert ist*’, beginne die Analogie.®

Diese weite Auffassung vom Begriff der Auslegung (auch iber den moglichen
Wortsinn hinaus) erscheint jedoch nicht sinnvoll, wenn man sich den Zweck einer
Abgrenzung der Auslegung von der Analogie vor Augen hilt. Die Abgrenzung ist
dort von Bedeutung, wo ein Analogieverbot besteht. Unzweifelhaft ist dies der Fall
im Strafrecht (s.u. Kap. 4.1.2.2.1). Sinn des strafrechtlichen Analogieverbotes ist
die kaum bestrittene Auffassung, daB in einem Rechtsstaat ein Verhalten nicht
strafbar sein darf, das der sorgfiltige Leser der in Frage kommenden strafgesetzli-

! BYDLINSKI (1991) S. 467 f.

25.0. Abschnitt 2.1

* Vgl. TILCH (1987) S. 589.

Zwischen grammatischer und teleologischer Auslegung werden noch die ,,systematische® und
die ,historische Auslegung angesiedelt; vgl. hierzu ausfiihrlich BYDLINSKI (1991) S. 437 ff.
An dieser Stelle sei nur darauf hingewiesen, daf} es sich hier nicht um vier verschiedene, mit-
einander konkurrierende Auslegungsmethoden handelt, sondern um vier Elemente der
Auslegung, die alle zu beriicksichtigen sind; vgl. LARENZ (1991) S. 319. Vgl. auch BVerfG-
Beschluf vom 17.5.1960 - 2 BvL 11/59, 11/60 - BVerfGE 11, 126 [130].

* Vgl. beispielsweise KIRCHHOF (1983) S. 174.

> DANZER (1981) S. 82 f.

S HESS (1974) S. 4 f. m.w.N. sieht iiberhaupt keine Grenze zwischen Auslegung und Analogie.
Analogie umfasse simtliche mogliche Rechtsfindung und kénne somit auch Hilfsmittel der
Auslegung sein. Eine Erdrterung dieser These bréchte jedoch im Hinblick auf die hier zu unter-
suchenden Moglichkeiten der Steuerumgehungsbekidmpfung im Rahmen der Gesetzes-
anwendung keinen Nutzen und soll deshalb an dieser Stelle unterbleiben. Von der herrschenden
Auffassung, da} die Analogie erst jenseits der Auslegung beginnt, wird im folgenden nicht ab-
gewichen.
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chen Norm ohne juristische Vorbildung nicht als méglicherweise strafbar erkennen
kann. Eine Auslegung strafrechtlicher Normen iiber ihren moglichen Wortsinn hin-
aus wiirde dieser Auffassung zuwiderlaufen und damit das im Strafrecht besonders
hoch zu bewertende Gebot der Rechtssicherheit verletzen.'

Im folgenden soll daher die oben angefiihrte, iibliche Abgrenzung iibernommen
werden:

Die Auslegung endet an der Grenze des méglichen Wortsinns, erst jenseits dieser
Grenze beginnt die Gesetzesumgehung und gleichzeitig der Anwendungsbereich
der Analogie.

Ahnlich wie die Analogie zu einer erweiternden Auslegung verhilt sich die teleolo-
gische Reduktion zu einer einschrinkenden Auslegung. Auch die einschriinkende
Auslegung endet an der Grenze des moglichen Wortsinns einer Norm; wird der
Anwendungsbereich einer Vorschrift iiber die durch den moglichen Wortsinn ge-
zogene Grenze hinaus eingeengt, so liegt teleologische Reduktion vor.*

4.1.2.2 Zur Zulissigkeit von Analogie und teleologischer Reduktion

Die Diskussion dariiber, ob fiir das Steuerrecht ein Analogieverbot gilt, wird in der
Literatur duflerst intensiv und kontrir gefiihrt. Fiir die Thematik dieser Arbeit allein
von Interesse ist dabei die Frage nach Zulassigkeit belastender, d.h. steuerlasten-
schaffender oder steuerverschirfender Analogie. Wenn im folgenden vom steuer-
rechtlichen Analogieverbot die Rede ist, geht es demnach nicht um die Rechtmi-
Bigkeit begiinstigender Analogieschlisse. Dafiir beinhaltet die Diskussion um das
Analogieverbot gleichzeitig die Frage nach einem Verbot der teleologischen Re-
duktion im belastenden Steuerrecht. Denn wo die am méglichen Wortsinn einer -
belastenden - Norm liegende Grenze der erweiternden Auslegung nicht per Analo-
gie iiberschritten werden darf, kann die Uberschreitung der ebenfalls am moglichen
Wortsinn einer - begiinstigenden - Norm liegenden Grenze der einschrankenden
Auslegung per teleologischer Reduktion ebenso wenig statthaft sein. Genau wie im
Strafrecht aus dem Analogieverbot ein Verbot teleologischer Reduktion abgeleitet
wird,* wire also aus einem steuerrechtlichen Analogieverbot ebenfalls auf ein Ver-

! Vgl. BYDLINSKI (1991) S. 470 f.

2 Vgl. DAUMKE (1988) S. 42; INSTITUT "FINANZEN UND STEUERN" (1985) S. 7 f.; TIPKE
(1993) S. 1329. DaB die Grenze des méglichen Wortsinns nicht immer exakt bestimmt werden
kann und damit Auslegung und Analogie in der Praxis fliefend ineinander iibergehen, darf
natiirlich hierbei nicht iibersechen werden, ist aber kein spezifischer Nachteil der hier vorge-
nommenen Abgrenzung, sondern eine unvermeidbare Eigenschaft aller diesbeziiglichen Ab-
grenzungsversuche, vgl. BYDLINSKI (1991) S. 470.

? Vgl. LARENZ (1991) S. 391.

* Vgl. CANARIS (1964) S. 193.

48 Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



bot der Rechtsfortbildung durch teleologische Reduktion zu schlieBen. Es reicht
demnach aus, im folgenden zu untersuchen, ob fiir das Steuerrecht von einem
Analogieverbot auszugehen ist, und das Ergebnis dann auf die teleologische Re-
duktion zu iibertragen.'

41221 Die Nihe von Steuer und Strafe

,;Eine Tat kann nur bestraft werden, wenn die Strafbarkeit gesetzlich bestimmt war,
bevor die Tat begangen wurde® (Art. 103 Abs. 2 GG).

Diese Vorschrift wird in der juristischen Literatur praktisch ausnahmslos als Ana-
logieverbot fiir das Strafrecht ausgelegt.” Eine entsprechende Vorschrift fiir das
Steuerrecht existiert zwar nicht; da aber Steuern den Staatsbiirger u.U. weit starker
belasten konnen als beispielsweise eine Geldstrafe, konnte man versuchen, aus Art.
103 Abs. 2 GG auch fiir das Steuerrecht ein Verbot belastender Analogie herzu-
leiten.® Voraussetzung dafir wire, daB Steuer und Strafe einander so wesens-
ghnlich sind, daf sie im Hinblick auf das Analogieverbot des Art. 103 Abs. 2 GG
gleichzusetzen sind.*

Dies wird jedoch in der Literatur zu Recht einhellig’ bestritten: Der steuerliche
Zugriff grindet sich allein auf die Verwirklichung wertfreier Tatbestidnde, demge-

'im Ergebnis gl. A.: INSTITUT ,FINANZEN UND STEUERN“ (1985) S. 17

% Vgl. HESS (1974) S. 137 m.w.N.

? Die Behauptung HERZOGs, das strafrechtliche Analogieverbot analog auch auf das Steuerrecht

zu iibertragen, sei als Analogieverbot aufgrund Analogie ,,- zumindest logisch - ein Monstrum*,
erscheint als Einwand wenig iiberzeugend, da es bei der Frage eines Verbotes belastender Ana-
logie im Steuerrecht nicht um die Zuldssigkeit von Analogieschliissen vom Strafrecht auf das
Steuerrecht geht.
Ebenso wenig einleuchtend ist HERZOGs These, aus der Tatsache, dal das Grundgesetz nur fiir
das Strafrecht ein Analogieverbot ausspreche, kénne man im Umkehrschluf folgern, dafB ein
solches fiir das Steuerrecht nicht existiere (vgl. HERZOG (85/86) S. 43 f.). Tatsache ist, daB} das
Grundgesetz ein steuerrechtliches Analogieverbot weder ausdriicklich ausspricht noch explizit
verneint.

“ Vgl. PFLUGFELDER (1984) S. 291.

’ Die oftmals zu lesende Behauptung, einige Befiirworter eines steuerrechtlichen Analogieverbo-
tes stiitzten ihre Auffassung auf Art. 103 Abs. 2 GG, entspricht nicht den Tatsachen. Vgl.
hierzu z.B. TIPKE (1981) S. 124: , Gelegentlich wird das Steuerrecht mit dem Strafrecht vergli-
chen und angenommen, dafl Art. 103 II GG Ausdruck einer umfassenden rechtsstaatlichen
Regel sei, die fiir den gesamten Bereich belastender, freiheitsbeschrankender Hoheitsakte von
erheblicher Schwere gelten.“ Vgl. auch PFLUGFELDER (1984) S. 291: ,,... Frage, ob Steuertat-
bestinde den Straftatbestinden so &dhnlich sind, daB sie hinsichtlich der Rechtsfolge -
Verneinung der Analogiefihigkeit - gleichzustellen sind. Dies wird oft mit dem Hinweis be-
griindet, daB} die Steuergesetze den einzelnen stirker und hiufiger (regelmiBiger) treffen als
Strafgesetze.
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geniiber basieren strafrechtliche Sanktionen auf rechtswidrigem Verhalten und da-
mit auf einem personlichen Vorwurf." Sinn einer strafrechtlichen Norm ist es, die
Biirger dariiber zu informieren, was strafbar ist, und sie damit von der entspre-
chenden Handlung abzuhalten. Ziel einer steuerlastenschaffenden Norm ist es
jedoch i.d.R. nicht, daB die steuerbare Handlung unterlassen wird; denn andernfalls
wiirde die Steuer ohne Aufkommen bleiben.?> Somit besteht ein substantieller Un-
terschied zwischen Steuer und Strafe, so da3 dem Art. 103 Abs. 2 GG kein steuer-
rechtliches Analogieverbot entnommen werden kann.

41222 Demokratieprinzip und Gewaltenteilung

Das Demokratieprinzip wird aus Art. 20 Abs. 1 GG und Art. 28 Abs. 1 GG abge-
leitet. Es besagt, da3 MaBBnahmen der Exekutive und Judikative auf eine Willens-
entschliefung der demokratisch legitimierten Gesetzgebungsorgane zuriickfiihrbar
sein miissen.’ Weil die Spielriume des Rechtsanwenders im Falle der Liickenaus-
fullung ohne Zweifel grofler sind, als wenn die Rechtsfortbildung auf den
moglichen Wortsinn beschrankt ist, wird in der Analogie von einigen Autoren eine
Gefahr fiir das Demokratieprinzip gesehen.* Da jedoch die Liickenausfiillung darin
besteht, den Sinn und Zweck der gegebenenfalls anzuwendenden Normen bei der
Rechtsfindung zu beriicksichtigen, ist hierin kein Handeln gegen den Willen des
vom Volk bestellten Gesetzgebers, sondern vielmehr eine Entscheidung in dessen
Sinne zu sehen. Somit kann in der Analogie m.E. kein VerstoB gegen das Demo-
kratieprinzip gesehen werden.’

Aus dem gleichen Grund liegt in der Anwendung der Analogie auch kein Verstof3
gegen den Grundsatz der Gewaltenteilung vor.® Zwar beruht die Methode der
Analogie selbst nicht auf parlamentarischen Mehrheitsentscheidungen;’ aber da
durch den Analogieschlu3 vom Rechtsanwender nur vollzogen wird, was aus dem
Willen des Gesetzgebers resultiert, wird der Grundsatz der Gewaltenteilung durch
die Rechtsfortbildung per Analogie nicht verletzt.® Wire die Analogie ein VerstoB
gegen die Gewaltenteilung, so miiite dies konsequenterweise auch fur das Zivil-

Bezeichnenderweise finden sich weder bei TIPKE noch bei PFLUGFELDER irgendwelche diesbe-
ziiglichen Quellenhinweise. Lediglich TIPKE selbst scheint frither eine solche Auffassung
vertreten zu haben; vgl. TIPKE (1978) S. 35.

! Vgl. WALZ (1980) S. 144.

% Vgl. TIPKE (1981) S. 124 f.

3 Vgl. BVerfG-Beschlufl vom 14.6.1983 - 2 BvR 488/80 - BVerfGE 64, 208 [214 £ ].
% Vgl. INSTITUT , FINANZEN UND STEUERN* (1985) S. 75.

% gl.A.: TIPKE/LANG (1994) S. 106 f.

¢ so aber OFFERHAUS (1984) S. 996

7 Vgl. FRIEDRICH (1985) S. 154.

® gl.A.: HESS (1974) S. 154
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recht gelten. Ein zivilrechtliches Analogieverbot wird aber, soweit ersichtlich, von
niemandem behauptet.

41223 Sachgesetzlichkeiten im Steuerrecht

KRUSE sieht das von ihm behauptete Fehlen von Sachgesetzlichkeiten im Steuer-
recht als Begriindung fiir das Analogieverbot an.' Dieses Argument wird von
DANZER ausgefiihrt: Da es im Steuerrecht keinen Sachverhalt gebe, der seiner
Natur nach zu besteuern sei, fehle die ,jinnere Verbindung von Tatbestand und
Rechtsfolge*, die Grundvoraussetzung der Analogie ist. Ein Analogieschlu3 kénne
im Steuerrecht lediglich auf allgemeinen Gerechtigkeitsiiberlegungen basieren, die
aber aufgrund des Gesetzesvorbehalts (Art. 20 Abs. 3 GG)® nicht zur Liickenaus-
fiillung durch Verwaltung und Justiz berechtigen konnten.?

Dagegen ist einzuwenden, daf3 das Steuerrecht (wie jedes andere Rechtsgebiet
auch) durchaus Sachgesetzlichkeiten unterliegt: Die Gesamtheit der Tatbestinde
eines jeden Steuergesetzes la8t Wertungen des Gesetzgebers erkennen, was er als
steuerwiirdig erachtet und was nicht, wobei diese Wertungen keinesfalls allein auf
Gerechtigkeitsiiberlegungen basieren. Auch wenn einige Steuergesetze in Teilbe-
reichen eine durchgehende Systematik vermissen lassen, so wird man doch
innerhalb bestimmter Gruppen zusammenhangender Vorschriften einen Gesetzes-
plan feststellen konnen,® so daB sich eine generelle Analogieunfihigkeit des Steuer-
rechts mit dem Argument fehlender Sachgesetzlichkeiten nicht begriinden 14ft.

41224 Bindung an Recht und Gesetz

Nicht allein die These vom Fehlen analogiefihiger Sachgesetzlichkeiten im Steuer-
recht wird als Argument fur ein Verbot steuerbelastender Analogie aufgrund der
Lehre vom Gesetzesvorbehalt angefiihrt.

Der Gesetzesvorbehalt ergibt sich in Deutschland aus Art. 20 Abs. 3 GG (,,... die
vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebun-
den.“). Entscheidend fiir die Frage, ob hieraus ein Analogieverbot abzuleiten ist, ist
die Auffassung tiber die Bedeutung des Begriffs ,Recht” in diesem Zusammen-
hang.® Der Umstand, daB der Parlamentarische Rat sich bei der Formulierung des
Art. 20 Abs. 3 GG nicht auf die Bindung an die Gesetze beschriankt hat, 143t

' Vgl. KRUSE (1991) S. 144 f.; TIPKE/KRUSE (1996) Tz. 7.

2 zum Gesetzesvorbehalt s.u.

® Vgl. DANZER (1981) S. 76 f.

4 Vgl. HESS (1974) S. 96 f.; TIPKE (1993) S. 223 f.; WAGNER (1992) S. 4.
5 Vgl. VOLKER (1989) S. 239.

6 Vgl. TANZER (1981) S. 202.
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schlieen, daf3 unter , Recht“ hier mehr zu verstehen ist als nur die Summe der Ge-
setze.' Ohne Zweifel sind auch die anerkannten Rechtsfortbildungsverfahren der
juristischen Methodenlehre zum ,,Recht“ zu zihlen, so daB allein die ,,Bindung an
Gesetz und Recht“ dem AnalogieschluB nicht entgegenstehen kann, zumal auch
eine auf einem Analogieschlul basierende Rechtsfindung sich letztlich auf ein Ge-
setz zuriickfiihren 148t.> Ein Hinwegsetzen iiber das Gesetz unter Berufung auf das
Recht’ ist somit in der Analogie nicht zu sehen.

41225 Grundsitze der TatbestandsméBigkeit und Rechtssicherheit

Ein steuerrechtliches Analogieverbot ergibt sich vielmehr aus den Grundsitzen der
TatbestandsmaBigkeit und der Rechtssicherheit.

Auch der Grundsatz der TatbestandsmaBigkeit ist Ausdruck des Vorbehaltsprin-
zips und wurde in § 38 AO kodifiziert (,,Die Anspriiche aus dem Steuer-
schuldverhaltnis entstehen, sobald der Tatbestand verwirklicht ist, an den das Ge-
setz die Leistungspflicht knipft.). Daraus wird im Umkehrschluf} abgeleitet, dafl
keine Steuerschuld entsteht, wenn der gesetzliche Tatbestand nicht verwirklicht
wird.* Somit ist allein der Gesetzgeber berechtigt, Steuertatbestinde zu schaffen
oder zu verschirfen.’ Auch wenn § 38 AO kein unmittelbarer Verfassungsrang
zukommt, so kann das Prinzip der TatbestandsméaBigkeit dennoch als verfassungs-
mifiges Argument gegen die belastende Analogie angefiihrt werden, da es laut
BVerfG Ausdruck des Rechtsstaatsprinzips (Art. 28 Abs. 1 GG) ist und im iibrigen
auch die Vorausberechenbarkeit der Steuerlast durch den Steuerpflichtigen erfor-
dert.® Eng hiermit im Zusammenhang steht das rechtsstaatliche Postulat der
Rechtssicherheit, aus dem sich die Forderung nach Mef3barkeit und VerlaBlichkeit
staatlichen Handelns ergibt.’

Das Bediirfnis nach Vorausberechenbarkeit des Rechts ist im Steuerrecht als hoch
belastendem Eingriffsrecht naturgemiB besonders ausgeprégt. Bei der Liickenaus-
filllung durch Analogie werden neue Steuertatbestinde begriindet (hierzu s.u.), so
daB ohne Zweifel die Vorausberechenbarkeit des Steuerrechts vermindert wird.®
Zwar sind diese neuen Steuertatbestinde aus dem Gesetz abgeleitet; aber dabei

! Vgl. HESS (1974) S. 60.

2Vgl. ebenda S. 101.

3 so die Bedenken des INSTITUTSs , FINANZEN UND STEUERN (1985) S. 39

“ Vgl. RIEDEL (1968) S. 43.

* Vgl. PFLUGFELDER (1984) S. 292.

S Vgl. BVerfG-Urteil vom 14.12.1965 - 1 BvR 571/60 - BVerfGE 19, 253 [267].

7 Vgl. INSTITUT , FINANZEN UND STEUERN* (1985) S. 43 sowie HESS (1974) S. 158 £; vgl.
auch BVerfG-Urteil vom 19.12.1961 - 2 BvL 6/59 - BVerfGE 13, 261 [271]; BVerfG-Beschluff
vom 22.6.1971 - 2 BvL 6/70 - BVerfGE 31, 222 [225].

8 Vgl. FRIEDRICH (1985) S. 154.
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sollte beriicksichtigt werden, da3 die Analogie nicht allein auf logischen Schliissen
beruht, sondern einem Analogieschluf3 der ermittelte Sinn und Zweck des Gesetzes
und somit eine Wertung zugrunde liegen.'

Nicht iiberzeugen kann in diesem Zusammenhang TIPKEs Einwand, der Steuer-
pflichtige verstehe das Gesetz in der Regel ohnehin nicht, kenne es oft nicht einmal,
und im ibrigen habe das Steuerrecht zum Inhalt, was der BFH zu seinem Inhalt
erklire, dies wiiiten alle Steuersparer und -berater.” Das verfassungsmaBig gebo-
tene Postulat der Rechtssicherheit und Vorausberechenbarkeit gilt fir alle
Steuerpflichtigen und nicht nur fiir die Mehrheit, die ,.das Gesetz ohnehin nicht
versteht. Gerade der Steuerumgeher, um den es in dieser Arbeit geht, kennt und
versteht das Gesetz im Regelfall sehr gut, andernfalls wire er gar nicht in der Lage,
durch mifibrauchliche Rechtsgestaltungen Minderungen seiner Steuerlast zu erzie-
len. Im ubrigen darf auch der BFH nur innerhalb der ihm vorgegebenen Grenzen
der Rechtsfortbildung erkldren, was zum Inhalt der Steuergesetze gehort. Keines-
falls darf der BFH diese Grenzen nach seinem Belieben iiberschreiten und sein
Vorgehen dann damit rechtfertigen, da8 ohnehin jeder wisse, dafl das Steuerrecht
beinhalte, was der BFH zu seinem Inhalt erklirt. Bislang hat der BFH auch noch
nie versucht, das Postulat der Rechtssicherheit auf diese Weise auBler Kraft zu set-
zen.

Auch TANZERs Einwand, es sei ,,Willkiir gegeniiber dem allein verpflichtenden
Gesetz“, wenn der erkennbare und nachweisliche Wille des Gesetzgebers einem
Luckenausfullungsverbot geopfert werde, das Ziel der Rechtsrichtigkeit werde
damit dem ohnehin vielfach nicht erfiillten Rechtssicherheitspostulat geopfert,’
erweist sich im Falle ndherer Priifung als wenig stichhaltig.

Erstens kann davon ausgegangen werden, dal auch das Ziel der ,Rechts-
richtigkeit™ (was auch immer TANZER konkret darunter verstehen mag) ebenfalls
,,ohnehin vielfach nicht erfiillt ist. Zweitens 1Bt sich kaum bestreiten, daB die
Rechtssicherheit, mag sie schon ohne Zulassigkeit der Analogie nicht immer voll-
stindig gegeben sein, durch die Analogie weiter vermindert wird. Ferner ist der
einem AnalogieschluB zugrunde liegende ,nachweisliche Wille des Gesetzgebers*
fur den Steuerpflichtigen eben nicht aus den ihm relevant erscheinenden Bestim-
mungen des Steuergesetzes erkennbar; das gilt selbst fiir steuerrechtlich iiber-
durchschnittlich vorgebildete Steuerpflichtige.

Somit kann festgestellt werden, daB die Analogie eindeutig einen Verstof8 gegen
das Postulat der Rechtssicherheit bedeutet.

' Vgl. HESS (1974) S. 163 f.
% Vgl. TIPKE (1985) S. 147 sowie TIPKE/LANG (1994) S. 107.
? Vgl. TANZER (1981) S. 216.
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Dem kann auch nicht entgegengehalten werden, da8 die Analogie eine ,ebenso
stringente teleologische Methode wie die Auslegung“ und keine Neuschopfung
oder Erweiterung des Steuertatbestandes sei.' Wenn selbst die Befiirworter der
Analogie im Steuerrecht die Ansicht vertreten, Art. 103 Abs. 2 GG (,,Eine Tat
kann nur bestraft werden, wenn die Strafbarkeit gesetzlich bestimmt war, bevor
die Tat begangen wurde.“) schreibe ein strafrechtliches Analogieverbot vor,” dann
bestreiten sie offensichtlich nicht, da3 aus der Analogie resultierende Tatbestinde
eben nicht gesetzlich bestimmt sind. Daraus folgt aber zwangsldufig, daB jeder
AnalogieschluB einen neuen Tatbestand schafft oder einen vorhandenen erweitert.?

4.1.22.6. Abwigen zwischen Rechtssicherheitspostulat und Gleichheits-
grundsatz?

BARTH vertritt ebenfalls die Auffassung, da3 das Rechtssicherheitspostulat gegen
eine steuerbegriindende Analogie spreche.* Seines Erachtens ist aber jeweils abzu-
wiagen, ob der Verlust an Rechtssicherheit im Einzelfall stirker wiegt als der
ansonsten drohende Versto3 gegen den ebenfalls verfassungsmaBig gebotenen
Gleichheitsgrundsatz.®

Richtig ist, daB3 die Steuerrechtswissenschaft die Notwendigkeit einer Verhinde-
rung der Steuerumgehung aus dem Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 GG ableitet.®
Es ist jedoch Aufgabe der Legislative, die Gesetze so auszugestalten, daf3 das Ge-
bot prinzipiell gleicher Rechtsanwendung erfiillt ist. Wo die Gesetze gegen dieses
Gebot verstoBen, ist es das Recht jedes Betroffenen, gegen die entsprechende ge-
setzliche Bestimmung zu klagen. Die Abwiagung zwischen Gleichheitsgrundsatz
und eventuell gegenlaufiger anderer Verfassungsgrundsitze ist dann Aufgabe des
angerufenen Gerichtes. Ist jedoch eine bestimmte steuergesetzliche Regelung bis-
lang von keinem Staatsbiirger gerichtlich angefochten worden, so haben Finanz-
verwaltung und Finanzgerichtsbarkeit nach dem Grundsatz der Gewaltenteilung
diese Bestimmung anzuwenden, ohne irgendwelche - miteinander in Konflikt ste-
henden - verfassungsmiBigen Grundsiatze wie Rechtssicherheit und Gleichheits-
grundsatz gegeneinander abzuwigen. Die Bekampfung der Steuerumgehung ist
eine vom Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 GG gestiitzte Aufgabe des Gesetzgebers,
nicht jedoch der Finanzgerichte. Die Postulate der TatbestandsméBigkeit und der
Rechtssicherheit i.V.m. dem Gewaltenteilungsgrundsatz verbieten der Finanzge-

! 50 aber TIPKE/LANG (1994) S. 107

2 Vgl. TANZER (1981) S. 215, HERZOG (85/86) S. 43, TIPKE/LANG (1994) S. 106, KLEIN/ OR-
LOPP (1995) § 4 Anm. 9.

3 im Ergebnis gl.A.: RIEDEL (1968) S. 44, HESS (1974) S. 6 und S. 163.

* Vgl. BARTH (1996) S. 548.

’ Vgl. ebenda S. 559.

® Vgl. auch Kap. 3.5.1 dieser Arbeit.
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richtsbarkeit, unter Berufung auf den Gleichheitsgrundsatz steuerbegriindende
analoge Rechtsanwendung zu betreiben. Damit wird der Grundsatz der Rechtssi-
cherheit nicht iber den Gleichheitsgrundsatz gestellt.' Wo die Gesetze zu
Verstoflen gegen den Gleichheitsgrundsatz fiihren, sind - wie erwéhnt - gerichtliche
Klagen zulassig. Gleichheitsgrundsatz und Rechtssicherheitspostulat bestehen da-
mit nebeneinander. Aufgabe von Finanzbehorden und Finanzgerichten ist die
Auslegung der bestehenden Gesetze unter Beachtung des Grundsatzes der Rechts-
sicherheit. Analoge Rechtsanwendung zu Lasten der Steuerpflichtigen ist ihnen
nicht gestattet. Die Verwirklichung des Gleichheitsgrundsatzes obliegt dem Ge-
setzgeber. Wo er diese Aufgabe vernachlissigt, kann das Bundesverfassungsgericht
korrigierend eingreifen. Dies hat es in der jiingeren Vergangenheit (z.B. in seiner
Rechtsprechung zur Zinsbesteuerung) durchaus getan. Die Finanzgerichtsbarkeit
ist hierzu ebenso wenig befugt wie die Finanzverwaltung. Thre Aufgabe ist die An-
wendung der Steuergesetze, nicht ihre Ausdehnung auf vom Gesetz nicht geregelte
Fille.

41227 Die Rechtsprechung zur steuerverscharfenden Analogie

Die bisher zur Frage der Zulassigkeit steuerverscharfender Analogie ergangene
Rechtsprechung des BFH ist uneinheitlich.

In diversen Entscheidungen hat sich der BFH ausdriicklich fiir ein Analogieverbot
ausgesprochen;” in seinem Urteil vom 20.10.1983 hat der IV. Senat jedoch die
Feststellung getroffen, ein Analogieverbot bestehe im Steuerrecht nicht, Licken-
ausfiillung sei auch zu Lasten des Steuerpflichtigen moglich.?

TANZER* und TIPKE’ nennen noch weitere BFH-Entscheidungen, die als Indiz da-
fur gelten konnen, daB der BFH auch in anderen Urteilen von der sonst
vorherrschenden Annahme eines Analogieverbotes abgewichen ist; jedoch hat der
BFH in keinem dieser Urteile die Zulassigkeit belastender Analogie offen bekannt.

! Dies scheinen die Bedenken BARTHS zu sein; vgl. ebenda S. 559.

% 50 z.B. in BFH-Urteil vom 28.11.1967 11 110/62 BStBI. 1968 II S. 216 [217];
BFH-Urteil vom 18.2.1977 VIR 177/75 BStBl. 1977 11 S. 524 [525];
BFH-Urteil vom 8.12.1981 VIII R 125/79 BStBI. 1982 11 S. 618 [619],
BFH-Beschlufl vom 28.4.1982 I R 89/77 BStBI. 1982 II S. 556 [559).

* Vgl. BFH-Urteil vom 20.10.1983 IV R 175/79 BStBI. 1984 II S. 221 [224]. Ob der BFH im
vorliegenden Fall tatsichlich zum Mittel analoger Rechtsanwendung gegriffen hat, wird aller-
dings von SEUFFERT bestritten. Nach sciner Auffassung stellt das, was der Senat als
Analogieschluf} bezeichnet hat, lediglich einen Fall systematischer Auslegung dar (vgl. SEUF-
FERT (1985) S. 9).

* Vgl. TANZER (1981) S. 206.

* Vgl. TIPKE (1993) S. 206 f.
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So bleibt in der bisherigen Rechtsprechung des BFH ein Ubergewicht derjenigen
Entscheidungen, die ein Liickenausfiillungsverbot bejahen; endgiiltige Klarheit iiber
die diesbeziigliche Auffassung des BFH wird jedoch erst dann bestehen, sobald
sich der GroBe Senat des BFH mit dieser Frage befaBt hat.' Dessen Entscheidung
wird moglicherweise vom Bundesverfassungsgericht, welches sich bislang noch
nicht eindeutig zu dieser Frage geduflert hat, einer Priifung unterzogen werden
miissen.

Anders, als von TANZER? behauptet, bedeutet der BVerfG-BeschiuB vom
13.12.1966 (1. Senat) nicht, daB eine Rechtsanwendung iiber den Wortsinn einer
Vorschrift hinaus im Steuerrecht zulassig sei; im Gegenteil spricht der 1. Senat
ausdriicklich von der Zulissigkeit einer einschrinkenden Auslegung, nicht von
teleologischer Reduktion, wobei der Wortsinn die Grenze der Auslegung bildet.?
Die richterliche Neuschaffung oder Ausweitung von Steuertatbestinden sei unzu-
lassig.* Da im Falle der Analogie der besteuerte Tatbestand nicht im Gesetz
bestimmt ist, ist die Analogie als eine solche Neuschaffung oder Ausweitung steu-
erlicher Tatbestinde anzusehen,’ so daB die Annahme eines Analogieverbotes
durch die Entscheidungen vom 24.1.1962 und vom 13.12.1966 naheliegt. Hinzu
kommt der hohe Stellenwert, den das BVerfG in diversen Entscheidungen® der
Forderung nach Voraussehbarkeit der steuerlichen Belastung beigemessen hat. Da
Analogie und teleologische Reduktion der Voraussehbarkeit der Steuerlast in er-
heblichem MaBe entgegenstehen,’ erscheint es in Anbetracht der bisher ergangenen
Entscheidungen schwer vorstellbar, daB das Bundesverfassungsgericht, wenn es
zur Frage der Zulissigkeit belastender Analogie eindeutig Stellung zu nehmen hit-
te, diese bejahen wiirde.

41228 Zwischenergebnis

Die Verfahren der Analogie und der teleologischen Reduktion sind grundsitzlich
geeignete Mittel, die der Verwaltung und Rechtsprechung zur Verfugung stehen,
um der Gesetzesumgehung wirkungsvoll entgegenzutreten. Die vorangegangene

' Vgl. v. WALLIS (1986) S. 4681 f.

2 Vgl. TANZER (1981) S. 208.

3 Vgl. BVerfG-BeschluB vom 13.12.1966 - 1 BvR 512/65 - BVerfGE 21, 1 [4] i.V.m. BVerfG-
Urteil vom 21.5.1952 - 2 BvH 2/52 - BVerfGE 1, 299 [312].

4 Im Beschluf vom 13.12.1966 wird dabei auf das BVerfG-Urteil vom 24.1.1962 - I BvR 232/60
- BVerfGE 13, 318 [328] verwiesen.

’s.0.8.53

¢ Vgl. BVerfG-Beschlufl vom 10.10.1961 - 2 BvL 1/59 - BVerfGE 13, 153 [160]; BVerfG-Urteil
vom 14.12.1965, a.a.0., S. 267, BVerfG-Beschlufl vom 8.1.1981 - 2 BvL 3, 9/77 - BVerfGE 56,
1(12].

75.0.8.52f
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Analyse hat jedoch gezeigt, daB sich nach deutscher Verfassungslage im Steuer-
recht aus den rechtsstaatlichen Grundsitzen der TatbestandsmaBigkeit und der
Rechtssicherheit ein Verbot belastender Analogie bzw. teleologischer Reduktion
ergibt. Die hiergegen vorgebrachten Argumente (im wesentlichen von HERZOG,
KLEIN/ORLOPP, TANZER und TIPKE) halten, wie sich zeigen lie3, einer naheren
Priifung nicht stand.

Auch die Rechtsprechung des BFH teilt im Ergebnis tiberwiegend die Auffassung
vom steuerrechtlichen Analogieverbot. Das Bundesverfassungsgericht hat sich mit
dieser Frage bislang noch nicht direkt befassen miissen. Doch sowohl die in dieser
Arbeit angefiihrten Fakten und Begriindungen fiir ein Analogieverbot als auch die
bislang vom Verfassungsgericht abgegebenen, fiir diese Problematik relevanten
Stellungnahmen legen den SchluB nahe, daf3 Analogie und teleologische Reduktion
auch aus der Sicht des BVerfG keine in Deutschland verfassungsrechtlich zulassi-
gen Mittel zur Bekampfung der Steuerumgehung sein konnen.

4.1.2.3 Die wirtschaftliche Betrachtungsweise

Die wirtschaftliche Betrachtungsweise ist eine juristische Interpretationsmethode
fur die Beurteilung von Sachverhalten einerseits sowie der gesetzlichen Bestim-
mungen, die u.U. auf die vorliegenden Sachverhalte anzuwenden sind, anderer’
seits.' Da steuerliche Tatbestande ihrer Natur nach i.d.R. auf wirtschaftliche Vor-
géange abstellen, ist es zunachst Aufgabe der wirtschaftlichen Betrachtungsweise,
steuerrechtliche Normen und die in ihnen enthaltenen Begriffe nach ihrem wirt-
schaftlichen Zweck zu interpretieren.” Bei der Sachverhaltsbeurteilung besteht die
wirtschaftliche Betrachtungsweise darin, statt auf die dulere Erscheinungsform auf
den wahren wirtschaftlichen Gehalt abzustellen.’ Dies bedeutet jedoch nicht
zwangslaufig, daB damit fir das Steuerrecht allein wirtschaftliche Erkenntnisse
maBgeblich waren; wirtschaftliche Erkenntnisse sollen aber bei der Rechtsfindung
als Kriterium Beriicksichtigung finden.*

Die wirtschaftliche Betrachtungsweise war frither in Deutschland in § 4 RAO
1919, spiter in § 9 RAO 1931 und bis 1976 in § 1 StAnpG 1934 kodifiziert. Im
US-amerikanischen Steuerrecht findet sich eine der wirtschaftlichen Betrachtungs-

weise vergleichbare Methode in dem Grundsatz , substance over form*.

' Vgl. RIEDEL (1968) S. 51.

? Vgl. DANZER (1981) S. 64.

? Vgl. FRIEMEL/SCHIML 12/81 S. 356.

“ Vgl. URBAS (1987) S. 50.

> Vgl. S. 70 der vorliegenden Arbeit sowie TIPKE/LANG (1994) S. 136 und BOIDMAN (1981)
S. 445
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Die Auffassungen tiber den Anwendungsbereich der wirtschaftlichen Betrach-
tungsweise haben sich in Deutschland im Zeitablauf gewandelt. Wihrend nach dem
1. Weltkrieg die Rechtsprechung zunichst dahin tendierte, im Interesse der
GleichmaBigkeit der Besteuerung die steuerrechtliche Beurteilung von Sachver-
halten vollkommen von der jeweiligen zivilrechtlichen Gestaltung zu trennen, kam
es nach dem 2. Weltkrieg zu einer gegenldufigen Tendenz: Das Postulat der
GleichméBigkeit der Besteuerung wurde zugunsten der Forderungen nach Rechts-
sicherheit und Einheit der Rechtsordnung zuriickgestellt; statt Anwendung der
wirtschaftliche Betrachtungsweise stand nun das , Primat des Zivilrechts“ im Vor-
dergrund.! Der Gegensatz zwischen beiden Auffassungen hat sich mittlerweile
weitgehend aufgeldst. Literatur und Rechtsprechung pflegen heute die wirtschattli-
che Betrachtungsweise als , Element der teleologischen Auslegungsmethode? zu
betrachten. Danach kommt bei der Beurteilung eines steuerlichen Sachverhalts eine
Abweichung von der gewibhlten zivilrechtlichen Gestaltung genau dann in Betracht,
wenn diese Abweichung dem erkennbaren Zweck der anzuwendenden Rechtsnorm
entspricht. Die wirtschaftliche Betrachtungsweise diirfe, um nicht Willkiir und
Rechtsunsicherheit Vorschub zu leisten, nicht zu einer vollkommenen Loslosung
vom Gesetz fiihren (sog. freischwebende wirtschaftliche Betrachtungsweise), son-
dern nur nach den allgemeinen Regeln der Auslegungslehre dort zum Zuge
kommen, wo es die Gebote der steuerlichen Gerechtigkeit und Gleichbehandlung
erfordern.?

Da die wirtschaftliche Betrachtungsweise nach dieser Auffassung eine Anwen-
dungsform der teleologischen Auslegung im Rahmen der allgemeinen juristischen
Methodenlehre darstellt, ist ihre gesetzliche Fixierung heute (anders als zum Zeit-
punkt des Inkrafitretens der RAO 1919) als iiberfliissig anzusehen und deshalb
vom Gesetzgeber nicht in die AO 1977 iibernommen worden.*

Als Auslegungsprinzip endet die wirtschaftliche Betrachtungsweise am moglichen
Wortsinn einer Norm und ist somit zur Bekiimpfung der Steuerumgehung im in
Abschnitt 2 definierten Sinne nicht geeignet.

Demgegeniiber konnte eine , freischwebende™ wirtschaftliche Betrachtungsweise
prinzipiell durchaus in der Lage sein, der Steuerumgehung wirksam entgegenzu-
treten; nur hingt ihre Zulissigkeit - wie dargestellt - von der jeweils herrschenden

! Vgl. THOMA (1950) S. 68 f. sowie BEISSE (1981), S. 4 f.

2 GRIMM (1978) S. 284

3 Vgl. RIEDEL (1968) S. 54; TIPKE/LANG (1994) S. 141,
zu den genauen Grundsitzen des BFH fiir die Anwendung der wirtschaftliche Betrachtungswei-
se vgl. im einzelnen BEISSE (1981) S. 8.

4 Vgl. DORNBACH (1977) S. 12. Vgl. auch AusschuBibericht zu § 3 Abs. 2 RegE in MITTEL-
STEINER/SCHAUMBURG (1977) S. 27 £.
Gleichzeitig hat der Gesetzgeber damit einer freischwebenden, iiber die juristische Ausle-
gungslehre hinausgehenden wirtschaftlichen Betrachtungsweise eine endgiiltige Absage erteilt.
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Rechtsauffassung ab und ist im deutschen Rechtskreis (Deutschland, Osterreich,
Schweiz) derzeit nicht gegeben.

4.13 Die Verhinderung der Steuerumgehung durch riickwirkende
Steuergesetze

In Kap. 4.1.1 wurde das Instrument der Spezialklauseln und Wortlautverbesserun-
gen fiir ungeeignet erachtet, das AusmaB3 der Steuerumgehungstatigkeit ent-
scheidend zu reduzieren. Anders sihe es hingegen aus, wenn derlei Gesetzestex-
tanpassungen mit riickwirkender Kraft erlassen werden konnten. Ebenso wie bei
der belastenden Analogie stellt sich jedoch auch bei der steuerlastenschaffenden
Riickwirkung die Frage ihrer verfassungsrechtlichen Zulidssigkeit.

Genau wie das Analogieverbot ergibt sich das Riickwirkungsverbot im Strafrecht
aus Art. 103 Abs. 2 GG, wonach eine Tat nicht strafbar sein kann, wenn ihre Straf-
barkeit zum Tatzeitpunkt nicht gesetzlich bestimmt war.! AuBerhalb des Bereiches
rechtswidrigen Verhaltens ist die Frage nach Zuléssigkeit riickwirkend belastender
Rechtsnormen nicht ausdriicklich in der Verfassung geregelt.

Das Bundesverfassungsgericht leitet jedoch aus den rechtsstaatlichen Prinzipien
des Vertrauensschutzes und der Rechtssicherheit ein grundsatzliches Verbot der
Riickwirkung belastender Gesetze ab.” Allerdings steht dem Rechtsstaatsprinzip
auf der anderen Seite die ebenfalls verfassungsmiBig gebotene Erhaltung der
Handlungsfahigkeit des Staates gegeniiber, der in der Lage sein muf3, die Rechts-
ordnung wirksam zu verandern, sofern die Wandlung der Verhiltnisse solche
Neuregelungen im Interesse des Gemeinwohls erforderlich macht.”> Beziiglich der
Entscheidung, welchen der genannten verfassungsmafigen Prinzipien der Vorrang
einzurdumen ist, unterscheidet das Bundesverfassungsgericht zwischen ,echter
und ,unechter” Riickwirkung.* Unechte Riickwirkung liegt vor, ,,wenn ein Gesetz
auf gegenwirtige, noch nicht abgeschlossene Rechtsbeziehungen fiir die Zukunft

! Wer, wie HERZOG (85/86) S. 43 f. und KLEIN/ORLOPP (1995) Anm. 9, aus der Tatsache, daf§
das Grundgesetz nur fiir das Strafrecht ein Analogieverbot statuiert hat, im Umkehrschluf} fol-
gert, daBl auflerhalb des Strafrechts ein solches Verbot nicht bestehe, miifite riickwirkende
Steuergesetze mit der gleichen Argumentation ebenfalls fiir ohne weiteres zuléssig halten. Vgl.
jedoch HERZOG in MAUNZ/DURIG (1994), Art. 20 (VII) Rdnr. 65 und 69!

% Vgl. BVerfG-Beschiufl vom 10.4.1984 - 2 BvL 19/82 - BVerfGE 67, 1 [14 f.

Vgl. auch BFH-Urteil vom 10.7.1986 IV R 12/81 BStBI. 1986 11 S. 811 [812].

? Vgl. BVerfG-BeschluB vom 22.3.1983 - 2 BvR 475/78 - BVerfGE 63, 343 [357].

“ Statt des Ausdrucks ,junechte Riickwirkung® findet sich in der neueren Rechtsprechung des
BVerfG gelegentlich die Bezeichnung , tatbestandliche Riickankniipfung”, ohne daB ein quali-
tativer Unterschied vorliegt. Dasselbe gilt fiir die in jiingerer Zeit bisweilen verwendete
Formulierung ,,Riickbewirkung von Rechtsfolgen als Ersatz fiir den Begriff der ,.echten Riick-
wirkung”. Vgl. hierzu SNELTING (1996) S. 55 f. m.w.N.
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einwirkt und damit zugleich die betroffenen Rechtspositionen nachtriglich ent-
wertet.“' Unechte Riickwirkung ist grundsitzlich zulissig, aber selbst hier ist vom
Gesetzgeber der Grundsatz der VerhiltnismaBigkeit zu beachten, der ein sorgfalti-
ges Abwigen zwischen Vertrauensschutz des einzelnen und gesetzgeberischem
Anliegen des Allgemeinwohls erforderlich macht und die Legislative gegebenenfalls
zu einer angemessenen Ubergangsregelung verpflichtet.

Geht es um die Frage, inwieweit Steuerumgehungen durch riickwirkende Geset-
zesidnderungen begegnet werden darf, so haben wir es regelméafig mit dem Problem
zu tun, ob der Gesetzgeber befugt ist, in abgewickelte, der Vergangenheit angeho-
rende Tatbestinde einzugreifen (echte Riickwirkung).’ Diesbeziiglich hat das
Bundesverfassungsgericht in diversen Entscheidungen den Grundsatz entwickelt,
daB allein zwingende Griinde des Gemeinwohls oder aber Umstande, die den Be-
troffenen zum Zeitpunkt der Tatbestandsverwirklichung mit der riickwirkenden
Gesetzesianderung rechnen lassen mufiten, eine Durchbrechung des rechtsstaatli-
chen Riickwirkungsverbotes rechtfertigen konnten.*

Zwingende Griinde des Gemeinwohls liegen dann vor, wenn riickwirkende Geset-
zesanderungen unabdingbar notwendig sind, um dem Staat die Fahigkeit zu
belassen, Konjunkturpolitik, Sozialpolitik, Gesellschaftspolitik usw. betreiben zu
konnen.” Eine solche unabdingbare Notwendigkeit ist sicherlich nicht anzunehmen,
wenn das Anliegen des Gesetzgebers einzig darin besteht, bestimmte vorgekom-
mene Steuerumgehungen nachtréglich unwirksam zu machen.

Wenn die Betroffenen mit dem riickwirkenden Gesetz rechnen mufiten, war ein
etwaiges Vertrauen des Steuerpflichtigen auf die Rechtslage sachlich nicht ge-
rechtfertigt, so da das Prinzip des Vertrauensschutzes in einem solchen Fall nicht
anwendbar ist.® Dieser Grundsatz bedeutet jedoch nicht, daB es fiir seine Anwen-
dung geniigen wiirde, wenn der Gesetzgeber bekanntgibe, daB3 er sich im Falle von
Steuerumgehungen allgemein vorbehalte, Rechtsnormen mit Riickwirkung zu er-
lassen. Selbst die Bekanntgabe einer konkreten Gesetzesinitiative oder des Planes
einer Neuregelung reicht keineswegs aus, um die Schutzwiirdigkeit des Vertrauens

! BVerfG-Urteil vom 8.2.1977 - 1 BvR 79, 278, 282/70 - BVerfGE 43, 242 [286]

2 Vgl. BVerfG-BeschluB vom 10.4.1984, a.a.0., S. 15, BVerfG-Urteil vom 8.2.1977, a.a.0,,
S. 286.

3 Diese Definition der echten Riickwirkung findet sich z.B. im BVerfG-BeschluB vom 13.5.1986 -
1 BVR 99, 461/85 - BVerfGE 72, 175 [196].

* Vgl. BVerfG-Beschlufl vom 14.5.1986 - 2 BvL 2/83 - BVerfGE 72, 200 [258];
vgl. ferner INSTITUT , FINANZEN UND STEUERN* (1987) S. 68-70 mit diversen Hinweisen auf
Entscheidungen des BVerfG aus den 50er- und 60er- Jahren.

* Vgl. BVerfG-BeschluB vom 22.3.1983, a.a.0,, S. 357.

% Vgl. LARENZ (1991) S. 424 unter Berufung auf BVerfG-Urteil vom 19.12.1961 - 2 BvL 6/59 -
BVerfGE 13, 261 [272].
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in die geltende Rechtslage aufzuheben.' Das Vertrauen in die derzeitige Rechtspo-
sition gilt erst dann als nicht oder nicht mehr sachlich gerechtfertigt, wenn die
Gesetzesinderung lediglich vorhandene Widerspriiche im Gesetz riickwirkend be-
seitigen oder nichtige Bestimmungen aufheben oder dndern wiirde.” Auch in Fillen,
in denen eine Rechtsnorm vom Bundesverfassungsgericht fur nichtig erklart wor-
den ist und dadurch eine andere, noch nicht angefochtene Norm systemwidrig
wurde, ist mit der Aufhebung der nunmehr systemwidrigen Bestimmung zu rech-
nen und das Vertrauen in ihre Giiltigkeit nicht mehr gerechtfertigt >

Halt man sich diese wenigen Ausnahmen vom Grundsatz des Riickwirkungsver-
botes im belastenden Recht vor Augen, so wird klar, da3 bei gegenwirtiger
Verfassungslage das Mittel riickwirkender Gesetze in Deutschland nicht zur Besei-
tigung oder nennenswerten Einschrankung des Umfanges an Steuerumgehungs-
aktivititen einsetzbar ist. In anderen Staaten kann bei entsprechender Verfassung
und Verfassungsrechtsprechung die Riickwirkung durchaus geeignet sein, um die
Steuerumgehung zu bekampfen. In keinem Rechtsstaat allerdings darf dieses In-
strument in beliebigem Umfang von staatlicher Seite eingesetzt werden, selbst
wenn es von der dortigen Gerichtsbarkeit nicht fiir prinzipiell unzulassig erachtet
wird (vgl. dazu auch unten Kap. 4.2.1.2). Bei nicht liickenloser Anwendung bleibt
die Steuerumgehungsproblematik dann jedoch grundsitzlich bestehen, zumal der
Gesetzgeber sich auch iiber die Gefahr ausufernder Gesetzestexte und komplizier-
ter werdenden Steuerrechts im klaren sein muf3, wenn den Gesetzen immer neue
Spezialvorschriften gegen die Steuerumgehung hinzugefiigt werden. Die
Steuerumgeher wiirden ihre Aktivitaten zwar zuriickschrauben, weil sie stets die
Moglichkeit riickwirkender Rechtsnormen bei ihrer Entscheidungsfindung bertick-
sichtigen miiBten. Wenn sie sich aber dariiber im klaren sind, daB der Staat nur
einem Teil der Steuerumgehungen mit dem Mittel der Riickwirkung begegnen
wird, so kénnen Versuche, das Steuerrecht zu umgehen, nach wie vor rational sein.

4.1.4  Zwischenergebnis

Die zu Beginn von Abschnitt 4.1 aufgezahiten denkbaren Alternativen zur Gene-
ralklausel gegen die Steuerumgehung sind in Deutschland nicht geeignet, die
Umgehungsproblematik zu beseitigen.

Laufende Gesetzestextanpassungen und Spezialklauseln sind zwar rechtlich zulés-
sig, in der Praxis aber wenig wirkungsvoll. Erst wenn sie mit riickwirkender Kraft
erlassen werden konnten, wire der Gesetzgeber - je nach Intensitit der Anwen-
dung dieses Instruments - in der Lage, Steuerumgehungen ggf. vollstindig auszu-

' Vgl. BVerfG-Beschlufl vom 10.3.1971 - 2 BvL 3/68 - BVerfGE 30, 272 [287].
% ygl. TIPKE/LANG (1994) S. 102 mit Hinweisen auf eine Vielzahl von BVerfG-Entscheidungen.
* Vgl. BVerfG-Beschluf vom 16.11.1965 - 2 BVL 8/64 - BVerfGE 19, 187 [196 f.].
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schliefen. Riickwirkend belastende Steuergesetze hat das Bundesverfassungsge-
richt jedoch fur grundsatzlich unzulissig erklirt.

Die Gesetzesanwender hitten ohne die Existenz einer Generalklausel in Deutsch-
land keinerlei Moglichkeit, gegen Steuerumgehungshandlungen vorzugehen. Die
Mittel der Analogie und der teleologischen Reduktion wiren zwar diesbeziiglich
wirksam, sind jedoch rechtlich nicht zuldssig. Die wirtschaftliche Betrachtungswei-
se ist in ihrem heutigen Verstindnis ein reines Auslegungsprinzip und als solches
zwar rechtlich unbedenklich, aber definitionsgemaf nicht auf Steuerumgehungsfille
anwendbar.

Eine gesetzliche Generalklausel gegen die Steuerumgehung erscheint notwendig,
um ihr wirksam entgegentreten zu konnen. Bevor untersucht wird, inwieweit eine
solche Generalklausel auch hinreichend ist, soll im folgenden die Situation in zwei
Staaten analysiert werden, die keine solche Generalklausel im Steuerrecht kennen,
in denen Finanzverwaltung und Rechtsprechung aber méglicherweise aufgrund
einer von der deutschen differierenden Verfassungslage oder Rechtsauffassung in
der Lage sind, durch Rechtsfortbildung, d.h. durch iiber den Wortlaut hinausge-
hende Auslegung, durch Analogie und teleologische Reduktion oder durch eine
weitreichende Anwendung der wirtschaftlichen Betrachtungsweise, Steuerumge-
hungen zu verhindern.

4.2 Die Bekimpfung von Steuerumgehungsaktivititen ohne
Zuhilfenahme einer Generalklausel im Ausland

Viele Staaten haben keine Generalklausel gegen die Steuerumgehung in ihre Ge-
setzgebung aufgenommen. Dazu gehoren Belgien, Danemark, Grofbritannien, Ja-
pan, Portugal und die USA.'

Im folgenden wird exemplarisch die Situation in Grofbritannien und in den Verei-
nigten Staaten einer Analyse unterzogen - Lander, die bei der Bekdmpfung der
Steuerumgehung traditionell auf vollkommen unterschiedliche Art und Weise den
Verzicht auf eine Generalklausel zu kompensieren versuchen, auch wenn es in jiin-
gerer Zeit - jedenfalls voriibergehend - zu einer gewissen Annidherung gekommen
ist.

! Vgl. TIPKE (1993) S. 1350-1352 m.w.N. sowie v. HOORN in APTIRC (1984) S. 73.
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4.2.1 GrofBbritannien

4.2.1.1 Die Rechtsprechung zur Steuerumgehung

Eine von Rechtswissenschaftlern entwickelte juristische Methodenlehre, an die sich
die Rechtsprechung bindet, gibt es in Groflbritannien nicht. Gerichtsurteile bezie-
hen sich fast nie auf steuerrechtliche Literatur, dafiir aber in ausgepragt hohem
MaBe auf frithere Entscheidungen.' Die Aussagen fritherer Urteile werden nur sehr
selten umgestoBen, britische Rechtsprechungsgrundsitze haben deshalb i.d.R. eine
iuBerst lange Lebensdauer.” Geschriebenes Gesetz wird - gerade im Steuerrecht -
traditionell streng wortwortlich ausgelegt (Vorrang der ,Jiteral interpretation
rule”).® Dieses Prinzip enger Wortlautauslegung ohne Riicksicht auf den , Geist des
Gesetzes“ oder auf Gerechtigkeitsiiberlegungen wurde bereits im Urteil Partington
vs. Attorney-General von 1869 gepragt.*

Das Recht der Steuerzahler, ihre Geschifte nach Belieben steuersparend zu ge-
stalten, solange eine solche Gestaltung nicht ausdriicklich gesetzlich verboten ist,
wurde erstmals in der Entscheidung A.-G. vs. Duke of Richmond, Gordon and
Lennox (No. 1) von 1908 gerichtlich festgestellt ’

Wegweisend fur rund 45 Jahre (und noch heute die Rechtsprechung beeinflussend)
wurde dann der Fall IRC vs. Duke of Westminster von 1936 mit der beriihmt ge-
wordenen Erklarung des Richters Lord TOMLIN: , Every man is entitled if he can
to order his affairs so that the tax attaching under the appropiate Acts is less than
it otherwise would be.“® Lord TOMLIN fiihrte weiter aus, die ,,wahre Rechtslage®,
d.h. die rechtliche Einkleidung einer Transaktion, sei relevant fiir die steuerliche
Beurteilung eines Falles. Diese diirfe nicht zugunsten der wirtschaftlichen Substanz
des Rechtsgeschiftes auBer acht gelassen werden.” Der Westminster-Fall diente
jahrzehntelang als Beleg fiir die Vorstellung, im englischen Steuerrecht sei allein
die rechtliche Form einer Gestaltung von Bedeutung, ihre wirtschaftliche Substanz
hingegen vollig irrelevant (,form over substance*). Diese einseitige Interpretation
der Westminster-Entscheidung machte den Fall zum Symbol einer steuerzahler-
freundlichen Grundhaltung britischer Gerichte, zur ,fax avoidance charter des
britischen Steuerrechts.® Obwohl Lord TOMLIN mit seiner Urteilsbegriindung

! Vgl. NEVERMANN (1994) S. 37 f.

2 Vgl. ebenda S. 28.

* Von dieser Regel wird i.a. nur dann abgewichen, wenn ein doppeldeutiger Wortlaut im Geset-
zestext eine Auslegung allein nach dem Wortlaut unméglich macht oder wenn die wortgetreue
Auslegung zu Widerspriichen innerhalb des Gesetzes fiihren wiirde. Vgl. JUNKER (1982) S. 68.

4 Vgl. BOIDMAN (1981) S. 439.

5 Vgl. JUNKER (1982) S. 45.

¢ Vgl. FISCHER (1995) S. 91.

" Vgl. MILLETT (1986) S. 333.

8 Vgl. NEVERMANN (1994) S. 121, 127.
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wohl lediglich einer freischwebenden wirtschaftlichen Betrachtungsweise eine Ab-
sage erteilen wollte und keinesfalls die Substanz eines Rechtsgeschiftes fir
bedeutungslos erklart hat, wurde Westminster zur Grundlage einer von praktischen
oder wirtschaftlichen Erwéagungen vollkommen losgelésten Gesetzesanwendung
und damit zu einer wesentlichen Ursache fiir das - auch im internationalen Ver-
gleich - gewaltige AusmaBl, das die Steuerumgehung dann vor allem in den
siebziger Jahren in GroBbritannien annahm. ,/ feel that the citizens of UK are ...
Jfar more inclined to tax avoidance, than most citizens of any country, stellte A.
G. DAVIES noch 1983 fest.'

Die Rechtsprechung in der Zeit zwischen Westminster (1936) und dem 1981 ein-
setzenden ,new approach® (s.u.) blieb im Verlauf relativ konstant. Zwar gab es
Zeiten starkerer moralischer Mif3billigung der Steuerumgehung durch die Gerichte
(speziell wahrend des Zweiten Weltkrieges), freilich ohne daB3 dies deren Entschei-
dungen materiell beeinfluBt hatte,> und es gab einerseits Perioden extrem enger
Wortlautauslegung, von der selbst bei unsinnigen Ergebnissen nicht abgewichen
wurde (speziell in den fiinfziger Jahren), und andererseits Zeitrdume, in denen in
vereinzelten Urteilen vorsichtig versucht wurde, den wirtschaftlichen Hintergrund
einer Gestaltung bei der Urteilsfindung mit zu beriicksichtigen, ohne dabei den
Grundsatz vom Vorrang wortwortlicher Gesetzesauslegung in Frage zu stellen’
Doch insgesamt blieben die in Westminster zum Ausdruck gekommenen bzw. hin-
eininterpretierten Grundprinzipien iber viereinhalb Jahrzehnte weitgehend
unverandert erhalten. Die Rechtsprechung sah es nicht als ihre Aufgabe an, die
Steuerumgehung zu bekimpfen; dies sei allein Sache des Gesetzgebers.*

Erst das in den siebziger Jahren massive Aufireten einer regelrechten , tax avoidan-
ce industry“, einer Unternehmensbranche, deren Titigkeit darin bestand,
Steuerumgehungsprojekte (,,tax avoidance schemes*) zu entwickeln und zu ver-
markten, fiihrte 1981 zu einem Umdenken der Gerichte (.ew approach®).
Wihrend sich die Rechtsprechung nach Westminster angewohnt hatte, bei Gestal-
tungen, die aus steuerlichen Griinden aus einer Vielzahl von Einzelschritten
zusammengesetzt waren, jeden Schritt bei der steuerlichen Sachverhaltswiirdigung
isoliert zu betrachten, wurde im Fall W. T. Ramsay Ltd. vs. IRC (1981) erstmals
einer Gestaltungskette, die ohne jeden wirtschaftlichen Zweck und ohne jede
rechtlichen Konsequenzen allein zum Zweck einer Steuerersparnis errichtet worden
war, die steuerliche Anerkennung versagt.’

! Vgl. DAVIES in APTIRC (1984) S. 2 (Abdruck eines 1983 in Singapore gehaltenen Vortrages).
2 Vgl. JUNKER (1982) S. 49.

3 Vgl. NEVERMANN (1994) S. 169.

“Vgl. ebenda S. 155 £, 178.

® Vgl. ebenda S. 63 £, 179 ff.
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In den Fillen IRC vs. Burmah Qil Co Ltd. (1982) und Furniss (Inspector of Taxes)
vs. Dawson (1984) wurde das Prinzip der Gesamtbetrachtung auch auf Transak-
tionsketten ausgedehnt, die zwar einen wirtschaftlichen Hintergrund hatten, jedoch
Schritte enthielten, die rein steuerlich motiviert und ohne Einflu} auf das wirt-
schaftliche Endergebnis waren.'

Die Entscheidung Craven (Inspector of Taxes) vs. White (1988) stoppte jedoch mit
einer 3:2-Mehrheitsentscheidung der urteilenden Richter zugunsten des Steuer-
pflichtigen die Weiterentwicklung des new approach: Voraussetzung, um in einer
Kette von Transaktionen einzelne rechtlich wirksame Teilschritte steuerlich igno-
rieren zu konnen, sei, daf3 diese einzig aus Griinden der Steuererspamis eingebaut
worden seien und daB es sich um eine von vornherein in dieser Form geplante Ge-
staltung handle, deren Ablauf von Beginn an Schritt fiir Schritt praktisch feststand.

Zwei jungere hochstrichterliche Entscheidungen zeigen deutlich den EinfluB3, den
der new approach auf die derzeitige Rechtsprechung ausiibt bzw. nicht austibt.

Zum einen ist hier die Entscheidung im Fall Moodie vs. IRC (1993) zu nennen, in
der von den urteilenden Richtern eine Gestaltung einstimmig verworfen wurde, die
praktisch identisch war mit einem fax avoidance scheme, welches 1979 von der
gleichen Instanz noch anerkannt worden war. Richter Lord KEITH OF KINKEL, der
an beiden Entscheidungen beteiligt war, rechtfertigte seinen Gesinnungswandel
damit, daB der Fiskus im Fall Moodie diejenigen Argumente vorlegte, die bereits
1981 in Ramsay erfolgreich waren, wihrend dem Gericht 1979 keine entsprechen-
de Argumentation prisentiert worden war.’

Bei der anderen Entscheidung handelt es sich um den Fall Fitzwilliam vs. IRC
(1993), in dem mit einer 4:1-Mehrheitsentscheidung eine fiinfstufige Kettenschen-
kung steuerlich anerkannt wurde. Die Richter rdumten zwar ein, da3 es sich bei
den Stufen 2 bis 5 der Transaktionskette um eine von vornherein in ihrem genauen
Ablauf Schritt fur Schritt vorausgeplante Gestaltung handle, doch treffe dies fiir die
erste Stufe der Kettenschenkung nicht zu. Da diese Stufe fur den Gesamtablauf
entscheidend gewesen sei, diirfe - wie im Fall Craven (1988) - nicht von einer pre-
ordained single composite transaction gesprochen werden.* DaB8 die Schritte 2
und 4 der Gestaltungskette einzig der Steuerminderung gedient hatten,’ reichte
nach mehrheitlicher Auffassung der Richter nicht aus, um die von der Steuerpflich-
tigen erschlichenen Steuerbefreiungen zu verweigern, da beide Schritte voriiber-

! Vgl. ebenda S. 187-201.

2 Vgl. ebenda S. 204 und 208 sowie POPKIN (1991) S. 299.

3 Vgl. Moodie vs. IRC [1993] 2 Al ER S. 49 [51] 2 WLR v. 26.2.93 S. 266 [269].

“ s0 die Auffassung von Lord BROWNE-WILKINSON; vgl. Fitzwilliam vs. IRC [1993] 3 All ER
S. 184 [220 f.).

* Aus diesem Grund seien sie steuerlich zu ignorieren, so die Forderung von Lord TEMPLEMAN
in seinem Minderheitsvotum; vgl. ebenda S. 213.
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gehende reale Konsequenzen aufgewiesen hatten.' Damit sei der vorliegende Fall
anders gelagert als Ramsay (1981), Burmah QOil (1982), Dawson (1984) und Moo-
die (1993) das durch Dawson ausgeweitete Ramsay principle sei hier nicht
anwendbar.’ Der Einwand, Gerechtigkeitserwagungen und die Einbeziehung der
Intentionen des Gesetzgebers miifiten ebenfalls bei der Urteilsfindung beriicksich-
tigt werden, fand bei der Mehrheit der Richter keine Zustimmung.

Die Entscheidung Moodie (1993) hat gezeigt, da3 die Steuerpflichtigen nunmehr
etwas raffinierter vorgehen missen, als es vor Ramsay der Fall gewesen war; ex-
trem ,,plumpe“ Steuerumgehungsversuche, wie sie in den Fillen Ramsay und
Moodie vorlagen, werden heute nicht mehr anerkannt. Auf der anderen Seite hat
Fitzwilliam (1993) deutlich gemacht, wie der new approach relativ einfach ausge-
hebelt und die Anerkennung selbst rein steuerlich motivierter Zwischenschritte in
einer Gestaltung erreicht werden kann.

Zusammenfassend 146t sich sagen, daB der new approach durch die in Ramsay,
Burmah und Dawson aufgestellten Grundsitze die tax avoidance industry zwar in
erhebliche Schwierigkeiten gebracht, durch die Entscheidung Craven jedoch be-
reits wieder die Basis fiir ihr Wiedererstarken gelegt hat: Durch das Aufstellen von
Kriterien, welche festlegen, wann einer Gestaltung die steuerliche Anerkennung
versagt werden kann, wird den Steuerpflichtigen deutlich gemacht, wie sie vorzu-
gehen haben, um ein Scheitern ihrer Steuerumgehungsprojekte zu vermeiden.’

Zumindest voriibergehend hat sich die traditionelle britische Auffassung wieder
durchgesetzt, die besagt, daf3 die Bekampfung der Steuerumgehung in erster Linie
Aufgabe des Gesetzgebers sei.® Teleologische Auslegung sowie die Einbeziehung
von Gerechtigkeitsiiberlegungen scheinen nach wie vor nicht mehrheitsfihig zu
sein, die literal interpretation rule ist immer noch dominierendes Auslegungsprin-

zip.

4.2.1.2 Die Gesetzgebung gegen die Steuerumgehung

Die erste gezielt gegen die Steuerumgehung gerichtete Gesetzgebung enthielt der
Finance Act 1922 Die Finance Acts der dreiBiger Jahre dehnten die anti-
avoidance legislation anhand einer Fiille weiterer Einzelvorschriften erheblich aus.®

! Vgl. ebenda S. 186 (Lord BROWNE-WILKINSON).
2 Vgl. ders., ebenda S. 193-195.

3 Vgl. ebenda S. 199 (Lord KEITH OF KINKEL).

“ Vgl. ebenda S. 219 f. (Lord TEMPLEMAN).

* Vgl. NEVERMANN (1994) S. 329.

© Vgl. ebenda S. 216.

7 Vgl. JUNKER (1982) S. 30 f.

8 Vgl. NEVERMANN (1994) S. 56.
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Seit 1941 hat der Gesetzgeber bisweilen allgemeiner formulierten und damit breiter
wirkenden Anti-Umgehungs-Bestimmungen (,,shotgun approach*) den Vorzug vor
Vorschriften gegeben, die nur ein ganz bestimmtes, exakt beschriebenes fax avoi-
dance scheme erfassen (,,sniper approach®)." Die Diskussion shotgun approach
versus sniper approach hilt bis heute an. Wiahrend generalklauselartige Formulie-
rungen eine noch stiarkere Verkomplizierung und Ausweitung der Steuergesetze
verhindern sollen und in gewissen Grenzen auch bislang noch nicht praktizierten
Steuerumgehungsaktivitaten vorbeugen konnen, wird der Vorteil von ganz eng auf
eine bestimmte Aktivitat ausgerichteten Spezialklauseln in der erhohten Rechtssi-
cherheit gesehen.” Traditionell herrscht in GroBbritannien der regelmifige Erlaf
spezieller Anti-Umgehungs-Bestimmungen nach dem sniper approach vor; der in
der Literatur z.T. als rechtsstaatlich bedenklich® bezeichnete shotgun approach
kommt in einzelnen Steuergesetzen gelegentlich zum Einsatz, wahrend die immer
wieder diskutierte Einfihrung einer allgemeinen, fir das gesamte Steuerrecht gel-
tenden Generalklausel gegen die Steuerumgehung bislang stets verworfen wurde.
Mehr noch als in dem shotgun approach wird in einer allgemeinen Generalklausel
eine Verletzung der Rechtsklarheit und Rechtssicherheit und damit ein Verstof3
gegen das Rechtsstaatsprinzip gesehen. Ferner wiirde eine Generalklausel der Bii-
rokratie und den Gerichten erlauben, das geschriebene Gesetz eigenmichtig zu
erganzen, und damit auch gegen das Prinzip der Gewaltenteilung verstoBen.* Auch
wenn solche Auffassungen keineswegs unumstritten sind, so haben sie doch den
Gesetzgeber bis jetzt erfolgreich von der Einfuhrung einer dem deutschen § 42 AO
vergleichbaren Bestimmung abgehalten.

Das nach kontinentaleuropdischer Rechtsauffassung rechtsstaatlich weitaus be-
denklichere Mittel riickwirkender Gesetzgebung gegen die Steuerumgehung ist
hingegen in GrofBbritannien mehrfach zur Anwendung gekommen. Ein Beispiel ist
der gegen sog. commodity future schemes gerichtete § 31 Finance Act 1978, der
riickwirkend zum 6.4.1976 in Kraft trat; erste Vorschriften dieser Art enthielt be-
reits der Finance Act 1936. Das Recht des britischen Gesetzgebers, riickwirkend
belastende steuerliche Regelungen zu erlassen, ergibt sich aus der herrschenden
Auffassung von der Souveranitit des Parlaments bzgl. der Gesetzgebung und wur-
de in der Entscheidung James vs. IRC (1977) gerichtlich bestitigt.” Dennoch ist
diese gegen die Steuerumgehung gerichtete Waffe auch in GrofBbritannien nicht
unumstritten. Auf der einen Seite wird darauf hingewiesen, daf3 aufgrund des Feh-

! Vgl. JUNKER (1982) S. 31 f.

?2Vgl. ebenda S. 36 f.

? Diese Auffassung findet sich z.B. bei SHENFIELD (1968) S. 30.

* Vgl. HOUGHTON in IEA (1979) S. 89 [93]; HOUGHTON in IEA (1979) S. 99 [102]; MASTERS
(1994) S. 672 f. Keine wirtschaftlichen oder selbst Gerechtigkeitsiiberlegungen ,,could possibly
Justify removing one of the foundations of our liberty* (Lord HOUGHTON).

5 Vgl. JUNKER (1982) S. 38 f.
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lens einer Generalklausel und in Anbetracht der hohen, durch die Steuerumgehung
verursachten jahrlichen Steuerausfille das Instrument der Riickwirkung unbedingt
benotigt werde,' auf der anderen Seite werden vielfach moralische Bedenken dage-
gen vorgebracht, da3 etwas nachtréglich fur steuerpflichtig erklart wird, was zum
Zeitpunkt des Geschehens steuerfrei war.” Aus diesem Grund hilt die herrschende
Auffassung in Literatur und Politik die Riickwirkung nur unter ganz besonderen
Umstanden, bei extremem Handlungsbedarf, fiir angebracht.> Um der Forderung
nach Rechtssicherheit besser gerecht zu werden, ist es tiblich geworden, riickwir-
kende Vorschriften nur nach vorhergehender ministerieller Warnung zu erlassen
und ihren Geltungszeitraum nicht iiber den Zeitpunkt der Warnung hinaus zu er-
strecken.*

42.2 USA

Anders als in Grofbritannien sieht in den USA die Rechtsprechung die Bekamp-
fung der Steuerumgehung nicht nur als Aufgabe des Gesetzgebers, sondern auch
als eigenen Auftrag an. Aus diesem Grund existiert in den Vereinigten Staaten kei-
ne derart umfangreiche Ansammlung von Anti-Umgehungsvorschriften wie in der
britischen Steuergesetzgebung, auch wenn mittlerweile einige Bestimmungen in das
US-amerikanische Steuergesetz aufgenommen worden sind, die dazu dienen, be-
stimmten Steuerumgehungstechniken zu begegnen.’ Im wesentlichen wird die
Steuerumgehung nicht im Wege der Gesetzgebung, sondern im Rahmen der Ge-
setzesanwendung bekampft.

Dabei ist zu beriicksichtigen, daf eine herrschende geschlossene Methodenlehre in
den USA ebensowenig existiert wie in GroBbritannien;® entsprechend gibt es keine
genaue Grenzziehung zwischen Auslegung und Analogie. Die Rechtsprechung in
den USA wird auch eher von iibergeordneten Prinzipien als von speziellen Regeln
beherrscht;’ praktische Erwigungen haben Vorrang gegeniiber der strikten Ein-

! Vgl. CHRISTOPHER in IEA (1979) S. 87.

2 Vgl. MYDDELTON in IEA (1979) S. 44.

3 Vgl. JUNKER (1982) S. 40.

* Kritisch iiber den Wert einer solchen Selbstbeschrankung der Politik fiir die Rechtssicherheit
Fuflern sich u.a. SHENFIELD (1968) S. 32 f. und MYDDELTON in IEA (1979) S. 45: Absichtser-
klirungen von Ministern seien unverbindlich, kénnten im Parlament scheitern und seien auch
meist zu unpriizise formuliert, als daf8 die Steuerpflichtigen sicher sein kénnten, welche Hand-
lungen im einzelnen unter das riickwirkende Gesetz fallen wiirden. Wiirden die Steuer-
pflichtigen derartige Ministerankiindigungen ignorieren, liefen sie Gefahr, spéter riickwirkend
belastet zu werden; andernfalls gibe es jedoch keinen Schadenersatz, falls die Ankiindigung
nicht umgesetzt werde.

® Vgl. BOIDMAN (1981) S. 445.

6 Vgl. WALZ (1982) S. 1.

7 Vgl. POPKIN (1991) S. 286.
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haltung juristischer Prinzipien, wenn diese zu unsinnigen, ungerechten oder aus
anderen Griinden bedenklichen Ergebnissen fiihrt. Es kann deshalb nicht verwun-
dern, daB die amerikanischen Gerichte der britischen Praxis streng wortwortlicher
Auslegung nicht gefolgt sind: Wenige Monate vor der britischen Entscheidung /RC
vs. Duke of Westminster (1935) wurde in den USA der vergleichbare und ebenfalls
wegweisende Fall Gregory vs. Helvering (1935) hochstrichterlich entschieden.
Zwar raumten auch hier die Gerichte ausdriicklich den Steuerpflichtigen das Recht
ein, ihre Geschifte steuerminimierend zu gestalten (,,Any one may so arrange his
affairs that his taxes shall be as low as possible” (Circuit Court of Appeals
1934)), doch bedeute der Grundsatz, dal das Motiv der Steuerersparnis legitim
sei, nicht, dal der Zweck einer Vorschrift bei ihrer Auslegung auBer Betracht ge-
lassen werden diirfe (Supreme Court 1935)." Eine solche den Gesetzeszweck
berticksichtigende (teleologische) Auslegung muf3 dabei keineswegs am moglichen
Wortsinn einer Vorschrift enden: Schon im besagten Fall Gregory vs. Helvering
wurde (nach deutscher Terminologie) eine teleologische Reduktion der relevanten
Befreiungsvorschrift vorgenommen;® viele weitere gerichtliche Entscheidungen
nach 1935 zeigen, daf} auch belastende Analogieschliisse im amerikanischen Steu-
errecht durchaus moglich sind und praktiziert werden.’ Ausgehend von der
Gregory-Entscheidung, haben die US-Gerichte dabei eine Reihe bis heute ange-
wendeter Prinzipien zur Bekdmpfung der Steuerumgehung entwickelt: Im
wesentlichen sind dies der business purpose test, die step transaction doctrine und
die substance over form doctrine.*

Der business purpose test besteht in der Priifung, ob mit einem Rechtsgeschaft
irgendein wirtschaftlicher Zweck verfolgt wird oder ob es ausschlieBlich der Steu-
erminderung dient. Gestaltungen ohne reale okonomische Wirkung, die nichts
weiter bezwecken, als Steuern zu sparen, werden von amerikanischen Gerichten
aufgrund ihres fehlenden business purpose steuerlich ignoriert.’

Neben Gestaltungen, denen keinerlei eigenstidndige 6konomische Bedeutung zu-
kommt, gibt es aber auch solche, die zwar einem wirtschaftlichen Zweck dienen,
aber einzelne Schritte enthalten, die ausschlieBlich aus steuerlichen Griinden ein-
gefugt wurden. Nach der step transaction doctrine kann ein Gericht derartigen
Schritten (steps) die steuerliche Anerkennung versagen.’®

! Vgl. NEVERMANN (1994) S. 130-132. Die Pflicht der Gerichte, bei der Gesetzesanwendung
den Gesetzeszweck mit zu beriicksichtigen, hat in den Vereinigten Staaten sogar Verfassungs-
rang; vgl. POPKIN (1991) S. 285.

2 Vgl. NEVERMANN (1994) S. 131.

3 Vgl. WALZ (1982) S. 7 und 9.

* Vgl. MASTERS (1994) S. 647.

’ Vgl. MILLETT (1986) S. 331 f.

¢ Vgl. BOIDMAN (1981) S. 446.
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Die US-amerikanische Rechtsprechungspraxis ist nicht ohne Einflu} auf die briti-
sche Rechtsprechung geblieben: Nach amerikanischer Terminologie gesprochen,
lieBe sich sagen, daBB Ramsay (1981) und Moodie (1993) am fehlenden business
purpose gescheitert sind, wihrend in den Fillen Burmah Qil (1982) und Dawson
(1984) die Gerichte die step transaction doctrine anwandten. Daf3 der ,new ap-
proach™ in seiner langfristigen Wirkung dennoch hinter den amerikanischen
Methoden zuriickbleibt, liegt neben der sehr viel engeren Auslegungspraxis briti-
scher Gerichte auch daran, da3 die substance over form doctrine der USA von der
britischen Rechtsprechung nie iibernommen worden ist.

Das Prinzip substance over form bedeutet, da} bei stark ,gekiinstelt (artificial)
erscheinenden Rechtsgeschiften die Gerichte sich vorbehalten, statt der gewéhlten
rechtlichen Einkleidung den tatsachlichen wirtschaftlichen Gehalt der Besteuerung
zugrunde zu legen. Auch wenn das frither in Grofbritannien vorherrschende ent-
gegengesetzte Prinzip form over substance durch den new approach an Bedeutung
verloren hat, zeigen die Fille Craven (1988) und Fitzwilliam (1993), daB die briti-
sche Rechtsprechung von einem Vorrang der wirtschaftlichen Substanz einer
Gestaltung vor ihrer duleren Form immer noch weit entfernt ist.

Es kann demnach nicht verwundern, da3 die Steuerumgehung in den USA nie ei-
nen solchen Umfang erlangt hat wie in GroBbritannien. Die intensive Anwendung
der Doktrinen vom business purpose, von den step transactions und der substance
over form legen i.V.m. einer weiten, nicht auf den moglichen Wortsinn begrenzten
Auslegung steuerrechtlicher Vorschriften den Schluf3 nahe, daf3 in den Vereinigten
Staaten auf eine dem deutschen § 42 AO vergleichbare Generalklausel ohne weite-
res verzichtet werden kann.

42.3  Zwischenergebnis

Nach aktuellem Stand von Recht und Rechtswissenschaft ist in Deutschland eine
Generalklausel gegen die Steuerumgehung unentbehrlich, da eine iiber den mogli-
chen Wortsinn einer steuerlichen Norm hinausgehende Auslegung nicht zuléssig ist
(auch nicht im Rahmen einer ,,wirtschaftlichen Betrachtungsweise®) und nach gel-
tendem Verfassungsrecht die Bekampfung des RechtsmiBbrauchs durch analoge
Rechtsanwendung bzw. teleologische Reduktion ebenso wenig statthaft ist wie der
ErlaB riickwirkend belastender Rechtsnormen durch die Legislative.

Dieses Ergebnis ist jedoch nicht ohne weiteres auf andere Staaten iibertragbar.

So herrscht in den USA ein weitaus geringerer Formalismus in der Rechtsanwen-
dung als in Deutschland. Steuerrechtliche Bestimmungen pflegen ggf. sehr weit
ausgelegt zu werden, wobei dabei keineswegs am moglichen Wortsinn der Vor-

' Vgl. ebenda S. 445.
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schrift haltgemacht wird. Daher kann auch eine weitreichende Anwendung der Re-
gel ,substance over form“ zur Bekdmpfung der Steuerumgehung Anwendung
finden; ebenso ist es den Gerichten nicht verwehrt, Gestaltungen, die keinen ande-
ren Zweck als eine Steuerersparnis erkennen lassen, die steuerliche Anerkennung
zu versagen (business purpose test), ohne daB es hierfir einer ausdriicklichen ge-
setzlichen Grundlage bediirfte.

Demgegeniiber gilt'in GroBbritannien traditionell eher der Grundsatz ,form over
substance*, die vorherrschende streng wortliche Auslegung steuerlicher Rechts-
normen erleichtert potentiellen Steuerumgehern ihre Steuerminimierungsstrategie.
Dafiir wird allerdings das Fehlen einer Generalklausel durch die dem Gesetzgeber
eingeraumte Moglichkeit, Gesetzesliicken riickwirkend zu schlieBen und damit
ihren Mif3brauch zu verhindern, teilweise kompensiert.

Insofern erscheint sowohl in den USA als auch in GroBbritannien eine Generalklau-
sel verzichtbar, soweit der Steuerumgehung iberhaupt mit den traditionellen
Methoden der Rechtswissenschaft begegnet werden kann, sind die dort zuldssigen
Mittel ausreichend, eine dem deutschen § 42 AO vergleichbare Vorschrift mithin
entbehrlich. Inwieweit die u.a. in Deutschland gegebene Unzulidssigkeit der briti-
schen und US-amerikanischen Methoden durch die Existenz einer Generalklausel
aufgewogen werden kann, soll im folgenden eingehend untersucht werden.

4.3 Die Generalklausel gegen die Steuerumgehung in
Deutschland: § 42 AO

In welchem Umfang eine Generalklausel Steuerumgehungen wirksam verhindern
kann, hingt ab von den enthaltenen Tatbestandsmerkmalen, von der Intensitat ihrer
Anwendung durch die Finanzbehorden und der diesbeziiglichen Haltung der zu-
standigen Gerichte sowie von den aus einer Anwendung der Klausel resultierenden
Rechtsfolgen. Diese die Effektivitat der allgemeinen Umgehungsvorschrift bestim-
menden Faktoren miissen weder im Zeitablauf konstant bleiben, noch sind sie
international identisch.

Um die grundsitzliche Wirksamkeit von Generalklauseln nicht zu einseitig und
verallgemeinernd an der aktuell in Deutschland gegebenen Situation festzumachen,
sollen einer ausfithrlichen Analyse der derzeitigen Ausgestaltung und Anwendung
des § 42 AO seine Entstehungsgeschichte und die mit seinen Vorgéangervorschrif-
ten gesammelten historischen Erfahrungen vorangestellt und im AnschluB3 an diesen
Abschnitt die franzosische Generalklausel vergleichend untersucht werden. Damit
soll es ermoglicht werden, am Ende von Kapitel 4 neben einer zusammenfassenden
kritischen Wiirdigung der deutschen Generalklausel auch allgemeingiiltige Aussa-
gen zu derartigen Vorschriften machen zu kénnen.
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4.3.1 Zur Geschichte der Generalklausel

Aufgrund der praktischen Unmoglichkeit, Steuerumgehungen durch Spezialklau-
seln zu verhindern, hat der Gesetzgeber der RAO 1919 mit dem § 5 erstmals eine
Generalklausel gegen die Steuerumgehung in die Steuergesetzgebung aufgenom-
men. Hinzu kam, daB sich die Auffassung des Verfassers der
Reichsabgabenordnung, ENNO BECKER, das Umgehungsproblem sei ein Problem
der Gesetzesauslegung und der Sachverhaltsbeurteilung in wirtschaftlicher Be-
trachtungsweise, nicht durchsetzen konnte. Die Generalklausel wurde fiir
unentbehrlich angesehen, um zu verhindern, da8 Handlungen, die nach dem Zweck
des Gesetzes besteuert werden sollten, durch mifibrauchliche Rechtsgestaltungen
(bei 1gleichem wirtschaftlichen Erfolg) auf Kosten der Allgemeinheit steuerfrei blie-
ben.

§ 5 Abs. 1 RAO 1919 hatte folgenden Wortlaut:

~Durch Mifibrauch von Formen und Gestaltungsméglichkeiten des biirgerlichen Rechts kann die
Steuerpflicht nicht umgangen oder gemindert werden.

Um eine zu weite Auslegung des Tatbestandes der Generalklausel zu Lasten der
Steuerpflichtigen zu verhindern, sah sich der Gesetzgeber genotigt, in Absatz 2 die
Voraussetzungen eines Mif3brauchs durch Aufzihlung dreier erschépfender Tatbe-
standsmerkmale zu konkretisieren:

,»Ein Mifibrauch im Sinne des Abs. 1 liegt vor

1. in Fillen, wo das Gesetz wirtschaftliche Vorgiinge, Tatsachen und Verhiltnisse in der ihnen
entsprechenden rechtlichen Gestaltung einer Steuer unterwirft, zur Umgehung der Steuer ih-
nen nicht entsprechende, ungewéhnliche Rechtsformen gewihlt oder Rechtsgeschiifte vorge-
nommen werden, und

2. nach Lage der Verhiltnisse und nach der Art, wie verfahren wird oder verfahren werden soll,
wirtschaftlich fiir die Beteiligten im wesentlichen derselbe Erfolg erzielt wird, der erzielt wire,
wenn eine den wirtschaftlichen Vorgingen, Tatsachen und Verhiltnissen entsprechende
rechtliche Gestaltung gewihlt wire, und ferner

3. etwaige Rechtsnachteile, die der gewidhlte Weg mit sich bringt, tatsichlich keine oder nur
geringe Bedeutung haben.“
Absatz 3 bestimmte schlieflich die Rechtsfolgen der Steuerumgehung:

»Liegt ein Mifbrauch vor, so sind die getroffenen Mafinahmen fiir die Besteuerung ohne Bedeu-
tung. Die Steuern sind so zu erheben, wie sie bei einer den wirtschaftlichen Vorgingen,
Tatsachen und Verhiltnissen angemessenen Gestaltung zu erheben wiren. Steuern, die auf

' Vgl. Begr. zum Entwurf einer RAO, Nationalversammlung 1919, Drucks. Nr. 759, 94; zitiert
bei: FISCHER in HHSp (1996) Rz. 2.
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Grund der fiir unwirksam zu erachtenden Mafinahmen etwa entrichtet sind, werden auf Antrag
erstattet, wenn die Entscheidung, die diese Mafnahmen als unwirksam behandelt, rechtskriftig
geworden ist.“

§ 5 RAO 1919 hat zum ersten Mal im April 1921 Eingang in die Rechtsprechung
des Reichsfinanzhofes gefunden.' Dennoch blieb die praktische Bedeutung der
Vorschrift gering. Dies hatte insbesondere in den Umschreibungsversuchen fiir den
Begriff , Rechtsmiflbrauch® in § 5 Abs. 2 RAO 1919 seine Ursache: Es brauchte
nur eines der dort aufgezahlten Merkmale vermieden zu werden, um die Anwend-
barkeit der Mifbrauchsvorschrift auszuschlieBen. Die Generalklausel gegen die
Steuerumgehung war damit ihrerseits relativ leicht zu umgehen.”> Trotzdem wurde
bei der Reform der Reichsabgabenordnung 1931 der § 5 RAO 1919 ohne Verande-
rung als § 10 RAO 1931 tibernommen.

Erst mit dem Steueranpassungsgesetz von 1934 hat der Gesetzgeber auf die man-
gelnde Wirksamkeit der Umgehungsnorm reagiert. Zwar stimmte § 6 Abs. 1
StAnpG wortwortlich mit § 10 Abs. 1 RAO 1934 tiberein; jedoch wurde Absatz 2
des § 10 RAO 1931 ersatzlos gestrichen. Damit sollte verhindert werden, daf3 die
wegen ihrer bis dahin zu stark einengenden Tatbestandsmerkmale selten anwendba-
re Generalklausel vollkommen bedeutungslos wiirde, zumal die Rechtsprechung
mehr und mehr dazu neigte, Steuerumgehungen mit Hilfe einer auf § 9 RAO 1931
gest3iitzten freischwebenden® wirtschaftlichen Betrachtungsweise entgegenzutre-
ten.

§ 6 StAnpG lautete wie folgt:

,»(1) Durch Miflbrauch von Formen und Gestaltungsméglichkeiten des biirgerlichen Rechts kann
die Steuerpflicht nicht umgangen oder gemindert werden.

(2) Liegt ein Mifibrauch vor, so sind die Steuern so zu erheben, wie sie bei einer den wirtschaftli-
chen Vorgangen, Tatsachen und Verhiltnissen angemessenen rechtlichen Gestaltung zu erhe-
ben wiren.

(3) Steuern, die aufgrund der fiir unwirksam zu erachtenden Mafinahmen etwa entrichtet worden
sind, werden auf den Betrag, der nach Absatz 2 zu entrichten ist, auf andere Riickstinde des
Steuerpflichtigen angerechnet und, soweit eine solche Anrechnung nicht moglich ist, erstattet.
Nach Ablauf des Jahres, das auf die endgiiltige Feststellung der Unwirksamkeit folgt, kann
der Steuerpflichtige die Anrechnung oder Erstattung nicht mehr verlangen.

(4) Werden einem Steuerpflichtigen von einer mit ihm zusammen veranlagten Person in oder
nach dem Veranlagungszeitraum, fiir den noch Steuerriickstinde bestehen, unentgeltlich

' Vgl. RFH-Urteil vom 26.4.1921 IT A 412/20 RFHE 5, 247 [250 ff].

2 Vgl. RIEDEL (1968) S. 75.

? Vgl. Begriindung zum Steueranpassungsgesetz, RStBl. 1934 II, S. 1398 [1401 f]; RIEDEL
(1968) S. 76.
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Vermdgensgegenstinde zugewendet, so kann der Empfinger iiber den sich nach § 7 Abs. 3
Satz 4 ergebenden Steuerbetrag hinaus bis zur Hohe des gemeinen Werts dieser Zuwendung
firr die Steuerschuld in Anspruch genommen werden.“

Ein grundsitzlicher Bruch mit der fritheren Rechtsprechung war mit § 6 StAnpG
nicht vorgesehen; der Anwendungsbereich der Mifbrauchsvorschrift sollte lediglich
erweitert werden.'

Trotz der erhofften verbesserten Wirksamkeit der Generalklausel wurde auf die
Kodifizierung der wirtschaftlichen Betrachtungsweise nicht verzichtet; vielmehr
stellte der den § 9 RAO 1931 ersetzende § 1 StAnpG sogar eine Erweiterung der
Anwendungsmaoglichkeiten fur eine (liber eine reine Auslegungsmethode hinausge-
hende) wirtschaftliche Betrachtungsweise dar.

Tatsachlich ist auch der § 6 StAnpG von den Gerichten nur relativ selten bemiiht
worden; durchaus im Sinne eines Teils der Literatur hat sich die Rechtsprechung
im allgemeinen gescheut, Steuerumgehungsfille mit dem ,,;schweren Geschiitz des
§ 6 StAnpG“ zu losen.” Weniger die mit Inkrafitreten der Abgabenordnung 1977
erfolgte Neufassung der Umgehungsnorm, sondern eher ein verindertes Metho-
denbewuBtsein der Gerichte (Verstandnis der wirtschaftlichen Betrachtungsweise
nur noch als Auslegungsregel, nicht mehr als Methode zur Bekidmpfung von
Steuerumgehungen) sowie eine Zunahme betriebswirtschaftlicher Steuerminimie-
rungsplanung und (z.T. mifbrauchlicher) Steuersparmodelle haben dazu gefiihrt,
daB die Generalklausel mittlerweile erheblich hiaufiger Gegenstand der Rechtspre-
chung in Steuersachen geworden ist.’

§ 42 AO hat die Absitze 1 und 2 des § 6 StAnpG im wesentlichen libernommen.
Er lautet in der noch heute giltigen Fassung von 1977:

~Durch Mifibrauch von Gestaltungsmoglichkeiten des Rechts kann das Steuergesetz nicht um-
gangen werden. Liegt ein Miflbrauch vor, so entsteht der Steueranspruch so, wie er bei einer den
wirtschaftlichen Vorgingen angemessenen rechtlichen Gestaltung entsteht.

Fille, die dem § 6 Abs. 3 StAnpG unterlagen, sind nunmehr nach § 174 Abs. 1 AO
zu erledigen; § 6 Abs. 4 StAnpG ist in § 278 Abs. 2 AO aufgegangen.

AuBer einer Aufhebung der Beschriankung des Anwendungsbereiches der Umge-
hungsnorm lediglich auf Gestaltungsmoglichkeiten des biirgerlichen Rechts sollte
ihre Neufassung keine wesentliche Anderung gegeniiber dem bis dahin geltenden

! Vgl. THOMA (1950) S. 60.

2 Vgl. KRUSE (78/79) S. 445 f.

In dem Jahrzehnt von 1986-1995 hat die Anzahl derjenigen (in den EFG verdffentlichten) Ur-
teile, in denen die Finanzgerichte die Generalklausel des § 6 StAnpG bzw. § 42 AO
angewendet haben, um genau 60% gegeniiber den vorangegangenen zehn Jahren (1976-1985)
zugenommen (von 85 auf 136 Fille). Vgl. ferner TIPKE/KRUSE (1996) Tz. 1 sowie KRUSE
(78/79) S. 460.

w
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Recht herbeifiihren. Weitere inhaltliche Veranderungen gegeniiber § 6 Abs. 1 und 2
StAnpG hat der Gesetzgeber der AO 1977 bewuBt unterlassen, so daf3 die beste-
hende Rechtsprechung zur Miflbrauchsvorschrift uneingeschriankt gultig blieb.
Ebenfalls verzichtet wurde aufgrund der Erfahrungen mit § 5 Abs. 2 RAO 1919 /
§ 10 Abs. 2 RAO 1931 auf eine gesetzliche Konkretisierung des MiBbrauchstatbe-
standes. Diese Konkretisierung sollte der Rechtsprechung iiberlassen werden.'

Inwieweit die Generalklausel in ihrer heutigen Fassung i.V.m. der dazu ergangenen
Rechtsprechung als Instrument zur Bekdmpfung der Steuerumgehung geeignet ist,
soll im folgenden anhand ihrer Tatbestandsmerkmale, ihren Rechtsfolgen und den
Rechtsprechungsgrundsétzen geprift werden.

4.3.2 Der Anwendungsbereich der Generalklausel: Abgrenzung der
Steuerumgehung (§ 42 AO) vom Scheingeschift (§ 41 AO)

§ 42 AO ist lediglich dann auf eine Rechtsgestaltung anwendbar, wenn diese nicht
als Scheingeschift im Sinne von § 41 AO anzusehen ist.

Von einem Scheingeschift wird dann gesprochen, wenn die einem Rechtsgeschaft
zugrunde liegenden Willenserklarungen nur zum Schein abgegeben wurden’
Scheingeschifte sind steuerlich unerheblich. Dient ein Scheingeschaft dem Zweck,
ein anderes Rechtsgeschift zu verdecken, so ist fiir die Besteuerung das verdeckte
Rechtsgeschift maf3geblich (§ 41 Abs. 2 AO).

Im Unterschied zur Umgehungshandlung ist das Scheingeschaft von den Beteilig-
ten nicht ernstlich gewollt; es besteht nicht die Absicht, es tatsachlich
durchzufithren.* Diese theoretisch klare Abgrenzung des Umgehungsgeschaftes
vom Scheingeschaft ist in der Praxis allerdings oftmals problematisch, da der
Rechtsanwender den einem Rechtsgeschift zugehorigen Fakten nicht immer ein-
deutig entnehmen kann, ob das Geschaft tatsachlich gewollt ist oder nicht. Anders
als bei der Steuerumgehung liegt jedoch einem zwecks Steuerersparnis abgeschlos-
senen Scheingeschift die Absicht zugrunde, die zustandige Finanzbehorde bzgl.
des wahren Sachverhalts zu tduschen, wihrend ihr bei einer reinen Steuerumge-
hung alle relevanten Sachverhaltsmerkmale offenbart werden. Hieraus resultieren
auch die unterschiedlichen Rechtsfolgen beider hier betrachteten Steuerminde-
rungsversuche: Zwar wird in beiden Fillen nicht der auBerliche Sachverhalt,
sondern der tatsichliche wirtschaftliche Gehalt des betreffenden Rechtsgeschafts
der Besteuerung zugrunde gelegt, jedoch ist ein Scheingeschaft regelmaBig Teil

' Vgl. Begr. RegE § 45 (£ § 42 AO) in MITTELSTEINER/SCHAUMBURG (1977) S. 80.
% ygl. SCHWARZ (1996) Anm. 4.

3 Vgl. BOPP (1958) S. 133.

* Vgl. AX/GROSSE/CAMMERER (1995) S. 117.
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einer Steuerhinterziehung, wihrend eine Steuerumgehung lediglich dann den Tat-
bestand einer Steuerhinterziehung erfiillt, wenn der Ausnahmefall vorliegt, da der
Steuerpflichtige das Vorliegen einer Steuerumgehung durch Abgabe falscher oder
unvollstindiger Angaben zu verschleiern versucht hat.'

43.3  Die Tatbestandsmerkmale des § 42 AO im einzelnen

4.3.3.1 Umgehung des Gesetzes

Die in § 42 Satz 1 AO enthaltene Formulierung ,,... kann das Steuergesetz nicht
umgangen werden® wird von FISCHER als zentrale Aussage der Vorschrift angese-
hen: § 42 hat zum Ziel, die Steuerumgehung zu bekimpfen’> Das Wort
»oteuergesetz bezeichnet dabei nicht nur das Gesetz als Ganzes, sondern insbe-
sondere auch die einzelne gesetzliche Vorschrift.?

Da eine Umgehung nur dann vorliegen kann, wenn der Zweck des Gesetzes durch
seinen Wortlaut nicht voll zum Ausdruck kommt, ist zunédchst zu priifen, ob nach
dem Gesetzeszweck eine steuerliche Belastung tatsichlich eintreten soll.* Voraus-
setzung der Anwendung der Umgehungsvorschrift ist also, da3 ansonsten der
Steuerpflichtige einen steuerlichen Erfolg erzielen wiirde, der - im Hinblick auf
Zweck und Ziel der steuerlichen Rechtsordnung - vom Gesetz mifbilligt wird.’

Dabei ist es unerheblich, ob der steuerliche Erfolg durch Tatbestandsumgehung
oder durch Tatbestandserschleichung herbeizufiihren versucht wurde.®

! Vgl. KOTTKE (1994) S. 287 sowie unten Kap. 4.3.6.

2 Vgl. FISCHER in HHSp (1996) Rz. 86.

3 vgl. § 4 AO: ,Gesetz ist jede Rechtsnorm.

* Vgl. TIPKE (1993) S. 1342.

° Vgl. BFH-Urteil vom 8.1.1958 1 131/57 U BStBL. 1958 III S. 97 [99]); BFH-Urteil vom
25.10.1979 VIII R 46/76 BStBI. 1980 II S. 247 [248] m.w.N_;
die von KOTTKE (1983) S. 1148 f. und TIPKE (1993) S. 1340 an dieser Formulierung geiibte
Kritik, es ginge hier nicht um den Zweck der Rechtsordnung, sondern lediglich der umgange-
nen Norm, iibersicht, dafl sich der Zweck einer Norm i.d.R. nicht aus ihrer isolierten
Betrachtung ergibt, sondern erst unter Beriicksichtigung des Bedeutungszusammenhanges,
»welcher alle Rechtsinstitute und Rechtsregeln zu einer grofien Einheit verkniipft“ (so bereits
SAVIGNY (1840) S. 214, vgl. auch ders., a.a.0., S. 10, sowie LARENZ (1991) S. 324 ff.).

¢ Vgl. BFH-Urteil vom 31.7.1984 IX R 3/79 BStBL. 1985 II S. 33 [35] unter Berufung auf KRUSE
(78/79) S. 454, BFH-Urteil vom 13.8.1985 VII R 172/83 BStBl. 1985 II S. 636 [641]; BFH-
Urteil vom 28.4.1987 IX R 7/83 BStBI1. 1987 11 S. 814 [815];
a.A.: BFH-Urteil vom 10.2.1988 II R 145/85 BStBI. 1988 II S. 547 [548 f.], ohne Begriindung.
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4.3.3.2 Gestaltungsmoglichkeiten des Rechts

Wihrend § 6 StAnpG nur Gestaltungsmoglichkeiten des biirgerlichen Rechts er-
faBte, tragt § 42 AO der Tatsache Rechnung, daB (in selteneren Fillen') auch
Gestaltungsmoglichkeiten des offentlichen Rechts steuerlich miBbraucht werden
konnen.” Da auch das Steuerrecht zum offentlichen Recht gehort, kann somit im
Einzelfall sogar die Ausiibung steuerlicher Wahlrechte einen Mifbrauch nach  §
42 darstellen.?

Voraussetzung fiir die Anwendung des Mif3brauchsparagraphen ist in jedem Fall,
daB die Rechtsordnung dem Steuerpflichtigen mehrere Gestaltungsmoglichkeiten
eroffnet und dieser sich dabei einer Gestaltung bedient, die eigentlich fur andere
Zwecke vorgesehen ist.* ErfaBt werden dabei nur solche Gestaltungen, die einer
vom Zivilrecht abweichenden steuerrechtlichen Beurteilung zugénglich sind, nicht
jedoch solche, wo das Steuerrecht unmittelbar an das Zivilrecht ankniipft, wie es
z.B. bzgl. der Korperschaftsteuersubjektfahigkeit (vgl. § 1 Abs. 1 KStG), aber
auch bei einer EheschlieBung oder Adoption der Fall ist.> § 42 kann also nur dort
eingreifen, wo steuergesetzliche Bestimmungen nicht die angegebenen Rechtsge-
staltungen als solche meinen, sondern vielmehr die mit ihnen verbundenen
wirtschaftlichen Vorginge oder Zustinde erfassen wollen.®

4.3.3.3 MiBbrauch

43331 Die von der Rechtsprechung entwickelten Merkmale eines MiB3-
brauchs

Das Kriterium des ,MifBbrauchs“ fand bereits in § 5 RAO 1919 Verwendung.
Wenn FISCHER diese Tatbestandsvoraussetzung des § 42 AO fur ,,sachlich mif3-
gliickt* hilt und den Begriff , Nichtgebrauch* an seine Stelle setzt,” so iibersieht er,
daB sich der Rechtsanwender zuniachst am Gesetzeswortlaut zu orientieren hat und

' Vgl. BFH-Urteil vom 12.8.1986 VII R 169/83 BStBI. 1986 II S. 821: In dieser Entscheidung
ging es um die Kraftfahrzeugsteuerfreiheit von Mietanhiingern mit , Berlin-Zulassung™.

? Vgl. Begr. RegE § 45 in MITTELSTEINER/SCHAUMBURG (1977) S. 80; vgl. auch BFH-
Bescheid vom 10.9.1959 (Urteil vom 22.1.1960) V 52/56 S BStBI. 1960 III S. 111 [112].

? Vgl. KRUSE (1991) S. 146; FG Baden-Wiirttemberg Urt. v. 11.3.1987 VII-K 396/84 EFG 1987
S. 429; FG Baden-Wiirttemberg Urt. vom 13.4.1989 II K 55/87 EFG 1989 S. 540 [541]; FG
Rheinland-Pfalz Urt. vom 14.3.1989 2 K 316/88 EFG 1989 S. 598; BFH v. 7.4.1987 IX R
41/86 BFH/NV 1987 S. 714; a.A.: FISCHER in HHSp (1996) Rz. 98; TIPKE/KRUSE (1996)
Tz 13.

* Vgl. GONTHER (1987) S. 198.

* Vgl. BFH-Urteil vom 29.10.1986 1 R 202/82 BStBL. 1987 II S. 308 [310}; DANZER (1981)
S. 39.

¢ Vgl. TIPKE/LANG (1994) S. 147.

7 Vgl. FISCHER in HHSp (1996) Rz. 91, 93.
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diesen keinesfalls nach Belieben durch eine fiir sinnvoller erachtete Formulierung
ersetzen kann. Auch die Auslegung des § 42 und der in ihm enthaltenen Rechtsbe-
griffe endet an der Grenze ihres moglichen Wortsinns, die Ersetzung von
,,MiBbrauch® durch , Nichtgebrauch* wiirde zweifellos diese Grenze iiberschreiten.

Zur Klarung der Frage, wann im Einzelfall vom Vorliegen eines Mif3brauchs aus-
zugehen sei, hat die Rechtsprechung folgenden Leitsatz entwickelt:

,,Ein Rechtsmifibrauch [...] liegt dann vor, wenn eine Gestaltung gewihlt wird, die gemessen an
dem erstrebten Ziel unangemessen ist, der Steuerminderung dienen soll und durch wirtschaftliche
oder sonst beachtliche Griinde nicht zu rechtfertigen ist.!

Demnach gehoren drei Merkmale zum Miflbrauchsbegriff, die gemeinsam erfuillt
sein miissen, damit § 42 greifen kann:

die Unangemessenheit der Rechtsgestaltung, die Steuerminderungsabsicht sowie
das Fehlen beachtlicher nichtsteuerlicher Griinde fiir die gewihlte Gestaltung.”

43332 Unangemessenheit

Der 3Begn'ff der Unangemessenheit ergibt sich im Umkehrschlu3 aus § 42 Satz 2
AO.

Als unangemessen anzusehen ist laut Bundesfinanzhof eine Gestaltung, ,.die ver-
ninftige Beteiligte bei Wiirdigung aller Umsténde des Falles, insbesondere des mit
der Regelung erstrebten wirtschaftlichen Zieles, nicht wihlen wiirden*, sofern der
Gesichtspunkt der Steuerersparnis unberiicksichtigt bliebe. Als unangemessen und
somit steuerlich unbeachtlich sind auch Gestaltungen anzusehen, die ,,den tatsichli-
chen wirtschaftlichen Gegebenheiten nicht gerecht werden (z.B. der Abschluf3
zweier sich gegenseitig authebender Vertrige).’

Dariiber hinaus fehlt es in der Literatur nicht an Versuchen, den unbestimmten
Rechtsbegriff ,,unangemessen“ durch eine moglichst grole Anzahl z.T. untereinan-

! BFH-Urteil vom 19.6.1985 I R 115/82 BStBl. 1985 II S. 680 [681]; vgl. auch BFH-Urteil vom
1.2.1989 I R 2/85 BStBL. 1989 II S. 473 [474] m.w.N.

2 Fine andere Auffassung vertreten TIPKE/LANG (1994) S. 148: Miflbrauch sei identisch mit
Unangemessenheit, weiterer Voraussetzungen fiir den Tatbestand des Miflbrauchs bediirfe es
nicht. Diese These stellt jedoch lediglich eine Privatmeinung der Autoren dar; eine Grundlage
in der Rechtsprechung und damit praktische Relevanz fiir Steuerpflichtige und Finanzbehérden
besitzt sie indes nicht.

? Vgl. KRUSE (1991) S. 146.

* BFH-Urteil vom 11.2.1972 III R 5/70 BStBL. 1972 II S. 480 [482]; vgl. auch BFH-Urteil vom
3.2.1987 IX R 85/85 BStBI. 1987 II S. 492 [493 f.]; kritisch FISCHER in HHSp (1996) Rz. 40
sowie PAULICK (1977) S. 159.

* Vgl. BFH-Urteil vom 16.3.1988 X R 27/86 BStBI. 1988 11 S. 629 [631].
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der austauschbarer, nicht weniger unbestimmter Begriffe zu umschreiben.' Danach
pflegten angemessene Rechtsgestaltungen das Ziel auf einem mehr oder weniger
geraden Weg zu verfolgen, einfach, zweckmiBig und tbersichtlich zu sein, wah-
rend unangemessene Rechtsgestaltungen nicht selten Umwege benutzten und oft
umstandlich, kompliziert, schwerfillig, unokonomisch, gekiinstelt, unnatirlich,
undurchsichtig, widersinnig, wenig effektiv oder gar iiberfliissig seien.” Argumente
dafur, daBB derartige Umschreibungen mehr Klarheit bzgl. der Begriffe ,ange-
messen“ und ,unangemessen* herbeifihren konnten, dirften sich jedoch schwer
finden lassen. Die fehlende Justitiabilitat einer solchen Ansammlung von Synony-
men hat dazu gefiihrt, da3 sie kaum Eingang in die Rechtsprechung gefunden
haben. Lediglich der Begriff ,gekiinstelt“ 1at sich in einigen wenigen BFH-
Entscheidungen wiederfinden.’

Laut BFH kann eine Rechtsgestaltung nur dann als unangemessen verworfen wer-
den, wenn ,sie entweder im wirtschaftlichen Ergebnis auf das gleiche hinauslauft
wie der unmittelbar der Besteuerung unterworfene Sachverhalt oder sich zumindest
in der allgemeinen Umgebung des Komplexes bewegt, auf den sich die Besteue-
rung bezieht“* Die Beteiligten miissen also einen wirtschaftlichen Effekt
herbeigefiihrt haben, der bei der vom Gesetzgeber dafiir vorausgesetzten rechtli-
chen Einkleidung steuerpflichtig ware, aber durch eine abweichende
Rechtsgestaltung - bei in etwa identischem wirtschaftlichen Ergebnis - vom Gesetz
nicht mehr erfaBt wird.’

In vielen BFH-Entscheidungen findet sich ferner die Formulierung ,,unangemessen,
also ungewohnlich“® Diese zugegebenermaBen wenig gliickliche Formulierung
wird in der Literatur meist dahingehend fehlinterpretiert, daf3 unterstellt wird, der
BFH setze die Worter ,,unangemessen” und ,ungewohnlich® gleich, jede unibliche
Gestaltu7ng sei unangemessen, jede gebrauchliche Gestaltung automatisch ange-
messen.

Das Kriterium der Ungewohnlichkeit stammt aus § 5 Abs. 2 Nr. 1 RAO 1919, nach
dem ein Gestaltungsmif3brauch allenfalls dann vorliegen konnte, wenn den wirt-
schaftlichen Vorgingen nicht entsprechende, ungewdchnliche Rechtsgeschifte

! Vgl. BOHMER (1958) S. 98; in der neueren Literatur vor allem TIPKE/KRUSE (1996) Tz. 15
sowie TIPKE/LANG (1994) S. 147.

% so TIPKE/LANG (1994) S. 147

3 Vgl. z.B. BFH-Urteil vom 18.1.1972 VIII R 125/69 BStBI. 1972 11 S. 344 [345].

4 BFH-Urteil vom 27.1.1977 IV R 46/76 BStBl. 1977 11 S. 754 [756]; vgl. auch BFH-Urteil vom
5.5.1970 11 R 98/69 BStBI. 1970 II S. 757 [758].

5 Vgl. TIPKE/KRUSE (1996) Tz. 10; vgl. auch § 5 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 RAO 1919.

¢ Vgl. z.B. BFH-Urteil vom 16.3.1988 X R 27/86 BStBI. 1988 II S. 629 [631]; BFH-Urteil vom
11.8.1987 IX R 163/83 BStBI. 1989 II S. 702 [705]; BFH-Urteil vom 20.11.1980 IV R 81/77
BStBI. 1981 II S. 223 [225] m.w.N.

’ Vgl. z.B. KOTTKE (1983) S. 1148; FISCHER in HHSp (1996) Rz. 33 f.
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vorgenommen wurden. Jedoch hat bereits 1922 der Reichsfinanzhof die Feststel-
lung getroffen, da3 der Tatbestand der Ungewohnlichkeit keinesfalls dadurch
ausgeschlossen werden konne, daf3 eine bestimmte Rechtskonstruktion nicht ver-
einzelt geblieben sei. Ungewohnlichkeit sei vielmehr ,nur vom Standpunkt der
natiirlichen Befriedigung des wirtschaftlichen Bediirfnisses aus zu beurteilen®, was
den Schluf nahelegt, da3 ungewohnlich eher im Sinne von ,unnatiirlich“ verstan-
den werden miisse." Auch der Bundesfinanzhof hat in seiner Rechtsprechung zu
§ 42 AO deutlich werden lassen, daf3 eine Rechtsgestaltung auch dann unangemes-
sen sein konne, wenn sie ,weitgehend geiibt“ sei.” Umgekehrt sei eine noch nicht
allgemein iibliche Gestaltung nicht zwangslaufig als ungewohnlich (im Sinne von
unangemessen) zu bewerten.’ Die Rechtsprechung setzt also die Uniiblichkeit einer
Gestaltung keineswegs gleich mit ihrer Unangemessenheit. Allerdings miisse in
Zweifelsfillen fir vom Normalbild abweichende Rechtsgestaltungen dargelegt
werden, daB ihnen ,verniinftige Erwiigungen™ zugrunde ligen.* Insofern kann die
Uniiblichkeit einer Gestaltung durchaus ein Indiz fiir ihre Unangemessenheit sein,
aber eben auch nicht mehr.®

Die Kiritik vieler Autoren an der in diversen BFH-Entscheidungen enthaltenen
Formulierung ,,unangemessen, also ungewohnlich“ ist somit nur berechtigt, was die
Wortwahl betrifft; bzgl. der steuerlichen Konsequenzen uniiblicher Gestaltungen
besteht zwischen Rechtsprechung und Literatur jedoch Einigkeit dahingehend, da3
§ 42 AO keinesfalls der Benutzung neuartiger rechtlicher Wege entgegensteht
(jede Innovation ist zunachst ungewohnlich), genau wie andererseits ein unange-
messener Weg nicht dadurch angemessen wird, da3 er immer wieder praktiziert
wird.

43333 Steuerminderungsabsicht

Ein Miflbrauch kann nur dann vorliegen, wenn der Steuerpflichtige mit der von ihm
gewihlten Gestaltung eine Steuerminderung gegeniiber der ,,angemessenen” Ge-
staltung anstrebt.® Ohne die Absicht der Steuerersparnis als Leitmotiv kann
demnach der Tatbestand des § 42 AO nicht erfiillt sein.

Andererseits ist grundsitzlich jedermann befugt, seine Rechtsverhiltnisse so zu
gestalten, daB die Steuerlast moglichst gering gehalten wird.” Das Ziel der Steuer-

! Vgl. RFH-Urteil vom 30.6.1922 II A 132/22 RFHE 10, 65 [67].

2 Vgl. BFH-Urteil vom 12.8.1986, 2.a.0,, S. 823.

3 vgl. BFH-Urteil vom 16.3.1988, 2.a.0., S. 631.

* Vgl. BFH-Urteil vom 29.10.1985 IX R 107/82 BStBI. 1986 II S. 217 [220]; BFH-Urteil vom
29.11.1984 V R 38/78 BStBI. 1985 II S. 269 [270].

5 Vgl. FISCHER in HHSp (1996) Rz. 34.

¢ Vgl. BFH-Urteil vom 1.12.1982 1 R 43/79 BStBI. 1985 11 S. 2 [3].

7 Vgl. Begr. RegE § 45 in MITTELSTEINER/SCHAUMBURG (1977) S. 80.
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minimierung allein begriindet folglich noch keinen MiBbrauch.' Das gilt selbst
dann, wenn die betreffende Rechtsgestaltung entscheidend aus Griinden der Steu-
erersparnis gewihlt wurde.” Erst wenn die Milderung der steuerlichen Belastung
das einzig beachtliche Motiv darstellt (s.u.) und der gewiahite Weg unangemessen
im Sinne obiger Ausfithrungen ist, liegt der Tatbestand eines Rechtsmi8brauchs
nach § 42 vor.

4.3.3.3.4 Nichtexistenz beachtlicher auBBersteuerlicher Griinde

Nach standiger hochstrichterlicher Rechtsprechung scheidet ein Rechtsmif3brauch
aus, wenn sich fiir die gewihlte Gestaltung ein einleuchtendes wirtschaftliches Mo-
tiv - auBer der Absicht, Steuern zu sparen - anfiihren 1aBt.> Sofern sich fiir eine
Gestaltung jedoch iiberhaupt keine wirtschaftlichen Argumente finden lassen, sie
sich moglicherweise ohne die mit ihr verbundene Steuerersparnis sogar wirtschaft-
lich negativ auswirken wiirde, liegt der Verdacht eines RechtsmiBbrauchs nahe.* Es
sind allerdings nicht allein wirtschaftliche Griinde, die dem MifB3brauchstatbestand
entgegenstehen: Wenn berechtigte auBBersteuerliche Interessen, gleich welcher Art,
fiir die gewihlte Gestaltung mit ausschlaggebend waren, so scheidet die Anwen-
dung des § 42 auf jeden Fall aus’ Dabei ist es unerheblich, ob neben den
auBersteuerlichen Griinden auch die angestrebte Steuerersparnis die Wahl der
Rechtsgestaltung beeinfluft hat.®

! Vgl. BFH-Beschlufl vom 29.11.1982 GrS 1/81 BStBI. 1983 II S. 272 [277).

2 Vgl. BFH-Urteil vom 14.10.1964 1I 175/61 U BStBL. 1964 III S. 667 [669]; vgl. auch KUHN/
KUTTER/HOFMANN (1990) S. 121.

3 Vgl. bereits RFH-Urteil vom 30.6.1922, a.a.0., S. 67; vgl. auch BFH-Urteil vom 13.12.1983

VIII R 173/83 BStBI. 1984 11 S. 428 [431];
a.A.: TIPKE/LANG (1994) S. 148. Die dort zu findende Behauptung, das wirtschaftliche oder
sonstige Motiv fiir die Wahl der Rechtsgestaltung sei unerheblich, es komme allein auf ihre
Unangemessenheit an, hat keine Grundlage in der BFH-Rechtsprechung. Im iibrigen sind die
Umschreibungsversuche der Autoren fiir den Begriff der Unangemessenheit (s.o. S. 78 f) viel
zu unkonkret, als dafl sie - bei Beachtung des Postulats der Rechtssicherheit - alleinige Grund-
lage fiir eine dem Rechtsstaatsprinzip geniigende Anwendung des § 42 sein kénnten.

* Vgl. HOFFMANN in KOCH/SCHOLTZ (1993) Rz. 6.

Die Ahnlichkeit dieses Kriteriums mit der vom BFH zur Kennzeichnung der Unangemessenheit
oftmals verwendeten Formulierung: ,,Gestaltung, die verniinftige Beteiligte [...] nicht wihlen
wiirden“ (s.0. S. 78) ist nicht zu iiberschen; insofern gehen die beiden Merkmale ,,Unan-
gemessenheit” und ,fehlende beachtliche nichtsteuerliche Griinde* ineinander iiber. Dennoch
pflegen sie vom BFH nebeneinander genannt zu werden (s.0. Kap. 4.3.3.3.1).

* Vgl. BFH-Urteil vom 30.11.1960 II 154/59 U BStBL. 1961 III S. 21 [22]; BFH-Urteil vom
14.3.1962 II 218/59 U BStBI. 1962 III S. 206 [207]; vgl. auch BFH-Urteil vom 16.3.1988,
a.a.0,, S. 631 sowie BFH-Urteil vom 13.7.1989 V R 8/86 BStBI. 1990 II S. 100 [101].

6 Vgl. BFH-Urteil vom 29.11.1966 1 216/64 BStBl. 1967 III S. 392 [395]; BFH-Urteil vom
15.11.1967 IV R 139/67 BStBI. 1968 II S. 152 [155].
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Wenn die zustandige Finanzbehorde bzw. die Gerichtsbarkeit bei der Sachver-
haltsermittlung keine Anhaltspunkte dafiir finden kann, daB wirtschaftliche oder
sonst beachtliche nichtsteuerliche Griinde mit zu der gewihlten Gestaltung gefiihrt
haben, so hat der Steuerpflichtige die Moglichkeit, solche Motive vorzubringen
und zu erldutern. Sofern die vorgebrachten Griinde nicht als unbeachtlich angese-
hen werden, scheidet ein RechtsmiBbrauch i.S. von § 42 AO aus.’

Diese Rechtsprechungspraxis nimmt dem § 42 viel von seiner Wirksamkeit und
wird aus diesem Grunde erheblich kritisiert.” Sie hat zu der Empfehlung an die
Steuerpflichtigen gefiihrt, urspriinglich rein aus Steuersparmotiven gewihlte Sach-
verhaltsgestaltungen derart umzufunktionieren, daB nichtsteuerliche Griinde in den
Vordergrund treten.’ Den Beweis zu fithren, da8 diese Griinde in Wahrheit nur
vorgeschoben sind und somit fir die Wahl der Rechtsgestaltung unbeachtlich wa-
ren, durfte den Finanzbehorden im allgemeinen duBerst schwer fallen.

Prominentes Beispiel hierfiir sind die vor allem vor der Korperschaftsteuerreform
von 1977 meist aufgrund rein steuerlicher Gesichtspunkte durchgefiihrten zahirei-
chen Umwandlungen von Gesellschaften mit beschrinkter Haftung in die
Rechtsform der GmbH & Co. KG: Wurde dieser Rechtsform urspriinglich noch
hiufig die steuerliche Anerkennung versagt,* so gelang es spiter den Steuerpflich-
tigen fast immer, durch Vorbringen angeblicher nichtsteuerlicher Griinde den
alleinigen Zweck der Steuerersparnis in den Hintergrund zu dréngen und die Aner-
kennung zu erwirken.’ Ahnlich verhilt es sich mit Betriebsaufspaltungen, die meist
zwecks Ersparnis von Gewerbesteuer und Vermogensteuer errichtet werden, fur
die sich aber i.d R. ohne weiteres organisatorische Griinde anfiihren lassen, so daf3
die Betriebsaufspaltung heutzutage von den Finanzbehérden genauso wenig hin-
terfragt wird wie die GmbH & Co. KG.*

4.3.3.4 Steuerumgehungsabsicht

Zu dem Tatbestandsmerkmal der Steuerminderungsabsicht (s.0. Kap. 4.3.3.3.3)
muB die Absicht der Steuerumgehung hinzukommen.” § 42 ist demnach nicht an-

! Vgl. TIPKE/KRUSE (1996) Tz. 21.

2 Vgl. FISCHER in HHSp (1996) Rz. 40.

3 Siehe KOTTKE (1994) S. 251.

4 Vgl. RFH-Urteil vom 30.6.1922, a.a.0., S. 65 ff;; RFH-Urteil vom 15.7.1925 I A 18/25 RFHE
17,91 [93 f].

5 Vgl. BFH-Urteil vom 16.9.1958 1 351/56 U BStBL. 1958 III S. 462 [463]; BFH-Urteil vom
15.11.1967 IV R 139/67 BStBI. 1968 1I S. 152 [155].

¢ Vgl. BFH-BeschluB vom 8.11.1971 GrS 2/71 BStBL. 1972 II S. 63 [65].

7 Vgl. BFH-Urteil vom 5.2.1992 I R 127/90 BStBL. 1992 II S. 532 [536]; BFH-Urteil vom
6.3.1990 II R 88/87 BStBI. 1990 II S. 446 [447]; BFH-Urteil vom 23.2.1988 IX R 157/84
BStBI. 1988 II S. 604 [606] m.w.N.; BFH-Urteil vom 22.1.1960, 2.2.0., S. 112 m.w.N.;
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wendbar, wenn seine ibrigen Tatbestandsvoraussetzungen lediglich aus Unge-
schicklichkeit oder Unerfahrenheit, nicht jedoch aus der Absicht eines Rechts-
mifBbrauchs heraus erfiillt worden sind. Die Konsequenz, dafl damit zwei ansonsten
identische Fille u.U. steuerlich unterschiedlich behandelt werden, wenn in einem
Fall die Umgehung unbeabsichtigt war, in dem anderen jedoch Umgehungsabsicht
vorlag, mag zwar im Hinblick auf die gebotene GleichmaBigkeit der Besteuerung
unbefriedigend erscheinen.' Das Erfordernis der Steuerumgehungsabsicht ergibt
sich jedoch eindeutig aus dem in § 42 enthaltenen Begriff "Mifbrauch”, der eine
zweckgerichtete (finale) Handlung beinhaltet;” ein ,unbeabsichtigter MiBbrauch
erscheint nicht vorstellbar, wire ein Widerspruch in sich. Man mag (wie DANZER)
den § 42 fiir terminologisch miBgliickt halten;’ der Rechtsanwender ist dennoch
nicht befugt, den in § 42 nun einmal enthaltenen subjektiven Mifbrauchsbegniff
gedanklich durch den objektiven Begriff des Fehlgebrauchs nach eigenem Ermes-
sen zu ersetzen.*

Urteile von BAG und BGH, die besagen, daB fiir das Vorliegen einer Gesetzes-
umgehung keine Umgehungsabsicht erforderlich sei, sind nicht, wie von FISCHER®
irrtimlich angenommen, auf die Steuerumgehung nach § 42 ubertragbar. FISCHERs
Ansicht beruht auf seiner Vorstellung, jede Umgehung eines Steuergesetzes werde
durch § 42 erfafit, die in der Vorschrift enthaltene Formulierung , Mi3brauch von
Gestaltungsmoglichkeiten des Rechts™ sei irrelevant. Doch selbst, wenn man - ent-
gegen den in Abschnitt 2 dieser Arbeit zugrunde gelegten Definitionen - das
MifBbrauchsmerkmal nicht als notwendigen Bestandteil jeder Umgehungshandlung
ansidhe und von der mifbrauchlichen Steuerumgehung eine nicht miBbrauchliche
Steuerumgehung unterschiede, ware diese Auffassung nicht haltbar. Da in diesem
Fall § 42 seinem in dieser Hinsicht eindeutigen Wortlaut nach lediglich einem Son-
derfall der Steuerumgehung entgegentrite, namlich dem des MiBbrauchs
rechtlicher Gestaltungsmégljchkeiten';, also nur der miBibriiuchlichen Steuerum-
gehung, ist eine Ubertragung von Gerichtsurteilen zur allgemeinen Gesetzes-
umgehung auf den Tatbestand des § 42 keinesfalls gerechtfertigt.

a.A.: BFH-BeschluB vom 23.2.1989 V B 60/88 BStBl. 1989 II S. 396 [399]; die hier erfolgte
Stellungnahme des BFH ist allerdings insofern wenig eindeutig, als zwar zunichst die Voraus-
setzung einer Umgehungsabsicht ausdriicklich verneint wird, jedoch bereits im folgenden Satz
festgestellt wird, es kénne offenbleiben, ob § 42 eine Umgehungsabsicht voraussetzt.

! Entsprechende Bedenken finden sich bei PAULICK (1977) S. 160 sowie bei WACKERNAGEL
(1949) S. 52.

2 Vgl. TIPKE/KRUSE (1996) Tz. 18; gl.A. mittlerweile auch KRUSE (1991) S. 146.

? Vgl. DANZER (1981) S. 102.

*Vgl. oben Kap. 4.3.3.3.1.

* Vgl. FISCHER in HHSp (1996) Rz. 107.

¢ Vgl. auch TIPKE/KRUSE (1996) Tz. 9.
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Auch FISCHERs Hinweis auf § 38 AO, wonach der Steueranspruch unabhingig
davon entstehe, ob der Steuerpflichtige die Absicht hatte, den Steuertatbestand zu
erfiillen,' kann hier nicht iiberzeugen: Ohne das Vorliegen einer Steuerumgehungs-
absicht ist der in § 42 formulierte Tatbestand eben nicht erfiillt, weder absichtlich
noch unabsichtlich.

Erst recht muB die These verwundern, weder der Gesetzeswortlaut® noch die Ent-
stehungsgeschichte des § 42 stiitzten die Erfordernis einer MiBbrauchsabsicht,?
heiBt es doch in demselben Kommentar, der Gesetzgeber der RAO 1919 sei davon
ausgegangen, daB3 fur die Umgehung des Steuergesetzes eine MiBBbrauchsabsicht
erforderlich sei.* Auch ist bei den Beratungen zu § 42 der AO 1977 vom Bundes-
rat eine objektive Fassung der Generalklausel gefordert und diese Forderung
explizit damit begriindet worden, daf der subjektive Mibrauchsbegriff nach stin-
diger Rechtsprechung die Erfordernis fiir den Nachweis einer Steuerumgehungs-
absicht mit sich bringt. Die Bundesregierung hat jedoch ausdriicklich auf dem Tat-
bestandsmerkmal des MiBbrauchs bestanden und den Vorschlag des Bundesrates
verworfen.’

Indes ist das Tatbestandsmerkmal der Steuerumgehungsabsicht von relativ geringer
praktischer Bedeutung:

Als subjektives Tatbestandsmerkmal ist die Umgehungsabsicht nicht unmittelbar
feststellbar; es muB3 vielmehr aus objektiv feststellbaren Fakten auf sie zuriickge-
schlossen werden konnen. Dabei ist jedoch dieses Merkmal keineswegs mit
hoheren Nachweisanforderungen zu konfrontieren, als es fiir die iibrigen Tatbe-
standsmerkmale des § 42 der Fall ist.® Wenn der Tatbestand des § 42 im iibrigen
erfiillt ist, sich insbesondere keine wirtschaftlichen oder sonstigen auBersteuerli-
chen Griinde fir die gewihlte Gestaltung anfiihren lassen, dann sprechen die fir
die Beweisfiihrung relevanten Indizien regelmiBig fiir das Vorliegen einer Umge-
hungsabsicht.” Insofern erlangt die Steuerumgehungsabsicht erst dann als eigenes
Tatbestandsmerkmal Bedeutung, wenn es dem Steuerpflichtigen gelingt, seinerseits

! Vgl. FISCHER in HHSp (1996) Rz. 107.

2 FISCHERs Auffassung zur fehlenden Notwendigkeit einer Mifbrauchsabsicht beruht ja gerade
auf einem Hinwegsetzen iiber den Gesetzeswortlaut, indem der fiir ,,sachlich miBgliickt” er-
achtete Begriff ,,Miflbrauch” gedanklich durch das Wort ,Nichtgebrauch“ ersetzt wird; vgl.
FISCHER in HHSp (1996) Rz. 91, 93; vgl. auch oben S. 77 f.

3 Vgl. FISCHER in HHSp (1996) Rz. 107.

* Vgl. FISCHER in HHSp (1996) Rz. 103.

® Vgl. Stellungnahme des Bundesrates zu § 45 RegE sowie Gegeniuflerung der Bundesregierung
in MITTELSTEINER/SCHAUMBURG (1977) S. 80 f; vgl. in diesem Zusammenhang auch den
Alternativvorschlag TIPKEs zum Regicrungsentwurf (TIPKE (1971) S. 101).

6 Vgl. BFH-Urteil vom 5.3.1986 I R 201/82 BStBL. 1986 II S. 496 [497].

" Vgl. neben BFH-Urteil vom 5.3.1986 a.a.0. S. 497 auch TIPKE/KRUSE (1996) Tz. 18 sowie
KOTTKE (1994) S. 231.
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Indizien dafiir aufzuzeigen, da3 die gewihlte unangemessene Rechtsgestaltung auf
Gutgldubigkeit, Rechtsunkenntnis, Unerfahrenheit oder Ungeschicklichkeit zuriick-
zufithren ist.!

Es 14t sich also festhalten, da zwar sowohl nach ublicher BFH-Rechtsprechung
als auch nach der in der Literatur herrschenden Auffassung der Tatbestand des
§ 42 ohne den Nachweis einer Steuerumgehungsabsicht nicht erfullt ist, da jedoch
dieser Nachweis in aller Regel ohne Schwierigkeiten aus dem Vorliegen der ande-
ren Tatbestandsmerkmale erbracht werden kann, nimmt die Erfordernis einer
Umgehungsabsicht der Generalklausel nur wenig von ihrer Wirkung.

4.3.3.5 Minderung der Steuer

§ 42 ist nur dann anwendbar, wenn die gewahlte unangemessene Gestaltung zu
einem steuerlichen Vorteil gegeniiber dem angemessenen Weg fiihren wiirde.

Der steuerliche Vorteil besteht im allgemeinen in einer Minderung der Steuer-
pflicht; er kann aber auch in einer zeitlichen Verzogerung der Steuerzahlung liegen.
Da § 42 AO anders als § 6 StAnpG nicht mehr von Umgehung der Steuerpflicht,
sondern des Steuergesetzes spricht, greift er auch dann, wenn der aus dem
Rechtsmifbrauch resultierende steuerliche Vorteil in einem hoheren oder fritheren
Erstattungs- oder Vergiitungsanspruch besteht >

Falls die mifbrauchliche Gestaltung eine gleiche oder hohere steuerliche Belastung
herbeiftihrt, greift § 42 hingegen nicht ein. Das ergibt sich aus dem Sinn der Vor-
schrift, die dazu dient, vom Gesetzgeber mifbilligte steuerliche Erfolge zu
verhindern.* Wiirde der Zweck des § 42 (entgegen seinem Wortlaut und seiner
Entstehungsgeschichte) darin liegen, generell die Besteuerung nach dem gesetzge-

! Da der Steuerpflichtige hierbei wohl selten Erfolg haben wird (man denke an die oftmals in
starkem AusmaB gekiinstelten, vielfach duBerst raffinierten rechtlichen Konstruktionen der
Steuerumgeher, welche kaum auf Rechtsunkenntnis oder Ungeschicklichkeit beruhen kénnen),
ist die schon bei BOHMER (1958) S. 106 f. zu findende Kritik nicht ganz unberechtigt, daB
dann, wenn auf die Umgehungsabsicht ohnehin aus dem Vorliegen der iibrigen Tatbestands-
merkmale geschlossen werden konne, ihr ,die dem Tatbestandsmerkmal eigene, unter-
scheidende Kraft“ fehle.

% Vgl. BFH-Urteil vom 3.3.1988 V R 183/83 BStBl. 1989 II S. 205 [206 f]; BFH-Urteil vom
1.12.1982,a.a.0, S. 3.

3 Vgl. SCHWARZ (1996) Anm. 11; TIPKE/KRUSE (1996) Tz. 19.

* Vgl. Begr. RegE § 45 (MITTELSTEINER/SCHAUMBURG (1977) S. 80), wonach die Vorschrift
wder Verhinderung der Steuerumgehung, der mifibriuchlichen Steuervermeidung® dienen soll.
Steuervermeidung liegt aber nur dann vor, wenn tatsichlich Steuer vermieden, und nicht,
wenn zu viel Steuer gezahit wird; vgl. auch BFH-Urteil vom 12.7.1989 I R 46/85 BStBl. 1990
I1S. 113 [115).
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berischen Plan sicherzustellen, wie von DANZER' und FISCHER? unzutreffenderwei-
se angenommen (vgl. voriger Abschnitt), miiite die Generalklausel allerdings auch
dann anwendbar sein, wenn aus der unangemessenen Rechtsgestaltung eine héhere
Steuerlast resultiert.’

Da dies vom Bundesfinanzhof zu Recht bestritten wird, ist der Tatbestand des § 42
ohne das Merkmal ,Minderung der Steuer nicht erfiillt. In seiner Wirksamkeit
gegen die Steuerumgehung wird der Mibrauchsparagraph dadurch naturgemaif
nicht eingeschrinkt. Lediglich wer den Sinn der Vorschrift nicht in der Verhinde-
rung von Einnahmenausfillen fiir den Fiskus, sondern primir in einer besseren
Verwirklichung des Postulats der GleichméBigkeit der Besteuerung sieht, wird das
Tatbestandsmerkmal der Steuerminderung als Einschrinkung der Effektivitat der
Generalklausel betrachten.

4.3.4  Beweislastverteilung

Die Anwendung des § 42 liegt nicht im Ermessen der Finanzbehorde, sondern ist
von dieser als zwingendes Recht iiberall dort anzuwenden, wo sein Tatbestand
erflillt ist.* Fur die Sachverhaltsermittlung gelten dabei die allgemeinen Verfahrens-
vorschriften der Abgabenordnung, wonach die Finanzbehorde den Sachverhalt von
Amts wegen zu ermitteln hat (§ 88 Abs. 1), der Steuerpflichtige dabei jedoch ,,nach
den Umstiinden des Einzelfalles“ zur Mitwirkung verpflichtet ist (§ 90 Abs. 1).°
Eine gesteigerte Mitwirkungspflicht fiir den Steuerpflichtigen gilt insbesondere
beim Vorliegen von Auslandsbeziehungen, da hier eine Sachaufklarung allein durch
die Finanzbehorde allenfalls unter unvertretbar hohem Aufwand durchfiihrbar wi-
re.® Ist der Steuerpflichtige seinen Mitwirkungspflichten in vollem Umfang nach-
gekommen, so liegt die Beweislast iiber das Vorliegen einer Steuerumgehung i.S.v.
§ 42 vollstindig bei der Finanzbehorde, eventuelle Zweifel wirken sich zugunsten
des Steuerpflichtigen aus.”

! Vgl. DANZER (1981) S. 102.

2 Vgl. FISCHER in HHSp (1996) Rz. 107, wonach § 42 der ,,Bewahrung der objektiven Rechts-
ordnung" dienen soll.

3 insofern inkonsequent FISCHER in HHSp (1996) Rz. 101 (gl.A.: TIPKE (1993) S. 1342; von
FISCHER (HHSp (1996) Rz. 106) ohne iiberzeugende Begriindung bestritten), konsequent hin-
gegen PAULICK (1977) S. 160

* Vgl. FELIX (1981) S. 647.

* Vgl. BFH-Urteil vom 19.5.1988 V R 115/83 BStBl. 1988 II S. 916 [918];, KUHN/KUTTER/
HOFMANN (1990) S. 126.

¢ Vgl. BFH-Urteil vom 21.1.1976 1 R 234/73 BStBL. 1976 11 S. 513 [515]; § 90 Abs. 2 AO.

7 Vgl. BFH-Urteil vom 29.1.1975 I R 135/70 BStBI. 1975 11 S. 553 [554]; BVerfG-BeschluB vom
10.6.1963 - 1 BvR 345/61 - BVerfGE 16, 203 [210].
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Wenn der Beweis fiir einen RechtsmiBbrauch nicht gefiihrt werden kann, so sind
die Rechtsfolgen der Mif3brauchsvorschrift nicht anwendbar; eine Vermutung fiir
eine Steuerumgehung besteht grundsitzlich nicht. Allerdings hat der BFH fiir be-
stimmte haufig wiederkehrende steuermindernde Rechtsgestaltungen Vermutungen
fiir eine Steuerumgehung aufgestellt, sofern fur die gewihlte Gestaltung wirt-
schaftliche oder sonst beachtliche Griinde fehlen. Eine solche Vermutung gilt
beispielsweise fr die Zwischenschaltung sog. Basisgesellschaften im niedrig be-
steuerten Ausland zur Umgehung inldndischer Steuer, aber auch fur die
Einschaltung von Zwischenvermietern zwecks Umsatzsteuerersparnis bei sog.
Bauherrenmodellen.'

Dennoch bleibt festzuhalten, daB3 die (hier keinesfalls beanstandete) Rechtspre-
chung zur Beweislastverteilung die Anwendung des § 42 in hohem Malle
erschwert. Da das Vorhandensein gewisser Anhaltspunkte fiir eine Steuerumge-
hung nicht ausreicht, sondern vielmehr grundsitzlich der eindeutige Nachweis fir
das Vorliegen aller Tatbestandsmerkmale der Generalklausel fiir ihr Wirksamwer-
den erforderlich ist, kann § 42 nicht gewdhrleisten, daB3 aufgrund seiner Existenz
tatsachlich alle oder auch nur die Mehrzahl aller Steuerumgehungsversuche unter-
bleiben bzw. unwirksam gemacht werden.’

Hinzu kommt die in Kap. 4.3.3.3.4 bereits angesprochene Moglichkeit der Steuer-
pflichtigen, durch Darlegung auBersteuerlicher Griinde fur die gewdéhlte Gestaltung
moglichen Indizien fir einen Rechtsmibrauch entgegenzutreten. Solange die Fi-
nanzbehodrde nicht nachweisen kann, dafl diese Griinde in Wahrheit unbeachtlich
oder nur vorgeschoben sind, bleibt fiir die Anwendung des § 42 kein Raum.

43.5  Rechtsfolgen des § 42 AO

,Liegt ein MiBbrauch vor, so entsteht der Steueranspruch so, wie er bei einer den
wirtschaftlichen Vorgangen angemessenen rechtlichen Gestaltung entsteht (§ 42
Satz 2).

Es wird also nicht die tatsichlich gewahlte (miBbrauchliche) Rechtsgestaltung der
Besteuerung zugrunde gelegt, sondern es wird der einer angemessenen Gestaltung
entsprechende Sachverhalt als verwirklicht unterstellt (,,Sachverhaltsfiktion des
§ 42 AO“).> Somit ist die Technik des § 42 AO eine andere als die der Analogie:
Wihrend bei der Analogie der tatsachliche Sachverhalt unter einen fingierten, dem
gesetzlichen Tatbestand dhnelnden Tatbestand subsumiert wird, wird durch § 42

! Vgl. BFH-Beschlufl vom 4.8.1987 V B 16/87 BStBI. 1987 I1 S. 756 [758].

2 Vgl. auch BFH-Urteil vom 2.3.1966 II 113/61 BStBI. 1966 III S. 509 [511].

3 Vgl. KUHN/KUTTER/HOFMANN (1990) S. 120 und 124; vgl. auch BFH-Urteil vom 31.7.1984,
a.a.0, S. 36.
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ein vom Steuerpflichtigen nicht verwirklichter, also fingierter Sachverhalt unter den
tatsichlichen gesetzlichen Tatbestand subsumiert.'

§ 42 AO ist also keine Vorschrift, die das ansonsten geltende Verbot von Analogie
und teleologischer Reduktion im Steuerrecht durchbricht;’ vielmehr wird die fiir
unangemessen erachtete Gestaltung gedanklich durch die - bzgl. ihres wirtschaftli-
chen Inhalts identische - angemessene Gestaltung ersetzt.’

Das Ergebnis der Sachverhaltsfiktion ist freilich das gleiche wie das der Analogie:
In beiden Fillen wird ein vom ausgelegten Gesetz nicht erfaBter Sachverhalt be-
steuert, wo ansonsten durch miBbrauchliche Gestaltung ein Steuervorteil ent-
stinde, der dem Sinn und Zweck des Gesetzes zuwiderliefe.*

Sind mehrere Rechtsgestaltungen denkbar, die als angemessen anzusehen wiren,
so hat nach dem Gebot der VerhiltnismaBigkeit und dem UbermaBverbot die zu-
standige Finanzbehorde die fiir den Steuerpflichtigen giinstigste Gestaltung zu
unterstellen.’ Da es niemandem verwehrt ist, von mehreren angemessenen Gestal-
tungen die steuergiinstigste auszuwiéhlen, wiirde eine andere Entscheidung der
Finanzbehorde gleichbedeutend mit einer Bestrafung sein, fiir welche aber keine
gesetzliche Grundlage existiert.*

Eine unzulissige Bestrafung des Steuerumgehers lige ebenfalls dann vor, wenn
etwaige aufgrund der unangemessenen Gestaltung zu viel gezahlte Steuern nicht
auf den nach Anwendung des § 42 Abs. 2 zu entrichtenden Steuerbetrag anrechen-
bar wiren. Aus diesem Grund hatte der Gesetzgeber die Anrechenbarkeit zu viel
entrichteter Steuern in § 6 Abs. 3 StAnpG ausdriicklich festgeschrieben. Diese
Vorschrift wurde nicht in § 42 AO 1977 iibernommen, da sich ihr Inhalt nunmehr
aus dem neu geschaffenen § 174 Abs. 1 AO 1977 (,,Widerstreitende Steuerfestset-
zungen®) ergibt.”

Nach h.M. muB3 die Sachverhaltsfiktion des § 42 auf alle relevanten Steuerarten
angewendet werden; die Anrechnung zu viel gezahlter Steuern ist damit nicht auf
diejenige Steuerart begrenzt, die der Steuerumgeher durch seine miflbrauchliche
Rechtsgestaltung mindern wollte.® Der Zweite Senat des BFH hat jedoch in seinem

! Vgl. KRUSE (1991) S. 145,

2 50 aber FISCHER in HHSp (1996) Rz. 76

3 Vgl. TIPKE/KRUSE (1996) Tz. 8.

4 Vgl. WESTERHOFF (1966) S. 94 f. sowie SCHWARZ (1996) Anm. 3.

® Vgl. FELIX (1981) S. 649.

6 Vgl. RIEDEL (1968) S. 100.

" Vgl. Begr. RegE § 45 in MITTELSTEINER/SCHAUMBURG (1977) S. 80.

® Vgl. FELIX (1981) S. 649; KLEIN/ORLOPP (1995) Anm. 5, KUHN/KUTTER/HOFMANN (1990)
S. 124 f.; KOTTKE (1994) S. 246 f.
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Urteil vom 5.10.1983 die entgegengesetzte Auffassung vertreten.' Eine solche Ent-
scheidung, durch die ein und derselbe Sachverhalt fiur die verschiedenen
Steuerarten eine unterschiedliche wirtschaftliche Interpretation erfahrt (jeweils zum
Nachteil des Steuerpflichtigen), steht allerdings im Widerspruch zu der sonst stets
beschworenen "Einheit der Steuerrechtsordnung" und erscheint rechtsstaatlich be-
denklich. Der hM. ist somit m.E. zuzustimmen; fiir den Steuerumgeher bleibt
freilich das Risiko, daB Finanzbehorde und Rechtsprechung im Einzelfall anders
urteilen konnen und sich somit (ausnahmsweise) eine Steuerlast ergeben kann, die
insgesamt hoher ist, als sie es ohne den Rechtsmif3brauch gewesen wire.

4.3.6  Strafbarkeit der Steuerumgehung

4.3.6.1 Derzeitige Rechtslage

Die Steuerumgehung ist keine strafbare Handlung, § 42 AO kein Straftatbestand.’
Strafbar (und zwar als Steuerhinterziehung gem. § 370 AO) wird die Umgehung
des Steuergesetzes lediglich dann, wenn der Steuerpflichtige zur Verschleierung
der Steuerumgehung der Finanzbehorde fehlerhafte oder unvollstindige Angaben
gemacht hat. (Dies war in § 396 Abs. 4 RAO 1931 ausdriicklich geregelt; die
Streichung dieser Bestimmung durch das 2. AOStrafAndG vom 12.8.1968° hat an
der Rechtslage nichts gedndert, da der Tatbestand der Steuerhinterziehung in § 396
Abs. 1-3 und § 397 Abs. 1 RAO 1931, mittlerweile in § 370 Abs. 1 und 2 AO
1977 hinreichend geregelt war bzw. ist.)*

Der Auffassung von SCHULZE-OSTERLOH, eine mifbrauchliche Rechtsgestaltung
i.S.d. § 42 AO konne selbst dann keine strafbare Steuerhinterziehung darstellen,
wenn die in § 370 Abs. 1 AQ genannten Voraussetzungen fiir eine Steuerhinterzie-
hung vorliegen, kann hier nicht gefolgt werden. SCHULZE-OSTERLOH stiitzt seine
Ansicht darauf, da3 § 42 AO eine Vorschrift sei, die eine steuerverschirfende
Analogie zulasse, und sich demzufolge jede Bestrafung einer Steuerumgehung
letztlich auf einen AnalogieschluBl zuriickfiihren lasse und damit am strafrechtlichen
Analogieverbot scheitere. Selbst wenn man § 42 fiir uberfliissig erachte und den
Analogieschlul im Steuerrecht fiir ohnehin zuldssig halte, wiirde die Strafbarkeit
einesr Steuerumgehung immer noch auf Analogie beruhen und wire somit unzulis-
sig.

! Vgl. BFH-Urteil vom 5.10.1983 11 R 92/79 BStBl. 1984 11 S. 147 [149]; vgl. auch BFH-Urteil
vom 10.2.1988, a.a.0,, S. 549.

2 Vgl. BFH-Urteil vom 22.1.1960, 2.a.0., S. 113.

>BGBL. 1968 1 S. 953 [955)

* Vgl. TIPKE (1993) S. 1345; KRUSE (78/79) S. 451.

’ Vgl. SCHULZE-OSTERLOH (1983) S. 62 ff.
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Dem ist entgegenzuhalten, da3 die Strafbarkeit einer Steuerhinterziehung gesetz-
lichin § 370 Abs. 1 und 2 AO hinreichend genau umschrieben ist. Ist eines der dort
enthaltenen Tatbestandsmerkmale erfillt, so liegt Steuerhinterziehung vor, ohne
daB es hierfiir von Belang ist, ob die Voraussetzungen des § 42 gegeben sind.' Im
ubrigen ist, wie in Kap. 4.1.2.2.5 und 4.3.5 dieser Arbeit festgestellt wurde, § 42
weder uberfliissig, noch gestattet er eine Durchbrechung des steuerrechtlichen
Analogieverbotes, so daB die Bestrafung einer Steuerumgehung als Steuerhinter-
ziehung gem. § 370 AO keinesfalls auf - im Strafrecht unzuléssiger - Analogie
basiert.

Sofern der Steuerpflichtige seine Erklarung hingegen vorschriftsmiBig ausgefiillt
hat und sich eventuellen Riickfragen der Finanzbehérde nicht verweigert, setzt er
sie in die Lage, den RechtsmiBBbrauch zu erkennen und die richtige Steuer gemaR
§ 42 Satz 2 festzusetzen.” In diesem Fall ist der Straftatbestand des § 370 AO nicht
erfiillt; der Rechtsmif3brauch als solcher ist straffrei.

Die fehlende Strafbarkeit der Steuerumgehung fiihrt dazu, daB die abschreckende
Wirkung des § 42 auf potentielle Steuerumgeher gering ist. Im ungiinstigsten Fall
wird der Rechtsmiflbrauch von der Finanzbehorde als solcher erkannt und der un-
angemessenen Gestaltung die steuerliche Anerkennung verweigert. Kosten
entstehen dem Steuerpflichtigen lediglich in Form eventueller wirtschaftlicher
Nachteile, die die moglicherweise unter auBlersteuerlichen Gesichtspunkten eher
unvorteilhafte Rechtsgestaltung mit sich bringt, sowie, falls die Entscheidung der
Finanzbehorde gerichtlich angefochten wird, in Form von ProzeBkosten, sofern der
Steuerpflichtige unterliegt.

4.3.6.2 Verfassungsrechtliche Grenzen einer Verschiirfung der Rechtsfol-
gen

Es stellt sich an dieser Stelle die Frage, ob sich die Abschreckungswirkung des
§ 42 AO nicht durch eine dem franzosischen art. 1729 CGI entsprechende Vor-
schrift erhohen lieBe, die die Steuerumgehung als Ordnungswidrigkeit mit einer
GeldbuBe belegen wiirde.* Wihrend die Wirksamkeit einer solchen Bestimmung
kaum bestritten werden kann,* ist die Frage nach ihrer verfassungsrechtlichen Zu-
lassigkeit schwieriger zu beantworten. Obwohl sich angesichts der Existenz einer
derartigen Norm in Frankreich der Gedanke einer Ubernahme ins deutsche Recht
geradezu aufdriangt, hat sich bislang, soweit ersichtlich, weder die Literatur zur

! Vgl. dazu auch BGH-Urteil vom 27.1.1982 - 3 StR 217/81 - DB 1982 S. 2676 [2676].

2 Vgl. BFH-Beschluff vom 1.2.1983 VIII R 30/80 BStBI. 1983 II S. 534 [536], THOMA in NIE-
MANN (72/73) S. 537 f.

3 Vgl. Kap. 4.4 dieser Arbeit.

* Hierzu s.u. Kap. 5.5.2.2.3.
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Steuerumgehung noch das vorliegende Schrifttum zur allgemeinen Gesetzesumge-
hung mit dieser Problematik auseinandergesetzt.'

Ob die Ahndung von Steuerumgehungshandlungen mit einer Geldbufle verfas-
sungskonform wire, ist vor dem Hintergrund des Art. 103 Abs. 2 GG zu priifen,
wonach lediglich solche Aktivitaten unter Strafe gestellt werden dirfen, deren
Strafbarkeit gesetzlich bestimmt ist. Zwar wire durch die Aufnahme einer art. 1729
CGI gleichenden Bestimmung in die Abgabenordnung die Bestrafung mifbrauchli-
cher steuerlicher Gestaltungen gesetzlich fixiert und damit dem Grundsatz ,sulla
poena sine lege geniige getan. Doch ist unter Verfassungsrechtlern unbestritten,
daB Art. 103 mit der Formulierung ,gesetzlich bestimmt® nicht nur die Festlegung
als solche, sondern auch die inhaltliche Prizisierung des Straftatbestandes fordert.”
Wenn eine Strafnorm nicht selbst ihre Tatbestandsmerkmale abschlieBend aufzihlt,
sondern auf andere, nicht strafrechtliche Vorschriften verweist, so ist das Be-
stimmtheitspostulat nur dann erfiillt, wenn auch die zugehorige ausfiillende Norm
(hier § 42 AO) den strengen Anforderungen des Art. 103 standhalt.® Das aus Art.
103 Abs. 2 abgeleitete strafrechtliche Bestimmtheitsgebot geht tiber das allgemei-
ne, fiir saimtliche Rechtsnormen geltende Bestimmtheitsgebot des Art. 80 Abs. 1
GG hinaus; die , freiheitsgewéhrleistende Funktion* des Art. 103 Abs. 2 stellt be-
sondere Anforderungen an die Vorhersehbarkeit, Erkennbarkeit und
Verstindlichkeit von Strafnormen.* Strafrechtliche Bestimmungen miissen ihre
Tatbestandsvoraussetzungen so konkret umschreiben, da die Adressaten in die
Lage versetzt werden, das Erlaubte und das Verbotene klar voneinander abzugren-
zen® Zwar ist die Verwendung auslegungsbediirftiger Begriffe hierbei nicht
unzulédssig, doch mufl sich der Anwendungsbereich der Straftatbestinde durch
Auslegung von im Gesetz selbst formulierten Kriterien ergeben.® Wo die Ausle-
gung nicht zu eindeutigen Ergebnissen fiihrt, sondern unterschiedliche Inter-
pretationen ermoglicht, ist eine Bestrafung im Zweifel unstatthaft.”

Somit wird deutlich, daB die Generalklausel des § 42 AO als Grundlage fur eine
strafrechtliche Vorschrift kaum verfassungskonform sein kann. Wahrend die Vor-

! WESTERHOFF (1966) S. 150 spricht die mégliche Ahndung von Gesetzesumgehungen zwar an,
verzichtet jedoch auf eine nihere Untersuchung dieser Frage.

% Vgl. BVerfG-Beschluf vom 26.2.1969 - 2 BvL 15, 23/68 - BVerfGE 25, 269 [285].

* Vgl. BVerfG-Beschluf vom 11.2.1976 - 2 BvL 2/73 - BVerfGE 41, 314 [319].

“ Vgl. SCHMIDT-ASSMANN in MAUNZ/DURIG (1994) Art. 103 Rdnr. 179 und 185 (unter Beru-
fung auf BVerfG-Beschlufl vom 6.5.1987 - 2 BvL 11/85 - BVerfGE 75, 329 [340 f]).

* Vgl. LEIBHOLZ/RINCK/HESSELBERGER (1995), Art. 103, Rz. 1286-1288, mit diversen Nach-
weisen aus der Rspr. des BVerfG.

¢ Vgl. RUPING in DOLZER/VOGEL (1995), Art. 103 Abs. 2, Rdnr. 26 und 80;
vgl. dazu auch BVerfG-Beschluf vom 17.11.1992 - 1 BvR 168, 1509/89 und 638, 639/90 -
BVerfGE 87, 363 [391].

” Vgl. RUPING in DOLZER/VOGEL (1995), Art. 103 Abs. 2, Rdnr. 30.
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gangervorschriften § 5 Abs. 2 RAO 1919 £ § 10 Abs. 2 RAO 1931 noch recht
konkret den MiBbrauchstatbestand umschrieben, kann hiervon bei § 42 AO 1977
nicht mehr die Rede sein. Die in der Begriindung des § 45 des Regierungsentwur-
fes zur AO 1977 zu findende Formulierung, die Tatbestandskonkretisierung werde
die Rechtsprechung kliren miissen, verdeutlicht, da8 das o.g. Postulat, der An-
wendungsbereich einer Strafnorm miisse sich ,,durch Auslegung von im Gesetz
selbst formulierten Kriterien ermitteln lassen, hier nicht erfiillt ist. Eine Bestrafung
auf der Grundlage von § 42 AO stiinde im Widerspruch zur aus Art. 103 Abs. 2
GG abgeleiteten Forderung nach Vorhersehbarkeit strafrechtlicher Konsequenzen
und zur vom BGH entwickelten Lehre vom UnrechtsbewuBtsein, wonach die Zu-
lassigkeit einer Bestrafung davon abhingt, ob sich die betroffene Person bewuft
sein llconnte, durch ihr Verhalten ,einen vom Recht anerkannten Wert zu verlet-
zen“.

Das Bestimmtheitsgebot des Art. 103 Abs. 2 bezieht sich nicht nur auf Kriminal-
strafen. Da die Ausgliederung der Ordnungswidrigkeiten aus dem Strafrecht erst
nach Inkrafitreten des Grundgesetzes erfolgt ist, steht auBer Zweifel, daB auch
nach dem OWiG erhobene GeldbuBen dem Art. 103 unterliegen.” Zwar sind die
Anforderungen an die Prazisionspflicht des Gesetzgebers um so niedriger, je leich-
ter die angedrohte Strafe ist.’ Doch kann eine derart allgemein formulierte
Generalklausel wie § 42 AO nicht die Grundlage selbst einer verhaltnismaBig nied-
rig angesetzten GeldbuBe nach dem Ordnungswidrigkeitenrecht sein.

Demgegeniiber wiirde eine den MiBbrauchstatbestand genauer umschreibende, mit
§ 5 RAO 1919 vergleichbare Generalklausel, gekoppelt mit einer Bufigeldvor-
schrift, einer verfassungsrechtlichen Priffung m.E. durchaus standhalten.* Jedoch
haben die historischen Erfahrungen mit § 5 RAO 1919 gezeigt, daf3 eine im Gesetz
formulierte Prézisierung des Mifbrauchstatbestandes die Anwendungsmoglichkei-
ten der Generalklausel derart einengt, da3 auch die Belegung der Steuerumgehung

! RUPING in DOLZER/VOGEL (1995), Art. 103 Abs. 2, Rdnr. 30 f, mit Hinweis auf BGH-
Beschlufl vom 18.3.1952 - GSSt 2/51 - BGHSt 2, 194 [196 ff. (insb. 197 £., 200 £., 209)]

2 Vgl. KUNIG in v. MUNCH (1983) Rn. 18 zu Art. 103;
vgl. ferner BVerfG-Beschlufl vom 23.10.1985 - 1 BvR 1053/82 - BVerfGE 71, 108 [114].

* Vgl. z.B. BVerfG-Beschluf vom 27.11.1990 - 1 BvR 402/87 - BVerfGE 83, 130 [145].

* Vgl. BVerfG-Beschlufl vom 21.6.1977 - 2 BvR 308/77 - BVerfGE 45, 363 [371 £]:
»Generalklauseln ... im Strafrecht sind .. nicht von vornherein verfassungsrechtlich zu bean-
standen. Gegen die Verwendung derartiger Klauseln ... bestehen jedenfalls dann keine
Bedenken, wenn sich mit Hilfe der iiblichen Auslegungsmethoden, insbesondere durch Heran-
zichung anderer Vorschriften desselben Gesetzes, durch Beriicksichtigung des Norm-
zusammenhangs oder aufgrund einer gefestigten Rechtsprechung eine zuverldssige Grundlage
fiir die Auslegung und Anwendung der Norm gewinnen l4fit, so daf8 der Einzelne die Méglich-
keit hat, den durch die Strafnorm geschiitzten Wert sowie das Verbot bestimmter Verhaltens-
weisen zu erkennen und die staatliche Reaktion vorauszusehen.“

Vgl. in diesem Zusammenhang auch TIEDEMANN (1969) S. 7 f.
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mit einer GeldbuBe aufgrund ihrer geringen Anwendungswahrscheinlichkeit kaum
eine nennenswerte Abschreckungswirkung auf potentielle Steuerumgeher ausiiben
konnte.'

4.3.7  VerfassungsmiBigkeit des § 42 AO

§ 42 wire naturgemil ein beziiglich seiner Wirksamkeit duBerst unsicheres In-
strument der Steuerumgehungsbekampfung, wenn zu beflirchten ware, daf3 ihn das
Bundesverfassungsgericht auch ohne Verkniipfung mit einer Bufigeldvorschrift fur
verfassungswidrig und damit fiir unwirksam erklaren konnte. Jedoch wird die Vor-
schrift zu Recht von der h.M. fiir verfassungskonform erachtet.”

Wahrend sich das Verbot belastender Analogie im Steuerrecht aus den Grundsit-
zen der TatbestandsmaBigkeit und der Rechtssicherheit und damit aus dem in Art.
28 Abs. 1 GG normierten Rechtsstaatsprinzip ableitet, ist die Sachverhaltsfiktion
des § 42 gesetzlich fixiert und steht somit nicht im Widerspruch zum Tatbe-
standsmiBigkeitspostulat. Die MiBbrauchsvorschrift bedeutet auch keinen
VerstoB3 gegen den Grundsatz der Rechtssicherheit, da sie nicht - wie der Ana-
logieschluf - allein auf dem (fir den Steuerpflichtigen selten klar erkennbaren)
Sinn und Zweck des Gesetzes basiert, sondern vielmehr die Sachverhaltsfiktion nur
fir einen engen, im Gesetz benannten Anwendungsbereich gestattet, namlich fur
Gestaltungsmoglichkeiten des Rechts im Falle eines MiBbrauchs.’ Zwar ver-
wendet § 42 dabei notwendigerweise unbestimmte Rechtsbegriffe; jedoch kann
KIRCHHOF*, der die Vorschrift unter Hinweis auf Art. 80 Abs. 1 GG als VerstoB
gegen die rechtsstaatlich gebotene Bestimmtheit ansieht, nicht zugestimmt wer-
den. Die Verwendung unbestimmter Rechtsbegriffe ist dem Gesetzgeber auch im
Hinblick auf den Bestimmtheitsgrundsatz nicht untersagt. Generalklauseln und un-
bestimmte Rechtsbegriffe sind gerade im Steuerrecht unverzichtbar, wenn die
Finanzbehorden in der Lage sein sollen, den besonderen Gegebenheiten des Ein-
zelfalles Rechnung zu tragen.’ Der Gesetzgeber hat zwar bei der Verwendung
unbestimmter Rechtsbegriffe den Grundsitzen der Normenklarheit und Justitiabili-
tat gerecht zu werden; er darf aber bei der tatbestandlichen Fixierung nicht mit von
vornherein unerfiillbaren Anforderungen konfrontiert werden.® Einen VerstoB ge-

! Vgl. Kap. 4.3.1 dieser Arbeit.

2 Vgl. TIPKE/LANG (1994) S. 146; TIPKE (1993) S. 1332 f.; DANZER (1981) S. 95 f.; FISCHER in
HHSp (1996) Rz. 22; PAPIER (1973) S. 188 ff; HENSEL (1974) S. 137 ff.

3 Vgl. PAPIER (1973) S. 188 f.

* Vgl. KIRCHHOF (1983) S. 176; KIRCHHOF (79/80) S. 259.

5 Vgl. BVerfG-Beschluf vom 19.4.1978 - 2 BvL 2/75 - BVerfGE 48, 210 [222]; HENSEL (1974)
S. 121f

¢ Vgl. BVerfG-Beschluft vom 31.5.1988 - 1 BVR 520/83 - BVerfGE 78, 214 [226]; BVerfG-
Beschlufl vom 8.1.1981, 2.2.0., S. 12 f.
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gen Art. 80 Abs. 1 GG wiirde die Generalklausel gegen die Steuerumgehung erst
dann darstellen, wenn ihr unnétige Unbestimmtheit anzulasten wire. Davon kann
jedoch keine Rede sein. ,.Jmmerhin ist § 42 AO bestimmter gefaBt als der Gleich-
heitssatz, dem er dienen will.«!

Rechtsstaatlich unbedenklich ist auch die mit § 42 verbundene Fiktion eines tat-
sichlich nicht gegebenen Sachverhaltes, da nur die angemessene Rechtsgestaltung
in ihrer duBeren Aufmachung, nicht aber ihr tatsichlicher wirtschaftlicher Inhalt
fingiert wird.’

4.4 Die Bekiimpfung der Steuerumgehung in Frankreich

Ahnlich wie Deutschland versucht beispielsweise auch Frankreich, der Steuerum-
gehung anhand einer Generalklausel Herr zu werden.’ Dennoch bestehen in der
konkreten Ausgestaltung und Anwendung der Umgehungsvorschrift signifikante
Unterschiede zum deutschen Recht, so daB sich an dieser Stelle ein vergleichender
Uberblick iiber die franzésische Praxis der Steuerumgehungsbekampfung anbietet.

Wie in Deutschland, Grofbritannien und den USA ist es den Steuerpflichtigen auch
in Frankreich unbenommen, unter mehreren moglichen Rechtsgestaltungen die
steuerlich giinstigste auszuwahlen.* MiBbrauchlichen Gestaltungen begegnet die
Finanzverwaltung jedoch mit Hilfe der Generalklausel des art. L. 64 Livre des
Procédures fiscales (LPF). Diese Vorschrift ermichtigt die FinBeh, diejenigen
Bestandteile einer Rechtsgestaltung steuerlich auBer acht zu lassen, die nicht dem
realen Charakter der Transaktion entsprechen, und statt dessen die ,,wirklich effek-
tiven Aktionen“ zur Besteuerungsgrundlage zu machen (,»Realismus« des
Steuerrechts“).” Fiihrt die miBbrauchliche Gestaltung allerdings im Einzelfall zu
einer hoheren als der normalerweise entstehenden Steuerlast, so ist die FinBeh ge-
méB art. 1321 Code civil berechtigt, zu Lasten des Steuerpflichtigen auf die
Anwendung von art. L. 64 LPF zu verzichten.® Die Beweislast fiir einen Rechts-
miBbrauch (abus de droif) trigt grundsitzlich die Finanzverwaltung.” Doch sieht
art. L. 64 vor, daf3 die Behorde im Streitfall berechtigt ist, den Fall einem speziellen

! TIPKE (1993) 8. 1332.

2 Vgl. dazu ULMER (1986) S. 294.

3 Ferner existieren vergleichbare Generalklauseln u.a. in Israel, Schweden, Finnland, Osterreich,
den Niederlanden, Australien, Neuseeland und seit 1988 auch in Kanada. Vgl. TIPKE (1993)
S. 1348-1352; TIPKE/LANG (1994) S. 145.

“ Vgl. DAVID/LATOURNERIE/FOUQUET (1991) S. 110 unter Hinweis auf die stindige Rechtspre-
chung.

® Vgl. ebenda S. 106.

5 Vgl. COZIAN (1986) S. 38.

7 Unt. des Conseil d’Etat (oberste Instanz der Verwaltungsgerichte) vom 10.6.1981; vgl. dazu
ausfiihrlich GAMBIER/MERCIER (1990) S. 607 f.
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unabhingigen Beirat (comité consultatif spécial) zur Entscheidung vorzulegen.
Seit der Gesetzesinderung vom 8. Juli 1987 darf auch der Steuerpflichtige den
beratenden Sonderausschuf3 anrufen. Will eine der Parteien die Entscheidung des
comité consultatif nicht akzeptieren, so tragt sie fir das nachfolgende gerichtliche
Verfahren die Beweislast.

Die Zusammensetzung des beratenden Ausschusses bestimmt art. 1653 C Code
geneéral des Impots (CGI):

Danach besteht der vierkopfige Ausschuf3 aus einem Vertreter des Staates, einem
Vertreter der Gerichtsbarkeit (des , Kassationshofes), einem Professor der Rechts-
fakultit und dem fur Steuern zustiandigen Ministerialdirektor.

Falls der beratende Sonderausschufl bzw. das zustandige Verwaltungsgericht in
seiner Entscheidung das Vorliegen eines Rechtsmiflbrauchs bestatigt, so wird ge-
maB art. 1729 CGI von den am MiBbrauch beteiligten Parteien eine GeldbuBe
1.H.v. 80% der zusitzlich falligen Steuer erhoben.

Ein Rechtsmibrauch liegt nach franzosischer Rechtsprechung dann vor, wenn es
sich bei einem Rechtsgeschift oder Vertrag nur um ein Scheingeschift ohne reale
Existenz handelt, wenn eine Transaktion, obgleich nicht fingiert, nur dazu dient, die
tatsachlichen wirtschaftlichen Vorgéange zu verschleiern, oder wenn eine Verringe-
rung der personlichen Steuerlast durch die Einschaltung von Strohménnern zu
erreichen versucht wird.! Voraussetzung fiir die steuerliche Nichtanerkennung ei-
ner nicht fingierten Transaktion ist jedoch (wie in Deutschland), da3 die gewahite
Gestaltung rein fiskalisch motiviert war, also keine auBersteuerlichen Grinde fur
ihre Wahl ausschlaggebend waren > Bei Anwendung der gesetzlichen Vorschriften
zum RechtsmiBBbrauch ist die FinBeh verpflichtet, die Steuerpflichtigen dariiber zu
informieren, daB sich die vorgenommene Korrektur der fiir mibrauchlich erachte-
ten Gestaltung auf art. L. 64 LPF stiitzt.’ Dadurch soll gewihrleistet werden, daf
es die Steuerpflichtigen nicht aus Unkenntnis unterlassen, ihr Recht auf Anrufung
des comité consultatif in Anspruch zu nehmen.* Die Korrektur einer Steuerumge-
hungshandlung ohne Berufung auf art. L. 64 ist der FinBeh nur dann gestattet,
wenn ihr der Nachweis gelingt, da3 die Gestaltung real etwas anderes darstellt als
das, was vertraglich geregelt wurde. In diesem Fall kann die Behorde infolge einer

' Vgl. COZIAN (1986) S. 29, S. 30 ff., S. 38 f, jeweils mit diversen Nachweisen aus der Recht-
sprechung.

* Vgl. Urteil des Cour administrative d’appel de Nantes vom 19.4.1989, Revue de jurisprudence
fiscale (RJF) 1989, S. 518, n° 1000; Urteil des Conseil d’Etat vom 15.1.1992, Droit fiscal (DF)
1992, S. 1923, n°® 4849, comm. 2288.

* Vgl. Urteil des Conseil d’Etat vom 23.2.1979, RJF 1979, S. 143, n° 4.

* Vgl. GAMBIER/MERCIER (1990) S. 606.
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einfachen Tatbestandsermittlung eine von den Steuerpflichtigen angestrebte Steu-
erbefreiung oder -minderung verweigern.'

Waihrend die franzosischen Rechtsanwender die gesetzlichen Bestimmungen zum
Rechtsmifbrauch urspriinglich recht zuriickhaltend angewendet haben, neigen die
Gerichte seit einiger Zeit vermehrt dazu, im Zweifel einen Mibrauch anzunehmen
und damit zugunsten des Fiskus zu entscheiden.” In Verbindung mit der Ahndung
mifbrauchlicher Gestaltungen durch eine GeldbufBle ergibt sich somit eine ver-
gleichsweise hohe Wirksamkeit der franzosischen Generalklausel gegen die Steuer-
umgehung.

4.5 Zwischenergebnis

Die bisherigen Ausfiilhrungen haben gezeigt, dal in Deutschland auf eine Gene-
ralklausel gegen die Steuerumgehung nicht verzichtet werden kann. Daf3 ein
solcher Verzicht in anderen Staaten wie GrofBbritannien und den USA moglich ist,
liegt an abweichenden Rechtsauffassungen in diesen Landern. Wihrend in den Ver-
einigten Staaten die Zuldssigkeit belastender Analogie die Steuerumgehungs-
aktivititen erschwert, hat in GroBbritannien der vereinzelte Einsatz riickwirkender
Steuergesetzgebung ein noch hoheres AusmaB an Steuerumgehung verhindert. Da
beide Methoden in Deutschland verfassungsrechtlich untersagt sind, ist § 42 AO
hier ein unverzichtbarer Bestandteil des dem Gesetzgeber zur Verfugung stehenden
Instrumentariums gegen mifbrauchliche steuerliche Gestaltungen. Die bisherige
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs zu § 42 AO zeigt aber auch deutlich die
Grenzen seiner Wirksamkeit auf. Insbesondere die vom BFH zum Tatbestands-
merkmal erhobene Nichtexistenz beachtlicher auBersteuerlicher Griinde i.V.m.
einer bei der Finanzverwaltung liegenden Beweislast schmilern die Moglichkeiten
einer Anwendung der Miflbrauchsklausel erheblich. Durch die fehlende Strafbarkeit
der Steuerumgehung ist die Abschreckungswirkung des § 42 ohnehin gering. Wie
auch in den USA und GrofB3britannien liegt das einzige Risiko fiir den Steuerumge-
her in der Moglichkeit der behordlichen bzw. gerichtlichen Nichtanerkennung der
miBbrauchlichen Rechtsgestaltung. Es kann daher nicht verwundern, daB das Pha-
nomen ,,Steuerumgehung bislang in keinem der drei Lander, selbst nicht in den
von vergleichsweise steuerzahlerfeindlicher Rechtsprechung gepréigten Vereinigten

! In zwei Entscheidungen des Conseil d’Etat vom 21.7.1989 ging es um derartige Fille, wo die
FinBeh sich nicht auf einen Rechtsmifibrauch nach art. L. 64 berufen hatte. Indem einmal fiir
und einmal gegen den Steuerpflichtigen entschieden wurde, setzte das Gericht sowohl die
Mdglichkeit einer Korrektur ohne Inanspruchnahme von art. L. 64 als auch ihre Grenzen fest.
Vgl. DAVID/LATOURNERIE/FOUQUET (1991) S. 100 f. sowie GAMBIER/MERCIER (1990)
S. 608 f.

2Vgl. VOGEL (1996) S. 225 mit Hinweis auf mehrere Entscheidungen des Conseil d’Etat.
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Staaten, zu einem Schattendasein gelangt ist. Weitaus wirksamer sind die in Frank-
reich existierenden gesetzlichen Regelungen, die die Beweislastverteilung von der
Entscheidung eines unabhingigen Ausschusses abhingig machen und als miB-
brauchlich erkannte Gestaltungen mit einer GeldbuBe belegen. In Verbindung mit
einer ,jn dubio pro fisco“-Grundhaltung der Gerichte ergibt sich eine hohe Effekti-
vitat der franzosischen Generalklausel. Eine Anpassung an das franzosische Recht
ist dem deutschen Gesetzgeber aus verfassungsrechtlichen Griinden jedoch kaum
moglich. Im dbrigen zeigt der Umstand, daf3 auch der Conseil d’Etat immer wieder
mit Fallen befa3t wird, in denen es um das Vorliegen eines RechtsmiBBbrauchs geht,
daB es selbst in Frankreich an Versuchen, die Steuer zu umgehen, keinesfalls fehit.

Man kann deshalb zusammenfassend festhalten, da3 die in Kapitel 4.1 vorgestellten
Alternativen der Steuerumgehungsbekampfung je nach den verfassungsrechtlichen
Gegebenheiten und der Haltung der Dritten Gewalt zwar durchaus geeignet und
derzeit z.T. unentbehrlich sind, um das Ausmaf3 an Steuerumgehung in Grenzen zu
halten, daBB jedoch weder in Deutschland noch in den anderen hier behandelten
Staaten diese Mittel bislang ausgereicht haben, um die Steuerumgehung und die
mit ihr verbundenen gesamtwirtschaftlichen Nachteile auf ein tolerierbares Rest-
volumen abzusenken oder gar ganz zu beseitigen.

Fast zwangslaufig stellt sich hier die Frage, ob sich nicht weitere, auflerhalb der in
der Rechtswissenschaft diskutierten MaBnahmen liegende Ansitze finden lassen,
die eine wirksamere Eindémmung des Rechtsmi3brauchs im Steuerrecht ermogli-
chen. Eine Chance, diesbeziiglich zu hilfreichen Erkenntnissen zu gelangen, bietet
eine 6konomische Analyse der Steuerumgehung.

Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5 97
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



5. Okonomische Theorie der Steuerumgehung

5.1 Vorbemerkungen

Bislang existiert duBerst wenig okonomische Literatur zur Steuerumgehung. Dem-
gegenuber geht die moderne Theorie der Steuerhinterziehung bereits auf das Jahr
1972 zuriick, und seither ist eine vergleichsweise gro3e Anzahl an wirtschaftswis-
senschaftlichen Publikationen zu diesem Gebiet erschienen. Da Steuerhinterziehung
und -umgehung primar dem gleichen Ziel dienen (Erhohung des verfugbaren Ein-
kommens nach Steuern) und das erwartete verfligbare Einkommen in jedem Fall
bestimmt sein diirfte vom Bruttoeinkommen, dem Steuertarif, den Kosten des
Steuerentzuges, der Wahrscheinlichkeit seines Mi3lingens und der ggf. hierauf er-
hobenen Strafe, kann davon ausgegangen werden, daB3 diejenigen Faktoren, die das
Ausmal an individueller Steuerumgehung beeinflussen, weitgehend identisch sind
mit den Bestimmungsgriinden der Steuerhinterziehung.' Es liegt daher nahe, ein
theoretisches Modell der Steuerumgehung aus den bereits vorhandenen Modellen
der Steuerhinterziehung abzuleiten. In Abschnitt 5 wird deshalb zunichst ein auf
der grundlegenden Arbeit von ALLINHAM und SANDMO (1972) basierendes ent-
scheidungstheoretisches Modell der Einkommensteuerhinterziehung® vorgestellt,
wobet die seitdem erschienenen Variationen und Erweiterungen des Grundmodells
in den Ansatz integriert werden, sofern sie fir ein Modell der Steuerumgehung
relevant erscheinen.’

Die Ergebnisse des theoretischen Modells werden anhand der vorhandenen empiri-
schen Arbeiten zur Steuerhinterziehung (empirische Untersuchungen zu den
Bestimmungsgriinden der Steuerumgehung existieren kaum®) iiberpriift, und den
sich ergebenden Abweichungen wird auf den Grund gegangen. Die gewonnenen
Erkenntnisse zur Steuerhinterziehung bilden eine wichtige Grundlage fiir eine er-
folgversprechende gegen die Steuerumgehung gerichtete Politik. Zundchst muf
dafur das Steuerhinterziehungsmodell in ein Modell der Steuerumgehung tberflihrt
werden; die Modellergebnisse zeigen auf, welche Faktoren fiir die Umgehungsent-

' gl.A.: SELDON in [EA (1979) S. 4; CHRISTOPHER in IEA (1979) S. 80; WREDE (1993) S. 21-24.

? Die okonomische Literatur zum Steuerentzug konzentriert sich bislang fast ausschlieBlich auf
die Einkommensteuer. Da die fiir den Einkommensteuerentzug mafigeblichen Parameter wie
Bemessungsgrundlage, Ahndungswahrscheinlichkeit, Strafmaf} und Steuertarif fiir andere Steu-
erarten dieselben sein diirften, lassen sich die in diesem Abschnitt gewonnenen Erkenntnisse
Jjedoch relativ unproblematisch verallgemeinern. Vgl. hierzu auch HAGEDORN (1991) S. 49 f.
sowie die Literaturhinweise bei WREDE (1993) S. 4.

? Das in Kap. 5.2 vorgestellte Modell der Steuerhinterziehung kann gleichzeitig als (spezielles)
Modell der Steuerumgehung fiir den Fall angesehen werden, daf} letztere mit einer Geldbufe
belegt werden kann, ansonsten jedoch keine Kosten verursacht.

* Eine Ausnahme bildet die Arbeit von GEEROMS/WILMOTS (1985), welche Steuerumgehung
und -hinterziehung gemeinsam behandelt.
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scheidung maBgeblich sind und wo sich hier mogliche Ansatzpunkte fur die Politik
ergeben. Am Ende von Abschnitt 5 werden weitere, im Modell nicht enthaltene
Erklarungsfaktoren angesprochen und die Moglichkeiten ihrer staatlichen Beein-
flussung diskutiert.

5.2 Das entscheidungstheoretische Modell der Einkommen-
steuerhinterziechung

52.1 Modellprimissen'

1) Beim einfachen Grundmodell handelt es sich um ein statisches Modell, in dem
die Steuerpflichtigen allein tiber den aktuellen Umfang ihrer Einkommensteuer-
hinterziehung entscheiden, ohne dabei ihr Deklarationsverhalten vergangener
Perioden oder ihre zukiinflig geplante Steuerhinterziehung mit in die Entschei-
dung einzubeziehen.

2) Einzige Entscheidungsvariable ist das deklarierte Einkommen X. Mogliche In-
terdependenzen mit anderen Okonomischen Wahlmoglichkeiten bleiben
unberticksichtigt; insbesondere wird von einem gegebenen Bruttoeinkommen W
(mit W > 0 und 0 £ X < W) ausgegangen, eine Verknipfung der Hinterzie-
hungsentscheidung mit der Arbeit-Freizeit-Entscheidung also nicht vorge-
nommen.

3) Die Steuerpflichtigen handeln streng nutzenmaximierend. Dabei wird der Nutzen
allein durch das verbleibende Nettoeinkommen bestimmt. Eventuelle Gewis-
sensbelastungen oder die Rufschadigung durch aufgedeckte Steuerhinterziehung
gehen nicht in die Nutzenfunktion ein.?

4) Das Einkommen stiftet einen positiven, aber abnehmenden Grenznutzen (U’ > 0,
U’’ <0), d.h. die Zensiten sind risikoscheu eingestellt.

5) Mit einer bestimmten, von der Deklarationsentscheidung unabhéngigen und den
Steuerpflichtigen bekannten Wahrscheinlichkeit p (mit 0 < p < 1) findet eine
Uberpriifung der Steuererklirung statt; in diesem Fall wird die Steuerhinterzie-
hung vollstindig aufgedeckt und neben der filligen Steuernachzahlung eine rein
monetire, proportionale Strafe auf den hinterzogenen Steuerbetrag erhoben,
wobei der Strafsatz f (mit £> 0) fest und im vorhinein bekannt ist.*

! Soweit nicht anders angegeben, finden sich die hier genannten Primissen bei ALLINGHAM/
SANDMO (1972) S. 323 f.

2 Vgl. hierzu auch ALLINGHAM/SANDMO (1972) S. 326 f.; RADECK (1988) S. 11 f.

3 Vgl. ALLINGHAM/SANDMO (1972) S. 324 f.; HAGEDORN (1991) S. 8.
Abweichend von ALLINGHAM und SANDMO, in deren Modell die Geldstrafe auf die Minder-
deklaration erhoben wird, wird hier im Hinblick auf den Untersuchungsgegenstand dieser
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6) Ohne Uberpriifung der Steuererklarung ist der Finanzbehorde das tatsachliche
Einkommen der Zensiten vollstandig unbekannt.

7) Eine Quellensteuer existiert nicht, die Steuer wird als reine Veranlagungsteuer
erhoben.’

8) Die Steuerfunktion T = T(X) ist iiber den ganzen Wertebereich differenzierbar.
Fiir den Grenzsteuersatz T’ gilt 0 < T” < 1.

9) AuBer einer méglichen Bestrafung entstehen den Steuerhinterziehern keine Ko-
sten. Eventuell anfallende Aufwendungen zur Verschleierung der wahren
Einkommenslage werden im Modell vernachlissigt.*

522  Das Modell'

Die Hinterziehungsentscheidung ist eine Entscheidung unter Risiko:’

Mit der Wahrscheinlichkeit p wird die Minderdeklaration aufgedeckt und neben der
Steuer auf das tatsachliche Einkommen eine Geldstrafe auf die hinterzogene Steuer
erhoben.

Mit einer Wahrscheinlichkeit von (1-p) bleibt die Steuerhinterziehung unentdeckt,
in diesem Fall verbleibt dem Steuerpflichtigen sein gesamtes Bruttoeinkommen
abziiglich der Steuer auf das deklarierte Einkommen.

Arbeit von einer GeldbuBle ausgegangen, die wie die in Frankreich gesetzlich festgesetzte Ahn-
dung von Steuerumgehungen auf den dem Fiskus vorenthaltenen Geldbetrag bezogen ist. Eine
derartige Variation des Grundmodells von ALLINGHAM/SANDMO wurde erstmals von YITZ-
HAKI (1974) S. 201 f. vorgenommen.

' Vgl. HAGEDORN (1991) S. 6.

% Vgl. KOSKELA (PF 1983) S. 71.

* Vgl. WREDE (1993) S. 41.

4 Vgl. ALLINGHAM/SANDMO (1972) S. 324-326 sowie YITZHAKI (1974) S. 201.

* Durch die Primisse einer den Steuerpflichtigen bekannten Aufdeckungswahrscheinlichkeit wird
die in Kap. 2.2 als Entscheidung unter Unsicherheit bezeichnete Deklarationsentscheidung
nach wirtschaftswissenschaftlicher Terminologie im Steuerhinterziehungs- bzw. Steuerumge-
hungsmodell zu einer Entscheidung unter Risiko. Vgl. LUCKE (1975) S. 64 f.
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Abb. 5.1 stellt die Entscheidungssituation fiir den Fall eines direkt-progressiven
Steuertarifes graphisch dar:’

W-T(W)

» X

W-(1+)T(W)

Abb. 5.1: verfligbares Einkommen in
Abhdngigkeit von der
Dekiarationsentscheidung

Falls keine Uberpriifung ihrer Einkommensdeklaration stattfindet, stehen sich die-
jenigen Steuerpflichtigen am besten, die iiberhaupt kein Einkommen deklariert
haben; ihnen verbleibt ein verfligbares Einkommen in Hohe von W. Je mehr Ein-
kommen deklariert wurde, desto niedriger wird das verfiigbare Einkommen; im
Falle X=W betragt es W-T(W). Wird die Einkommensteuererklarung hingegen
uberpriift, so ist eine Deklaration von X=W mit dem Ergebnis Y,=W-T(W) die

! In der vorliegenden Arbeit wird fiir alle in Abschnitt 5 enthaltenen Abbildungen (soweit nicht
anders gekennzeichnet) von einem Steuertarif ausgegangen, fiir den (wie international iiblich)
T(0) = 0 gilt.

Die hier prisentierte Abb. 5.1 basiert auf einer entsprechenden Graphik in COWELL (1990)
S. 52, der allerdings ein proportionaler Steuertarif und ein Strafsatz von genau 1 zugrunde ge-
legt wurden.
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vorteilhafteste Alternative. Mit sinkender Deklaration vermindert sich das verfiig-
bare Einkommen bis hin zu Y\.=W-(1+f)*T(W) bei X=0.

In dieser Entscheidungssituation unter Unsicherheit werden rational handelnde
Steuerpflichtige ihr X so wihlen, daB der Erwartungsnutzen E(U) maximiert wird.
Der Erwartungsnutzen des Einkommens errechnet sich dabei wie folgt:

E(U) = (A-pUW-T(X)) + pxUW-T(W)-f*(T(W)-T(X)))
(1) < EU) = (1-p)*UW-T(X)) + p*UW-(1+H*T(W)H*T(X)) .

Zur Ermittlung des Maximums ist es notwendig, die erste und zweite Ableitung der
Erwartungsnutzenfunktion zu bestimmen:

Mit Hilfe der Kettenregel ergibt sich fuir die 1. Ableitung:

OE(U)

X (1-p(-T"(X)*U"(W-T(X)) +

+ pf T’ (XU (W—(IHT(W)HT(X))

Setzt man Y:=W-T(X) und Z:=W—-(1+f)*T(W)+{*T(X), so ergibt sich nach Um-
formung

@) 5%% = T (X)*[pfrU(Z)-(1-p)xU’(Y)] .

Die Gleichung pf*U’(Z) = (1-p)*U’(Y) ist folglich notwendige Bedingung fiir ein
OE(U)
0X

inneres Maximum. Ein inneres Maximum liegt an der Stelle =0 genau dann

vor, wenn an dieser Stelle die 2. Ableitung der Erwartungsnutzenfunktion negativ

ist.

Die 2. Ableitung lautet:
% = (I-p)[-T (XU (Y)HT (X)) U (V)] +
+pf [T (X)*U(Z)H(T (X)) U (2)]
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Da an der Stelle EU) _ 0
oX

pf*U’(Z) = (1-p)*U’(Y) gilt, vereinfacht sich an dieser Stelle die 2. Ableitung zu

22 = (DT OPU (V) + T OOV (D)

@ o ZEU _ pap-prur (VU @)

Wegen (T°(X))*> 0, 1-p > 0, p*f2> 0 und U”” <0 ist die 2. Ableitung negativ.

Damit existiert fiir die Erwartungsnutzenfunktion genau dann ein inneres Maxi-
mum, wenn es einen Wert fir X gibt, bei dem die 1. Ableitung null wird.
Andernfalls liegt die optimale Strategie bei X = 0 (vollstindige Hinterziehung) oder
bei X = W (vollstindige Steuerehrlichkeit).

Die Alternative ,,vollstindige Hinterziehung ist immer dann vorteilhaft, wenn die
Erwartungsnutzenfunktion bereits an der Stelle X = 0 eine negative Steigung auf-
weist, d.h. wenn

E = DO U W=D TR TO)-(1-p) U (W=TO)] <0

< pfU’ (W-(1+H)*T(W)H*T(0)) < (1-p)*U’(W-T(0))

UW—(1+£)* TW)+f* T(0)) _ 1-p
U(W - T(0)) p*f

4 <

Vollstiandige Steuerehrlichkeit ist hingegen dann die optimale Strategie, wenn die
Steigung von E(U) an der Stelle X = W noch positiv ist, wenn also

D = T W) pfeU (W=D TOW)BT(W))-(1-p)*U'(W-T(W))] > 0

< pfU(W-T(W)) > (1-p)*U’(W-T(W))
< pf>1-p
-p
5) & 1> —
®) < pef

o prEr) > 1
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Gilt jedoch
< p _ U'(W-(1+£)* T(W)+f*T(0))

© 1< UW-T(0) :

so existiert ein Wert fir X (mit 0 < X < W), der die Bedingung 1. Ordnung fur ein

inneres Maximum (% = O) erfuillt.

Wegen W—(1+f)*T(W)+f+T(0) < W-T(0) und U”* < 0 gilt
U (W-(1+H*T(W)+*T(0)) > U(W-T(0))
UW-(fp W) TO) |

U(W - T(0))

bzw

Damit ist gewihrleistet, daf3 es Kombinationen der Parameter W, p, f und der die
Steuerfunktion T bestimmenden Parameter gibt, fur die Ungleichung (6) erfullt ist,
d.h. fir die ein inneres Maximum existiert. Fiir diesen Fall einer inneren Losung
wird im folgenden der EinfluB von Variationen der genannten Parameter auf die
Hohe des deklarierten Einkommens untersucht.

5.2.3  Der EinfluB von Bruttoeinkommen, Aufdeckungswahrschein-
lichkeit, Strafsatz und Steuertarif auf die Hohe des deklarier-
ten Einkommens'

5.2.3.1 Voriiberlegungen

In Kap. 5.2.1 wurde unterstellt, daB der Nutzen der Steuerpflichtigen eine Funk-
tion allein des verfiigbaren Einkommens Y, ist, wobei von positivem, aber abneh-
mendem Grenznutzen des Einkommens ausgegangen wird.

Die Pramisse ,,U’(Y,) < 0 bedeutet, daBB die Nutzenfunktion des Einkommens
rechtsgekrimmt ist; hieraus ergibt sich, daB die Wirtschaftssubjekte risikoscheu
eingestellt sind. Abb. 5.2 zeigt derartige Bernoulli-Nutzenfunktionen in Abhéangig-
keit vom Einkommen.*

' Vgl. ALLINGHAM/SANDMO (1972) S. 327-330; YITZHAKI (1974) S. 201 f; KOSKELA (PF
1983) S. 74-77.
Zur graphischen Analyse vgl. COWELL (1987) S. 177-182; COWELL (1990) S. 53-65; HAGE-
DORN (1991) S. 12-19.

? Vgl. COWELL (1990) S. 57.
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»C

£F

>Y.
Abb. 5.2: Bernoulli—Nutzenfunktionen

Sie sind wenig rechtsgekriimmt bei geringer Risikoaversion, stark rechtsgekriimmt
bei hoher Risikoaversion. Als Maf} fur die Krimmung der Nutzenfunktion dient

-U'(Y)
U(Yv)

der Bruch . Die GroBe ,,-U’(Y.)“ zeigt an, wie stark der Grenznutzen

des Einkommens absolut abnimmt; der Bruch % bezeichnet die relative

Abnahme von U’(Y,) (der Steigung der Nutzenfunktion). Dieses Kriimmungsmaf

U"(Yv)

R =~ Tvey

wird ,,absolute Risikoaversion* genannt.

Man nimmt allgemein an, daf3 die absolute Risikoaversion mit steigendem Ein-
kommen abnimmt, daB also ein Steuerpflichtiger mit zunehmendem Einkommen
eher bereit ist, fiir eine bestimmte Gewinnaussicht einen bestimmten Geldbetrag zu
riskieren. Diese Annahme abnehmender absoluter Risikoaversion wird fiir die Un-
tersuchung des Einflusses des Steuertarifes sowie des tatsdchlichen Einkommens
auf das deklarierte Einkommen X benétigt. Des weiteren wird im folgenden auch
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der EinfluB der Parameter p und f auf das Deklarationsverhalten analysiert. Fir
jeden Parameter wird dabei wie folgt vorgegangen:

Da im Falle einer inneren Losung das nutzenmaximierende X stets bei demjenigen
Wert liegt, bei welchem die 1. Ableitung der Erwartungsnutzenfunktion (s.o. Glei-
chung (2)) den Wert null annimmt, wird zunichst die implizite Funktion gebildet,
die die Kombinationen von X und dem jeweils untersuchten Parameter beschreibt,
fur die Gleichung (2) gleich null wird. Diese implizite Funktion wird nach dem je-
weiligen Parameter partiell abgeleitet. Die Wirkungsrichtung des betreffenden
Parameters ergibt sich dann aus dem Vorzeichen der Ableitung.

Kap. 5.2.3 beschrinkt sich auf die Herleitung und Darstellung der mathematischen
Ergebnisse des entscheidungstheoretischen Modells. Eine Kommentierung und em-
pirische Uberpriifung der gewonnenen Resultate findet sich im Anschluf} in Kap.
5.3.

Die den Erwartungsnutzen maximierende Einkommensdeklaration 148t sich auch
graphisch darstellen. In Abb. 5.3 sind die moglichen Kombinationen des verfugba-
ren Einkommens bei Nichtaufdeckung der Steuerhinterziehung (Y,=Y) und im
Aufdeckungsfalle (Y,=Z) als Gerade PiP: eingezeichnet. P; bezeichnet die opti-
male Strategie, wenn Ungleichung (5) erfullt ist, P, wird gewihlt, wenn
Ungleichung (4) gilt. Gilt hingegen Ungleichung (6), so existiert eine innere Lo-
sung, d.h. ein Punkt auf PiP:, in dem eine Indifferenzkurve die Gerade tangiert.

Die Steigung der Indifferenzkurven zeigt an, auf wie viele Geldeinheiten der Steu-
erpflichtige im Aufdeckungsfall zu verzichten bereit ist, wenn dafur das verfugbare
Einkommen im Falle der Nichtaufdeckung um eine Einheit steigt. Dieses Substitu-
tionsverhaltnis hingt ab von dem Verhaltnis der Grenznutzen von Y und Z und den
Wahrscheinlichkeiten, mit denen es zu einem verfugbaren Einkommen von Y bzw.
von Z kommt.

Da Y=Y mit einer Wahrscheinlichkeit von (1-p) und Y,=Z mit einer Wahrschein-
_(-prU)

lichkeit von p eintritt, betragt die Steigung jeder Indifferenzkurve
p*U'(Z)

Bei abnehmendem Grenznutzen des Einkommens sind die Indifferenzkurven an
jeder Stelle linksgekrimmt.

Die Steigung von P1P; wird allein vom Strafsatz bestimmt und betragt —f.

Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5 107
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



» N

W-T(W)

7*

W-(1+HT(W)

Abb. 5.3: graphische Ermittlung der optimalen
Einkommensdeklaration im Steuer—
hinterziehungsmodell

Im Tangentialpunkt P* gilt dann f = %—Y—) < pfU(Z) = (1-p)*U’(Y),

was der Optimalitatsbedingung gemaf Gleichung (2) entspricht.

Der den Erwartungsnutzen des Steuerpflichtigen maximierende Betrag an hinter-
zogener Steuer ist gleich dem horizontalen Abstand zwischen P, und P*.

5.2.3.2 Der EinfluBl des tatsiichlichen Einkommens auf die Hohe des dekla-
rierten Einkommens

Diejenigen Parameterkombinationen von X und W, fir die

) = T(0wp U (W~ 4O TW)HT(X) - T CO(1-pIU (W=T() =0
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gilt, werden durch die implizite Funktion f{lW, X) =0 beschneben Abgeleitet nach
W, ergibt sich nach der Regel zur Ableitung impliziter Funktionen'
X __&WX) _ WX
oW f(W,X)  9EQ)
ox?

mit fu(W,X) =T (X)*pfxU(Z)*(1-(1+)*T"(W)) - (T'(X)*(1-p)*U”(Y))

ﬂY_)J _

= (I-p*T"(X}U’(Y)* (- U

—pf*T’(X)*U’(Z)*( IIJJ((Z))j *(1-(1+0)*T°(W))

= (I-p)*T°(X)*U(Y)*Ra(Y) - pf T (X)*U(Z)*RA(Z)*(1-(1+)*T*(W)).
Da die 1. Ableitung der Erwartungsnutzenfunktion gleich null ist, gilt
pf*U’(Z) = (1-p)*U’(Y) und folglich
£o(W,X) = (1-p)¥ T (XU (Y)*RA(Y) -
= (I-pT’(X)*U(Y)*Ra@Z)*(1-(1+*T*(W))
= (1-p*T"(X)*U(Y)*[Ra(Y)-Ra(@)H(1+)*T’(W)*Ra(Z)]
= (Ip)* T (XU (V)*[(1I+D*T"(W)*RA(Z)-(Ra(Z)Ra(Y))] .

2
Fur den Nenner f«(W,X) = 6;((?) ergibt sich

(W, X) = (T’ (X))*[(1-p)*U”’(Y)+pfxU”(Z)] (s.0. Gleichung (3))
=(T’ 2x(1—p)*(-U’ * _MJ ’ 2xpf2x(-1J’ *(—MJ
(T"X)*(1-p)*(-U(Y)) ( UY) +H(T(X))*pf*(-U’(2)) U@

= (T’ X)*pf*U(Z)*Ra(Z) - (T'(X))**(1-p)*U’(Y)*Ra(Y)

= (T’ X))*fx(1-p)*U’(Y)*Ra(Z) - (T'(X))**(1-p)*U’(Y)*Ra(Y)

= =T (X)*(1-p)*U (Y[ T’ (X)*HRA(Z)+T"(X)*Ra(Y)]

= -T(X)*(1-p)*U'(V)*[(AH)*T"(X)*Ra(Z)-T (X)*(RA(Z)-Ra(Y))] .

' Eine einfache, in diesem Zusammenhang véllig ausreichende Darstellung dieser Regel findet
sich bei BOSCH/JENSEN (1994) S. 207.
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X _ WW,X) _ (IH)*T'(W)*Ra(Z) — (Ra(Z)-Ra(Y))
W B(WX) () T(X)*RAZ) — T'(X)*(Ra(Z)-Ra(Y))

Wegen Z <Y gilt aufgrund der Annahme sinkender absoluter Risikoaversion
Ra(Z) — Ra(Y) > 0. Damit ist der Subtrahend im Nenner kleiner als im Zahler; im

Falle eines direkt-progressiven Tarifs gilt entsprechendes jedoch auch fiir die Mi-
nuenden. Daher ist ungewif3, ob % groBer oder kleiner als 1 ist. Lediglich fir
den Fall eines konstanten (oder abnehmenden) Grenzsteuersatzes 1aBt sich eine
eindeutige Aussage machen: In diesem Fall gilt g—‘); < 1; ein Anstieg des wahren

Einkommens W fiihrt dann zu einer unterproportionalen Verinderung des dekla-
rierten Einkommens X, d.h. mit steigendem Einkommen steigt der hinterzogene

Anteil. Bei direkter Progression ist eine solche Beziehung jedoch nicht gesichert.

Ob es zu einem absoluten Anstieg des deklarierten Einkommens kommt, ist eben-
falls ungewi3, da nur der Nenner eindeutig positiv ist, wahrend das Vorzeichen des
Zihlers davon abhdngig ist, ob die Ungleichung
((1+H*T°(W)-1)*Ra(Z) + Ra(Y) > 0 erfiillt ist.

Nur fiir den Fall (1+£)*T°(W) > 1 ist gesichert, daf3 % positiv ist und folglich mit

steigendem tatsdchlichen Einkommen die Hohe des deklarierten Einkommens ab-
solut zunimmt, andernfalls hingt dies vom konkreten Verlauf der Risikoaver-

sionsfunktion ab.

In Abb. 5.3 wiirde ein Anstieg von W den Punkt P; nach rechts oben verschieben.
Ob P, unter- oder oberhalb seiner Ausgangsposition liegen wiirde, hinge von der

konkreten Gestalt der Steuerfunktion und dem Strafsatz ab. Auf jeden Fall kdme es
zu einer Rechtsverschiebung von P,, wobei die Neigung von PiP2 unveréindert bei
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—f bliebe. Der Abstand zwischen P, und P* wiirde steigen, die Steuerhinterziehung

demnach absolut zunehmen.

W(1+)T(W")

Abb. 5.3.0) Variation der Aufdeckungswahr—
scheinlichkeit W

5.2.3.3 Der Einflu der Uberpriifungswahrscheinlichkeit auf die Hohe des
deklarierten Einkommens

CE(U)
oX
durch die implizite Funktion f{p, X) = 0 beschrieben. Abgeleitet nach p, ergibt sich
X __£(pX) _ _f T U@+ T+ U(Y)

»  &p.X 9EQ)
oX?
_ TX)(f*U@)+U'(Y))
_PEQU) '
ox?

Diejenigen Parameterkombinationen von X und p, fir die = 0 gilt, werden
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Da Zahler und Nenner stets positiv sind, ist %i)(— eindeutig grofer als null. Folglich

fihrt im Modell eine Erhohung der Uberpriifungswahrscheinlichkeit c.p. zu einer
Zunahme des deklarierten Einkommens und zu einer Abnahme der Steuerhinterzie-

hung.

Graphisch bedeutet eine Erhohung von p, daf3 die Steigung der Indifferenzkurven

in Abb. 5.3 (— w—) betragsmiBig an jeder Stelle abnimmt, d.h., daB3 die
p*U'(Z)

Indifferenzkurven flacher verlaufen. Der Riickgang der Steuerhinterziehung zeigt

sich in der Verminderung des Abstandes zwischen den Punkten P, und P*.

W-T(W)

VAl

W-(1+)T(W)

Abb. 5.3.b) Variation der Aufdeckungswahr—
scheinlichkeit p
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5.2.3.4 Der EinfluB des Strafsatzes auf die Héhe des deklarierten Ein-
kommens

Abb. 5.3.c) Variation des Strofsatzes f

Leitet man die implizite Funktion f{f, X) = 0 nach f ab, so ergibt sich

X _ f(EX)
a* KEX)
- prTXPUR@) + pf* TX)* U@ (-T(W)+T(X))
K 0) |
ox:

Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5 113
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



Zahler und Nenner des Bruches sind eindeutig positiv, folglich ist %)f(_ stets grofer

als null, so daB eine Erhohung des Strafsatzes c.p. einen Anstieg des deklarierten

Einkommens und damit einen Riickgang der Steuerhinterziehung bewirkt.

In Abb. 5.3 wiirde ein hoherer Strafsatz den Punkt P, (bei unverindert bleibendem
P;) nach unten verschieben. Der Berithrungspunkt der damit steiler werdenden
Gerade P:P: mit einer der Indifferenzkurven lige dann weiter links als in der Aus-
gangsposition, wodurch das Ergebnis einer zuriickgehenden Steuerhinterziehung
bestatigt wird.

5.2.3.5 Der EinfluBl des Steuertarifes auf die Héhe des deklarierten Ein-
kommens

Um den EinfluB einer Steuersatzinderung auf das Deklarationsverhalten analog der
Vorgehensweise in den vorigen Abschnitten untersuchen zu koénnen, sind be-
stimmte Annahmen bzgl. des Steuertarifes vonndten. Im folgenden sei zur
Vereinfachung von einem konstanten Grenzsteuersatz 0 ausgegangen, wobei der
Steuertarif T(X) = 0X — r progressiv, proportional oder regressiv sein kann, je
nachdem, ob r groBer, gleich oder kleiner als null ist." Ist r positiv, so 148t sich die-
ser Parameter als Pauschaltransfer vom Staat an den Steuerpflichtigen deuten (z.B.
im Rahmen einer negativen Einkommensteuer). Ein negatives r liee sich als zu-
sitzlich zur allgemeinen Einkommensteuer erhobene Kopfsteuer dhnlich der 1990
vorubergehend in Grofbritannien eingefiihrten poll fax interpretieren.

52351 Der EinfluB3 des Steuersatzes auf die Einkommensdeklaration

Setzt man die Steuertariffunktion T(X) = 6X - r in Gleichung (1) ein, so ergibt
sich fur die Erwartungsnutzenfunktion

E(U) = (1-p)*U(W—0X+T) + p*U(W—-OW-+r—fO*(W-X)).

Fur die 1. Ableitung wird Gleichung (2) zu —a%(YUl = Qpf*U’(Z) —0*(1-p)*U’(Y)

mit Y = W-8X+r
und Z = W-OW+r—f9*(W-X).
Fiir die Ableitung der impliziten Funktion f{8, X) = 0 nach 8 ergibt sich

! Einen indirekt-progressiven Steuertarif dieser Form verwendet beispielsweise KOSKELA (JPE
1983) S. 127 ff.
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X __ f(8,X)

1%} £(0,X)
__ pf*UZ)+0pf*(-W — fW + fX)* U"(Z) — (1-p)* U'(Y)+0#(1-p)* X* U"(Y)
OE(U)
0X?
_g_ —Opf*(W +fW - fX)x U'(Z) + O%(1-p)* X+ U"(Y)
9E(U)
0X?
g PPUQ@) ~ (1-prUY)
(mit S:= FEQ) ).
1.6
Wegen pf*U’(Z) = (1-p)*U’(Y) gilt S = 0 und folglich
* * - * [J' - m)
x_ Bpf*(W + fx(W — X)) U(Z)*( )
b} dE(U)
0X2
*(1-p)* X*U' * | — —U"(Y)j
0*(1-p)* X* U'(Y) ( UM
9’E(U)
0X2
_ Opf* U'(Z)*(W + £*(W — X))*Ra(Z) — 0*(1-p)* X* U'(Y)*Ra(Y)
0’E(U)
)&
__ Ox(1-p) UV (WHHW-X))*Ra(Z) — 0+(1-p)* U(Y)*X*Ra(Y)
0’E(U)
0X2
_ _ 04(1-p)x U)W *(W-X))* Ra(Z)-X* Ra(Y)]
9’E(U)
o0X?
_ _ 8+(-p) UDHCH(EH ) (W-X))* Ra(Z)-X* Ra(Y)]
- 9’E(U)
oxz
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_ 80(1-p)* UCDMX*RAZ)-RA)IHEH)HW-X)* RZ)]
_FEQ)
0X2

Dieser Ausdruck ist bei abnehmender absoluter Risikoaversion stets positiv; ein
Anstieg des Steuersatzes fiihrt demnach zu einem Anstieg der Einkommensdekla-
ration.

W-g'W+r|

z¥

W-(1+)o'W+r

Abb. 5.3.d) Variation des Grenzsteuersatzes 6

Graphisch ist eine Erhéhung des Steuersatzes gleichbedeutend mit einer Verschie-
bung von P; in Abb. 5.3 nach links unten in Richtung auf den_Ursprung i.V.m.
einer Verschiebung von P, nach unten, wobei die Steigung von PiP: unverdndert
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bei —f bleibt. Der horizontale Abstand zwischen P, und P* sinkt, was gleichbedeu-
tend ist mit einem Riickgang der Steuerhinterziehung,'

52352 Der EinfluB des Pauschaltransfers bzw. der Kopfsteuer auf die Ein-
kommensdeklaration

oX _  f(r,X)

(X
_ 0pf*xU"(Z) — 0+(1-p)* U"(Y)
_FEQ)
ox?
_ —Opf* U'(Z)*Ra(Z) + 6x(1-p)* U'(Y)*Ra(Y)
_ZEQ)
ox2
_ 0x(1-p)* U(Y)*Ra(Z) — 6*(1-p)* U'(Y)*Ra(Y)
0’E(U)
ox>
_ 9*x(1-pyx U(Y)*Ra(Z)-Ra(Y)]
0’E(U)
ox?

Bei abnehmender absoluter Risikoaversion ist dieser Ausdruck stets negativ, d.h.
eine Erhéhung des Pauschaltransfers bzw. eine Senkung der Kopfsteuer fiihrt c.p.
zu sinkender Einkommensdeklaration und damit zu steigender Steuerhinterziehung.

In Abb. 5.3 (S. 108) galt in der Ausgangssituation r = 0. Die Einfiihrung eines Pau-
schaltransfers wiirde PiP. parallel nach rechts oben verschieben. Dabei steigt der
Abstand zwischen P, und P*; das algebraisch ermittelte Ergebnis zunehmender
Steuerhinterziehung wird demnach durch die zeichnerische Analyse bestitigt.

' Vgl. hierzu auch CHRISTIANSEN (1980) S. 392 f.
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z*

W1+ gWH+r'

Abb. 5.3.e) Variation des Pauschaltransfers r

52353 Der EinfluB} einer Veranderung der Progressivitit des Steuertarifes
auf die Einkommensdeklaration

In den Kapiteln 5.2.3.5.1 und 5.2.3.5.2 war untersucht worden, wie sich im Falle
eines Steuertarifes der Form T(X) = 8X-r eine isolierte Verdnderung des Steuer-
satzes O bzw. des Pauschaltransfers r auf das Deklarationsverhalten auswirkt. In
diesem Kapitel sollen beide MaBBnahmen derart miteinander kombiniert werden,
daB die erwarteten Einnahmen des Staates aus Steuern und Geldstrafen konstant
bleiben. Im Falle einer Progressionsverschiirfung’ hieBe dies, daB Steuersatz und
Pauschaltransfer gleichzeitig und insgesamt aufkommensneutral angehoben wiir-
den.

! Als ProgressionsmaB diene die Versinderung des Durchschnittssteuersatzes mit steigender Be-

d(_@

messungsgrundlage . Dieser Ausdruck ist im Falle eines regressiven Tarifs negativ,

im Falle eines progressiven Tarifs positiv. Der Steuertarif wird als um so progressiver (bzw. als
um so weniger regressiv) bezeichnet, je hoher der Wert ist, den das Progressionsmaf} annimmt.
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Das erwartete Aufkommen des Staates betriagt E(A) = 0X-r+p*(f+1)*0%x(W-X).
Zu untersuchen ist der EinfluB} einer Steuersatzvariation auf das deklarierte Ein-
kommen unter der Nebenbedingung, daB3 die Veranderung von 6 so durch eine
Verinderung von r kompensiert wird, dafl E(A) konstant bleibt. Die gesamte Aus-
wirkung einer solche MafBnahme auf die Hohe der Einkommensdeklaration setzt
sich zusammen aus dem direkten Einflul der Steuersatzveranderung auf X zuzig-
lich des Einflusses-der Steuersatzvariation, der indirekt (iiber den verinderten
Pauschaltransfer) auf das deklarierte Einkommen ausgeht, d.h.

dX 0X  0X dr

— = e — 4 ——k— .

d0|sgay0e OB Or dO

Aus E(A) = 0X-r+p*(f+1)*0*(W-X) ergibt sich

r = (X+p*(f+1)*(W-X))*6 — E(A) und folglich (bei Konstanz von E(A))

dr

B = XPHEDW-X).

Bei Einbeziehung der Ergebnisse aus 5.2.3.5.1 und 5.2.3.5.2 erhilt man dann

ax| X, X,dr
de dE(A)=0 w al' de

X#[RAZ)-Ra(Y)] + (E+1)*W-X)*Ra(Z) _
_FE)
X2
(X+p(Er L (W-X)MRA(Z)-Ra(Y)]
_FE)
0X?
(E+1)W-X)*Ra(Z) ~ pH(E+1(W=X)*[Ra(Z)-Ra(Y)]
_FEQ)
0Xx?
(-p)*RA(Z) + p*RAY)
_PEQ)
0X?

=0+(1-pU(Y)*

- 0+(1-pIU"(Y)*

= 0x(1-p)*U(Y)

= 0+(1-p)*U (Y)*(E+1)(W-X)»

Dieser Ausdruck ist stets positiv, d.h. eine Progressionsverscharfung fiihrt im Mo-
dell zu einer Erhhung des deklarierten Einkommens.'

! Zum gleichen Ergebnis gelangt (auf anderem Wege) KOSKELA (JPE 1983) S. 130, 133.
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Zeichnerisch hat COWELL die Folgen einer derartigen Progressionsverschirfung
analysiert.' Die Erhohung des Steuersatzes bedeutet in der graphischen Darstellung
eine Parallelverschiebung von PiP: nach links unten, die Einfiihrung (oder Erho-
hung) eines Pauschaltransfers eine Parallelverschiebung nach rechts oben. Werden
beide TeilmaBnahme so bemessen, daB der Erwartungsnutzen des Steuerpflichtigen
konstant bleibt, d.h. daB die gleiche Indifferenzkurve durch PiP: tangiert wird wie
in der Ausgangsposition, dann bleibt das Gleichgewicht in P* (bei ebenfalls unver-
anderter Lage von P;). Das Ausmal an Steuerhinterziehung (6*(W-X)) bleibt
damit unverindert; da 0 gestiegen ist, muf sich das deklarierte Einkommen X er-
hoht haben.

—» N

W-o'W+r

Z“

N\

0 —t Y
WW+r Y* W‘+r"
SExU)
| N Ex(U)
1 SEi(U)
| Pz
Wo(lH)OWHAHT |- === === === - - - - - - oo » P

Abb. 5.3.f) Variation des Progressionsgrades

! Vgl. COWELL (1990) S. 64 f. COWELL hlt dabei allerdings nicht die erwarteten Staatseinnah-
men, sondern den erwarteten Einkommensnutzen des Steuerpflichtigen konstant.
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5.3 Empirische Fundierung der Ergebnisse des theoretischen
Modells der Hinterziehung

5.3.1 Vorbemerkungen

Mittlerweile existiert eine groBe Anzahl empirischer Untersuchungen zu den Be-
stimmungsgriinden der Steuerhinterziehung, die sich je nach verwendetem Ansatz
in drei Gruppen einteilen lassen: indirekte Erhebungen, Interview-Analysen und
experimentelle Simulationsstudien.’

In experimentellen Studien wird versucht, die Hinterziehungsentscheidung der
Steuerpflichtigen unter Laborbedingungen zu simulieren und auf ihre EinfluBfakto-
ren zu testen. Die StichprobengroBe pflegt sich im zweistelligen Bereich zu
bewegen.

Untersuchungen, deren Daten auf Umfragen oder Interviews basieren, liegt meist
eine dreistellige StichprobengréBe zugrunde.

Diejenigen Arbeiten, die das Verhalten der Steuerpflichtigen nicht direkt auf dem
Wege der Befragung oder der individuellen Beobachtung, sondern indirekt anhand
des beobachteten Verhaltens einer aggregierten Gruppe ermitteln, greifen meist auf
anonymisierte Daten der nationalen Steuerbehorden zuriick. Die Stichprobengrofe
liegt dann im vier- bis funfstelligen Bereich.

Fir die vorliegende Arbeit wurden zahlreiche Veroffentlichungen aus jeder dieser
drei Gruppen herangezogen. Die Ergebnisse der empirischen Forschung werden
mit denen des theoretischen Modells sowie den intuitiv erwarteten Resultaten ver-
glichen und eventuelle Abweichungen zu erklaren versucht. Zusétzlich zu den in
Kap. 5.2.3 verwendeten Variablen W, p, f und 6 werden auch solche Faktoren be-
ricksichtigt, welche die Gelegenheit bzw. die innere Einstellung zur Steuer-
hinterziehung widerspiegeln. Weitere in einigen Studien verwendete Parameter,
welche fiir den Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit keine Rolle spielen (z.B.
Alter, Geschlecht und Hautfarbe), werden hingegen nicht behandelt.

5.3.2 Einkommenshiéhe

Fir den EinfluB des tatsachlichen auf das deklarierte Einkommen hatte sich im
Modell kein eindeutiges Resultat ergeben. Eine negative Korrelation wiare jedoch
lediglich fiir den Fall (1+)*T’(W)*RA(Z) < Ra(Z) — Ra(Y) gegeben, was tenden-
ziell nur bei duBerst stark abnehmender Risikoaversion moglich wére. Andernfalls
wird das deklarierte Einkommen mit steigendem W absolut zunehmen; jedoch blieb

' Vgl. POMMEREHNE (1984) S. 10-17.
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unklar, in welche Richtung sich der Anteil des deklarierten am gesamten Einkom-
men verdndern wiirde.

Auch intuitiv wird man iiber diesen Zusammenhang kaum eine Aussage machen
konnen; jedoch legt die Intuition nahe, daf3 ein Einkommensanstieg teilweise dem
deklarierten und z.T. dem nicht deklarierten Einkommen zugefiihrt werden diirfte.

Die bisher durchgefiihrten empirischen Untersuchungen fiihrten zu dhnlichen Re-
sultaten wie Theorie und Intuition. Sowohl die deklarierten Einkiinfte' als auch die
hinterzogenen Steuern” nehmen danach mit steigendem Einkommen absolut zu. Ob
der Anteil des deklarierten Einkommens positiv oder negativ mit dem tatsichlichen
Einkommen korreliert ist, war nicht eindeutig festzustellen.’ Hingegen fanden zwei
der untersuchenden Teams heraus, da3 die (stets positive) Korrelation von W und
X mit steigendem W abnimmt.*

533  Uberpriifungswahrscheinlichkeit

Daf im theoretischen Modell eine Erhohung der Wahrscheinlichkeit einer Uber-
prifung zu sinkender Hinterziehungstatigkeit fiihrt, entspricht dem gemeinhin
erwarteten Ergebnis und ist durch zahlreiche empirische Untersuchungen statistisch
gut abgesichert.® Zwar existieren auch empirische Studien, die keinen signifikanten
Einflu der Aufdeckungswahrscheinlichkeit ermitteln konnten,® doch sind dort mit

! Vgl. BENJAMIN/MAITAL in GARTNER/WENIG (1985) S. 259, WITTE/WOODBURY (1985) S. 9,
CRANE/NOURZAD (1986) S. 222, DUBIN/GRAETZ/WILDE (1987) S. 244, BUCHNER (1988)
S. 40, CRANE/NOURZAD (1990) S. 195, 197.

z Vgl. MORK (1975) S. 71, CLOTFELTER (1983) S. 368, SLEMROD (1985) S. 238, BENJAMINI/
MAITAL in GARTNER/WENIG (1985) S. 257, POMMEREHNE/WECK-HANNEMANN (1992)
S. 454. Dabei 14t SLEMROD offen, ob eine Einkommenserh6hung unmittelbar oder nur indi-
rekt iiber den mit ihr verbundenen Anstieg des Grenzsteuersatzes die Steuerhinterziehung
fordert (vgl. auch MORK S. 74).

(Bei SPICER/LUNDSTEDT (1976) S. 298 f., 303 ergab sich kein Einfluf} der Einkommenshéhe
auf den von den Verfassern konstruierten, nicht niher prizisierten tax evasion index.)

3 Bei MORK (1975) S. 71 und BENJAMINUMAITAL in GARTNER/WENIG (1985) S. 259 ergab
sich ein negativer, bei CLOTFELTER (1983) S. 368, CRANE/NOURZAD (1986) S. 222 und
CRANE/NOURZAD (1990) S. 195 ff. ein positiver und bei BUCHNER (1988) S. 40 f. kein signi-
fikanter Zusammenhang.

4 Vgl. WITTE/WOODBURY (1985) S.9, DUBIN/GRAETZ/WILDE (1987) S. 244.

3 Vgl. FRIEDLAND/MAITAL/RUTENBERG (1978) S. 113 f., ISACHSEN/SAMUELSON/STR@M in
GARTNER/WENIG (1985) S. 240, CRANE/NOURZAD (1986) S. 221, DUBIN/GRAETZ/WILDE
(1987) S. 243 f., POTERBA (1987) S. 236, BUCHNER (1988) S. 40 f., DUBIN/WILDE (1988)
S. 70 f,, KLEPPER/NAGIN (1989) S. 22 f.

6 Vgl. SPICER/LUNDSTEDT (1976) S. 303, WITTE/WOODBURY (1985) S. 7 (vgl. hierzu auch die
Anmerkungen bei DUBIN/GRAETZ/WILDE (1987) S. 242), BENJAMINI/MAITAL in GARTNER/
WENIG (1985) S. 256, POMMEREHNE/WECK-HANNEMANN (1992) S. 454.
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Ausnahme der Untersuchung von POMMEREHNE und WECK-HANNEMANN die zu-
grunde liegenden Regressionsgleichungen dahingehend fehlspezifiziert, als - wie im
theoretischen Grundmodell der Steuerhinterziehung - die Variable p als exogen
gegeben angenommen wird." Wenn jedoch die Finanzbehorde ungefihre Vorstel-
lungen vom wahren Einkommen der Steuerpflichtigen besitzt und die Uber-
prifungswahrscheinlichkeit deshalb von der Hohe des deklarierten Einkommens
abhangig macht, also schwerpunktmiBig dort prift, wo eine Hinterziehung ver-
mutet wird,” dann kann in den Schitzungen ein positiver EinfluB von p auf X durch
einen negativen Einflul von X auf p uberdeckt werden, so daf3 sich insgesamt kei-
ne oder gar eine negative Korrelation zwischen beiden Variablen ergibt.’ Wird
jedoch die Endogenitat von p im empirischen Modell beriicksichtigt, so stellt sich
in fast allen Untersuchungen der erwartete positive Einflu8 der Aufdeckungswahr-
scheinlichkeit auf das Deklarationsverhalten ein.*

5.3.4 Strafsatz

Der im theoretischen Modell ermittelte positive EinfluB einer Strafverscharfung auf
das Deklarationsverhalten entspricht den Erwartungen bzgl. des Verhaltens rational
handelnder Wirtschaftssubjekte. Diverse empirische Arbeiten haben diesen Zu-
sammenhang zwischen GeldbuBe und Steuerehrlichkeit bestitigen konnen.’
Wihrend HANSSON nur eine schwache abschreckende Wirkung feststellen konnte,®
kamen sowohl die Simulationsstudie von FRIEDLAND, MAITAL und RUTENBERG als
auch die indirekte Erhebung von CRANE und NOURZAD (US-Daten von 1947-
1981) zu dem Ergebnis, daB eine Anhebung der Geldstrafen ein wirksameres In-
strument zur Einddmmung der Steuerhinterziehung sei als eine Erhohung der

' Vgl. hierzu auch die Anmerkungen in Kap. 5.4 zu Primisse 5.

2 Ein solcher EinfluB von X auf p findet bei DUBIN/WILDE (1988) empirische Bestitigung
(S. 70).

* Vgl. DUBIN/GRAETZ/WILDE (1987) S. 241.

* Die Aufdeckungswahrscheinlichkeit - wie CLOTFELTER (1983) - als erklarende Variable ein-
fach fortzulassen und damit das Problem ihrer Endogenitidt zu umgehen ist unangemessen und
fithrt zu verzerrten Ergebnissen. Zwar mag fiir viele Steuerpflichtige, die kaum Gelegenheit zur
Hinterziehung haben, die Variable p weitgehend irrelevant sein; daraus eine vernachlissigbare
Bedeutung der Aufdeckungswahrscheinlichkeit fiir die Steuerhinterziechung herzuleiten ist je-
doch ein Fehlschluff, solange bei denjenigen Steuerpflichtigen, welche Hinterziehungs-
moglichkeiten besitzen und auf die es hier entscheidend ankommt, die vermutete Wahrschein-
lichkeit einer Uberprifung die Entscheidungsfindung eben doch beeinflufit. Vgl. hierzu
GRAETZ/WILDE (1985) S. 362 (Endnote 16).

3 Vgl. FRIEDLAND/MAITAL/RUTENBERG (1978) S. 113 f., GEEROMS/WILMOTS (1985) S. 205.
HANSSON in GARTNER/WENIG (1985) S. 296 f., CRANE/NOURZAD (1986) S. 221, KLEPPER/
NAGIN (1989) S. 22.

¢ Vgl. auch KINSEY (1986) S. 409.

Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5 123
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



Aufdeckungswahrscheinlichkeit. Fiir GEEROMS und WILMOTS stellt das Instrument
der GeldbuB3e sogar ,,the only effective way* zur Bekdmpfung der Steuerhinterzie-
hung dar.

Demgegeniiber kamen andere empirische Studien zu keinem signifikanten Ergebnis
bzgl. der Auswirkung einer Sanktionsverschiarfung auf das allgemeine Hinterzie-
hungsverhalten.

Die Effektivitit von Variationen des Parameters f bleibt daher insgesamt ungewil3.
Bildet man einen ,,Durchschnitt* aus den Ergebnissen der vorhandenen Untersu-
chungen, so kann man davon ausgehen, daf} die Strathohe einen gewissen Einflu3
auf das Deklarationsverhalten ausiibt, ein Teil der abschreckenden Wirkung jedoch
moglicherweise durch eine Art , Trotzreaktion“ kompensiert wird.>

5.3.5 Grenzsteuersatz

In aller Regel wird davon ausgegangen, dal hohere Steuersitze zu vermehrter
Steuerhinterziehung fithren.?

Die Steuerhinterziehungstheorie kommt jedoch zu einem gegenteiligen Ergebnis.
Zwar erhoht ein Steuersatzanstieg den Grenzertrag des nicht deklarierten Einkom-
mens (Substitutionseffekt); doch wenn die GeldbuBe auf die hinterzogene Steuer
bemessen wird, so steigen gleichzeitig mit dem Grenzertrag im Nichtaufdeckungs-
fall die Grenzkosten im Falle der Aufdeckung. Im Modell betrigt der erwartete
marginale Nutzenverlust durch die aufgedeckte Minderdeklaration pfo*U’(Z), der
erwartete marginale Nutzenzuwachs durch eine erfolgreiche Minderdeklaration
(1-p)*6*U’(Y). Welcher der beiden Effekte iiberwiegt, hingt (neben dem Verlauf
des Grenznutzens des verfiigbaren Einkommens) insb. von der Hohe der Parameter
p und f ab. Bei hohem Strafsatz und hoher Aufdeckungswahrscheinlichkeit wird
die Wirkung einer aufgrund eines gestiegenen Grenzsteuersatzes hoheren Geldbuf3e
stiarker sein als die Wirkung des héheren moglichen Ertrages der Steuerhinterzie-
hung. Im umgekehrten Fall (niedrige Werte fur p und f) wire die abschreckende
Wirkung der ggf. hoheren GeldbuBBe geringer als der Anreiz, aufgrund des gestie-
genen Grenzertrages des nicht deklarierten Einkommens dieses auszuweiten.

! Vgl. SPICER/LUNDSTEDT (1976) S. 303, WITTE/WOODBURY (1985) S. 7, POMMEREHNE/
WECK-HANNEMANN (1992) S. 454, 457.

% So konnen Strafverschirfungen die Einstellung zum Staat insgesamt verschlechtern und der
verstirkte staatliche Druck eine Gegenreaktion der Steuerzahler hervorrufen, welche eine stir-
kere Bereitschaft zum Steuerwiderstand beinhaltet. Vgl. hierzu auch Kap. 5.3.6 dieser Arbeit
sowie HOUGHTON in IEA (1979) S. 89 [98 f.].

3 Vgl. beispielsweise MYDDELTON in IEA (1979) S. 46 f., DAVIES in IEA (1979) S. 72, SWAN in
COLLINS (1984) S. 48 f.
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Unter den Bedingungen des theoretischen Modells sind jedoch im Falle eines inne-
ren Maximums der Erwartungsnutzenfunktion die Parameter p und f so bemessen,
daB die Gleichung pfo*U’(Z) = (1-p)*0*U’(Y) < pfxU’(Z) = (1-p)*U’(Y) gilt.

pf*U'(Z) - (-p)*U'(Y)
_EQ)
oxX?
ist in diesem Fall unabhingig von 0 stets gleich null, ein Anstieg von 6 erhoht
,beide Teile“ des Substitutionseffektes um den gleichen Faktor, Anreiz- und Ab-
schreckungswirkung einer Steuersatzerhohung gleichen sich damit exakt aus.

Der gesamte Substitutionseffekt S =

Somit verbleibt als Effekt einer Steuersatzerhohung nur noch der Einkommensef-
fekt, welcher darin besteht, daB3 eine hohere Steuerlast das Einkommen der Steuer-
pflichtigen und damit deren Risikobereitschaft senkt. Als Entscheidung unter Risi-
ko wird die Steuerhinterziehung infolge eines Anstiegs des Grenzsteuersatzes unter
den Modellbedingungen zuriickgehen.

Dieses eher unerwartete Ergebnis wird durch die Empirie nicht bestatigt. Soweit
ersichtlich ermittelte bislang keine einzige Studie einen signifikant positiven Zu-
sammenhang zwischen Grenzsteuersatz und Einkommensdeklaration. Im Gegenteil
gelangen fast alle empirischen Untersuchungen zu dem Schluf3, daf3 hohere Grenz-
steuersitze die Hinterziehung fordern.!

Der hier bestehende strenge Gegensatz zwischen den Ergebnissen von Theorie und
Empirie legt nahe, den der Steuerhinterziehungstheorie zugrunde liegenden Rah-
men zu hinterfragen. Zunichst einmal stellt sich die Frage, ob der partialanalytische
Ansatz dem Untersuchungsgegenstand angemessen ist. Im Modell ist der Einkom-
menseffekt negativ, da die individuelle Steuerzahlung den Konsum offentlicher
Giiter nicht signifikant erhoht und deshalb vernachlissigt werden kann.” Gesamt-
wirtschaftlich betrachtet bleibt jedoch die staatliche Verwendung der Steuer-
einnahmen nicht ohne EinfluB auf die Nutzenposition der Steuerpflichtigen. Wer-
den die Steuersitze erhoht, so sinkt zwar der Nutzen, den die Steuerpflichtigen aus
dem Konsum privater Giiter ziehen, jedoch steigt auf der anderen Seite auch der
Nutzen aus dem Konsum offentlicher Guter. Liegt eine Unterversorgung mit 6f-

! Vgl. FRIEDLAND/MAITAL/RUTENBERG (1978) S. 113 f., CLOTFELTER (1983) S. 368, SLEM-
ROD (1985) S. 236 (bei SLEMROD wird nur die gemeinsame Wirkung eines Einkommens- und
Steuersatzanstieges ermittelt, vgl. ebenda, S. 238), ISACHSEN/SAMUELSON/STROM in GART-
NER/WENIG (1985) S. 240, BENJAMINUMAITAL in GARTNER/WENIG (1985) S. 256, 259,
CRANE/NOURZAD (1986) S. 221, POTERBA (1987) S. 237, RICE (1990) S. 83, CRANE/
NOURZAD (1990) S. 195, POMMEREHNE/WECK-HANNEMANN (1992) S. 454. Lediglich bei
GEEROMS/WILMOTS (1985) S. 199, 205 ergibt sich ergibt sich ein schwach negativer Zusam-
menhang zwischen der Hohe der Steuersitze und dem Ausmaf an Steuerhinterziehung,

% Vgl. hierzu FALKINGER (1988) S. 392.
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fentlichen Giitern vor, dann wirkt eine Steuererhéhung fir das durchschnittliche
Wirtschaftssubjekt wohifahrtserhéhend; dessen Risikoaversion nimmt ab, die Steu-
erhinterziehung nimmt c.p. zu. Umgekehrt fiihrt eine Steuererhohung c.p. zu einem
Riickgang der Steuerhinterzichung, falls eine Uberversorgung mit offentlichen
Giitern vorliegt. Im Falle eines optimalen Angebotes an 6ffentlichen Giitern sind
der Grenznutzen aus dem Konsum privater Giiter und der Grenznutzen aus dem
Konsum offentlicher Guter fur das reprisentative Wirtschaftssubjekt gleich hoch,
so daB der Einkommenseffekt gleich null ist.!

Somit ist ein positiver Einkommenseffekt nicht mehr gewihrleistet, wihrend auf
der anderen Seite der ermittelte Substitutionseffekt i. H.v. null von den speziellen
Priamissen des Grundmodells abhingt. So wird der Substitutionseffekt eindeutig
negativ, wenn die Pramisse nicht vorhandener Grenzkosten der Steuerhinterzie-
hung fallengelassen wird (s.u. Kap. 5.5.2).

Das empirisch ermittelte Ergebnis eines negativen Zusammenhanges zwischen
Grenzsteuersatz und Einkommensdeklarationen steht somit durchaus mit der Theo-
rie im Einklang, wenn man bzgl. des Einkommenseffektes die einzelwirtschaftliche
Betrachtungsweise verla3t und ferner die Pramisse ,kostenfreier Steuerhinterzie-
hung aufgibt.

5.3.6  Sonstige Einfluifaktoren

Neben den im Grundmodell der Steuerhinterziehung enthaltenen Bestimmungs-
faktoren haben in den vorhandenen empirischen Arbeiten verschiedene weitere
Parameter Beriicksichtigung gefunden. Hier seien diejenigen Einflufaktoren auf-
gefiihrt, deren Analyse auch fiir eine Bekampfung der Steuerumgehung hilfreiche
Erkenntnisse liefert.

Diverse Untersuchungen haben sich mit dem Einflul von Quellensteuern auf das
AusmaB an Steuerhinterziehung befaBt.” Hierbei ergab sich ausnahmslos ein signi-
fikant negativer Zusammenhang zwischen Quellenbesteuerung und der Hinter-
ziehung von Einkommensteuern.?

Die empirischen Resultate zeigen, daf3 eine Beschneidung der Moglichkeiten zur
Steuerhinterziehung zu den effektivsten Methoden ihrer Bekampfung gehort.

! Vgl. COWELL (1990) S. 67 f.; HANSSON in GARTNER/WENIG (1985) S. 292; PETERSEN in
SCHAFER (1984) S. 81.

2 Zu der Bedeutung von Quellensteuern im theoretischen Modell s.u. Kap. 5.4 (Anmerkungen zu
Priamisse 7).

3 Vgl. CLOTFELTER (1983) S. 368, WITTE/WOODBURY (1985) S. 8, CRANE/NOURZAD (1986)
S. 221, DUBIN/WILDE (1988) S. 68, POMMEREHNE/WECK-HANNEMANN (1992) S. 454.
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Als weiterer im Grundmodell nicht enthaltener Bestimmungsfaktor fir die Steuer-
hinterziechung sei fermer die Einstellung zum Staat, vor allem zum Staats-
haushalt, genannt. Der Einbeziehung einer solchen Variablen liegt die Beobach-
tung zugrunde, daB viele Steuerpflichtige mehr Einkommen deklarieren, als sie es
unter der alleinigen Zielsetzung einer Maximierung des Erwartungsnutzens aus
dem verfiigbaren Einkommen tun wirden. Sinkt jedoch die Akzeptanz des politi-
schen Systems, insbesondere des Steuersystems, so ist eine zunehmende Anzahl
von Biirgern bereit, dem Staat die ihm zustehenden Abgaben vorzuenthalten, ohne
sich dabei von ihrem Gewissen leiten zu lassen bzw. ohne dabei iiberhaupt Gewis-
senskonflikte zu empfinden.

Diejenigen empirischen Untersuchungen, die die Einstellung zu Steuer und Staat in
ihren Schatzungen als Bestimmungsfaktor fur die Hinterziehungsentscheidung be-
riicksichtigt haben, kamen einhellig zu dem Ergebnis, daB ein signifikant positiver
EinfluB auf das Deklarationsverhalten besteht." Wihrend WITTE und WOODBURY
nur allgemein einen EinfluB} der Einstellung zum Staat auf die Hohe der hinterzo-
genen Steuern feststellen und tber die Bestimmungsgriinde fiir jene Einstellung
lediglich spekulieren, heben GEEROMS und WILMOTS die Bedeutung des Aquiva-
lenzprinzips hervor: Steuerwiderstand entstiinde vor allem dort, wo die vom Staat
empfangenen Leistungen niedriger eingeschitzt werden als die personliche Steuer-
last. SPICER und LUNDSTEDT sehen eher VerstoBBe gegen das Leistungsfahigkeits-
prinzip als Ursache fir eine negative Einstellung zum Steuersystem. Gewinnt die
Masse der Steuerzahler den Eindruck, daB gerade der wohlhabendere Teil der Be-
volkerung sowie die groBen Unternehmen nicht geniigend zur Finanzierung der
Staatsausgaben beitragen, so steige der Steuerwiderstand. Eine statistisch signifi-
kante Rolle spielt nach den Untersuchungsergebnissen von SPICER/LUNDSTEDT
auch die Anzahl der personlich bekannten Steuerhinterzieher: Je mehr die Steuer-
zahler annehmen, da (auch) die anderen Steuerpflichtigen einen Teil ihrer
Abgaben hinterziehen, desto mehr neigen sie selbst zur Steuerhinterziehung.> Dies
mag auch ein Grund fur die von POMMEREHNE und WECK-HANNEMANN angespro-
chene geringe Wirksamkeit moralischer Appelle sein.® Moralische Appelle an die
Steuerehrlichkeit machen den Steuerpflichtigen deutlich bewuf3t, daB in der Gesell-
schaft eine groBere Anzahl von Steuerhinterziehern existiert; ansonsten wiirden

! Vgl. SPICER/LUNDSTEDT (1976) S. 302 f.,, GEEROMS/WILMOTS (1985) S. 203/205, WITTE/
WOODBURY (1985) S. 8-10, POMMEREHNE/WECK-HANNEMANN (1992) S. 455/460 f.; vgl.
ferner KINSEY (1986) S. 410 m.w.N.

? Dieses Ergebnis wird durch eine Studie von MILLER in IEA (1979) S. 117 f. (Befragung von 712
Steuerpflichtigen) bestitigt. Demgegeniiber konnten SPICER/HERO (1985) in einem Laborexpe-
riment mit 36 Studenten keinen derartigen Zusammenhang feststellen (S. 265 f.). Die Verfasser
sahen als Ursache fiir ihr abweichendes Ergebnis die in Laboruntersuchungen im Gegensatz zur
»realen” Steuerhinterziehung fehlende Rufschidigung durch aufgedeckte Steuervergehen. Diese
Rufschiidigung ist um so geringer, je mehr Menschen derartige Vergehen betreiben.

3 Vgl. POMMEREHNE/WECK-HANNEMANN (1992) S. 437 £, 440.
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solche Aufrufe unterbleiben. Eine eventuelle positive Beeinflussung des Gewissens
einiger Steuerpflichtiger kann dadurch sogar iiberkompensiert werden, wenn - wie
von SPICER und LUNDSTEDT festgestellt - der Glaube an das Deklarationsverhalten
der ubrigen Steuerzahler einen Bestimmungsfaktor fiir die personliche Hinterzie-
hungsentscheidung darstelit.

Ausfiihrlich befassen sich POMMEREHNE und WECK-HANNEMANN mit den Bestim-
mungsgrinden fur die Steuermoral. So fiihren sie den von CRANE und NOURZAD
fiur die USA festgestellten negativen EinfluB der Inflationsrate auf die Steuerehr-
lichkeit zuriick auf die Ausgestaltung der Einkommensteuer als Nominalsteuer und
die damit verbundene, von den Steuerpflichtigen als unfair angesehene kalte Pro-
gression.' Die von POMMEREHNE/WECK-HANNEMANN selbst durchgefiihrte Unter-
suchung fiir die Schweiz stitzt diese These. Die empirischen Daten ergaben, daB3 in
jenen Kantonen, in denen Indexierungen die kalte Progression verhindern, die
Steuerhinterziehung geringer ausfillt als in dem iibrigen Teil der Schweiz. Ferner
zeigen die Verfasser die hohe Bedeutung der Akzeptanz des Staatshaushalts im
ganzen fuir die Steuermoral auf: In jenen Kantonen namlich, in denen die Burger
aufgrund der dort herrschenden direkten Demokratie an der Festlegung der Hohe
und der Struktur der offentlichen Ausgaben sowie der Einnahmen beteiligt sind,
wurden im Untersuchungszeitraum deutlich weniger Steuern hinterzogen als dort,
WO aufgzrund indirekter Demokratie keine entsprechende Mitwirkungsméglichkeit
besteht.

Die Untersuchungsergebnisse zur Bedeutung der Einstellung zu Staat und Staats-
haushalt haben deutlich gemacht, daB ein signifikanter EinfluB auf das
Steuerhinterziehungsniveau vorliegt. Wéhrend die Untersuchung von SPICER und
LUNDSTEDT zu dem Ergebnis kommt, dal Versto3e gegen das Leistungsfihig-
keitsprinzip in Form einer zu geringen Belastung der Besserverdienenden den
Steuerwiderstand der iibrigen Bevolkerung erhohen, hebt die Studie von GEEROMS
und WILMOTS hervor, daf3 eine konsequente Umsetzung des Leistungsfihig-
keitsprinzips dazu fiihrt, daf fiir den wohlhabenderen Teil der Steuerzahler das
Aquivalenzprinzip nicht mehr erfiillt ist und infolgedessen dieser Teil der Bevélke-
rung verstarkt zur Steuerhinterziehung neigt. Einen moglichen Ausweg aus diesem
Dilemma deuten die Ausfiihrungen von POMMEREHNE und WECK-HANNEMANN
an: Durch Beseitigung steuerrechtlicher Regelungen, die jeder Teil der Bevolke-
rung als unfair empfinden muB3, wie z.B. fehlender Indexierung gegen die kalte
Progression, sowie durch die Beteiligung der Steuerpflichtigen an der Aufstellung

! Vgl. CRANE/NOURZAD (1986) S. 222, POMMEREHNE/WECK-HANNEMANN (1992) S. 459.

2 Dies bestitigt die Bedenken HOUGHTONSs gegen eine rigorose Steuereintreibungspolitik, der,
den Ruf ,,No taxation without representation! aufgreifend, darauf hinweist, daB} die Steuerge-
setze oft nur eine knappe Mehrheit im Parlament und hiufig eine Minderheit der
Wihlerstimmen hinter sich haben. Vgl. HOUGHTON in IEA (1979) S. 89 [98 f]; vgl. ferner
POMMEREHNE/WECK-HANNEMANN (1992) S. 460 f.

128 Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



des staatlichen Budgets kann es gelingen, ein in wesentlichen Ziigen am Lei-
stungsfihigkeitsprinzip orientiertes Steuersystem zu schaffen, das auch bei
denjenigen Steuerpflichtigen Akzeptanz findet, welche mehr Steuern zu entrichten
als Staatsleistungen zu empfangen haben, solange diese der Uberzeugung sind, daf
ihr Steuergeld sinnvoll und effizient verwendet wird."

5.4 Magliche Erweiterungen des Grundmodells der Ein-
kommensteuerhinterziechung und ihre Relevanz fiir ein
Modell der Steuerumgehung

In der Literatur sind mittlerweile zahlreiche Variationen und Erweiterungen des
Grundmodells der Einkommensteuerhinterziehung vorgenommen worden, welche
sich im wesentlichen auf Veranderungen bzw. auf den Fortfall einiger der eingangs
aufgezahlten Modellpramissen griinden. Uber diese moglichen Modellerweiterun-
gen wird im folgenden ein Uberblick geliefert, wobei jeweils iiberpriift wird, ob ein
naheres Eingehen auf derartige Varianten auch dann noch lohnend erscheint, wenn
- wie ab Kapitel 5.5 - der Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit nicht mehr in der
Steuerhinterziehung, sondern allein in der Steuerumgehung liegt.

Der Fortfall von Pramisse 1 (statische Betrachtung) wurde bereits von ALLINGHAM
und SANDMO selbst in ihr Modell aufgenommen.” Die Autoren haben das Grund-
modell variiert, indem sie beriicksichtigten, da3 die Steuerfahnder im Falle einer
aufgedeckten Steuerhinterziehung in der Realitat auch die Korrektheit der Dekla-
rationen vergangener Veranlagungszeitradume berprifen werden. Rational
handelnde Steuerpflichtige werden dann den Umstand in ihre Deklarations-
entscheidung einbeziehen, daB3 die Aufdeckung ihrer Minderdeklaration der abge-
laufenen Periode neben der dafuir filligen Bestrafung auch erhebliche Nach-
zahlungen und Strafen fur frithere Hinterziehungen mit sich bringen kann. Gegen-
uber dem statischen Modell geht die optimale Steuerhinterziehung im sog.
dynamischen Modell erwartungsgemalf zuriick.

Fir die Steuerumgehung ist eine solche Modellerweiterung nicht von Belang. Da
der Gestaltungsmi3brauch offen durchgefiihrt worden ist, ist die FinBeh im Falle
einer fur den abgelaufenen Veranlagungszeitraum erkannten Steuerumgehung nicht

! Den EinfluB, den Aquivalenzprinzip, 6ffentliche Umverteilung, Effizienz der Mittelverwendung
und Biirgerbeteiligung am Staatshaushalt auf den Steuerwiderstand ausiiben, behandelt aus-
fithrlich DIEBOLD (1984). Vgl. vor allem S. 149 f. und S. 181-191.

% Vgl. ALLINGHAM/SANDMO (1972) S. 332-337.
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berechtigt, bereits abgeschlossene Veranlagungen fur frithere Perioden nachtriglich
ereut auf RechtsmiSbrauch zu untersuchen und gegebenenfalls zu indern.’

Pramisse 2 (Einkommensdeklaration als einzige Entscheidungsvariable) wurde
erstmals im Modell von ANDERSEN fallengelassen.” In diesem erweiterten Modell
nehmen die Steuerpflichtigen ihre Deklarationsentscheidung und ihre Arbeit-
Freizeit-Entscheidung simultan vor, wobei beriicksichtigt wird, daB das Hinterzie-
hungsverhalten nicht nur direkt von Variationen der im Grundmodell betrachteten
Parameter abhingt, sondern auch indirekt iiber die ebenfalls von den Parameterva-
riationen beeinfluBBte Wahl des Arbeitsangebotes beriihrt wird.

Die Endogenisierung des wahren Einkommens W durch Einbeziehung der Arbeit-
Freizeit-Entscheidung in das Steuerhinterziehungsmodell fiihrt zu einer erheblichen
Verkomplizierung der Analyse,’ indert jedoch nichts an den von ALLINGHAM/
SANDMO gewonnenen Ergebnissen des Grundmodells. Obwohl die von ANDERSEN
vorgenommene Modellerweiterung auch ein Modell der Steuerumgehung realitéts-
naher werden lieBe, soll deshalb an der Pramisse 2 im folgenden festgehalten
werden. Hinzu kommt, daB die Beriicksichtigung einer variablen Arbeitszeit nur
unter neuen der Realitat nicht entsprechenden Pramissen praktikabel erscheint: So
geht ANDERSEN, um tiberhaupt zu ,jnteresting and reasonably simple results
gelangen zu konnen, davon aus, daB3 sich der Gesamtnutzen eines Individuums ad-
ditiv aus dem Nutzen des verfligbaren Einkommens und dem (negativen) Nutzen
der Arbeitszeit zusammensetze. Hierbei bleibt unberiicksichtigt, daf3 eine Erhohung
der Anzahl der Arbeitsstunden den Grenznutzen des Einkommens aufgrund der aus
Zeitgriinden verringerten Konsummoglichkeiten vermindern dirfte, wahrend als
Folge eines Einkommensanstieges eine Erhohung des Grenznutzens der Freizeit
aufgrund vermehrter Moglichkeiten der Freizeitgestaltung plausibel erscheint.’

' Eine Anderung bestandskriftiger Steuerbescheide ist, sofern sie nicht vom Steuerpflichtigen
selbst betrieben wird, nur unter den engen Voraussetzungen der §§ 172-177 AO statthaft. Vgl.
hierzu DAUMKE (1988) S. 136-165 oder ausfiihrlich MIHATSCH (1988), insb. Kap. VIII-XI
(S. 105-156).

2 Vgl. ANDERSEN (1977) S. 375 ff.

3 Einfacher, aber formal nicht mehr korrekt wird die Analyse, wenn - wie bei BUCHNER (1985)
S. 6-9 - die Deklarationsentscheidung und die Wahl der Arbeitszeit zwar in einem Modell un-
tersucht, die bestehenden Interdependenzen jedoch vernachlissigt werden. (Bei BUCHNER
(1988) tritt dieser Fehler nicht mehr auf, dort beschrinkt sich der Verfasser auf eine simple
Wiedergabe des Aufsatzes von ANDERSEN (1977).)

* ANDERSEN (1977) S. 376

° Ein anderer Ansatz zur Einbeziehung der Arbeitsangebotsentscheidung geht auf ISACHSEN/
STROM (1980) zuriick. Die Verfasser unterteilen den Arbeitsmarkt in einen reguldren und ei-
nen irreguldren Sektor, wobei die gesamte Arbeitszeit des Wirtschafissubjektes konstant
gehalten wird Das Modell ist spiter von einigen Autoren u.a. dahingehend erweitert worden,
daf} die Priamisse einer konstanten Arbeitszeit aufgegeben wurde. Ein solches erweitertes Mo-
dell findet sich beispielsweise bei WIEGARD in SCHAFER (1984) S. 122-142. Die dort
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Pramisse 3 (streng nutzenmaximierende Steuerpflichtige ,,ohne Gewissen®) er-
scheint fir jede Okonomische Analyse krimineller Handlungen &uBerst
problematisch.' Dies gilt auch fiir die Steuerhinterziehung, wo die Hemmschwelle
bei den meisten Individuen zwar niedriger liegt als bei anderen Straftaten ver-
gleichbaren Umfanges,” die aber dennoch fiir viele Menschen eine aus ethischen
oder religivsen Griinden nicht in Frage kommende Handlung darstellt.> Von daher
miften eventuelle Gewissensbelastungen als Kosten der Steuerhinterziehung im
Modell beriicksichtigt werden. In abgeschwachter Form gilt dies auch fiir den Pro-
blemkreis der Steuerumgehung. Auch wenn die Hemmschwelle hier abermals
niedriger liegen diirfte, so werden miflbrauchliche Gestaltungen zum Zwecke einer
Reduzierung der vom Gesetz vorgesehenen Steuerlast der inneren Einstellung
mancher , guter Staatsbiirger zuwiderlaufen.* Insofern konnte man es fiir sinnvoll
erachten, die (auch von der Einstellung zum Staat abhéngenden) eventuellen Ge-
wissenskonflikte als mogliche Kosten des Steuerentzuges in das Modell zu
integrieren.’ Um eine ibertriebene Ausuferung des Modells zu verhindern, soll
allerdings im folgenden auf die Einfithrung einer spezifischen ,,Gewissensvariablen™
verzichtet werden.® Vgl. jedoch die Anmerkungen zu Pramisse 9.

gewonnenen Erkenntnisse iiber die Auswirkungen von Variationen der Parameter f, r, 6 und p
entsprechen den in Kap. 5.2.3 dieser Arbeit ermittelten Ergebnissen. Die Annahme additiv se-
parabler Nutzenfunktionen findet sich jedoch auch bei WIEGARD (S. 127).

Demgegeniiber kommt COWELL (1985), der auf eine solche Annahme verzichtet, nicht einmal
fiir Variationen von Aufdeckungswahrscheinlichkeit, Strafsatz und dem fiir Schwarzarbeit ge-
zahlten Lohnsatz zu eindeutigen Ergebnissen bzgl. des Angebotes an Schwarzarbeit.

! So werden die meisten Menschen einen Raubmord auch dann nicht begehen, wenn der Erwar-
tungsnutzen aus der hieraus resultierenden Bereicherung héher liegt als der erwartete Nutzen-
verlust fiir den Fall einer (fiir unwahrscheinlich erachteten) Aufdeckung der Tat.

? Dieser Umstand wird durch eine 1976 in Grofbritannien anhand von Interviews durchgefiihrte
Untersuchung empirisch bestitigt. Vgl. MILLER in IEA (1979) S. 118.

* Vgl. hierzu auch die Ausfiihrungen in Kap. 5.3.6.

* Dah die Steuerumgehung im Gegensatz zur Steuerhinterziehung stets frei von moralischen
Bedenken sei (vgl. DIEBOLD (1984) S. 14), ist eine unbewiesene und m.E. unzutreffende Be-
hauptung. Wenn es wohlhabenden Steuerzahlern gelingt, ihre Steuerlast mit Hilfe rechts-
mifibrauchlicher Gestaltungen nahe null zu halten, wahrend materiell weitaus schlechter ge-
stellte Personen einer relativ oder gar absolut héheren steuerlichen Belastung ausgesetzt sind,
so handelt es sich hier durchaus auch um eine Gewissensfrage. Vgl. in diesem Zusammenhang
auch WESTERHOFF (1966) S. 7.

* Die Kosten der Steuerumgehung konnen natiirlich auch negativ sein, wenn Steuerpflichtige als
Folge ihrer Tat keine Gewissensbelastung, sondern im Gegenteil eine Bediirfnisbefriedigung
aus dem Versuch empfinden, den Leviathan-Staat ,iiberlistet zu haben®.

¢ BENJAMINUMAITAL in GARTNER/WENIG (1985) S. 247 f. haben das Modell von YITZHAKI
(1974) um eine Variable erweitert, welche die mit der Steuerhinterziechung verbundene Ruf-
schidigung verkérpern soll. Diese Variable entspricht in etwa der am Ende von Kap. 5.4 der
vorliegenden Arbeit eingefiithrten Variablen K, so dafl ein niheres Eingehen auf diese Modell-
erweiterung hier nicht lohnend erscheint. Auch BENJAMINI und MAITAL kommen in ihrer
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An Pramisse 4 (risikoscheue Wirtschaftssubjekte) wird weiterhin festgehalten.'
Dies gilt auch firr die Annahme einer mit steigendem Einkommen abnehmenden
absoluten Risikoaversion.

Pramisse 5 (von der Deklarationsentscheidung unabhingige Aufdeckungswahr-
scheinlichkeit und proportionale Geldstrafe auf den hinterzogenen Steuerbetrag) ist
in der Literatur zur Steuerhinterziehung vielfach abgewandelt worden.

So erscheint es - entgegen Pramisse 6 - durchaus plausibel, daf3 die Finanzbehérden
eine ungefihre Vorstellung vom wahren Einkommen der Steuerpflichtigen besitzen
und um so eher eine Uberpriifung der Einkommensdeklaration vornehmen werden,
je hoher das tatsichliche’, das nicht deklarierte® oder je niedriger das deklarierte®
Einkommen liegt (s.0. Kap. 5.3.3). Derartige Modellvariationen sind im Hinblick
auf die Steuerumgehung nicht relevant. Die Finanzbehorden und -gerichte haben
die geltenden Vorschriften zur Steuerumgehung unabhingig davon anzuwenden,
wie hoch der Bruttoverdienst oder das ,jumgangene” Einkommen des Zensiten
liegt. Der Parameter ,,Uberpriifungswahrscheinlichkeit muB fiir die Steuerumge-
hung lediglich umgedeutet werden. p bezeichnet im folgenden die (von den
Steuerpflichtigen vermutete) Wahrscheinlichkeit, mit der einer der Umgehung von
Steuern dienenden Rechtsgestaltung die steuerliche Anerkennung versagt wird.

Viele Modelle zur Steuerhinterziehung verwenden Straffunktionen, die von der
hier verwendeten, auf den Betrag an hinterzogener Steuer bezogenen proportiona-
len und einkommensunabhingigen Geldstrafe abweichen. So beriicksichtigt
PENCAVEL, daB die Geldstrafe bzgl. der hinterzogenen Steuer progressiv ausge-
staltet oder in schweren Fillen durch eine Gefingnisstrafe ergénzt werden kann.’®
HAGEDORN fiihrt seine Berechnungen anhand dreier verschiedener Straffunktionen
durch, wobei es sich jeweils um Geldstrafen handelt, die proportional zur hinterzo-
genen Steuer, zum nicht deklarierten Einkommen oder zum Produkt von
hinterzogener Steuer und regulirem Nettoeinkommen bemessen sind.® Im folgen-
den wird im Hinblick auf art. 1729 des franzosischen Code général des Impots an

(stark simplifizierenden) Modellvariante zu dem Ergebnis, dal der von YITZHAKI ermittelte
positive Zusammenhang von Steuersatz und Einkommensdeklaration nicht mehr eindeutig ist,
sobald die Variable ,,social stigma* ins Modell aufgenommen wird. (Vgl. an dieser Stelle auch
den Hinweis auf GORDON (1989) auf S. 135 (Fufinote 1) dieser Arbeit.)

' Ein Modell der Steuerhinterzichung ohne diese Primisse findet sich bei SRINIVASAN (1973).
Indem in SRINIVASANs Modell die Steuerpflichtigen nicht den erwarteten Nutzen aus ihrem
Nettoecinkommen, sondern den Betrag des Nettocinkommens selbst maximieren, geht der Ver-
fasser implizit von risikoneutral eingesteliten Zensiten aus.

2 Vgl. SRINIVASAN (1973) S. 341 f.

3 Vgl. YITZHAKI (1987) S. 127 f.

“ Vgl. REINGANUM/WILDE (1985) S. 9.

% Vgl. PENCAVEL (1979) insb. S. 117.

¢ Vgl. HAGEDORN (1991) S. 28 ff.
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der proportional auf den Betrag an hinterzogener/umgangener Steuer bemessenen
GeldbuBle festgehalten. Andere Straffunktionen besitzen - soweit ersichtlich - fiir
die Steuerumgehung keine praktische Relevanz.

Primisse 6 (keine Kenntnis der Finanzbehorde vom tatsichlichen Einkommen)
wird nicht mehr benétigt, sobald anstelle der Steuerhinterziehung die Steuerumge-
hung zum Untersuchungsgegenstand wird. Im Gegenteil besitzt das zustindige
Finanzamt in Fillen reiner Steuerumgehung vollstindige Kenntnis tiber die wahren
Einkommensverhaltnisse der Steuerpflichtigen. Da die Hohe des tatséchlichen Ein-
kommens fur die etwaige Einstufung einer Gestaltung als Steuerumgehung keine
Rolle spielen darf, ist ein Einflu dieser Kenntnis auf den Parameter p nicht gege-
ben, so daB der Fortfall von Pramisse 6 keine Anderungen im Modell der Steuer-
umgehung herbeifiihrt.

Mit den Auswirkungen eines Fortfalls von Pramisse 7 (keine Quellensteuern) auf
die Modellergebnisse hat sich HAGEDORN befaBt.! Er kommt zu dem Ergebnis, daB
die Einfiihrung einer Quellensteuer in das Modell die Hohe der hinterzogenen
Steuer nicht beeinfluBit, solange der Steuerpflichtige in der Lage ist, durch Senkung
seiner Einkommensdeklaration seine abschlieBende Einkommensteuerzahlung um
den Betrag der Quellensteuer zu vermindern. Erst wenn die Untergrenze der Ein-
kommensdeklaration X = 0 erreicht wird, ist es nicht mehr méglich, die zusitzliche
Quellensteuerbelastung durch eine entsprechende Minderdeklaration auszuglei-
chen. Wenn q den (konstanten) Quellensteuersatz bezeichnet, so senkt die Quellen-
steuer den maximal hinterziehbaren Steuerbetrag von T(W) auf T(W) — q*W. Die
Aufnahme einer Quellensteuer in das Steuerhinterziehungsmodell hat demnach nur
insofern eine Auswirkung auf die Hohe der hinterzogenen Steuer, als sie zu einer
Senkung der moglichen Obergrenze der Steuerhinterziehung fiihrt.

Fiir die Steuerumgehung gilt zwar ebenso wie fur die Steuerhinterziehung, daB ihr
Volumen entscheidend davon abhingt, inwieweit iberhaupt Gelegenheit zu derar-
tigem Steuerentzug besteht. Doch wihrend eine Quellensteuer die Moglichkeiten,
Steuern zu hinterziehen, einschrinkt, ist ein solcher Zusammenhang zwischen
Quellenbesteuerung und Steuerumgehung nicht gegeben. Eine entsprechend
HAGEDORNs Modell ermittelte Obergrenze des Steuerentzuges existiert fir die
Steuerumgehung in dieser Form nicht. Eine wirkungsvolle Beschneidung der Mog-
lichkeiten zur Steuerumgehung wire im Modell gleichbedeutend mit einer
Erhohung der Untergrenze fir X. Gelinge es dem Fiskus, siamtliche Gelegenheiten
zu beseitigen, so lage diese Untergrenze bei X = W.

Pramisse 8 (differenzierbare Steuerfunktion mit 0 < T’ < 1) wird fiir das Modell
der Steuerumgehung beibehalten und im folgenden um T’ > 0 erweitert; ein di-
rekt-regressiver Steuertarif, d.h. fallende Grenzsteuersitze, werden also ausge-

! Vgl. HAGEDORN (1989) S. 30 f.
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schlossen. Diese Erweiterung von Pramisse 8 ist notwendig, um in den folgenden
Abschnitten zu gewahrleisten, daf3 die Bedingung 2. Ordnung fiir ein inneres Ma-
ximum der Erwartungsnutzenfunktion erfiillt ist.

Pramisse 9 (keine Kosten des Steuerentzuges) erscheint bereits bzgl. der Steuer-
hinterziehung nicht immer realistisch. Zwar kann eine Steuerhinterziehung im
einfachsten Fall darin bestehen, bestimmte Angaben in der Einkommensteuererkla-
rung zu unterlassen oder zu verdndern, und verursacht in diesem Fall keine
monetiren Kosten; doch ist nicht zu verkennen, daf3 viele Steuerpflichtige mittler-
weile einen erheblichen Aufwand betreiben, um ihre Steuerlast auf illegale Art und
Weise zu senken (beispielsweise durch Herstellung gefilschter Belege oder durch
personlich vorgenommenen Transport von Bargeld ins quellensteuerfreie Ausland
zwecks Hinterziehung von Steuern auf Zinsertrage). Die Annahme ,kostenfreien*
Steuerentzuges wird daher im folgenden aufgegeben.

Fir ein Modell der Steuerumgehung wire eine solche Annahme erst recht
inadaquat. ,,Unangemessene Rechtsgestaltungen ... sind oft umstandlich, kompli-
ziert, schwerfillig, unokonomisch, ... widersinnig, wenig effektiv ... .“! Diese von
TIPKE stammende Auflistung von Begriffen, die den Ausdruck ,unangemessen*
umschreiben sollen, wird zwar des 6fteren aufgrund ihres Mangels an Justitiabilitét
zu Recht kritisiert, veranschaulicht jedoch recht gut den kaum bestreitbaren Um-
stand, daf3 Steuerumgehung héufig von 6konomischen Nachteilen begleitet wird,
die einzig aufgrund der angestrebten Steuerersparnis in Kauf genommen werden.
In das Modell der Steuerumgehung wird deshalb eine Kostenfunktion der Gestalt
K(W-X) = K + kx(W-X) mit K.k > 0 aufgenommen. Die Variable K bezeichnet
Fixkosten, die auftreten, sobald eine mibrauchliche Rechtskonstruktion geschaffen
(oder ein entsprechendes Modell kauflich erworben) wird oder zur Anwendung
kommt (fiir X=W gilt K=0). Die variablen Kosten des Steuerentzuges seien abhan-
gig von der Hohe des Einkommens, das der Steuerpflichtige der Besteuerung zu
entziehen versucht. Dabei seien die Grenzkosten k konstant.

Wie bereits in den Anmerkungen zu Pramisse 3 bemerkt wurde, kénnen auch mit
dem Steuerentzug verbundene Gewissenskonflikte als Kosten i.w.S. angesehen
werden. Eine eventuelle Gewissensbelastung wire im einfachsten Fall gleichbe-
deutend mit einer Erhohung von K oder k; eine aus dem Steuerentzug resultierende
etwaige Bediirfnisbefriedigung lieBe sich im Modell als Minderung der Grenz- oder
Fixkosten darstellen. Die Fille K < 0 und k < 0 werden im folgenden jedoch nicht
betrachtet. Auch wird zur Vereinfachung davon abgesehen, daf3 Gewissenskon-
flikte in ihrer Intensitét statt von W—X auch von der Hohe der umgangenen Steuer

! TIPKE/LANG (1994) S. 147
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abhangen konnen' und im Falle einer erfolgreichen Steuerumgehung gegeniiber
einem gescheiterten Umgehungsversuch moglicherweise verstarkt auftreten.

5.5 Entscheidungstheoretisches Modell der Steuerumgehung

5.5.1 Vorbemerkungen

Im folgenden wird das in Kap. 5.2 beschriebene Modell der Steuerhinterziehung
um eine (lineare) Kostenfunktion erweitert und damit fiir den Untersuchungsge-
genstand , Steuerumgehung* realitatsnaher gestaltet. Die mogliche Ahndung einer
gescheiterten Steuerumgehung mit einer GeldbuBe wird dabei zunichst nicht aus-
geschlossen, so daf3 das in Kap. 5.5.2 prasentierte allgemeine Modell der Steuer-
umgehung gleichzeitig als umfassenderes Modell der Steuerhinterziehung verstan-
den werden kann.

In Kap. 5.5.3 wird das Modell an die Realitaten in denjenigen Staaten angepafit,
die auf eine Bestrafung der Steuerumgehung generell verzichten, und durch Fortfall
der Bufigeldvariablen f vereinfacht.

Die Vorgehensweise in den Kapiteln 5.5.2 und 5.5.3 entspricht grundsatzlich der-
jenigen in Kap. 5.2. Es werden also erneut (algebraisch und graphisch) die
Bedingungen fiir ein inneres Maximum ermittelt und fiir den Fall einer inneren Lo-
sung die Wirkungsrichtung von Parametervariationen durch partielle Ableitung
nach dem jeweiligen Parameter ermittelt.

5.5.2  Allgemeines Modell der Steuerumgehung
5.5.2.1 Statisches Modell

Ebenso wie die Hinterziehungsentscheidung ist die Umgehungsentscheidung eine
Entscheidung unter Risiko: Mit einer Wahrscheinlichkeit von p wird der miB3-
brauchlichen Rechtsgestaltung die steuerliche Anerkennung versagt und ggf. eine
GeldbuBle auf die umgangene Steuer erhoben. Mit einer Wahrscheinlichkeit von
(1-p) ist die Steuerumgehung hingegen erfolgreich; der Einfachheit halber sei an-
genommen, daB der Rechtsmiflbrauch zur Steuerfreiheit des umgangenen
Einkommens und nicht lediglich zu einer niedrigeren Grenzbelastung fiihrt.

' GORDON hat das Modell der Steuerhinterziehung um eine Funktion der psychischen Kosten in
Abhingigkeit von der hinterzogenen Steuer erweitert (ohne Beriicksichtigung der monetiren
Kosten des Steuerentzuges und eventueller fixer psychischer Kosten). GORDON gelangt dabei
zu der Erkenntnis, daf der von YITZHAKI (1974) und CHRISTIANSEN (1980) festgestellte ne-
gative Zusammenhang zwischen Steuersatz und Steuerhinterziehung mit wachsenden
psychischen Grenzkosten der Steuerhinterziehung positiv wird. Vgl. GORDON (1989) S. 799 f.
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Wird das in Kap. 5.2 dargestellte Modell um eine Kostenfunktion der Form
K(W-X) =K + k*x(W-X) erweitert, so stellt sich die Entscheidungssituation eines
Steuerpflichtigen in Anlehnung an Abb. 5.1 graphisch nun wie folgt dar:'

Yv
A

W-K-kW

W-T(W)
W-T(W)-K

0

W-(1+)T(W)K-kW

Abb. 5.4: verfuigbares Einkommen in
Abhdngigkeit von der
Steuerumgehungsentscheidung

Wird das gesamte Einkommen auf normale Weise deklariert, so fallen keine Kosten
der Steuerumgehung an, und es verbleibt in jedem Falle ein verfligbares Einkom-
men i.H.v. W-T(W). Im Falle K > 0 fiihrt eine marginale Minderdeklaration zu
einem sprunghaften Riickgang des Einkommens um die Fixkosten. Wird die
Steuerumgehung ausgeweitet, so bewirkt sie im Falle des Gelingens unter der Vor-
aussetzung T°(X) > k einen stetigen Anstieg des verfligbaren Einkommens bis auf
maximal W-K-k*W. Wird hingegen die gewihlte Rechtsgestaltung von der Fi-
nanzbehorde bzw. den Gerichten steuerlich nicht anerkannt, so verschlechtert sich

! Es wird erneut ein progressiver Steuertarif mit T(0) = 0 zugrunde gelegt.
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die Einkommenssituation um so mehr, je mehr Steuerumgehung betrieben wurde.
Wurde die gesamte Steuer zu umgehen versucht, so verbleibt ein Einkommen von
W-(1+)*T(W)-K-k*W.

Im Modell l6sen die Steuerpflichtigen ihre Entscheidungssituation erneut durch
Maximierung ihres Erwartungsnutzens. Die Bestimmungsgleichung fiir den erwar-
teten Nutzen (Gleichung (1) aus Kap. 5.2.2) wird durch die Einfiihrung einer
Kostenfunktion zu
(") EQU) = (1-p)*U(Y) + p*U(Z)

mit Y:=W-T(X)-K-k*(W-X)

und Z:=W-T(W)-f*(T(W)-T(X))-K-k*(W-X))

& Z = W—(1+H)*T(W)+H+T(X)-K—-k*(W-X).

Fir die erste Ableitung ergibt sich

@) 2 = (-pi-TOPU W) + prETXHRIU @)

so daB die Gleichung (1-p)*(T’(X)-k)*U’(Y) = p*(f*T’(X) +k)*U’(Z) die Bedin-
gung 1. Ordnung fiir ein inneres Maximum darstellt.

Diese Bedingung kann nur erfullt sein, wenn k < T’(X) gilt, d.h. daB8 Steuerumge-

hung lediglich dann lohnend sein kann, wenn die Grenzkosten der (erfolgreichen)
Steuerumgehung k niedriger liegen als ihr angestrebter Grenzertrag T’(X).

Die zweite Ableitung der Erwartungsnutzenfunktion lautet

@) T2 = ~(1pp T (U (Y) + (1-pk-T COP* U () +

+ pf*x T’ (X)*U’(Z) + p*(£+T°(X)+k)**U”>(2Z).

Da der zweite und der vierte Summand eindeutig negativ sind, ist die 2. Ableitung

JOE(U)

der Erwartungsnutzenfunktion an der Stelle = 0 in jedem Fall negativ;

denn es gilt:
pBT”(X)*U’(Z) < (1-p) T’ (X)*U’(Y).

Beweis:
Fir T(X) = 0 gilt: pf*xT’(X)*U’(Z) = (1-p)T’(X)*U’(Y).
Im Falle T’(X) > 0 wird die Behauptung zu pf*U’(Z) < (1-p)*U’(Y). Bleibt die

Steuerumgehung strafftrei, so ist die linke Seite der Ungleichung gleich null, wah-
rend die rechte Seite in jedem Fall ein positives Vorzeichen aufweist.
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Fur £> 0 leitet sich der Beweis aus der Bedingung 1. Ordnung fiir eine innere L-
sung ab:

A-p(T°(X)-k)*U(Y) = px(HT’(X) +k)*U’(Z)
UQY) _ pf*TX)+ pk
U@ (1-pxTX)-k)
UQ) , pETX) — Pk o den Fall k>0
U@) (-pTX)-k) ’
U _ BT oy
U@Z) (1-pT'X)
U, o gikso U _pf oy
U@  1-p ‘U@ 1-p
o pfU’(Z) < (1-p)*U’(Y), falls k > 0; pfeU’(Z) = (1-p)*U(Y), falls k=0

bzw =0

q.ed.

Hieraus folgt, daf3 die Bedingung 1. Ordnung hinreichend ist fir ein lokales Maxi-
mum.

An den Rindern des fiir X vorgegebenen Definitionsbereiches ergibt sich fiir die 1.
Ableitung:
PE(U)

X = (I-p)*(k-T"(0))*U’(W-T(0)-K-k*W) +

@)
+ pH(EFT(0)+k)* U (W—(1-+f)* T(W)+H*T(0)-K—k* W)

®) %Ul — (1-p)* (k=T (W)RU’ (W-T(W)) +

+ pr(BT°(W)Hk)*U?(W-T(W))

Als Bedingungen fiir die Existenz eines inneren Maximums erhélt man hieraus nach
einigen analog zu Kap. 5.2.2 vorgenommenen Umformungen:

6wy LZRTOK)  U(W-(1+)* TW)+ £+ T(0)-K - kx W)

( pH(E*T'(0)+k) U(W-T(0)-K - kW)
(6b9) 1< (l—p)*(T'(W)—k)
pr(F* T(W) k)
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Wenn die Ungleichungen (6a’) und (6b’) erfiillt sind, so existiert ein Wert fur X
(mit 0 < X < W), der der Bedingung 1. Ordnung fur ein inneres Maximum gentigt.

Wegen K=0 fur X=W ist Ungleichung (6b’) allerdings noch nicht hinreichend fur
eine Losung X* < W. Fiir eine solche Losung muf3 ferner gelten:

E(U),x=x' s E(U)’x=w :
(7) & (1-p*U(W-T(X)-K-k*(W-X)) +
+ prUW—(1+D)* T(W)+H*T(X)-K—k*(W-X)) > U(W-T(W))

Wenn einer der Parameter p, f, K oder k steigt, so bleibt die rechte Seite von Un-
gleichung (7°) unberihrt, wihrend die linke Seite im Wert abnimmt. In einem
solchen Fall wird eine Randlosung der Gestalt X=W wahrscheinlicher.' Von Ande-
rungen in der Steuerfunktion oder des Parameters W werden hingegen beide Seiten
der Ungleichung beriihrt, wobei sich nicht ohne weiteres sagen 1aBt, ob eine
Randlosung jeweils wahrscheinlicher oder unwahrscheinlicher wird.

Analog zu Abb. 5.3 wird in Abb. 5.5 die den Erwartungsnutzen maximierende Ein-
kommensdeklaration fiir das allgemeine Steuerumgehungsmodell graphisch
ermittelt. Die moglichen Kombinationen des verfiigbaren Einkommens bei ge-
gliickter Steuerumgehung (Y.=Y) und im Falle des Scheiterns (Y.,=Z) werden
durch den Punkt P, sowie durch die Verbindung zwischen den Punkten P, und P,
dargestellt. Po wird gewahlt, wenn Ungleichung (7°), P2, wenn Ungleichung (6a’)
nicht erfullt ist. Im Falle der Gultigkeit der in (6a’), (6b’) und (7’) formulierten
Bedingungen existiert hingegen eine innere Losung, d.h. es gibt einen Berithrungs-
punkt zwischen PP, und einer der Indifferenzkurven.

Die Steigung der Indifferenzkurven betrigt (gegeniiber Abb. 5.3 unverindert)

_(=p*UY) . Die Steigung von PP, bemif3t sich nunmehr auf - BTX)*k :
p*U'2) T'(X)-k

PP, ist damit fir k > O keine Gerade mehr, sondern an jeder Stelle rechtsge-

krimmt. Im Tangentialpunkt P* ist die Steigung der beriihrten Indifferenzkurve

gleich der Steigung der Budgetlinie P,P,,

dh (1-p)*(T’X)-k)*U’(Y) = p*(f*T’(X)+k)*U’(Z). Dies entspricht der oben

algebraisch ermittelten Bedingung 1. Ordnung fur ein inneres Maximum.

! Dies l4ft einen negativen Zusammenhang zwischen den genannten Parametern und der indivi-
duell nutzenmaximierenden Steuerumgehung vermuten. Ob ein solcher Zusammenhang auch
im Falle einer inneren Losung mit Sicherheit gegeben ist, kann jedoch erst die komparativ-
statische Analyse in Kap. 5.5.2.2 zeigen.
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Zlk. ______________ -

W-(14)T(W)-K-AW

Abb. 5.5: graphische Ermittlung der optimalen
Einkommensdeklaration (Steuer—
umgehung als Ordnungswidrigkeit)

Der den erwarteten Nutzen maximierende Betrag an umgangener Steuer 148t sich
aus Abb. 5.5 nicht mehr direkt ablesen. Da die Steuerumgehung nun gleich dem
horizontalen Abstand zwischen P, und P* zzgl. der variablen Kosten ist, kann man
aber nach wie vor von einer Verinderung des horizontalen Abstandes auf eine
gleichgerichtete Veranderung des umgangenen Steuerbetrages schlieen.

Die folgende komparativ-statische Analyse untersucht - analog zur Vorgehenswei-
se in Kap. 5.2.3 - die Wirkung von Parameteridnderungen fiir den Fall einer inneren
Losung (0 <X <W).

5.5.2.2 Komparativ-statische Analyse: Die Wirkung von Parameter-
variationen auf das versteuerte Einkommen

55221 Variation des ,,wahren“ Einkommens
Die nach W abgeleitete implizite Funktion f{W, X) = 0 lautet:
X _ WW,X) _ fW(W,X)

oW  f(W,X)  9E()
oxz

140 Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



mit fu(W,X) = (1-p)*(k-T"(X))*(1-k)*U(Y) +
+ px(E T (X)H)*(1-(1H+HF T (W)-k)*U™(Z)

= (1-p)x(T"(X)-K)*(1-k)*U’(Y)*Ra(Y) ~
- px(BT°CO+H)*(1-(1+H)*T(W)-k)*U’(Z)*Ra(Z)

= (1-p)*(T"(X)-k)*U’ (Y)*[(1-k)*RA(Y)-(1-(1+)*T"(W)-k)*Ra(Z)]
= (I-p)X(T(X)-k)*U (Y)*[(1+)* T (WPRA(Z)~(1-K)*(Ra(Z)-Ra(Y))]

und —%ﬁ) = (1-p)*(T’(X)-k)**U’(Y)*Ra(Y) +

+ pr(B T (X)+k)* U (Z)*RA(Z) +
+(1-pT7(X)*U’(Y) - p T (X)¥U’(Z)
- _%?_) 2 (1-p)(T'(X)-ky**U’(Y)*Ra(Y) + p*(BT"(X)+k)** U (Z)*Ra(Z)

) azgg—) 2 (1-p) T (X)-k)*U (DT (X)-K)*Ra(Y)HE T (X)+k)*RAZ)]

& -2 > (1-prreo-ReU e

*[(A+H)* T (X)*RAZ)AT"(X)-k)*(Ra(Z)-Ra(Y))]

X _ (T (W)*Ra(Z) ~ (I-K)*(Ra(Z)-Ra(Y))
oW — (I PT'(X)*Ra(Z) — (T(X)-k)*(Ra(Z)-Ra(Y))

Gilt ein einheitlicher Grenzsteuersatz, so ist T’ (W) = T’(X) und folglich 2—\); <1

In diesem Fall steigt mit zunehmendem Einkommen der umgangene Anteil. An-
dernfalls ist sowoh! der Minuend als auch der Subtrahend im Zahler groBer als im

Nenner, so daB nicht eindeutig gesagt werden kann, ob ein Anstieg von W zu einer
nur unterproportionalen Veranderung von X fiihrt.

Auf der anderen Seite ist auch ungewi3, ob ein Anstieg des Einkommens iiberhaupt
eine Erhohung von X mit sich bringt. Wahrend der Nenner des Bruches stets posi-
tiv ist, hangt das Vorzeichen des Zihlers davon ab, ob

((1+H)*T’(W)+k—1)*RA(Z)+(1-k)*RA(Y) groBer oder kleiner als null ist. Im Falle

(A+H)*T’ (W) + k> 1 ist % auf jeden Fall positiv, andernfalls ist das Vorzeichen

vom konkreten Verlauf der Risikoaversionsfunktion abhéngig.

In Abb. 5.5 verschiebt eine Einkommenserhohung die Punkte Pound P, nach rechts
oben. P, wandert nach rechts und - je nachdem, welche Werte f, T’ und k aufwei-
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sen - nach oben oder unten. Die Steigung von PP, bleibt unverandert, d.h. es liegt
eine Parallelverschiebung vor. Der horizontale Abstand zwischen P, und P* steigt
in der Abbildung; demnach nimmt die Steuerumgehung absolut zu.

Z 1
' \E
W-T(W’)? ______________ :\ \ (V)
WTW)KF - - - - oo o ] P on
| N
P,

N
0 WIWHK T w >Y
W-T(W) - YH W \E2U)

i E1(U)
W(IH)T(W)KKW' -~ - = === - o o oo oo ] P2> 4P

Abb. 5.5.0) Variation des Einkcmmens W

55222 Variation der Wahrscheinlichkeit eines Scheiterns der Steuerumge-
hung

Fir die Ableitung der impliziten Funktion f{p, X) = 0 nach p ergibt sich
X _ (TX)-kUY) + ((*TX)+k)* U Q@)
o ~ FEQ) |
oxX2
Wenn sich die Wahrscheinlichkeit eines Scheiterns der mif3brauchlichen steuerli-

chen Gestaltung erhoht, kommt es demnach c.p. zu einem Riickgang der
Steuerumgehung.

Dieses Ergebnis wird durch die graphische Analyse bestatigt: In Abb. 5.5 ndhmen
die Indifferenzkurven einen flacheren Verlauf an; damit sinke der horizontale Ab-
stand zwischen P; und P*, die Steuerumgehung ginge zuriick:
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WMWK Y% WKAW ~E,.£J
W-T(W) \ \EZ(U)
. KAWE -« o mmm e E1(U)
W-(1+HT(W)-K-KW| $ o)

Abb. 5.5.b) Variation von p

55223 Variation des Strafsatzes

Z
A o
wAWRE T

W-(1+f)T(W)-K-KkWr - = = === === -

Abb. 5.5.c) Variation des Strafsatzes f
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Ebenfalls eindeutig ist die Auswirkung einer Erhohung des Strafsatzes, wenn die
gescheiterte Steuerumgehung mit einer GeldbuB3e belegt wird:
X _ pTX)*U2) + pETX)+HOHTX)-TW)U'D)
o _PE(U)
ox?
Auch hier geht unter den Modellbedingungen die Steuerumgehung zuriick.

In Abb. 5.5 verschobe ein Anstieg von f den Punkt P, nach unten; dadurch wiirde
PP, steiler, P* lage nun weiter links, was gleichbedeutend ist mit abnehmender
Steuerumgehung.

55224 Variation der Kostenfunktion

a) Variation der fixen Kosten der Steuerumgehung

Untersucht man die Auswirkungen einer Veranderung der mit einer mif3brauchli-
chen Rechtsgestaltung verbundenen Fixkosten, so erhilt man

X _ (I-pHT'X)-k)*U"(Y) - px(f*TX)+k)*U"(Z)

K _OEQ)
ox?
_ ~(=pHT)-K)* UMFRAY) + p(F* TOO+HO* UZ)Ra@)

~FEQ)
0X?

_ (=pH(TE0-k* UWMRA@)-Ra(V)]

FEQ) |

0X?

Eine Erhohung der fixen Kosten fiihrt demzufolge zu einem Riickgang der
Steuerumgehung.

Graphisch bedeutet eine Erhohung der fixen Kosten bei unveranderter Lage von Py
eine Parallelverschiebung von PP, nach links unten. In Abb. 5.5 wiirde sich der
horizontale Abstand zwischen P, und P* verringern, das algebraisch ermittelte Er-
gebnis sich damit bestatigen.
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0? WIWEK v g ¢
: W-T(W) W~I‘§'- E2(U)
I Er(U)
Wo(I+HT(W)K'KW i~~~ = == === === === == = = P2
2

Abb. 5.5.d) Variation der Fixkosten K

b) Variation der Grenzkosten der Steuerumgehung

Fiir den Fall einer Veranderung der marginalen Kosten ergibt sich

X _ (-pprUM)+ p*UQ@)

x _FEQ)
0Xx?
+ (=P (K -TCOP(X = W U'(Y) + pHET(X)+k)*(X - W)+ U'Z)
_FEQU)
.
_ (=pp UM+ prU@)+ pHET)+kp(W - X UZ)RA2) |,
_FE(U)
ox?
+ ~=pHTEO-K)(W = X) U(Y)*Ra(Y)
_FEQ)
ox?
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_ (-pprUX)+ prU@) |

~ZEQU)
ox:
+ U=pHT'X)-K)*(W - X* UY)HRAZ)-Ra(Y)]
~FEQ)
axz

Eine Steigerung der Grenzkosten einer miBlbrauchlichen steuerlichen Gestaltung
fuhrt also ebenfalls zu einer Abnahme der Steuerumgehung.

In Abb. 5.5 lieBBe ein Grenzkostenanstieg die Punkte Py und P; unverindert, wih-
rend P, nach links unten wandern wiirde. PP, wiirde damit steiler, d.h. auch
graphisch ergabe sich ein Riickgang der Steuerumgehung.

VA

W-(1+)T(W)-K-k'W

Abb. 5.5.e) Variation der Grenzkosten k

55225 Variation des Steuertarifes

Analog zu Kap. 5.2.3.5 sei erneut von einem Steuertarif der Form T(X) =0X - r
ausgegangen.

Die Erwartungsnutzenfunktion wird dann zu
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E(U) = (1-p)*U(W—-8X+-K—k*(W-X)) +
+ p*U(W—OW-+r—f9%(W-X)-K—k*(W-X))

und deren 1. Ableitung zu éléLXU) = (1-p)*(k—0)*U’(Y) + p*(f8+k)*U’(Z).

a) Variation des Steuersatzes
Leitet man die implizite Funktion {6, X) = 0 nach 0 ab, so erhilt man
oX

E‘ =S+E
. .- p*U(Z) - (I-pU(Y)
mit S:= 3 FE(U)
oxX?
_(1-p)*® - k)* X+ U"(Y) — p*(f8 + k)*(W + f*(W - X))* U"(Z)
und E:= B ZE(D)
ox2
_ —(=p)*(@ - k)* X* U'(Y)*Ra(Y) _
_ZEV)
5X2
+ p*(£f0 + k)*((14+£)* W — £X)* U'(Z)*Ra(Z)
_JEQ)
5X2
_ (1-p)*(® — k)* U'(Y)*[—X* Ra(Y) + ((1+)*W-fX)* Ra(Z)]
_FEQ)
0X?
= (1=p)*(® - )* U(Y)X*(Ra(Z)-Ra(Y)) + (F+1)*(W-X)*Ra(Z)] 0
_FEQ) |
0X?

Wie dem Beweis auf S. 137 f. entnommen werden kann, gilt S <0, falls k > 0, und
S = 0 fur k = 0. Im Falle positiver Grenzkosten der Steuerumgehung ist also der
Substitutionseffekt S einer Steuersatzerhohung in jedem Falle negativ. Da der Ein-
kommenseffekt E ein positives Vorzeichen aufweist, kann insgesamt nicht
eindeutig gesagt werden, in welche Richtung eine Steuersatzvariation auf die Hohe
des deklarierten Einkommens wirkt. Lediglich in Fillen, in denen der Steuerentzug
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ohne Grenzkosten moglich ist, ist die Wirkung einer Erhohung von 0 auf das De-
klarationsverhalten entsprechend dem in Kap. 5.2.3.5.1 ermittelten Ergebnis
eindeutig positiv.

In Abb. 5.5 lieBe ein Anstieg des Grenzsteuersatzes die Punkte Py und P, nach
links unten wandern, P, verschobe sich nach unten. Im Falle positiver Grenzkosten
der Steuerumgehung wird die Linksverschiebung der Budgetlinie von einer dem
Betrage nach verringerten Steigung begleitet. Insgesamt 148t deshalb auch die gra-
phische Analyse offen, ob ein hoherer Steuersatz die Steuerumgehung zuriickgehen
1aBt oder einen Anstieg bewirkt.

In Abb. 5.5.f) dominiert der Effekt der flacheren Budgetlinie. Das Ergebnis einer
insgesamt steigenden Steuerumgehung 1aBt sich jedoch nicht verallgemeinern, son-
dern hingt von den konkreten Verldufen der Budgetlinie und der Indifferenzkurven
ab.

W-o'W
W-9'W-K

VA

W-(1+f)p'W-K-kW

Abb. 5.5.f) Variation des Grenzsteuer—
satzes @

b) Variation des Pauschaltransfers bzw. der Kopfsteuer
X _ (-pxk-6)«U"(Y) + p*(f8 + k)*U"(Z)
& _FEQ)
0X?
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= (=p)@ -k UY)*Ra(Y) — p*(f8 + k)* U(Z)*Ra(Z)

_EQ)
oX?
_ (=p)@ - KPP UNMRY-Ra@)] _
_FE(U)
0X?

Eine Erhohung des Pauschaltransfers bzw. Senkung der Kopfsteuer bringt also
einen Riickgang des deklarierten Einkommens mit sich.

Graphisch bedeutet eine Erhohung von r eine Parallelverschiebung von P, und P,P,
nach rechts oben. In Abb. 5.5 stiege damit die Steuerumgehung, wodurch das al-
gebraisch ermittelte Ergebnis bestitigt wird.

Z

W-gW-+r]
W-9W+r-K

z*

0 WaWATK m@ m
WoW+r Ez(U)

W-(1+H)gWH-K-KW | - - -~ ~ == - - oo oo ErU)

P2

Abb. 5.5.g) Erhéhung des Pauschaltransfers r

¢) Variation des Progressionsgrades

Entsprechend dem Vorgehen in Kap. 5.2.3.5.3 wird auch hier eine Progressions-
verinderung bei konstanten erwarteten Einnahmen des Staates (Steuern +
GeldbuBen) untersucht.

Dieses erwartete Aufkommen des Fiskus betrigt fiir das einzelne Wirtschaftssub-
jekt
E(A) = 0X - r + px(f+1)*0*(W-X)
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& r=0X+ px(f+1)*6*(W-X) — E(A).
Fir die eine Steuersatzvariation kompensierende Veridnderung des Pauschaltrans-
fers ergibt sich dann :—g =X+ p*(f+1)*(W-X).
Die gesamte Auswirkung einer Progressionsveranderung 14t sich analog zu Kap.
5.2.3.5.3 ermitteln:

dX 6X oX  dr

d0 | 4g(a)-0 69 o d9

+ (=p)*(0 — k) UM X*Ra(Z)-Ra(V)+H(E+H D*(W-X)*Ra(Z)] |

_0EQ)
X2
+ (=)0 — K)* U(Y)HRa(Y)-Ra(Z) [ X+p*(f+ 1)*(W-X)]
_9EU)
0X?
- g + 1=P)O - HUMIEHW-X)RAZ)+p(fr W — X)(Ra(Y)-Ra(2))]
_0EQU)
0Xx?
(l p)*(6 — k)* U'(Y)*(f+1)*(W-X)*[(1-p)*Ra(Z) + p*Ra(Y)]
_9EQ)
0x?
o U@ - (-prU)
_9EQ)
0Xx?

Das Vorzeichen von S ist (s.0. Kap. 5.5.2.2.5.a)) negativ flir k > 0, wihrend der
zweite Summand in jedem Falle positiv ist. Insgesamt 148t sich nicht mit Sicherheit
sagen, ob eine Progressionsverschiarfung unter den Bedingungen des vorliegenden
Modells zu einer Erhohung oder zu einer Abnahme des deklarierten Einkommens
fuhrt.
In jedem Fall gilt aber:'

x X

de dE(A)=0 ®

! zur Bedeutung der nachfolgenden Aussage s.u. Kap. 5.7.5.3
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(1-p)*(8 - K)* UV (F+1)(W-X)H(1-p)* Ra(Z) + p*Ra(Y)]
_FEQ)
ox?

< (1-p)*(0-K)*U (Y)*(f+1)*(W-X)*[(1-p)*Ra(Z) + p*Ra(Y)] <
< (1-p)*@-k)*U(Y)*[X*(RA(Z)-Ra(Y)) + (Fr1)*(W-X)*Ra(Z)]

<S+E

S+

Beweis:

Unter der Voraussetzung abnehmender absoluter Risikoaversion gilt
Ra(Y) <Ra(Z)
und folglich [(f+1)*(W-X)*p + X]*R(Y) < [(f+1)*(W-X)*p + X]*Ra(Z)

< [(Fr1)*(W-X)*p + X]*Ra(Y) <

<[p*(f+1)*(W-X) — (F+1)*(W-X) + (f+1)*W-£+X]*RA(Z)
& (Fr1)*(W-X)*p*Ra(Y) + X*Ra(Y) <

< (F+1)*W*Ra(Z) — FeX*RA(Z) — (£+1)*(W-X)*(1-p)*RA(Z)

< (FH1)*(W-X)*(1-p)*Ra(Z) + (F+1)*(W-X)*p*RA(Y) <
< (Fr1)*W*RA(Z) - X*RA(Y) - (F+1)*X*Ra(Z) + X*Ra(Z)

< (1-p)*O@-K)*U(Y)*(f+ )*(W-X)*[(1-p)*Ra(Z) + p*Ra(Y)] <
< (1-p)*(@-kU (V)*[X*(Ra(Z)-Ra(Y)) + (Fr1)*(W-X)*Ra(Z)]

qg.ed.

Ob und ggf. in welche Richtung eine Progressionsverschirfung das AusmaB an
Steuerumgehung beeinfluflt, zeigt Abb. 5.5.h). Wird die durch den Anstieg des
Steuersatzes bewirkte Linksverschiebung von PP, durch den Pauschaltransfer und
die mit ihm verbundene Rechtsverschiebung so ausgeglichen, daf3 die gleiche In-
differenzkurve wie in der Ausgangssituation beriihrt wird, so verringert sich im
Falle k= 0 die Steigung von PP, dem Betrage nach. Damit bewegt sich der Tan-
gentialpunkt P* nach rechts, der horizontale Abstand zum Punkt P; wird groBer,
die Steuerumgehung nimmt zu. Wegen des gestiegenen Steuersatzes kann daraus
jedoch nicht gefolgert werden, daf3 das versteuerte Einkommen zuriickgeht. Das
graphisch ermittelte Ergebnis fur eine Progressionsverinderung bei konstantem
Erwartungsnutzen steht also nicht im Widerspruch zum rechnerisch ermittelten
Resultat bei konstant gehaltenen Steuereinnahmen.
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0 W' W
W-H'W+r

W-(1H)OWAPKKW| - - - - - === - - oo oo

Abb. 5.5.h) Variation des Progressions—
grades

5.5.3  Modell der straffreien Steuerumgehung

5.5.3.1 Statisches Modell

Das in Kap. 5.5.2 behandelte allgemeine Modell der Steuerumgehung wird nun
durch Fortfall des Buf3igeldparameters vereinfacht und damit an die in der Bundes-
republik Deutschland bestehende Rechtslage angepaft.

Analog zu Abb. 5.4 stellt Abb. 5.6 die Entscheidungssituation eines Steuerpflichti-
gen fur den Fall eines direkt-progressiven Steuertarifes graphisch dar:

Mit einer Wahrscheinlichkeit von p wird der rechtsmifibrauchlichen Gestaltung die
steuerliche Anerkennung versagt, und dem Steuerpflichtigen verbleibt sein Nach-
steuereinkommen abzgl. der Kosten der Steuerumgehung, welche im Falle k > 0
um so niedriger ausfallen, je weniger Einkommen zu umgehen versucht wurde. Fir
den Fall, daB3 keine Steuerumgehung betrieben wurde, betragt das verfugbare Ein-
kommen W-T(W).

Mit einer Wahrscheinlichkeit von 1-p wird die steuerliche Gestaltung von den
Rechtsanwendern anerkannt. Sofern die Steuerersparnis hoher liegt als die Kosten
der Steuerumgehung, so steht sich der Steuerpflichtige um so besser, je mehr
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Steuerumgehung betriecben wurde. Falls es gelingt, jedwede Einkommensteuer-
zahlung zu umgehen, so verbleibt ein verfiigbares Einkommen i. H.v. W-K-k*W.

» X

Abb. 5.6: verfigbares Einkommen in Abhdngigkeit
von der Steuerumgehungsentscheidung
bei Straffreiheit

Die Steuerpflichtigen werden in dem Umfang Steuerumgehung betreiben, durch
welchen sie ihren erwarteten Nutzen aus dem verfiigbaren Einkommen maximieren
konnen. Der Erwartungsnutzen betrdgt fir den Fall einer stets straffrei bleibenden
Steuerumgehung

(1) E(U) = (1-p)*U(W-T(X)-K—k*(W-X)) + pxU(W-T(W)-K-k*(W-X)).
Setzt man das verfugbare Einkommen im Falle der steuerlichen Anerkennung der

gewihlten Rechtsgestaltung erneut gleich Y und das verbleibende Einkommen im
Falle der Nichtanerkennung gleich Z, so lautet die 1. Ableitung

JE(U)
oX

Als notwendige Bedingung fiir ein inneres Maximum ergibt sich
(I-p*(T"X)-k)*U’(Y) = p*k*U’(Z) mit k < T’(X).
Fir die 2. Ableitung der Erwartungsnutzenfunktion gilt:

2”) = (I-p)*(k-T(X))*U(Y) + p*k*U’(2).
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() 22 = (-ppk-T QO (V)-(1-p T (XU (V) rpkisU(2) <O

Die Bedingung 1. Ordnung ist somit hinreichend ist fiir ein lokales Maximum.

An den Rindern des fiir X vorgegebenen Definitionsbereiches ergibt sich fiir die 1.
Ableitung;

4) % = (1-p)*(k-T7(0))*U’(W-T(0)-K-k*W) +
_ + pk*U’(W-T(W)-K-k*W)
5”) %J—) = (1-p)*(k-T* (W)U (W=T(W)) + pkxU’(W-T(W))

Hieraus erhélt man als notwendige Bedingungen fiir die Existenz eines inneren
Maximums:
(6 UDPTOK)  UW-TONK-keW) oo

p*k U'(W-T(0)-K — kxW)

(6b)1< _(I‘P)*g'l((w)—k) furk >0

(Im Falle k = 0 wire die 1. Ableitung der Erwartungsnutzenfunktion immer nega-
tiv, d.h. E(U)yy, < E(U)|y, fiir X; > Xz mit X3, X, > 0.)

Wegen K=0 fiir X=W muB zusitzlich gelten:

EQU)y-x > E(U)lyy »
dh. (1-p)*U(W-T(X)-K) + p*UW-T(W)-K) > UW-T(W)) fir k = 0 und

g—i)*l(l)(W—T(X)—K—k*(W—X)) + p*UW-T(W)-K-k*(W-X)) > U(W-T(W))
irk>0.

Wenn einer der Parameter p, K oder k steigt, so nimmt die linke Seite der Unglei-
chung bei konstant bleibender rechter Seite ab. In einem solchen Fall wird eine
Randlésung der Gestalt X=W wahrscheinlicher. Von Anderungen des Parameters
W sowie der Steuerfunktion T(X) werden hingegen beide Seiten der Ungleichung
beriihrt, wobei sich nicht ohne weiteres sagen 14Bt, ob die Wahrscheinlichkeit einer
Randlésung jeweils zu- oder abnimmt.

Graphisch stellt sich die optimale Einkommensdeklaration gemaf3 Abb. 5.7 dar:

Im Falle einer Randlésung wird die nutzenmaximale Indifferenzkurve in einem der
Punkte P, und P, erreicht. Fiir den Fall einer inneren Losung existiert hingegen ein
Beriihrungspunkt zwischen P,P, und einer Indifferenzkurve, welcher die den Er-
wartungsnutzen maximierende Entscheidung des Steuerpflichtigen verkorpert.
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W-T W)
W-Ti

Z*

W-T(W)-K-kW

w-rwq, (% Y‘y KEW g, Uy

Abb. 5.7: graphische Ermittlung der
optimalen Einkommensdeklaration
(straffreie Steuerumgehunq)

Die Steigung von PP, betrigt - ’I‘()l(() e diejenige der Indifferenzkurven
- %‘(JZ()Y) . Im Tangentialpunkt weisen beide Briiche den gleichen Wert auf,
p

d.h. (1-p)(T°(X)-k)*U’(Y) = p*k*U’(Z). Diese Gleichung ist identisch mit der
aus (27’) abgeleiteten notwendigen Bedingung fur ein inneres Maximum.

Der Betrag an umgangener Steuer ist auch hier gleich dem horizontalen Abstand
zwischen P, und P* zuziiglich der variablen Kosten der Steuerumgehung.

Fur den Fall k = 0 verlauft die Budgetlinie waagerecht. In diesem Fall liegt das
Optimum stets bei X =0.

Die Wirkung von Parametervariationen fiir den Fall einer inneren Losung wird im
folgenden analog zu den Kapiteln 5.2.3 und 5.5.2 untersucht.
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§.5.3.2 Komparativ-statische Analyse:
Die Wirkung von Parametervariationen auf das versteuerte Ein-
kommen

55321 Variation des ,,wahren“ Einkommens
Fiir die Ableitung der impliziten Funktion f{W, X) = 0 nach W ergibt sich:

K _ WX
ow _EU)
oxe

mit fu(W,X) = (1-p)*(k-T’(X))*(1-k)*U”’(Y) + pk*(1-k-T’(W))*U*’(Z)

= (1-p)(T'(X)—K)*(1-kp*U(Y)*Ra(Y) —
- pk*(1-k-T’(W))*U’(Z)*Ra(Z)

= (1-pX(T'(X)-k)*U(Y)*[(1-K)*Ra(Y)~(1-k-T"(W))*Ra(Z)]
= (1-p)x(T'(X)-k)U (Y [T (W)*RA(Z)-(1-k)*(Ra(Z)-Ra(Y))]

und =2 = 1pp T (ORU(Y) + (1-p(T O (VP RAY) +

+ pk*U’(Z)*Ra(Z)

= - 52;5;]) > (1-p)*(T°(X)-K)*U’ (V)*[(T*(X)-k)*Ra(Y)+k*RA(Z)]

& —% > (1-p(T(X)-k)s U’ (Y)
T (*RAZ) (T’ ()-k)RAZ)-Ra(Y))]

X __TWrRAZ) - (1-k*Ra(Z)-Ra(Y))
W T(X)*Ra(Z) — (T'(X)-k)*RAZ)-Ra(Y))

Im Falle eines direkt-progressiven Steuertarifes mit T’ (W) > T’(X) ist im Zahler

sowohl der Minuend als auch der Subtrahend groBer als im Nenner. Es ist daher

ungewif}, ob 66—\):’— groBer oder kleiner als 1 ist. Fir den Fall T’ (W) = T’(X) gilt

hingegen eindeutig W <1, d.h. eine Zunahme von W fiihrt - wenn uberhaupt -
nur zu einem unterproportionalen Anstieg von X.
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Der Nenner des Bruches ist stets grofler als null. Demgegeniiber ist das Vorzeichen
des Zihlers davon abhingig, ob (T’(W)+k—1)*Ra(Z)+(1-k)*Ra(Y) positiv oder
negativ ist.

Im Falle T (W) + k > 1 ist —gw)i auf jeden Fall positiv, andernfalls hangt das Vor-

zeichen vom konkreten Verlauf der Risikoaversionsfunktion ab.

Ob ein Anstieg von W zu einer Zunahme von X fiihrt, ist demnach nicht eindeutig
gesichert.

In Abb. 5.7 kdme es durch eine Einkommenserhohung zu einer Verschiebung von
Py und P, nach rechts oben sowie von P, nach rechts und - je nach Gestalt der
Steuerfunktion und in Abhéangigkeit von k - nach unten oder oben. Die Steigung
von PP, bliebe unverindert. Der horizontale Abstand zwischen P, und P* stiege in
der Abbildung, d.h. es kdme zu einer absoluten Zunahme der Steuerumgehung.

P N

WTW) L - o mmommmmm o -
W-T(W)-K

z*
W-T(W)-K-kW' E3U)
o Ex(U)

i W-T(W)-K v+, “Ei(U) Y
‘ W-T(W)  W-KkW

Abb. 5.7.a) Variation des Einkommens W

55322 Variation der Wahrscheinlichkeit eines Scheiterns der Steuerumge-
hung

Leitet man die implizite Funktion f{p, X) = 0 nach p ab, so ergibt sich - analog zu
dem Ergebnis aus Kap. 5.5.2.2.2 - folgendes Resultat:
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oX _ (TX)-k* UMW) +kxUQ2) _
op _0E(U) ’
X2

Dies bedeutet, da3 die Steuerumgehung um so geringer ausfillt, je hoher die
Wahrscheinlichkeit liegt, da3 die gewihlte Rechtsgestaltung steuerlich nicht aner-
kannt wird.

Graphisch wire ein steigendes p gleichbedeutend mit flacher verlaufenden Indiffe-
renzkurven, wodurch der horizontale Abstand zwischen P, und P* geringer wiirde.
Die zeichnerische Analyse bestitigt demnach das rechnerisch ermittelte Ergebnis
sinkender Steuerumgehung.

______________________ X=0). ™~ -Es\(U)
W-T(W)-K-kW }\E@)\ et

0

Abb. 5.7.b) Variation von p

553.23 Variation der Kostenfunktion

a) Variation der fixen Kosten der Steuerumgehung

Abgeleitet nach den Fixkosten der mifibrauchlichen Rechtsgestaltung, ergibt sich
oX _ (-p(T'(X)-k)*U"(Y) - p*k*xU"(Z)

K )
oxX2
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_ ~(-pHT'-K)* UY)*RA(Y) + pk UZ)*Ra(Z)
—E(U)
ox2

= (=T Xk UWHRAZ)-Ra(Y)]
_PEQ)
ox?

Das hieraus abzuleitende Ergebnis sinkender Steuerumgehungstatigkeit bei stei-
genden Fixkosten wird zeichnerisch bestitigt: In Abb. 5.7 wire ein Anstieg von K
gleichbedeutend mit einer Parallelverschiebung von PP, nach unten links, der hori-
zontale Abstand zwischen P; und P* ginge zuriick, d.h. die Steuerumgehung
nidhme ab.

W‘T(IW)-K': Y" [ El'(UY’ Y
W-T(W) W-K'kW

Abb. 5.7.c) Variation der Fixkosten K

b) Variation der Grenzkosten der Steuerumgehung

X _(1-prUM+pU@) |

& _JEQ)
@(2
+ U=pHTX)-k)(W-X)* U"(Y) — p*k*(W-X)*U"(Z)
0’E(U)
- ooxe
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_@=prUM+prU@)

ZE(U)
it
4 ~U-PI(T(X)-K)(W = X)* U(Y)Ra(Y)+pk(W = X)* U(Z)*Ra(2)
_ ZE(U)
ox?
_ (-prUM + prU@) |
_FEQ)
0x2
+ (=pH(TOO-K(W - X UOMRA@D)-Ra(Y)]
—FEQD)
0X?

Je hoher also die Grenzkosten der Steuerumgehung liegen, desto weniger Steuer-
umgehung wird betrieben.

Graphisch kiame es - bei Konstanz der Punkte Po und P, - zu einer Verschiebung
von P, nach links unten und damit zu einer steiler werdenden Linie P,P,. Damit
sanke der horizontale Abstand zwischen P; und P*; das Ergebnis zuriickgehender
Steuerumgehung wird demnach bestatigt.

Z
A
WT(W)R -~ — = = o m e oo
WK~ - - - = - - oy
Z*-}_______________;___-\
WTOW)KAWE - - - = - = - - SRR SN
o’ﬁ W-TW)K Y™ <) » Y

| W-T(W) W-K-k'W

Abb. 5.7.d) Variation der Grenzkosten k

160 Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



55324 Variation des Steuertarifes

Zugrunde gelegt werden soll wiederum ein Steuertarif der Form T(X) =6X —r. Es
gelten dann

E(U) = (1-p)*U(W-8X+r-K—k#(W-X)) + p*U(W-OW+r—K—k*(W-X)) und

GE(U)

ax Um0 U(Y) + prhrU(2).

a) Variation des Steuersatzes

%‘ ~S+E
- oo (I-pU'(Y)
mit S——W
0X?
_(-p*O -k XxU"(Y) - pk*W*U"(Z)
und E:= “FEQ)
oxX?
_ —(1-p)*(6 — k)* X* U'(Y)*Ra(Y) + pk* W* U(Z)*Ra(Z)
~FE0)
oX?
_ (-p)*(@® - k)* U'(Y)*{-X*Ra(Y) + W*Ra(Z)]
~9EQ)
o0X?

Wegen S < 0 und E > 0 kann insgesamt nicht eindeutig gesagt werden, in welche
Richtung eine Steuersatzvariation auf die Hohe des deklarierten Einkommens
wirkt.

In Abb. 5.7 wiirde eine Steuersatzvariation P, vertikal nach unten, Py und P, um
den gleichen Betrag nach unten und nach links wandern lassen. P,P, wiirde dabei
flacher werden. Letzteres wiirde isoliert betrachtet einen Anstieg der Steuerumge-
hung bedeuten, die Linksverschiebung hingegen einen Rickgang bewirken. Die
Gesamtwirkung einer Erh6hung des Steuersatzes mufl damit auch nach der graphi-
schen Analyse offen bleiben. In Abb. 5.7.¢) dominiert der Effekt der flacheren
Budgetlinie, doch konnte sich bei anderem Verlauf der Budgetlinie und Indiffe-
renzkurven theoretisch etwas anderes ergeben.
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W-W+r
W9'W+r-K

z#
W-g'W+r-K-kW
0 W-B'Wﬂi‘-K Y \El'(U) >Y
W-'W+r W-K-kW

Abb. 5.7.e) Variation des Grenzsteuer—
satzes @

b) Variation des Pauschaltransfers bzw. der Kopfsteuer
X _ (-p)*(k—0)*U"(Y) + p*k*U"(Z)
or _9EU)
0x?
_ (=p)*@- K UPR(Y) - pk*U2)Ra(2)
_FEQU)
ox?
_ (-pr@- R UMRY-R(@)] _,
_FEQ)
0X?
Eine Erh6hung des Pauschaltransfers (bzw. Senkung der Kopfsteuer) fiihrt also zu

einem Absinken des deklarierten Einkommens und damit zu steigender Steuerum-
gehung.

In Abb. 5.7 ist der Anstieg von r gleichbedeutend mit einer Parallelverschiebung
von P;P, nach rechts oben. Damit bestitigt sich das Ergebnis wachsender Steuer-
umgehung auch graphisch.
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Z
A

WoWHr'L - - - - - oo o
WWHr-Kf - - - - oo

Z" ______________

WAWAH-KAW} - -~ = - - === = = ‘

0 WAWATK

| W-oW+'

Abb. 5.7.f) Voriation des Pauschaltransfers r

¢) Variation des Progressionsgrades

Wird von einer Bestrafung der Steuerumgehung abgesehen, so entspricht das er-

wartete Aufkommen des Staates der erwarteten Steuerzahlung, d.h.
E(A) =0X - r + po*(W-X)

© r=0X+ pd*(W-X) - E(A).

Abgeleitet nach 0, ergibt sich:

dr
— =X+ p*(W-X
a0 pr(W-X)
Die gesamte Wirkung einer Progressionsveranderung betragt dann
dXx 0X  0X dr
— = — 4+ * —

0|ga.o O Or dO

_ g4 (-PP(O- K UNMWRAZ)-X*Ra(Y)] ,
_EQ)
0X?
+ (2p)*(® ~ )* URA(Y)-RAZ) M Xt p#(W-X)]
_EU)
ox?
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— g+ J=pO -k U)W+ RA(Z)-X*Ra(Y)] |

~FE(Q)
oxz
+ 0=p)*(0 — Ky U'(V)M X*(Ra(Y)—Ra(Z))+p*(W — X)*(Ra(Y)-Ra(Z))]
~FEU)
oX2
_ g4 (=pPO— Ky UY)AW=X)* RaZ)+pHW — X)H(Ra(Y)-Ra(2))]
~FEU)
oxX2
_ g+ (DO~ ) UM W-XP{(1-p)* Ra(Z) + p*Ra(Y)]
“FEU)
oxz
L s (EPPU)
mit S—W .
oX?

Wihrend S negativ ist, ist der zweite Summand in jedem Falle positiv. Insgesamt
1aBt sich daher keine klare Aussage dariiber machen, ob eine Progressionsver-
scharfung unter den Bedingungen des vorliegenden Modells zu einer Erhéhung
oder zu einer Abnahme des deklarierten Einkommens fiihrt.

Es gilt jedoch auch fur die straffreie Steuerumgehung unter der Voraussetzung
sinkender absoluter Risikoaversion eindeutig

axf X
de dE(A)=0 &

Beweis:
RA(Y) <Ra(Z)
& [(W-X)*p + X]*Ra(Y) < [(W-X)*p + X]*Ra(Z)
< (W=X)*p*Ra(Y) + X*Ra(Y) < (W-X)*p*Ra(Z) — (W-X)*Ra(Z) + W*RA(Z)
< (W=X)*(1-p)*Ra(Z) + (W-X)*p*Ra(Y) < —X*RA(Y) + W*RA(Z)

< (1-p)*(O-K)*U’(Y)*(W-X)*[(1-p)*Ra(Z) + p*Ra(Y)] <
< (1-p)*(@-k)xU’(Y)*[-X*Ra(Y) + W*RA(Z)]
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(1=p)*(6 — k)* U(V)*W-X)*(1-p)*Ra(Z) + p*Ra(Y)] _

S+ FEU)
T oxe
<S+ (1-p)*(® — k)* U'(V)*[-X*Ra(Y) + WxRa(2)]
0’E(U)
Coxe

dX oX
o
d0|ga)0 B

q.ed.

Auch in Abb. 5.7 1aBt sich eine Progressionsverschirfung als kombinierte Steuer-
satzerhohung (Verschiebung von P,P, nach links unten bei flacher werdendem
Verlauf) und Einfiihrung eines Pauschaltransfers (Parallelverschiebung der Budget-
linie nach rechts oben) verstehen. Werden beide Mafinahmen so bemessen, daf der
Erwartungsnutzen konstant bleibt, d.h. die gleiche Indifferenzkurve wie in der
Ausgangssituation berithrt wird, dann wire der nun flachere Verlauf von P,P,
gleichbedeutend mit einer Erh6hung des horizontalen Abstandes zwischen P und
P*. Dies bedeutet, daB3 durch eine Progressionsverscharfung die Steuerumgehung
zunimmt.

Z

i

4 |
P1 .Po\ \

W-gW+r : \
W9W+rK

z*

W W+r-K-kW
0

W
i Y+

Abb. 5.7.g) Variation des Progressionsgrades
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5.6 Exkurs: Simultane Entscheidung iiber Steuerumgehung
und Steuerhinterziechung

In Kap. 5.5 war die Steuerumgehung unter der Primisse analysiert worden, daB die
Steuerpflichtigen ausschlielich iiber ihre Steuerumgehungsaktivititen entscheiden,
ohne daB dabei andere Entscheidungen, etwa die Arbeit-Freizeit-Entscheidung
oder die Steuerhinterziehungsentscheidung, gleichzeitige Beriicksichtigung fanden.
Nach der jeweils getrennten Behandlung von Steuerhinterziehung und -umgehung
in den vorangegangenen Abschnitten soll in diesem Exkurs nun ein Uberblick iiber
die Moglichkeiten gegeben werden, das Verhalten von Steuerzahlern zu untersu-
chen, welche gleichzeitig das AusmaR ihrer Steuerumgehung und ihrer Steuer-
hinterziehung festlegen.

In der englischsprachigen Literatur haben bereits einige theoretische Abhandlungen
eine gemeinsame Untersuchung von fax evasion und tax avoidance zum Gegen-
stand gehabt, wobei jedoch die fax avoidance meist im Sinne reiner Steuer-
vermeidung (als Entscheidung unter Sicherheit) in die Analyse eingeht.

Eine modelltheoretische simultane Analyse von Steuerhinterziehung und -umge-
hung findet sich erstmals bei ALM/McCALLIN (1990).

Innerhalb des deutschsprachigen Schrifttums hat sich WREDE mit der Entschei-
dungssituation eines Steuerpflichtigen befaB3t, welcher gleichzeitig sein Ausmaf3 an
Steuerhinterziehung, Steuerumgehung und Steuervermeidung festlegt. WREDE
behandelt dabei lediglich zwei wenig realistische Spezialfille:

Zuniachst wird eine gemeinsame Kostenfunktion des Steuerentzuges angenommen,
deren Verlauf unabhingig von der Art des Steuerentzuges ist. Es liegt auf der
Hand, daB bei identischem Kostenverlauf die Steuerpflichtigen nur dann Steuern
umgehen werden, solange die Obergrenze der (risikofreien) Steuervermeidung
noch nicht erreicht ist, und nur dann Steuerhinterziehung betreiben, wenn die
Moglichkeiten der (als straffrei angenommenen) Steuerumgehung voll ausge-
schopft sind. Dies bedeutet, da3 im Falle einer inneren Losung fur die Steuer-
umgehung weder die (bereits maximal betriebene) Steuervermeidung noch die
(unvorteilhaftere) Steuerhinterziehung eine Handlungsalternative darstellt. Die
oben ermittelten Ergebnisse der Steuerumgehungstheorie bleiben dann uneinge-
schrankt giiltig."

WREDE befaBt sich anschlieBend mit dem Fall additiv separabler Kostenfunktionen
unter der Priamisse, daB jede Uberpriifung einer Einkommensdeklaration nicht nur
zu einer Aufdeckung der Steuerhinterziehung, sondern gleichzeitig auch zu einem
Scheitern der Steuerumgehung fiihrt. Dies wiirde bedeuten, da die Finanzbehor-
den bzw. -gerichte eine steuerumgehende Gestaltung immer dann als rechts-

! Vgl. WREDE (1993) S. 90 f.
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mifbrauchlich qualifizieren wiirden, wenn die betreffende steuerpflichtige Person
nachweislich auch Steuerhinterziehung betreiben hat. Wird auf solche Weise die
aufgedeckte Steuerhinterziehung zum Tatbestandsmerkmal einer (offen durchge-
fithrten) Steuerumgehung, so kommt es laut WREDE auch fiir den Fall, daf alle drei
Alternativen des Steuerentzuges eine innere Losung aufweisen, zu keinen wesentli-
chen Anderungen in den Modellergebnissen, die sich bei isolierter Untersuchung
jeder der Alternativen ergeben hatten (Begriindung fehit).'

Der Aufsatz von ALM und McCALLIN aus dem Jahre 1990 ist fir die gemeinsame
Untersuchung von Steuerumgehung und -hinterziehung weitaus ergiebiger, weicht
jedoch in der Vorgehensweise grundlegend von dem seit ALLINGHAM und
SANDMO in der 6konomischen Theorie des Steuerentzuges tblichen Ansatz ab, so
daB eine Integration in die moderne Steuerhinterziehungstheorie oder in die in Kap.
5.5 entwickelte Steuerumgehungstheorie nicht moglich erscheint. An dieser Stelle
seien im wesentlichen nur die Ergebnisse des Simultanmodells dargestellt.

ALM und McCALLIN betrachten ein Individuum, das seinen erwarteten Nutzen zu
maximieren versucht, wobei der Nutzen eine Funktion des erwarteten verfugbaren
Einkommens und dessen Varianz ist, d.h. die auch hier angenommene Risiko-
aversion wird nicht mehr allein nach dem Bernoulli-Prinzip, sondern nach dem p-o-
Prinzip im Modell beriicksichtigt. Untersucht wird der EinfluB von Variationen von
insgesamt vierzehn Parametern auf die Aufteilung der gesamten Einkiinfte in dekla-
riertes Einkommen, umgangenes Einkommen und hinterzogenes Einkommen. Von
den in Kap. 5.2 und 5.5 verwendeten Parametern sind der Steuersatz, die Wahr-
scheinlichkeit einer Aufdeckung der Steuerhinterziehung, die Geldstrafe auf die
aufgedeckte Steuerhinterziehung (hier bemessen auf das hinterzogene Einkom-
men), die Wahrscheinlichkeit eines Scheiterns der Steuerumgehung und die Grenz-
kosten der Steuerumgehung enthalten.

Ein Anstieg des Steuersatzes fiihrt im Modell in jedem Fall zu einem Riickgang des
versteuerten Einkommens; sowohl das hinterzogene als auch das umgangene Ein-
kommen nehmen zu.”

Steigt die Aufdeckungswahrscheinlichkeit der Steuerhinterziehung, so geht letztere
zurick; der Anteil der Steuerumgehung am gesamten Steuerentzug steigt, es steigt
aber auch das deklarierte Einkommen.’

Eine Erhohung der fiir Steuerhinterziehung félligen Geldstrafe fiihrt ebenfalls zu
einem Riickgang der Hinterziehung und zu einem Anstieg des Anteils, den die

' Vgl. ebenda S. 92.
2 Vgl. ALM/McCALLIN (1990) S. 197.
3 Vgl. ebenda.
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(straffreie) Steuerumgehung am gesamten Steuerentzug einnimmt. Das versteuerte
Einkommen nimmt zu.'

Erhoht sich die Wahrscheinlichkeit eines Scheiterns der Steuerumgehung, so wer-
den weniger Steuern umgangen. Zwar kommt es zu einem Anstieg der Steuer-
hinterziehung, doch geht der Steuerentzug insgesamt zuriick.’

Die gleiche Wirkung hat ein Zuwachs der Grenzkosten der Steuerumgehung: Das
versteuerte Einkommen steigt, die Steuerhinterziehung nimmt ebenfalls zu, wih-
rend die Steuerumgehung abnimmt.’

Insgesamt entsprechen die Ergebnisse des Alm-McCallin-Modells sowohl den in-
tuitiven Erwartungen als auch weitgehend den Resultaten, die sich bei jeweils
isolierter Betrachtung von Steuerumgehung und Steuerhinterziehung ergeben hat-
ten. Bemerkenswert ist allerdings, daB3 die Beriicksichtigung risikoscheu
eingestellter Wirtschaftssubjekte mittels des p-o-Prinzips und der Verzicht auf die
Annahme abnehmender Risikoaversion dazu fiihren, da3 eine Steuersatzvariation
keinen Einkommenseffekt hervorruft und daher ein eindeutig positiver Zusammen-
hang zum AusmalB an Steuerumgehung und -hinterziehung besteht. Festzuhalten ist
ferner, daB eine Bekampfung der Steuerumgehung uber die Parameter
,.Grenzkosten“ und , Wahrscheinlichkeit des Scheiterns® nicht zu einer vollstindi-
gen Substitution des umgangenen Einkommens durch hinterzogenes Einkommen
fuhrt, sondern auch die Steuerzahlung ansteigen 1a3t. Eine fiskalische Wirkungslo-
sigkeit von gegen die Steuerumgehung gerichteten Malnahmen aufgrund eines
Ausweichens der Wirtschaftssubjekte in die Steuerhinterziehung ist demnach nicht
zu erwarten, auch wenn es im Modell teilweise zu derartigen Ausweichreaktionen
kommt.

5.7 Interpretation der Modellergebnisse:
Welche Parameter eignen sich fiir eine Bekiimpfung der
Steuerumgehung?

In den Abschnitten 5.5 und 5.6 wurde die Wirkungsrichtung von Anderungen der
im Modell enthaltenen Parameter ermittelt. Hieraus ergibt sich, in welche Richtung
die untersuchten Bestimmungsfaktoren variiert werden miissen, um (theoretisch)
die gewiinschte Reduzierung der Steuerumgehungsaktivititen zu erreichen. Eine
entsprechende Eignung derartiger Parametervariationen fiir eine gegen die
Steuerumgehung gerichtete Politik setzt jedoch voraus, daBB erstens das verwen-
dete partialanalytische Modell mit seinen Pramissen dem Untersuchungsgegenstand

' Vgl. ebenda S. 198.
% Vgl. ebenda S. 197.
3 Vgl. ebenda.
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angemessen ist' und zweitens der Staat in der Lage ist, die Hohe der betreffenden
Parameter festzulegen oder zumindest zu beeinflussen. Unter Beriicksichtigung
dieser Voraussetzungen wird im vorliegenden Abschnitt 5.7 der Frage nachgegan-
gen, inwieweit sich aus dem komparativ-statischen Modell Implikationen fir eine
Politik ergeben, die zum Ziel hat, das gesamtwirtschaftliche Steuerumgehungsvo-
lumen zuriickzufiihren.

5.7.1 Einkommenshéhe

Ein positiver EinfluB der Hohe des ,,wahren* Einkommens auf die Hohe des ver-
steuerten Einkommens ist nach den Ergebnissen des theoretischen Modells nicht
zweifelsfrei gesichert.

Jedoch kime es nur im Falle (1+)*T’(W)*Ra(Z) < (1-k)*(Ra(Z)-Ra(Y)) zum
gegenteiligen Ergebnis. Fir eine derart ausgepriagte Abnahme der Risikoaversion
gibt es aber empirisch keine Anhaltspunkte; im Gegenteil widersprechen die empi-
rischen Ergebnisse zur Steuerhinterziehung eindeutig einem solchen Verlauf der
Risikoaversionsfunktion (s.o. Kap. 5.3.2).

Ungewil3 bleibt hingegen die Entwicklung des Anteils des versteuerten am gesam-
ten Einkommen, sofern der Steuertarif steigende Grenzsteuersitze enthalt.
Immerhin ergab die graphische Analyse, daB das absolute AusmaB der Steuerum-
gehung positiv mit der Einkommenshoéhe korreliert ist. Die intuitiv naheliegende
Annahme, zusitzliches Einkommen werde c.p. sowohl zu einer Erhéhung des de-
klarierten als auch des umgangenen Einkommens fithren, wird also durch die
Untersuchungsergebnisse durchaus gestiitzt.

Der Anstieg der Steuerumgehung ist fiir den Fiskus unproblematisch, solange er
von steigenden Steuerzahlungen begleitet wird. Es gibt demnach fiir den einnah-
memaximierenden Staat keinen Grund zu versuchen, durch eine negative
Beeinflussung der Einkommensentwicklung das Ausmal an Steuerumgehung zu
drosseln. Ohnehin stellt das Einkommen nur sehr begrenzt einen Handlungspara-
meter des Staates dar. Die Einkommensentwicklung unterliegt lediglich indirekt
dem Einfluf} der Regierungspolitik (z.B. iiber die Wachstumspolitik oder die Zins-
entwicklung), wird jedoch unmittelbar im wesentlichen von den Verhandlungser-
gebnissen der Tarifpartner bestimmt. Zwar ist auch der Staat Arbeitgeber und
beeinflult dadurch in gewissen Grenzen die Lohnentwicklung. Doch diirfte bei den
Tarifverhandlungen im 6ffentlichen Dienst der mégliche EinfluB der Einkommen-
sentwicklung auf die Steuerumgehung von anderen gesamtwirtschaftlichen und

! Dies wird begl. der Variation des Steuertarifes bestritten, da das verwendete Modell die ge-
samtwirtschaftlich relevante staatliche Verausgabung des verdnderten Steueraufkommens
unberiicksichtigt 146t. Vgl. hierzu die entsprechenden Ausfithrungen in Kap. 5.7.5.
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fiskalischen Erwagungen dominiert werden, so daB sich insgesamt festhalten 14ft,
daf die Einkommensentwicklung weder einen gebrauchlichen noch einen geeigne-
ten Parameter zur Bekdmpfung der Steuerumgehung darstellt.

5.7.2 Wahrscheinlichkeit der Nichtanerkennung

Die Wahrscheinlichkeit, da3 eine der Steuerumgehung dienende Gestaltung steuer-
lich nicht anerkannt wird, hat im Modell die erwartete positive Wirkung auf das
Deklarationsverhalten - unabhingig davon, ob der Rechtsmifbrauch unter Strafe
steht oder nicht. Damit stellt eine Steigerung dieser Wahrscheinlichkeit grundsatz-
lich ein effektives Mittel der Umgehungsbekampfung dar.

Anders als bei der Steuerhinterziehung, wo der Staat einen Anstieg der Aufdek-
kungswahrscheinlichkeit ohne weiteres durch eine Erhohung der Mittelzuweisung
an die Steuerfahndung bewirken kann,' unterliegt der Parameter p des Steuerum-
gehungsmodells nur bedingt dem EinfluB des Gesetzgebers. Solange das Prinzip
der Gewaltenteilung gilt, kann die Exekutive den Gerichten nicht vorschreiben, mit
welcher Strenge sie die gegen die Steuerumgehung gerichteten geltenden Normen
anwenden. Die Finanzverwaltung ist bei ihren Entscheidungen wiederum an die
Rechtsprechung gebunden. Dem Gesetzgeber bleibt die Moglichkeit, innerhalb der
verfassungsmiBig vorgegebenen Grenzen Gesetze gegen die Steuerumgehung zu
erlassen und auf diese Weise den Parameter p zu beeinflussen. Insbesondere kann
dabei die Einfihrung einer Generalklausel von Bedeutung sein, sofern sie nicht -
wie in den USA - aufgrund einer entsprechenden Rechtsprechungspraxis uberfliis-
sig ist. Eine Erhohung von p durch Ausweitung des Anwendungsbereiches einer
bereits bestehenden Generalklausel ist nicht ohne weiteres moglich. In Deutschland
fuhren vor allem die bei den Finanzbehorden liegende Beweislastverteilung und das
Tatbestandsmerkmal der Nichtexistenz beachtlicher auBlersteuerlicher Griinde fir
die gewahite Rechtsgestaltung zu einer eingeschrankten Wirksamkeit des § 42 AO;
entsprechendes gilt im Grundsatz auch in Frankreich. Eine Umkehrung der Be-
weislastverteilung ist in einem Rechtsstaat nicht ohne weiteres zuldssig, allenfalls
konnte die Einfiihrung einer auBergerichtlichen Vorinstanz, entsprechend dem
franzosischen comité consultatif spécial, auch in Deutschland die Wahrscheinlich-
keit des Scheiterns einer miflbrauchlichen Gestaltung positiv beeinflussen, sofern
dieser AusschuBl weniger steuerzahlerfreundlich eingestellt ist als die Finanzge-
richtsbarkeit und eine Entscheidung des Ausschusses gegen den Steuerpflichtigen

! Der Umstand, daB in der Praxis nicht jede Steuerhinterzichung im Falle einer Steuerfahndung
aufgedeckt wird, setzt der staatlichen EinfluBnahme auf die Aufdeckungswahrscheinlichkeit
allerdings technische Grenzen. Eine weitere Grenze stellt die Belastungsfihigkeit der 6ffentli-
chen Haushalte dar, sobald der Grenzertrag aus aufgedeckter Steuerhinterziehung die Grenz-
kosten der Steuerfahndung unterschreitet.
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die Beweislast umkehrt. Es fiele jedoch schwer, den § 42 AO derart umzuformulie-
ren, daB das von der Rechtsprechung entwickelte Tatbestandsmerkmal der
Nichtexistenz beachtlicher auBersteuerlicher Grinde von den Gerichten weiter
ausgelegt oder ganz aufgegeben wird. Eine engere Auslegung des Wortes
,beachtlich“ kann der Gesetzgeber kaum durchsetzen. Eine vollige Aufgabe dieses
Tatbestandsmerkmales wire gleichbedeutend mit einer , Besteuerung nach dem
wirtschaftlichen Ergebnis®, d.h. mit einer ,freischwebenden® wirtschaftlichen Be-
trachtungsweise. Die gesetzliche Verankerung einer solchen Besteuerung stiefe
jedoch auf verfassungsrechtliche Bedenken (Grundsatz der Rechtssicherheit). Da
der Grundsatz der Besteuerung nach dem wirtschaftlichen Ergebnis nicht iiber das
Prinzip der Neutralitit der Besteuerung hinausgeht, stellt sich ohnehin die Frage,
warum der Gesetzgeber dann nicht gleich dort, wo das wirtschaftliche Ergebnis
Grundlage der Besteuerung sein soll, Besteuerungsneutralitdt verwirklicht (hierzu
s.u. Abschnitt 6).

An dieser Stelle bleibt festzuhalten, daf3 die Wahrscheinlichkeit des Scheiterns einer
rechtsmif3brauchlichen Gestaltung zwar einen negativen Zusammenhang mit dem
Ausmal} an Steuerumgehung aufweist, die Moglichkeiten des Staates, diese Wahr-
scheinlichkeit zu beeinflussen, jedoch beschrankt sind. Sofern nétig und noch nicht
geschehen, empfiehlt sich allerdings die Einfiihrung einer Generalklausel, welche je
nach Anwendungsintensitat durch die Gerichte den Parameter p signifikant erhohen
kann. Eine Verschirfung der bestehenden Generalklausel oder ihre Erganzung
durch eine gesetzlich verankerte freischwebende wirtschaftliche Betrachtungsweise
stoBt jedoch zumindest in Deutschland auf verfassungsmaflige Grenzen.

5.7.3 Strafsatz

Wenn die Steuerumgehung als Ordnungswidrigkeit mit einer GeldbuBe belegt wird,
so werden nach den Ergebnissen des Modells um so weniger Steuern umgangen, je
hoher der Strafsatz bemessen ist. Diese erwartete abschreckende Wirkung macht
das BuBgeld zu einem theoretisch geeigneten Instrument der Steuerumgehungsbe-
kampfung.

In der Praxis trifft jedoch die Bestrafung einer steuerlichen Gestaltung, welche
nach dem Wortlaut des Gesetzes zuldssig ist, auf rechtsstaatliche Bedenken (s.o.
Kap. 4.3.6.2). Selbst dort, wo (wie in Frankreich) die Ahndung der Steuerumge-
hung als Ordnungswidrigkeit statthaft ist, setzt der Grundsatz der Verhaltnis-
maBigkeit einer Strafverschiarfung Grenzen. So wire es widersinnig, wenn die
Strafe fir Steuerumgehung gleich hoch oder hoher ausfiele als fiir eine Steuer-
hinterziehung gleichen AusmalBes. Die Strafe fiir Steuerhinterziehung muf sich in
einem Rechtsstaat wiederum an der Bestrafung vergleichbarer Delikte (z.B. Be-
trug, Diebstahl, Subventionserschleichung) orientieren und kann keineswegs
willkiirlich und beliebig angehoben werden. Damit ist die Anhebung des Strafsatzes
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ein Instrument der Steuerumgehungsbekdmpfung, das sich nur in engen Grenzen
einsetzen 1aft. Wo die Steuerumgehung noch gar nicht unter Strafe steht, sollte
allerdings iber die Einfiihrung einer GeldbuB3e nachgedacht werden. Fiir Deutsch-
land gilt jedoch, daB eine solche MafBnahme wohl vor dem Bundesverfassungs-
gericht scheitern wiirde. Wiirde der § 42 AO hingegen nach dem Vorbild des § 5
RAO 1919 bestimmter gefalt, so sinken zwar die verfassungsrechtlichen Beden-
ken gegen eine BuB3gelderhebung, doch zeigen die historischen Erfahrungen, daB3
eine solcherart reformierte Generalklausel noch seltener anwendbar wire als die
derzeitige. Die Abschreckungswirkung des Parameters f wiirde dann durch ein
Sinken von p erkauft; die Gesamtwirkung einer derartigen Reform wire ungewif3.

5.7.4 Kosten der Steuerumgehung

DaB im Modell sowohl die fixen als auch die variablen Kosten der Steuerumgehung
deren AusmaB negativ beeinflussen, entspricht dem, was man diesbeziiglich ge-
meinhin erwarten diirfte. Es stellt sich die Frage, inwieweit der Staat in der Lage
ist, die Hohe der Kosten in nennenswertem MaBle zu beeinflussen. Nur wenn dies
moglich ist, stellen die Parameter K und k einsetzbare Instrumente der Steuerum-
gehungsbekampfung dar.

Fixe Kosten entstehen einem Steuerpflichtigen z.B., wenn ein tax avoidance
scheme gegen einen festen Betrag kauflich erworben wird. Variable Kosten treten
beispielsweise dann auf, wenn eine Kettenschenkung' durchgefiihrt wird und die
zwischengeschaltete Person mit einem bestimmten Prozentsatz an der Transaktion
beteiligt wird. In beiden genannten Beispielen hat der Staat keine Moglichkeit der
EinfluBnahme auf die Kosten. Die Kosten der Steuerumgehung konnen aber bei-
spielshalber auch in Informationskosten liegen, welche um so hoher ausfallen
diirften, je komplizierter die Steuergesetzgebung ist. Die Empfehlung von ALM und
McCALLIN?, ein einnahmemaximierender Staat sollte mittels einer hohen Komple-
xitat des Steuerrechts eine Erhohung der Kosten der Steuerumgehung bewirken
und auf diese Weise den Rechtsmif3brauch bekdmpfen, ist jedoch nicht unproble-
matisch. Die im Gesetz enthaltenen zahlreichen Ausnahmetatbestinde, Abzugs-
moglichkeiten und Sonderregelungen, welche die schwierige Durchschaubarkeit
der Steuergesetze ausmachen, mogen zwar die Informationskosten erhohen,
schaffen aber haufig gerade erst die Moglichkeit, Steuern zu umgehen, und fithren

' Eine Kettenschenkung kann insbesondere durch Ausnutzung hoherer Freibetrige je nach Ver-
wandtschaftsgrad zur Umgehung von Schenkungsteuer fiithren. Beispielsweise kénnte jemand
seinem Enkelkind einen Geldbetrag indirekt iiber Vater oder Mutter des Kindes zukommen las-
sen, wenn eine direkte Schenkung den geltenden Freibetrag iibersteigt und somit zur Steuer-
pflicht fiihrt, wihrend der Freibetrag fiir eine Eltern-Kind-Schenkung nicht iiberschritten wird.
Vgl. hierzu unten Kap. 6.2.1.

2 Vgl. ALM/McCALLIN (1990) S. 197.
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auch leicht dazu, daB der Gesetzgeber bei der Schaffung neuer gesetzlicher Rege-
lungen derartige Gelegenheiten zum Mif3brauch ubersieht.

An dieser Stelle 1aBt sich festhalten, dafl ein Teil der Kosten der Steuerumgehung
vom Gesetzgeber nicht beeinfluBbar ist, wahrend bei den beeinfluSbaren Kosten
darauf zu achten ist, ob ein Kostenanstieg nicht moglicherweise durch eine gleich-
zeitige Zunahme der Gelegenheiten zur Umgehung des Steuergesetzes erkauft wird
(vgl. hierzu auch unten Kap. 5.8.2). Die Einsetzbarkeit der Parameter K und k als
Instrumente erfolgversprechender staatlicher Anti-Umgehungs-Politik erscheint
letzten Endes duBerst begrenzt.

Etwas anders sieht es aus, wenn der Kostenbegriff erweitert und auch nicht-
monetire Kosten in Form von Gewissenskonflikten einbezogen werden.' Inwieweit
rechtsmiBBbrauchlicher Steuerentzug mit einer Gewissensbelastung oder umgekehrt
mit besonderer, iiber den monetaren Ertrag hinausgehender Genugtuung verbunden
ist, hangt von Faktoren ab, die in Kapitel 5.8.1 behandelt werden und zu einem
nicht unerheblichen Teil durchaus vom Staat beeinflu3bar sind.

5.7.5 Steuertarif

5.7.5.1 Steuersatz

Wie im Steuerhinterziehungsmodell setzt sich auch im Modell der Steuerumgehung
die Gesamtwirkung einer Steuersatzvariation aus einem Einkommens- und einem
Substitutionseffekt zusammen. Dabei ist der Einkommenseffekt auf das nicht um-
gangene Einkommen unter der Pramisse risikoscheu eingestellter Steuerpflichtiger
stets positiv. Bleibt die gescheiterte Steuerumgehung straffrei, so ist der Substituti-
onseffekt hingegen in jedem Falle negativ. Dasselbe gilt auch, wenn die
Steuerumgehung mit einem Bufigeld belegt wird, sofern die rechtsmifbrauchliche
Gestaltung mit Grenzkosten verbunden ist. Dem Einkommenseffekt steht somit
(auBer fiir den Fall f> 01.V.m. k = 0) ein gegenldufiger Substitutionseffekt gegen-
uber, so daB das Ergebnis einer Steuersatzverinderung im Modell uneindeutig
bleibt.

Entsprechend den Ausfiihrungen in Kap. 5.3.5 1aBt sich jedoch auch hier feststel-
len, daB3 die Existenz des Einkommenseffektes nur im Falle einer einzelwirtschaft-
lichen Betrachtung mit Sicherheit gegeben ist. Beriicksichtigt man die staatliche
Verwendung der Steuermittel, so liegt ein positiver Einkommenseffekt nur noch
dann vor, wenn aufgrund einer Uberversorgung mit 6ffentlichen Giitern der zu-
sitzliche Nutzen aus deren Konsum niedriger liegt als der aus der Steuererhéhung

'5.0.S. 131 und 134 f.
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unmittelbar resultierende Nutzenverlust.! Geht man davon aus, da8 der Grenznut-
zen aus Offentlichen Giitern gleich dem Grenznutzen aus privaten Giitern ist, so
verschwindet bei gesamtwirtschaftlicher Betrachtung der Einkommenseffekt. In
diesem Fall verbleibt allein der Substitutionseffekt ( mit S < 0), so daf3 ein Anstieg
des Steuersatzes i.d.R. ein Sinken des versteuerten Einkommens und in jedem Fall
eine Zunahme der Steuerumgehung bewirkt. Da die empirischen Untersuchungen
zur Steuerhinterziehung fast ausschlielich einen positiven Zusammenhang zwi-
schen Steuersatz und Steuerhinterziehung herausfanden und der Substitutionseffekt
im Steuerumgehungsmodell dem Betrage nach hoher liegt als im Steuerhinterzie-
hungsmodell,” ist zu erwarten, daB hohe Steuersitze in der Praxis auch die
Steuerumgehung fordern.’

Es bleibt die Empfehlung an die Politik, die relevanten Steuersitze moglichst nied-
rig zu halten, will man die Steuerumgehung wirksam eindimmen. Es liegt
allerdings auf der Hand, daB Steuersatzreduzierungen in Zeiten wachsender Staats-
verschuldung und hoher Anspriiche an den Staat nur begrenzt durchfiihrbar sind.
Auf jeden Fall sollte jedoch eine weitere Ausweitung der Staatstétigkeit im Hin-
blick auf dafiir notwendige Steuererhohungen vermieden werden.

5.7.5.2 Pauschaltransfer und Kopfsteuer

Im partialanalytischen Modell ergibt sich fiir eine Variation des (positiven oder
negativen) Pauschaltransfers ein negativer Einkommenseffekt auf das korrekt ver-
steuerte Einkommen. Auch dieses Ergebnis hiangt jedoch von der Annahme eines
unveranderten Angebotes an offentlichen Giitern ab. Sobald der partialanalytische
Rahmen verlassen und der Zusammenhang zwischen Steuereinnahmen und staatli-
cher Mittelverwendung beriicksichtigt wird, ist das Vorzeichen des Einkommens-
effektes davon abhingig, ob im Ausgangspunkt ein Uber- oder ein Unterangebot
an Offentlichen Giitern vorliegt. Es 1at sich demnach nicht eindeutig sagen, in wel-
che Richtung eine Anhebung des Pauschaltransfers wirkt. Im Falle einer optimalen

Zu dem Ergebnis eines positiven Einkommenseffektes im Falle einer Uberversorgung mit 6f-

fentlichen Giitern und eines negativen Einkommenseffektes im Falle einer Unterversorgung

gelangen auch COWELL und GORDON fiir ihr ,,gesamtwirtschaftliches Modell der Steuerhin-

terzichung, in welchem sie die Ausgabenseite des Staates beriicksichtigen. Da die Verfasser von

einer kostenfreien Hinterzichung ausgehen, existiert kein Substitutionseffekt, und die Gesamt-

wirkung einer Steuersatzerh6hung auf das deklarierte Einkommen entspricht dem Ein-

kommenseffekt. Vgl. COWELL/GORDON (1988) S. 312.

2 mit Ausnahme des bereits angesprochenen Sonderfalles mit f > 0 und k = 0, wo der Substituti-
onseffekt auch im Modell der Steuerumgehung bei null liegt

* Zu letzterem Ergebnis gelangt auch die empirische Untersuchung von GEEROMS/WILMOTS

(1985) S. 199.

Vgl. ferner S. 167 der vorliegenden Arbeit.
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Versorgung mit Offentlichen Giitern ware die Wirkung auf das versteuerte Ein-
kommen gleich null; die Steuerumgehung bliebe konstant.

Die aus den Modellergebnissen unmittelbar ableitbare Folgerung, der Staat solle
von Pauschaltransfers Abstand nehmen und vielmehr eine Kopfsteuer in den Ein-
kommensteuertarif einbauen, hilt demnach einer niheren Uberpriifung nicht stand.
Abgesehen von der damit verbundenen sozialpolitischen Problematik, ist das Er-
gebnis der Einfuhrung einer Kopfsteuer in bezug auf den Problemkreis der Steuer-
umgehung ungewil3; Pauschaltransfer bzw. Kopfsteuer erscheinen als staatliche
Parameter fiir die Steuerumgehungsbekampfung eher ungeeignet.

5.7.5.3 Progression des Steuertarifes

Wird der Steuertarif - aufkommensneutral - progressiver gestaltet, so ergibt sich
zundchst einmal durch den erhohten Grenzsteuersatz der bekannte Substitutions-
effekt, der bei isolierter Betrachtung ein Absinken der Einkommensdeklaration
bewirkt (sofern k > 0 oder f=0).

Dem positiven Einkommenseffekt einer Steuersatzerhohung auf das versteuerte
Einkommen steht jedoch der gegenlaufige Einkommenseffekt der simultanen Erho-
hung des Pauschaltransfers gegeniiber. Der gesamte Einkommenseffekt vermindert
sich dadurch auf einem im Vergleich zu einem reinen Steuersatzanstieg niedrigeren,
aber immer noch positiven Wert.

Somit bleibt in dem verwendeten partialanalytischen Rahmen die Gesamtwirkung
einer Progressionsverschiarfung auf das deklarierte Einkommen unter den Modell-
bedingungen ungewiB3. Die graphische Analyse zeigte jedoch, dafl die Summe der
umgangenen Steuern im Falle einer Progressionsverschéarfung auch im partialana-
lytischen Modell eindeutig zunimmt.

Wird eine gesamtwirtschaftliche Betrachtung vorgenommen und beriicksichtigt,
daB3 zwar nicht die individuelle Steuerzahlung, wohl aber die Gesamtheit der ge-
zahlten Steuern das staatliche Angebot an offentlichen Giitern mafigeblich beein-
fluBt, so hingt die Existenz eines positiven Einkommenseffektes erneut von der
Voraussetzung ab, daf3 der marginale Nutzenverlust durch die gezahlte Steuer den
marginalen Nutzengewinn durch zusitzliche Staatsleistungen ubersteigt. Ist dies
beim reprasentativen Wirtschaftssubjekt nicht der Fall, so ist die Gesamtwirkung
einer aufkommensneutralen Progressionsverschirfung auf das nicht umgangene
Einkommen eindeutig negativ.'

Wird also der (gesamtwirtschaftlich zweifelhafte) Einkommenseffekt vernachlas-
sigt, so gelangt man zu dem SchluB, daB sich unter dem Gesichtspunkt der

! unter der Bedingung k > 0 v £=0 v U’(Xsg) > U’ (Xpra)
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Steuerumgehung die Progression des Steuertarifes in Grenzen halten sollte. Die
naheliegende Empfehlung, die Progression der Einkommensteuer nachhaltig zu
senken oder gar den Tarif regressiv zu gestalten, diirfte allerdings an der hiermit
verbundenen verteilungspolitischen Problematik scheitern. Jedoch sollte umge-
kehrt, wenn der Gesetzgeber mit dem Ziel einer verbesserten Verteilungs-
gerechtigkeit eine Progressionsverscharfung anstrebt, ein moglicher Anstieg der
Steuerumgehung (mit den hiermit verbundenen, in Kapitel 3.5 angesprochenen
distributiven Konsequenzen) bei der Entscheidungsfindung beriicksichtigt werden.

5.8 Sonstige Bestimmungsgriinde der Steuerumgehung

5.8.1 Finanzpsychologische Erklirungsfaktoren

Neben der Rechtswissenschaft und der Wirtschaftswissenschaft liefern auch andere
Wissenschaften Erkenntnisse, die sich auf den Untersuchungsgegenstand
»Steuerumgehung anwenden lassen. Das 6konomische Modell ist insofern unvoll-
standig, als es stets rational verhaltende homines oeconomici voraussetzt, deren
Verhalten allein von logischen Zusammenhéngen bestimmt wird. Tatséchlich gehen
jedoch nicht nur monetare Faktoren in die Nutzenfunktion der Steuerpflichtigen
ein.' Fir eine vollstandige Erklarung okonomischer Phinomene sind auch nicht-
monetédre Kosten und Nutzen sowie arationale Verhaltensweisen in die jeweilige
Untersuchung einzubeziehen. Die Bericksichtigung derartiger Abweichungen vom
rein monetar bestimmten Rationalverhalten in der finanzwissenschaftlichen For-
schung ist Gegenstand der Finanzpsychologie. Bezogen auf die Frage der
Steuerumgehung, geht es um die Suche nach ihren Bestimmungsgriinden mittels
,.psychologischer, soziologischer und politologischer Erklirungshypothesen

Neben den im o6konomischen Modell enthaltenen Erklarungsfaktoren fiir die
Steuerumgehung (Einkommen, Wahrscheinlichkeit der Nichtanerkennung, Straf-
satz, Steuertarif, Kostenfunktion) wird die Steuerdisziplin’® von den Gelegenheiten
zum illegalen Steuerwiderstand* und von der Steuermoral bestimmt. Der Begriff
,,Steuermoral“ bezeichnet , die Einstellung der Staatsbiirger zur Frage der Erfillung

oder Vernachlissigung der steuerlichen Pflichten”’ Eine ,gute Steuermoral“ be-

! Vgl. hierzu auch die Anmerkungen am Ende von Kap. 5.7.4 sowie in Kap. 5.4 zu den Primis-
sen 3 und 9.

2 GNAHS/JANNECK (1978) S. 27. Eine grundlegende Beschreibung der finanzpsychologischen
Forschung findet sich ausfiihrlich bei SCHMOLDERS (1951/52) S. 1-9.

3 Unter Steuerdisziplin versteht man ,,das Verhalten hinsichtlich der Befolgung oder Nichtbefol-
gung der steuerlichen Pflichten” (TRETTER (1974) S. 19 in Anlehnung an SCHMOLDERS).

* Der Ausdruck ,illegaler Steuerwiderstand“ dient als Oberbegriff fiir Steuerumgehung und
-hinterziehung; vgl. ENGELHARDT (1968) S. 47 £.

’ TRETTER (1974) S. 19
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deutet, daB die Steuerpflichtigen sich bietende Moglichkeiten selbst dann nicht zum
illegalen Steuerwiderstand nutzen, wenn dieser nach dem 6konomischen Modell
rational wire. Die Steuermoral unterliegt ihrerseits wiederum verschiedenen Be-
stimmungsfaktoren. Neben personlichen Merkmalen (Alter, Bildung, Religiositit,
Erfolgsorientierung, Beruf usw.), auf welche der Staat keinen oder nur geringen
EinfluB ausiiben kann, der Qualitat der Finanzverwaltung und dem sozio6konomi-
schen Entwicklungsstand' des Landes (Faktoren, die sich erfahrungsgemiB nur in
sehr langen Zeitraumen andern bzw. dndern lassen) sind hier folgende Bestim-
mungsgriinde zu nennen: die grundsitzliche Einstellung zum Staat, die Beurteilung
des staatlichen Einnahmen- und Ausgabensystems, die Einschitzung der Steuerdis-
ziplin der iibrigen Bevolkerung und das individuelle Steuerbelastungsgefiihl.? Diese
Faktoren werden im folgenden néher erlautert und auf Moglichkeiten der staatli-
chen Beeinflussung untersucht.

Allerdings sollte an dieser Stelle nicht unerwihnt bleiben, da zwar der Einfluf3 der
finanzpsychologischen Erklarungsfaktoren auf Steuermoral und Steuerhinterzie-
hung durch zahlreiche Untersuchungen empirisch bestitigt werden konnte (s.o.
Kap. 5.3.6),’ ein gleichgerichteter EinfluB der Steuermoral auch auf die Steuer-
umgehung jedoch nur aufgrund von Plausibilitdtsiiberlegungen vermutet wird.
Entsprechende empirische Untersuchungen existieren bislang nicht.* Okonometri-
sche Forschung in dieser Richtung ist deshalb fur die Zukunft zweifellos als
wiinschenswert anzusehen, um gesicherte Aussagen tiber den EinfluB der Steuer-
moral bzw. der sie bestimmenden Faktoren auf die Steuerumgehung machen zu
konnen.

' Der soziodkonomische Entwicklungsstand umfaft die gesellschaftliche Bedeutung, die der Staat
fir seine Biirger einnimmt. Ist die Abhlingigkeit der Biirger vom Staat gering und herrscht eher
eigenverantwortliches Denken vor, so ist die Steuermoral tendenziell schlechter, als wenn der
Staat iiberall préisent ist und wohlfahrtsstaatliches Denken ihn unverzichtbar erscheinen 146t.
Vgl. hierzu TRETTER (1974) S. 43 f.

% Vgl. TRETTER (1974) S. 40-46, GNAHS/JANNECK (1978) S. 36.

3 Die Steuermoral wird dabei anhand von Umfragen, z.T. auch anhand objektiver Daten (z.B.
Anteil der Steuerpflichtigen mit iiberfilligen Verbindlichkeiten gegeniiber den Finanzimtern
(WITTE/ WOODBURY (1985))) zu ,,messen” versucht. Vgl. ausfithrlicher LEWIS (1979) S. 245
ff.

4 Auch die Studie von GEEROMS/WILMOTS (1985), die Steuerhinterziehung und Steuerumge-
hung zum Gegenstand hat, mifit nur den EinfluB der Einstellung zum Staat und zum Staats-
haushalt auf die Hinterziehung, nicht aber auf die Umgehung von Steuern.
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5.8.1.1 Bewertung des politischen Systems

,Die Steuerdisziplin ist ... ein Spiegel der Staatsgesinnung, an deren Demontage
viele mitstricken.*'

Ein wesentlicher Bestimmungsfaktor fiir die Steuermoral ist die emotionelle Bin-
dung an das Staatswesen. Diese wird maBgeblich von der Bewertung des
politischen Systems geprigt.”

So ist in Staaten mit einer traditionell gewachsenen und gemeinhin akzeptierten
Demokratie eine positive Staatseinstellung eher zu erwarten als in Diktaturen oder
in solchen Demokratien, in denen es an einer allgemein vorhandenen demokrati-
schen Gesinnung der Staatsbiirger mangelt.’ Die in den USA in der ersten
Nachkriegszeit zu beobachtende hohe Steuerdisziplin mag angesichts des erfolg-
reich beendeten Kampfes gegen die im ,,Antikominternpakt“ vereinigten Diktaturen
sowie der zunehmenden Feindschaft zur Sowjetunion in dem festen Willen der
Biirger begriindet sein, einem gewiinschten politischen System die Unterstiitzung
nicht zu versagen. Doch ist eine solche Gesinnung eine im Zeitablauf instabile
GroBe. Sie hingt von einer aus Sicht der Staatsbiirger erfolgreichen Politik ab und
damit sowohl von der Qualitat der beschlossenen politischen Mafinahmen als auch
von deren Bewertung durch die Bevolkerung, welche wiederum starkem Medien-
einfluB unterliegt.

Fiir eine verbesserte emotionelle Bindung an das Staatswesen bedarf es daher ei-
nerseits ,,guter Politik®, andererseits aber auch einer positiven Darstellung des von
der Politik Erreichten. Es wire deshalb wiinschenswert, wenn die derzeit in
Deutschland vorherrschende Negativberichterstattung in Presse, Funk und Fernse-
hen durch eine ausgewogenere Nachrichtenauswahl und -bewertung ersetzt
wiirde.’ Ohne die Pressefreiheit anzutasten miiBite es staatlicherseits moglich sein,

! WILL-FELD (1985) S. 9

2 Vgl. TRETTER (1974) S. 40 f.

3 Fiir die Bundesrepublik Deutschland ist jedenfalls ein solcher statistischer Zusammenhang
zwischen mangelndem Demokratiebewufitsein und sinkender Steuermoral unverkennbar. Wih-
rend die Steuermoral abnimmt (vgl. NIESSEN (1995) S. 20 (Umfragevergleich 1987 und 1995)),
steigt bei Parlamentswahlen der Anteil der Nichtwihler sowie der Wihler politischer Parteien,
die selbst oder deren Anhiingerschaft immer wieder mit legalen und illegalen Mitteln gewalt-
freien oder gewalttitigen Widerstand gegen die Umsetzung demokratisch zustande ge-
kommener Mehrheitsbeschliisse leisten oder unterstiitzen.

* Vgl. POMMEREHNE/WECK-HANNEMANN (1992) S. 445, 458.

* So konnten neben Meldungen iiber konomische und gesellschaftspolitische Schwierigkeiten in
den neuen Bundeslindern auch Berichte iiber die in den letzten Jahren dort erreichten Fort-
schritte in bezug auf personliche Freiheit, materielle Versorgung und Umweltqualitit in den
Medien erscheinen. Ein weiteres Beispiel ist in der Bundesrepublik die intensive Berichterstat-
tung iiber jede negative ¢kologische Entwicklung, wihrend Erfolge im Gewdsserschutz oder
bzgl. der Schadstoffreduzierung bei GroBfeuerungsanlagen oder Autoabgasen einen geringen
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jedenfalls in den 6ffentlich-rechtlichen Rundfunk- und Fernsehanstalten neben Ne-
gativmeldungen verstarkt auch positive Entwicklungen in den Mittelpunkt der
Berichterstattung zu stellen und damit der eingangs zitierten ,[Demontage der
Staatsgesinnung entgegenzuwirken.

5.8.1.2 Beurteilung des staatlichen Budgets

Der Tausch ,,Steuern gegen Staatsleistungen wird den Steuerpflichtigen grund-
sitzlich aufgezwungen. Ob aus diesem Zwang Steuerwiderstand erwichst, hingt
zunichst - wie geschildert - von der grundsitzlichen Haltung zum Staat ab, aber
insbesondere auch von der Beurteilung der Hohe der staatlichen Steuereinnahmen,
ihrer Zusammensetzung, der Wirtschaftlichkeit bei der Mittelverwendung sowie
der Struktur der Staatsausgaben.'

Die heute in vielen Industrielindern vorherrschende Einstellung zum Staat, an des-
sen Leistungen maximale Anforderungen gestellt werden, wihrend Beitrige zur
Finanzierung dieser Leistungen auf Ablehnung und Widerstand stofen,” kann ihre
Ursache in offentlichen Haushalten haben, auf deren Umfang und Struktur die
Steuerpflichtigen zu wenig Einflul haben. Als Ergebnis entsprechen die Budgets
nicht den Priferenzen der Birger, die zur Finanzierung herangezogen werden.
Vielmehr kann das Finanzgebaren des offentlichen Sektors von der Macht von In-
teressengruppen gepragt sein, denen es gelingt, Forderungen weniger Menschen
auf Kosten der gesamten Gesellschaft durchzusetzen.’ DaB in den meisten Staaten
Westeuropas die Mehrheit der im Rahmen finanzpsychologischer Studien Befrag-
ten das staatliche Budget und damit die steuerliche Belastung fiir ,,zu hoch* halt,*
kann - mit oder ohne den EinfluB leistungsfordernder Interessengruppen - in der
Bereitstellung offentlicher Guter liegen, die von den Steuerpflichtigen nicht ge-
wiinscht werden, sowie in ineffizientem Einsatz von Steuermitteln aufgrund von
Ressourcenverschwendung im offentlichen Sektor. Wenn Politik und Verwaltung
das Ziel verfehlen, einen gegebenen Output mit dem hierfiir erforderlichen Mini-

Stellenwert einnehmen. Auch lieflen sich Negativmeldungen beispielsweise iiber Operations-
pannen in Krankenhiiusern, Streckenstillegungen bei der Deutschen Bahn oder Gebiihren-
erhéhungen bei der Bundespost durch Informationen iiber erheblich verbesserte Heilungsmog-
lichkeiten bei vielen Krankheiten, verkiirzte Fahrzeiten im Eisenbahnfernverkehr oder
beschleunigte Briefbefdrderung durch die Post erginzen. Diese Auflistung von Beispielen wire
beliebig verlingerbar, mége aber an dieser Stelle geniigen, um den Einflul der Medien auf die
Einstellung der Bevolkerung zum offentlichen Sektor und den ihn tragenden Organen aufzu-
zeigen.

' Vgl. METTELSIEFEN (1984) S. 71.

? Dah diese bei LANG (1985) S. 97 zu findende Feststellung mehr denn je aktuell ist, kann in
Deutschland derzeit wohl jeder im eigenen Umfeld beobachten.

3 Vgl. DIEBOLD (1984) S. 190.

* Vgl. METTELSIEFEN (1984) S. 71 m.w.N.
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mum an finanziellen Mitteln zu erzielen, so sind die Steuerpflichtigen gezwungen,
iiberhohte Kosten zu finanzieren. Der Steuerwiderstand diirfte dann hoher liegen,
als wenn die Steuergelder in den Augen der Steuerzahler effizient eingesetzt wer-
den.’

Abhilfe gegentiber einer Finanzpolitik, deren Einnahme- und Ausgabenprogramme
nicht den Praferenzen der Steuerbiirger entsprechen, kann am nachhaltigsten eine
starkere Biirgerbeteiligung an der Aufstellung des staatlichen Budgets gewihrlei-
sten.” Einem Staatshaushalt, dessen Struktur und Umfang die Steuerpflichtigen
selbst mehrheitlich zugestimmt haben, werden sie tendenziell weniger Widerstand
entgegensetzen als einem Haushalt, der im wesentlichen iiber die Képfe der Steu-
erzahler hinweg ,von oben“ festgesetzt wird. Fir eine Verbesserung der
Steuermoral empfiehlt sich deshalb die Einfiihrung von Volksabstimmungen iiber
die offentlichen Haushalte oder - um den Wahlern einen jahrlichen Umengang zu
ersparen - zumindest Uber die mittelfristige Finanzplanung der Gebietskorper-
schaften.

Fiir die Bundesrepublik Deutschland sind derartige Volksentscheide in der Verfas-
sung nicht vorgesehen, eine entsprechende Anderung des Grundgesetzes wire also
angezeigt. Es mag zunichst systemfremd erscheinen, das vorherrschende Prinzip
der indirekten Demokratie allein fiir den Bereich der offentlichen Einnahmen und
Ausgaben durch Elemente der direkten Demokratie zu erganzen. Halt man sich
jedoch vor Augen, daB3 derzeit einzig fur die Fusion oder Neugliederung von Bun-
deslindern entsprechende Volksabstimmungen vorgesehen sind (Art. 29 GG), so
stellt sich die Frage, ob eine solche Sonderrolle nicht weit eher auf dem Gebiet der
Steuern und Steuermittelverwendung angebracht wire, wo Volksentscheide das
Volumen von Steuerumgehung und -hinterziehung tber eine Verbesserung der
Steuermoral vermindern und damit kaum bestreitbare gesellschaftliche Vorteile
herbeifiihren kénnen.

Zur Bekidmpfung der Ressourcenverschwendung im offentlichen Sektor sei hier
neben der hiufig geforderten weiteren Privatisierung 6ffentlicher Unternehmen und
Ubertragung offentlicher Titigkeiten an Private (z.B. Geschwindigkeitskontrollen
im StraBenverkehr, Miillbeseitigung, Fahrausweiskontrollen im OPNV) insbeson-
dere die Forderung nach leistungsgerechterer Entlohnung im offentlichen Dienst
erhoben. Hierzu gehort die Bestrafung unwirtschaftlicher Mittelverwendung eben-
so wie die Belohnung von Amtstragern, denen Kosteneinsparungen und eine
Beseitigung von Ineffizienzen im offentlichen Sektor gelingen.’

! Vgl. DIEBOLD (1984) S. 198 f. Ein Uberblick iiber Erklarungsmodelle fiir iiberh6hte Staatsaus-
gaben aufgrund biirokratischer Einflufifaktoren findet sich ebenda auf S. 192 - 208.

?5.0.Kap. 5.3.6

3 Vgl. ausfithrlicher LANG (1985) S. 98.
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Auf den Zusammenhang zwischen Aquivalenzprinzip und Steuerhinterziehung
wurde bereits auf S. 127 hingewiesen: Die Steuermoral und damit die Bereitschaft,
Steuern zu hinterziehen, kann davon beeinflufit sein, inwieweit die Steuerpflichti-
gen den Eindruck haben, fir die ihnen auferlegte Steuerlast staatliche Leistungen in
etwa gleicher GroBenordnung zu empfangen. Ein entsprechender EinfluB einer
solchen Aquivalenz iiber die Steuermoral auch auf die Steuerumgehung ist zu ver-
muten.! DaB speziell unter den Besserverdienenden die personliche steuerliche
Belastung meist hoher eingeschatzt wird als die von der 6ffentlichen Hand empfan-
genen Gegenleistungen,” kann angesichts der Dominanz des Leistungsfihigkeits-
prinzips in der Steuerpolitik nicht verwundern. Auf der anderen Seite weist
DIEBOLD darauf hin, daB die staatliche Umverteilung grundsitzlich durchaus all-
gemein akzeptiert sei, die Steuerlastverteilung aber als gerecht empfunden werden
miisse, um Steuerwiderstand zu vermeiden.’ Eine weitgehend am Aquivalenzprin-
zip ausgerichtete Steuerpolitik muB3 deshalb keineswegs eine zwingende Voraus-
setzung fiir eine hohe Steuermoral darstellen, solange die im Steuersystem enthal-
tenen  Leistungsfihigkeitskomponenten und  Umverteilungselemente  als
ausgewogen - sozial, aber auch fiir die Besserverdienenden nicht driickend* - und
fair empfunden werden. Ferner sei darauf hingewiesen, da das Gefiihl, fiir die ge-
zahlte Steuer eine angemessene Gegenleistung zu erhalten, auch dadurch gesteigert
werden kann und sollte, daB der Staat auf dem Wege einer verbesserten Offent-
lichkeitsarbeit den Steuerzahlern seine steuerfinanzierten Leistungen stirker
bewuBt macht. Geschieht dies in Verbindung mit einer hoheren Transparenz in der
Mittelverwendung, so ergibt sich gleichzeitig eine verbesserte Kontrolle der staatli-
chen Ausgabenpolitik und damit eine verringerte Gefahr der oben angesprochenen
Verschwendung von Steuermitteln.’

Zu einem als fair angesehenen Steuersystem gehoren ferner Uberschaubarkeit und
Willkirfreiheit des Steuerrechts:

' Vgl. diesbeziiglich GNAHS/JANNECK (1978) S. 36 i.V.m. S. 4 f., DIEBOLD (1984) S. 150

i.V.m. S. 18, METTELSIEFEN (1984) S. 73.
Die Ergebnisse empirischer Untersuchungen aus Deutschland, Schweden und den USA zur
empfundenen Gleichheit bzw. Ungleichheit zwischen Steuerzahlung und 6ffentlichen Leistun-
gen und zum entsprechenden Einflul auf den Steuerwiderstand beschreibt DIEBOLD (1984)
S. 154, 158, 164, 166. Vgl. auch DAKE (1995) S. 8: Danach empfinden 63% der deutschen
Steuerzahler die staatlichen Gegenleistungen fiir ihre gezahlten Steuern als ,,zu gering".

% Vgl. METTELSIEFEN (1984) S. 73 f,, DIEBOLD (1984) S. 164.

3 Vgl. DIEBOLD (1984) S. 181, 191.

* Ein Beispiel fiir einen iiberzogenen Spitzensteuersatz lieferte in den 70er-Jahren Grofbritanni-
en, wo schr hohe Einkommen mit bis zu 98% besteuert wurden. Die Folge war wachsender
Steuerwiderstand bei der betroffenen Bevélkerungsgruppe, der sich speziell in einem starken
Anstieg der Steuerumgehung duBerte.

3 Vgl. DIEBOLD (1984) S. 233.
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Ein schwer durchschaubares Steuerrecht kann bei den Steuerpflichtigen leicht zu
der Annahme fithren, mogliche Steuervergiinstigungen nicht ausgenutzt zu haben
und daher moralisch berechtigt zu sein, als Ausgleich fur entgangene Vorteile
Steuern zu verkiirzen oder zu umgehen.’

Der Zusammenhang zwischen kalter Progression und Steuerwiderstand wurde be-
reits in Kapitel 5.3.6 angesprochen. Ein noch gravierenderer Versto gegen das
Postulat der Willkiirfreiheit des Steuerrechts diirfte im Zusammenhang mit der In-
flationsproblematik in der Besteuerung geldentwertungsbedingter Scheinertriage
liegen. An dieser Stelle sei insbesondere auf die Steuerpflicht von Zinsertragen
hingewiesen, welche in vielen Staaten kaum mehr als einen Inflationsausgleich dar-
stellen. Wird die Steuer auf die Nominalzinsen erhoben, so kann der reale
Nettoertrag von Finanzanlagen sogar negativ werden. Es liegt auf der Hand, daf3
eine solche Besteuerungspraxis Steuerwiderstand hervorruft.” Ein weiteres Beispiel
fir eine Ungereimtheit im Steuersystem, welche sich ungiinstig auf die Steuermoral
auswirken kann, stellt die in vielen Industriestaaten immer noch existierende Dop-
pelbelastung von Dividenden dar (Besteuerung der Gewinne von Kapital-
gesellschaften sowohl auf Gesellschafts- als auch auf Gesellschafterebene). Abhilfe
schafft hier beispielsweise die volle Anrechenbarkeit der Korperschaftsteuer auf die
personliche Einkommensteuer, wie sie seit 1977 in Deutschland gegeben ist.

5.8.1.3 Steuerbelastungsgefiihl

Einen bedeutenden EinfluB auf die Steuermoral hat ferner das Steuerbelastungs-
gefiihl: Je hoher die Steuerpflichtigen ihre personliche Abgabenlast einschatzen,
desto eher werden sie nach herrschender Auffassung zu Steuerwiderstand neigen.
Das Steuerbelastungsgefiihl ist seinerseits abhingig von der objektiv bestehenden
Belastung durch direkte und indirekte Steuern und andere an Staat und Parafisci zu
entricl;tende Abgaben sowie von der subjektiven Wahrnehmung der Abgabenbela-
stung.

Die unmittelbare Wirkung der Grenzsteuerbelastung auf die Steuerumgehung
war in den Kapiteln 5.5.2.2.5 und 5.5.3.2.4 behandelt worden. Im vorliegenden
Kapitel geht es um die indirekte Wirkung, die die objektive Steuerlast tiber ihren
EinfluB auf Steuerbelastungsgefiihl und Steuermoral auf die Steuerumgehung aus-
iibt. DaB3 ein Anstieg der tatsidchlichen Abgabenbelastung c.p. ein hoheres Steuer-
belastungsgefiihl hervorrufen wird, diirfte unstrittig sein.

! Vgl. BOCKELMANN (1969) S. 316.
2 Vgl. hierzu WILL-FELD (1985) S. 9 sowie SWAN in COLLINS (1984) S. 53.
3 Vgl. GNAHS/JANNECK (1978) S. 29, 35; METTELSIEFEN (1984) S. 72.
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Interessanter ist an dieser Stelle die Frage, inwieweit sich dem Staat die Moglich-
keit bietet, das subjektive Belastungsgefiilhl zu senken, ohne die objektive
Steuerlast zu verandern. Die subjektive Wahrnehmung der Abgabenlast hangt ab
von der Merklichkeit der Besteuerung. Die Steuerpflichtigen werden um so eher
das Gefiihl haben, einer aus ihrer Sicht zu hohen Abgabenbelastung ausgesetzt zu
sein, je direkter und fiihlbarer der steuerliche Zugriff erfolgt." Hieraus ergibt sich
fiir die Steuerpolitik die Empfehlung, direkte Steuern verstarkt durch die weniger
merklichen indirekten Steuern zu substituieren. Der Einwand METTELSIEFENS, die
durch indirekte Steuern ausgelosten Preissteigerungsprozesse wiirden den Grad der
Steuerwahrnehmung eher erhohen als senken,” mag fiir den Zeitpunkt der Einfiih-
rung oder Erhohung indirekter Steuern durchaus zutreffen. Hat sich eine indirekte
Steuer jedoch in einer bestimmten Hohe erst einmal etabliert, so diirfte ihre subjek-
tive Wahrnehmung geringer sein, als es bei einer objektiv gleich stark belastenden
direkten Steuer der Fall ist. Bei langfristiger Betrachtung ist deshalb wohl HIRAI
zuzustimmen, der folgende Reihenfolge im Wahrnehmungsgrad der Steuern an-
nimmt. veranlagte Einkommensteuer, im Quellenabzugsverfahren erhobene
Einkommensteuer, spezielle Verbrauchsteuern, Umsatzsteuer.’

5.8.1.4 Einschitzung der Steuerdisziplin der iibrigen Bevilkerung

Auf den Einflu3 der (angenommenen) Steuerhinterziehung anderer Steuerpflichti-
ger auf die Hohe der eigenen Hinterziehung wurde in dieser Arbeit bereits
hingewiesen (s.0. Kap. 5.3.6). Die Vermutung liegt nahe, daf} allgemein die indivi-
duelle Steuerdisziplin davon beeinflult wird, inwieweit man annimmt, ein GroBteil
der iibrigen Steuerzahler entzoge sich durch Steuerumgehung oder -hinterziehung
seiner steuerlichen Verpflichtungen. Ubertriebene Darstellungen durch Presse und
Politiker tiber die Anzahl der Steuerhinterzieher* oder iiber den Anteil an Spitzen-
verdienern, denen es gelingt, der Einkommensteuer vollstindig auszuweichen,’

! Vgl. METTELSIEFEN (1984) S. 72.

2 Vgl. ebenda S. 72 f.

? Vgl. HIRAI (1988) S. 113.

Die iibrigen direkten Steuern diirften aufgrund ihrer Erhebungstechnik in ihrer Merklichkeit in
etwa der veranlagten Einkommensteuer entsprechen, wihrend die Wahrmehmung der Verkehr-
steuern derjenigen der speziellen Verbrauchsteuern vergleichbar erscheint.

* Vgl. IRMLER (1985) S. 10 f. unter Hinweis auf die auf dem Deutschen Steuerberatertag 1984
geduflerte und in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 31.10.1984 wiedergegebene
(unbewiesene) Formulierung, die Deutschen seien ,.ein Volk von Steuerhinterziehern.

* Fiir die unlingst aufgestellte These des Hamburger Biirgermeisters Henning Voscherau, die
Hilfte der Hamburger Millionire zahle keine Einkommensteuer, hat sich bis heute keinerlei
Beweismaterial gefunden. Gemé der letzten Einkommensteuerstatistik des Bundes von 1989
gelang es in Deutschland von iiber 18.000 Einkommensmilliondren nur zweien, keinerlei Ein-
kommensteuer abzufiihren. Vgl. Handelsblatt vom 19.3.1996 S. 4.

Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5 183
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



konnen die Steuermoral der Bevélkerung weiter senken und damit zu einem An-
stieg von Steuerhinterziehung und Steuerumgehung filhren. Wenn bereits Ende der
70er-Jahre in einer Umfrage mehr als ein Drittel aller Befragten annahm, daf8 nahe-
zu alle Steuerzahler eine sich bietende Gelegenheit zur Steuerumgehung ergreifen
wiirden, und 80% meinten, iber die Hilfte der Steuerpflichtigen wiirde, wenn
moéglich, Steuerhinterziehung betreiben,' so diirften Falschmeldungen iiber die all-
gemeine Verbreitung von Steuerumgehung und Steuerkriminalitit ein weiteres
Anwachsen dieser Prozentzahlen und auf diesem Wege eine negative Beeinflussung
der Steuermoral bewirken.

Dem Staat obliegt in jedem Fall die Aufgabe, erstens die Steuerhinterziehung und
-umgehung wirksam zu bekdmpfen, um ihr tatsichliches Volumen zu senken, und
zweitens die Steuerbiirger tiber den wahren Umfang der illegalen oder rechtsmif3-
brauchlichen Steuerausweichung aufzukliren und damit dem vorherrschenden
Eindruck einer allgemein sehr schlechten Steuerdisziplin entgegenzuwirken. Auf
diese Weise konnte der Teufelskreis , schlechte Steuermoral = Annahme schlech-
ter Steuerdisziplin — weiteres Absinken der Steuermoral .. (usw.) ..
durchbrochen und die tatsachliche Steuerdisziplin nicht nur auf direktem, sondern
auch auf indirektem Wege verbessert werden.

5.8.2  Gelegenheiten zur Steuerumgehung

Die empirischen Arbeiten zur Steuerhinterziehung, die als erkldrende Variable
auch die Quellenbesteuerung einbezogen, waren durchweg zu dem Ergebnis ge-
kommen, daf eine derartige Begrenzung der Hinterziehungsmoglichkeiten zu den
effektivsten MafBBnahmen gegen die Steuerhinterziehung gehort (s.o. Kap. 5.3.6).
Entsprechend ist auch fiir die Steuerumgehung anzunehmen, daB ihr tatsichliches
AusmaB wesentlich davon abhingt, inwieweit die Steuergesetze den Steuerpflichti-
gen tberhaupt Gelegenheit dazu geben, die Abgabenlast durch mif3brauchliche
Rechtsgestaltungen zu senken. Unbestreitbar ist jedenfalls die triviale Aussage, dal3
das Volumen der Steuerumgehung bei null liegen wird, wenn die Steuern derart
gestaltet sind, daB ihre Umgehung technisch unméglich ist. Dies ist insbesondere
der Fall bei einer Kopfsteuer. Kopfsteuern lassen sich weder umgehen noch ver-
meiden.” Der starke Widerstand, welcher Kopfsteuern im allgemeinen entgegen-
gebracht wird, liegt aber nicht allein in der Tatsache begriindet, daf3 sie unvermeid-
lich sind, sondern vor allem an ihrer als unsozial anzusehenden Regressions-
wirkung. Die deshalb aus Gerechtigkeitserwigungen abzulehnenden Kopfsteuern’

! Vgl. LANG (1985) S. 97.

2 The poll tax is the only tax that is wholly unavoidable (except by migration or suicide)“
(BRACEWELL-MILNES (1979) S. 89).

? Vgl. allerdings einschrankend S. 225 FN 3.
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sind jedoch nicht die einzig moglichen unumgehbaren Steuern: Wie WAGNER zu-
treffend feststellt, ist Steuerumgehung (ebenso wie Steuervermeidung) immer dann
ausgeschlossen, wenn die Besteuerung entscheidungsneutral erfolgt.' Nun er-
scheint allerdings ein in jeder Hinsicht entscheidungsneutrales Steuersystem
ebensowenig realistisch wie eine als Alleinsteuer fungierende Kopfsteuer, da viele
Maoglichkeiten legaler Steuervermeidung vom Gesetzgeber beabsichtigt sind und
z.T. volkswirtschaftlich unverzichtbar erscheinen.” Doch sollte bei Abweichungen
vom Postulat der Entscheidungsneutralitit stets darauf geachtet werden, daB der-
artige Aneutralititen lediglich zu volkswirtschaftlich erwiinschter Steuervermei-
dung fiihren und moglichst keine oder allenfalls wenige Gelegenheiten zur Steuer-
umgehung schaffen. Eine Elimination simtlicher Méglichkeiten mibrauchlicher

Yv
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W'T(W)L ““““““ :‘ R - o°
W-T(W)K - ----=------ Loeeo- A

—» X

\

W-(1-+)T(W)-K-kW!

|
!
|
|
Abb. 5.8: verfigbares Einkommen in Abhdngigkeit von
der Steuerumgehungsentscheidung bei
eingeschrankten Umgehungsmaglichkeiten

' Vgl. WAGNER (1986) S. 42, 47.

? Nicht entscheidungsneutral ist beispielsweise jede spezielle Verbrauchsteuer. Da diese aber z.T.
wichtige volkswirtschaftliche Lenkungsaufgaben erfiillen (man denke z.B. an die Mineralél-
steuer), wire es duflerst problematisch, ihre Abschaffung zu fordern.
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Umgehung diirfte zwar in der Praxis nicht erreichbar sein. In den meisten entwik-
kelten Steuerstaaten weist jedoch das Steuersystem viele Gelegenheiten zu rechts-
mifbrauchlicher Gestaltung auf, deren Beseitigung keineswegs impraktikabel wire.
Der nicht umgehbare Teil der Steuerbemessungsgrundlage stiege damit an; die
Steuerumgehung konnte auf diese Weise zuriickgefiihrt werden.

Graphisch bedeutet die Beseitigung von Gelegenheiten zur Steuerumgehung, daf3
die in Abb. 5.4 dargestellte Steuerumgehungsentscheidung der Beschrankung
X 2 Xmin (statt X > 0) unterliegen wirde. Das mogliche verfiigbare Einkommen
nach Steuern beschrankt sich dann auf den in Abb. 5.8 gestrichelt eingezeichneten
Bereich rechts von Xgpn.

W-T(W% --------------
W-TW)-K | - - - - - - - - - -

Zexl _ _ _ __________ L

2% ---" - - - -"—-"-"—-=-=-=3-

0 A
W) KY™ Y* E
W-T(W) “X\\W\Eig
KkWE - - o oo . E1(U)
W-(1+f)T(W)-K-kW Px=0)

Abb. 5.9: optimale Steuerumgehungs—
entscheidung bei eingeschrankten
Umgehungsmaoglichkeiten

Auch in Abb. 5.5 war von uneingeschrinkter Steuerumgehungsmoglichkeit ausge-
gangen worden. Existiert fiir einen Teil des Einkommens keine Gelegenheit zur
miBbrauchlichen Umgehung, so bedeutet dies graphisch eine Verkiirzung der Bud-
getlinie aus Abb. 5.5: Fiir die Festlegung des auf gewohnlichem Wege deklarierten
Einkommens steht den Steuerpflichtigen nicht mehr der gesamte Wertebereich
0 < X < W zur Verfiigung. Die verbleibenden Handlungsalternativen sind in
Abb. 5.9 ebenfalls gestrichelt gekennzeichnet. Der fiur die Steuerumgehungsent-
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scheidung eigentlich optimale Tangentialpunkt P* ist in der Abbildung nicht mehr
erreichbar; die den Erwartungsnutzen maximierende Steuerumgehung wird nun
durch den Punkt P** bestimmt. Je geringer die Gelegenheiten zum RechtsmiB-
brauch sind, desto kleiner wird der horizontale Abstand zwischen den Punkten P,
und P**, d.h. jede weitere Beschrankung der Moglichkeiten zur Steuerumgehung
fithrt unmittelbar zu einem Riickgang derselben.

Welche konkreten Steuerreformen sich fiir den Staat anbieten, um auf diese Weise
die Steuerumgehung zuriickzufiihren, wird ausfiihrlich in Abschnitt 6 beschrieben.

5.9 Zwischenergebnis:
Ansatzpunkte fiir eine erfolgversprechende Anti-
Umgehungs-Politik

- Das entscheidungstheoretische Modell der Steuerumgehung konnte zeigen, daf3
das AusmaB an rechtsmifibrauchlichen steuerlichen Gestaltungen entscheidend
davon abhingt, mit welcher Wahrscheinlichkeit derartige Rechtsgestaltungen vor
der Finanzverwaltung bzw. der Finanzgerichtsbarkeit scheitern. Der Einflu3 der
Legislative auf die Rechtsanwendung ist jedoch gering. Fiir Staaten wie GroB3-
britannien, die keine dem deutschen § 42 AO vergleichbare Rechtsnorm kennen
und deren Rechtsprechung eher steuerzahlerfreundlich eingestellt ist, empfiehit
sich allerdings die Einfiihrung einer Generalklausel gegen die Steuerumgehung,
wie sie in Abschnitt 4 dieser Arbeit diskutiert wurde. Auch riickwirkende Steu-
ergesetze lassen sich, soweit sie rechtsstaatlich zuléssig sind, einsetzen, um die
Wahrscheinlichkeit des MiBlingens steuerumgehender Gestaltungen unmittelbar
zu erhohen.

- Die Einfiihrung einer GeldbuBe auf Versuche, das Steuergesetz miflbrauchlich
zu umgehen, fiihrt im Modell ebenfalls zu sinkender Steuerumgehung. Sofern ei-
ne Bestrafung der Gesetzesumgehung im Steuerrecht verfassungsrechtlich
zulassig ist, bietet sich deshalb die Aufnahme einer dem franzdsischen art. 1729
CGI vergleichbaren Bestimmung in die Steuergesetzgebung an.

- Die Ausfiihrungen in Kap. 5.7.5 hatten zu der Annahme eines positiven Zusam-
menhanges zwischen Grenzsteuersatz und Steuerumgehung gefiihrt. Soweit die
Haushaltslage es zulaBt, empfehlen sich daher moglichst niedrige Grenzsteuer-
siitze. Ferner sollte das Ziel der Verteilungsgerechtigkeit nicht durch eine
iibermifige Progression in den Steuertarifen erreicht werden. Abnehmende
Steuerprogression diirfte in der Regel zu abnehmender Steuerumgehung fiihren.

- Die monetiren Kosten der Steuerumgehung sind durch den Staat kaum zweckge-
recht zu beeinflussen. Anders sieht es mit den psychischen Kosten (und Nutzen)
aus, welche ebenfalls fiir das Volumen an Steuerumgehung maBgeblich sind. Fir
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eine effektive Anti-Umgehungs-Politik sollten folglich auch die finanzpsychologi-
schen Erklarungsfaktoren fir den Steuerwiderstand Beriicksichtigung finden.
Hierzu gehoren die allgemeine Bewertung des politischen Systems, die Beurtei-
lung des staatlichen Budgets, das Steuerbelastungsgefiihl und die Einschitzung
der allgemeinen Steuerdisziplin.

Die Bewertung des politischen Systems und damit die allgemeine Einstellung zum
Staat hangen sowohl von der Qualitiit der Politik als auch von ihrer Selbstdar-
stellung und der Medienberichterstattung ab. Die historischen Erfahrungen
zeigen, dal3 untaugliche politische Systeme auf die Dauer auch durch Meinungs-
monopolismus und Eigenlob nicht aufrechterhalten werden kénnen. Umgekehrt
kann jedoch die Unterstitzung eines weitgehend erfolgreichen politischen Sy-
stems durch die Bevolkerung nachlassen, wenn Presse, Rundfunk und Fernsehen
den Schwerpunkt ihrer Berichterstattung auf negative Entwicklungen legen.

Eine bessere Beurteilung des staatlichen Budgets 1a3t sich durch eine Bekimp-
fung der Ressourcenverschwendung im offentlichen Sektor herbeifiihren.
Dartiber hinaus ist es entscheidend, ob die Steuergelder entsprechend den Prife-
renzen der Steuerpflichtigen verwendet werden. Um dies zu gewihrleisten,
empfehlen sich starkere Mitwirkungsrechte der Steuerzahler bei der Aufstellung
der offentlichen Haushalte insbesondere mittels Volksabstimmungen nach
Schweizer Vorbild. Ferner kann eine Besteuerung nach dem Aquivalenzprin-
zip uber den Eindruck, fiir die geleistete Steuerzahlung einen angemessenen
Gegenwert zu erhalten, die Steuermoral verbessern. Doch auch eine am Lei-
stungsfihigkeitsprinzip orientierte, weitgehend als gerecht empfundene Steuer-
lastverteilung kann zu guter Steuermoral beitragen. Eine positive Beurteilung
der offentlichen Haushalte ist ferner von einem iiberschaubaren Steuerrecht
und einer Beschriinkung der Steuerpflicht auf Vorginge, deren Besteuerung
allgemein einsichtig gemacht werden kann (,Willkirfreiheit des Steuer-
rechts”), abhangig. SchlieBlich kann auch eine verbesserte Aufklirung der
Steuerzahler iiber die mit den Steuern finanzierten staatlichen Leistungen
dazu beitragen, den Steuerpflichtigen den Sinn ihrer Zahlungen an das Finanzamt
starker bewuBt zu machen.

Das Steuerbelastungsgefiihl 148t sich zunichst auf dem Wege einer verantwor-
tungsvollen staatlichen Ausgabenpolitik durch eine Herabsetzung der
tatsiichlichen Abgabenbelastung senken. Des weiteren spielt fiir das Steuerbe-
lastungsgefiihl die Merklichkeit der Besteuerung eine entscheidende Rolle. Aus
diesem Grund empfiehlt sich eine Riickfithrung der direkten Besteuerung zu-
gunsten hoherer indirekter Steuern.

- Das Simultanmodell der Steuerumgehung und -hinterziehung (Kap. 5.6) hatte
ergeben, daB eine Bekdmpfung der Steuerhinterziehung nur z.T. durch Auswei-
chen der Steuerpflichtigen auf die Steuerumgehung kompensiert wird, z.T. aber
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auch die Steuereinnahmen des Staates erhoht. Das Modellergebnis einer mit sin-
kender Steuerhinterziehung c.p. ansteigender Steuerumgehung mufB aber in der
Praxis nicht mehr zutreffen, wenn man - wie die finanzpsychologische Forschung
- davon ausgeht, daB die eigene Steuerdisziplin u.a. von der angenommenen
Steuerdisziplin der ibrigen Bevolkerung abhingt. Eine wirksame Bekimpfung
auch der Steuerhinterziehung kann dann dazu beitragen, die allgemeine Neigung
zur Steuerumgehung zu senken. Neben einer Verbesserung der tatsiichlichen
Steuerdisziplin ist aber ferner eine ausgewogene Darstellung der bestehenden
Situation durch Medien und Politiker vonnéten. In Deutschland sollte neben der
notwendigen Berichterstattung tber die vorhandene Problematik des illegalen
Steuerwiderstandes vermehrt auch auf die im internationalen Vergleich relativ
hohe Steuerehrlichkeit im Inland hingewiesen werden.

So notwendig es einerseits ist, erginzend zu den im 6konomischen Modell der
Steuerhinterziehung enthaltenen Parametern auch die finanzpsychologischen Fak-
toren bei der Entwicklung einer wirkungsvollen Anti-Umgehungs-Politik zu
beriicksichtigen, so wenig realistisch ist andererseits die Vorstellung, daf3 in einer
Gesellschaft nahezu alle Biirger dauerhaft bereit sind, aus religiosen oder altruisti-
schen Motiven oder aus Griinden des Ehrgefiihls unabhingig von Aufdeckungs-
wahrscheinlichkeiten, BuBgeldern und Steuertarifverldufen willig ihre Steuern zu
zahlen, wenn nur die Einstellung zum Staat und zu den o6ffentlichen Haushalten
eine positive ist.! Es wird immer Menschen geben, die versuchen, als Trittbrettfah-
rer an den Offentlichen Leistungen zu partizipieren, ohne den gesetzlich
vorgesehenen Beitrag zu deren Finanzierung zu leisten. Auf die Grenzen einer Va-
riation der im entscheidungstheoretischen Modell enthaltenen Parameter wurde in
Kapitel 5.7 bereits hingewiesen. Es diirfte dem Staat unmoglich sein, diese Para-
meter so zu beeinflussen, da3 fir jedes einzelne Wirtschaftssubjekt eine Steuer-
umgehung i.H.v. null die einzelwirtschaftlich optimale Handlungsméglichkeit dar-
stellt. Solange die Steuergesetze Moglichkeiten zum MiBbrauch bieten, wird es
immer Steuerpflichtige geben, die derartige Moglichkeiten zu nutzen versuchen.

- Eine gegen die Steuerumgehung gerichtete Politik muf3 daher in besonderem Ma-
Be an dieser Stelle ansetzen: Steuern koénnen nur dort erfolgreich umgangen
werden, wo das Steuerrecht Unvollkommenheiten aufweist, welche zur
Steuerumgehung Gelegenheit geben. Zwar wird es dem Gesetzgeber in der Pra-
xis nie gelingen, die Moglichkeit, Steuern zu umgehen, vollig auszuschlieBen;
doch sollte er bestrebt sein, durch entsprechende Steuergesetzgebung den Steu-
erpflichtigen moglichst wenig Ansatzpunkte fiir rechtsmiBbrauchliche Steuerspar-
gestaltungen zu belassen. Erfolgversprechender als kontinuierliche Veranderun-
gen der Steuergesetze durch Wortlautverbesserungen und immer neue
Spezialvorschriften (s.0. Kap. 4.1.1) erscheint dabei eine einmalige grundlegende

' Vgl. COWELL (1990) S. 195 f.
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Steuerreform, die beriicksichtigt, daf sich fast alle Steuerumgehungshandlungen
auf einige wenige Grundtypen zuriickfiihren lassen, die sich ganz bestimmte
Merkmale des Steuersystems zunutze machen. Diese die Steuerumgehung begiin-
stigenden Merkmale auszumachen und Méglichkeiten ihrer Beseitigung zu priifen
muB die Grundlage einer solchen Steuerreform sein.
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6. Bekimpfung der Steuerum%ehung durch Beseiti-
Eung \lflorhandener Gelegenheiten zum RechtsmiB-
rauc

6.1 Grundtypen der Steuerumgehung

In Anlehnung an SHENFIELD, BRACEWELL-MILNES, GROENEWEGEN und STIGLITZ
1aBt sich feststellen, dal nahezu alle Steuerumgehungsversuche einer der sieben
folgenden Methoden zuzuordnen sind:'

- interpersonelle Verlagerung von Einkiinften, Ausgaben, Vermogensgegenstianden
oder Schulden:

Die Steuerpflichtigen machen sich den Umstand zunutze, daB8 das Steuersystem
dahingehend nicht neutral ist, als aufgrund von Freibetragen/Freigrenzen oder
interpersonell variierender Steuersitze die Steuerlast unterschiedlich hoch aus-
fallt, je nachdem, wem das Einkommen oder Vermégen zugerechnet wird.

- intertemporale Verlagerung von Einkiinften oder Ausgaben:

Es wird ausgenutzt, daf3 es im Falle intertemporal variierender Steuersitze steu-
erlich nicht gleichgiiltig ist, wann Einkiinfte oder Einkommensabziige anfallen.
Selbst bei im Zeitablauf konstant bleibenden Steuersitzen ist das Hinauszégern
der Steuerzahlung aufgrund moglicher Zinsgewinne immer noch lohnend.

- Umwandlung bestimmter Einkunfts-, Aufwands-, Vermégens- oder Umsatzarten
in andere, steuerlich begiinstigte Einkunfts-(bzw. Aufwands-, Vermégens- oder
Umsatz-)arten:

In diesem Fall ergibt sich die Gelegenheit zur Steuerumgehung aus fehlender
Quellenneutralitit’.

- Steuerarbitrage durch Erwerb von Aktiva, die steuerbegiinstigte Ertrage abwer-
fen, bei steuerlich abzugsfahigen Finanzierungs- oder anderen Kosten:

Die Steuerpflichtigen nutzen Abweichungen der Einkommensteuer vom Rein-
vermogenszugangsprinzip aus.

- Verlagerung von Einkiinften, Ausgaben, Vermégen oder Schulden von der be-
trieblichen auf die private Ebene oder umgekehrt:

! Vgl. SHENFIELD (1968) S. 16, BRACEWELL-MILNES (1979) S. 12, GROENEWEGEN in
COLLINS (1984) S. 25 ff., STIGLITZ/SCHONFELDER (1989) S. 631 ff.

% Unter ,,Quellenneutralitit“ sei im Falle der ESt die steuerliche Gleichbehandlung jedweden
Einkommens verstanden, unabhiingig davon, aus welcher ,,Quelle” das Einkommen stammt.
Fiir die VSt und die USt 148t sich Quellenneutralitidt analog definieren.
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Ursichlich fir derartige Transaktionen ist die von der Besteuerung natiirlicher
Personen abweichende Besteuerung der Unternehmen.

- Ausnutzung fehlender Finanzierungs- oder Rechtsformneutralitit der Unterneh-
mensbesteuerung;

Obwohl von den o.g. Autoren nicht erwéhnt, sind auch die hier genannten Ver-
stoBe gegen das Postulat der Steuerneutralitit eine haufige Quelle fiir rechts-
mifbrauchliche Gestaltungen.

- Ausnutzung fehlender Standortneutralitit der Besteuerung:

Auch regionale und vor allem internationale Unterschiede in der Steuerbelastung
lassen sich nicht nur zu legaler Steuervermeidung nutzen, sondern bieten vielfach
ebenfalls Gelegenheit zu mi8brauchlicher Steuerumgehung.

6.2 Interpersonelle Verlagerung von Einkommen und Ver-
mogen

6.2.1 Maglichkeiten fiir interpersonelle Einkommensverlagerungen'

Steuerumgehung durch interpersonelle Einkommensverlagerungen findet meist
zwischen Eltern und ihren minderjihrigen Kindern statt.” Hauptzweck solcher Ak-
tionen ist Progressionsmilderung im Falle eines direkt-progressiven Einkommen-
steuertarifes: Giinstigstenfalls gelingt es, daf3 jedem Kind genau die Hilfte des el-
terlichen (Ehe-)Einkommens zugerechnet wird, so daf3 der Grenzsteuersatz fiir alle
Beteiligten gleich hoch wird. Aufgrund der beschrinkten Geschaftsfahigkeit Min-
derjahriger kann die freie Verfigung der Kinder tiber Vermégen und Vermogens-
ertrage ausgeschlossen werden, so da3 die Eltern die Verfiigungsmoglichkeit {iber
das ihren Kindern iibertragene Vermogen behalten.’ Der Nachweis des Rechtsmif3-
brauchs ist im allgemeinen schwer zu fithren. Die einfache Ubertragung von
elterlichem Vermogen auf die Kinder zwecks giinstigerer Steuersitze auf die Ver-

! Fiir die Vermdgensteuer gilt in der Bundesrepublik Deutschland nach § 14 VStG das Prinzip
der Haushaltsbesteuerung, d.h. Eltern und Kinder werden gemeinsam zur VSt veranlagt. Mif3-
briuchliche interpersonelle Vermégensiibertragungen innerhalb der Familie zwecks Umgehung
der deutschen Vermoégensteuer sind deshalb nicht méglich. Wegen des konstanten Steuersatzes
wiren Vermogensiibertragungen ohnehin einzig zur besseren Ausnutzung der Freibetriige ge-
eignet, brichten aber keine Verminderung der Grenzsteuerbelastung.

% In Lindern, in denen die Ehegatten getrennt zur Einkommensteuer veranlagt werden, lohnt sich
auch die Verschiebung von Einkiinften oder Ausgaben zwischen den Eheleuten.

® Lassen die Eltern die Kinder frei iiber das Vermégen und die daraus resultierenden Einkiinfte
verfiigen, so muB} die Einkommensverlagerung aufgrund ihrer tatsidchlichen konomischen
Wirkung als ,.echt” angesehen werden; in diesem Fall liegt keine Steuerumgehung im Sinne der
Definition auf S. 30, sondern lediglich vollig legale Steuervermeidung vor.
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mogensertrage unterliegt in aller Regel nicht dem Risiko eines Scheiterns vor der
Finanzverwaltung.' Ein hiufigerer Gegenstand gerichtlicher Auseinandersetzungen
zwischen Steuerpflichtigen und Finanzbehorde sind jedoch Vertriage zwischen El-
tern und Kind, die bei den Eltern zu abzugsfihigen Aufwendungen fiihren, wobei
die Steuerersparnis bei den Eltern aufgrund der direkten Progression der Einkom-
mensteuer hoher liegt als die zusitzliche steuerliche Belastung des (geringer
verdienenden) Kindes.

Beispiel:

Das Finanzgericht Miinster” hatte sich 1985 mit einem Fall zu befassen, in dem
ein selbstandiger Steuerberater mit den Geldmitteln seiner vier Monate alten
Tochter eine fiir seine Praxis bestinmte EDV-Anlage anschaffte und sich diese
verpachten lieB. Den Pachtzins machte er als Betriebsausgabe geltend. Das Geld
des Sauglings stammte aus einem auf seinen Namen lautenden Sparguthaben so-
wie aus einem von den GroB3eltern gewahrten Darlehen.

Das Finanzgericht erkannte diese Gestaltung steuerlich an. Der Vertrag halte in
seiner konkreten Ausgestaltung einem Fremdvergleich durchaus stand. Die
Pachtzinsen seien der Tochter tatsachlich zugeflossen, und es habe sich dabei
nicht um Unterhaltsleistungen gehandelt, zu denen die Eltern ohnehin verpflichtet
sind. Ein Sperrvermerk zugunsten des Kindes auf dem Sparbuch, auf welches die
Pachtzinsen tiberwiesen wurden, sei nicht erforderlich. Fiir die steuerliche Aner-
kennung reiche es aus, wenn fur das betreffende Veranlagungsjahr nachgewiesen
werde, daf die Eltern in diesem Zeitraum die auf dem Sparkonto aufgelaufenen
Pachtzinsen nicht angetastet haben.

Der Bundesfinanzhof® hob diese Entscheidung des Finanzgerichts wieder auf. Fiir
den Fremdvergleich geniige es nicht, ob die Mietvertrige zwischen Vater und
Tochter bei isolierter Betrachtung einem solchen Vergleich standhielten; vielmehr
sei das gesamte Vertragswerk einschlieBlich der die Mietvertrage vorbereitenden
Aktionen dem Fremdvergleich zu unterwerfen. Unabhingig davon liege im vor-
liegenden Fall jedoch ohnehin eine rechtsmibrauchliche Gestaltung 1.S.d. § 42
AO vor, weil fur die Vorschaltung der Tochter beim Erwerb der EDV-Anlage
kein verninftiger wirtschaftlicher Grund zu erkennen sei, zumal die vorgeschal-
tete Person schon allein aufgrund ihres Alters keine rechtlich oder wirtschaftlich
sinnvolle Funktion erfullen konne. Da fur die gewihlte Gestaltung kein verniinfti-
ger auflersteuerlicher Grund zu entdecken 'sei und verstandige Parteien dieses
gekiinstelte Vertragswerk in Anbetracht der wirtschaftlichen Zielsetzung nicht

! Allerdings miissen die Ertrige den Kindern tatsichlich zuflieBen und diirfen nicht fir den lau-
fenden Lebensunterhalt der Eltern verwendet werden (vgl. Urteil des FG Niirnberg vom
13.5.1977 111 176/76, EFG 1977 S. 487 [487]).

2 Urteil vom 16.4.1985, VI 670/85 E, EFG 1986 S. 110f.

3 Urteil vom 17.1.1991 IV R 132/85 BStBL. 1991 II S. 607-610
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gewihlt hétten, liege ein RechtsmiBbrauch vor, der zur Nichtanerkennbarkeit der
Pachtzinsen als Betriebsausgabe fithren miisse.’

Auch die Organisation eines Unternehmens als Familiengesellschaft dient im allge-
meinen ganz oder in erster Linie einer Minderung der Steuerlast. Eine Familien-
gesellschaft entsteht typischerweise durch Umwandlung eines Einzelunternehmens
in eine KG, wobei der bisherige Einzelunternehmer Komplementar der neuen Ge-
sellschaft wird und seine Kinder - progressionsmildernd - als Kommanditisten
beteiligt.> Voraussetzung fiir die steuerliche Anerkennung ist in Deutschland neben
einem zivilrechtlich wirksamen Gesellschaftsvertrag eine ,,angemessene* Gewinn-
verteilung. Der GroB3e Senat des BFH hat in einem grundlegenden Beschlu3 von
1972 eine Rendite der (unentgeltlich erworbenen) Kommanditanteile von durch-
schnittlich bis zu 15% fiir angemessen erklart.*

Als weiteres Beispiel fiir interpersonelle Einkommensverlagerungen kann die be-
reits auf S. 172 (FuBnote 1) angesprochene Kettenschenkung angesehen werden.
In einem solchen Fall wird eine Schenkung nicht direkt der begiinstigten, sondern
zunichst einer dritten Person uibertragen, die den Schenkungsbetrag dann an die
begiinstigte Person weiterleitet. Auf diese Weise wird versucht, die unterschiedli-
chen Steuerklassen und Freibetrige der §§ 16 und 19 ErbStG auszunutzen.* Der
Bundesfinanzhof hat sich schon hiufig mit Streitfillen befassen missen, in denen es
um die frage ging, ob eine mehrstufige Schenkung rechtsmi8brauchlich i.S.d. § 42
AQ sei.

6.2.2 Reformvorschlige

6.2.2.1 Familiensplitting

Interpersonelle Einkommensverlagerungen innerhalb von Familien haben ihre Ur-
sache in der Individualbesteuerung der im Haushalt lebenden Kinder.® Gilt fiir die

' Vgl. auch Kap. 4.3.3.3.2 und 4.3.3.3.4 dieser Arbeit.

2 Vgl. CREZELIUS (1995) S. 319.

3 Vgl. BFH-Beschlufl vom 29.5.1972 Gr. S. 4/71 BStBL. 1973 I1 S. 5 [8].

* So bliebe beispielsweise eine Schenkung an das Enkelkind i.H.v. DM 90.000 steuerfrei, wenn
diese indirekt iiber Vater oder Mutter des Kindes erfolgt (Ersparnis: DM 2.400). Eine Schen-
kung i.H.v. DM 500.000 an die Schwiegertochter auf dircktem Wege 16st eine Steuerpflicht
i.H.v. DM 120.050 aus, wihrend fiir eine indirekte Schenkung iiber den Sohn nur DM 43.905
fillig wiirden.

° Eine Aufzihlung diesbeziiglicher BFH-Entscheidungen findet sich bei TIPKE/KRUSE (1996)
Tz. 32.

¢ Die Individualbesteuerung wire allerdings im Falle eines einheitlichen Grenzsteuersatzes dies-
beziiglich nicht von Belang. Man kénnte daher auch sagen, die primire Ursache inter-
personeller Einkommensverlagerungen l4ge in der Existenz unterschiedlicher Grenzsteuersitze
je nach Einkommenshéhe. Vgl. hierzu das folgende Kapitel.
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Kinder aufgrund des direkt-progressiven Einkommensteuertarifes ein (typischer-
weise) niedrigerer Grenzsteuersatz als fiir die Eltern, so senkt die Ubertragung
steuerpflichtiger Einkiinfte von den Eltern auf die Kinder (oder abzugsfahiger Aus-
gaben von den Kindern auf die Eltern) die Steuerschuld der Familie. Wiirden
Familien (wie in Frankreich) gemeinsam zur Einkommensteuer veranlagt, so blie-
ben innerfamilire Einkommensverschiebungen steuerlich ohne Wirkung. Ein
solches Konzept der Zusammenveranlagung von Familien ist das als Alternative zu
Kindergeld und Kinderfreibetragen entwickelte Familiensplitting.

Wird die Familie als wirtschaftliche Einheit angesehen, in der die Einkiinfte unab-
hiangig davon, wer sie erwirtschaftet hat, fiir alle Familienmitglieder verausgabt
werden, so verkorpert das Familiensplitting eine in besonderem Maf}e sachgerechte
Form der Familienbesteuerung.' Hauptzweck des Familiensplittings ist ein ange-
messener Kinderlastenausgleich, die Verhinderung steuerumgehender Einkom-
mensverlagerungen stellt einen positiven Nebeneffekt dar.

Das Familiensplitting kann als eine Erweiterung des Ehegattensplittings auf die
gesamte Familie angesehen werden:

Beim Familienvollsplitting werden die Einkommen aller Familienmitglieder addiert
und die Summe durch die Anzahl der Familienmitglieder geteilt. Auf den so ermit-
telten Betrag wird der Einkommensteuer-Grundtarif angewendet und das Ergebnis
wieder mit der Anzahl der Familienmitglieder multipliziert. Als Resultat ergibt sich
die Steuerschuld der Familie.

Da davon auszugehen ist, daB3 ein Kind in aller Regel mit einem geringeren Anteil
am Familieneinkommen partizipiert als jedes Elternteil, ist ein sogenanntes
Teilsplitting sachgerechter, bei dem jedem Kind ein Splittingfaktor zugeordnet
wird, der kleiner als 1 ist.> Von einem solchen Familienteilsplitting wird im folgen-
den ausgegangen.*

Die Splittingfaktoren sind im einfachsten Fall fiir alle Kinder identisch.

Geht man davon aus, daB die Aufwendungen fur Kinder von deren Alter abhéngig
sind, so lassen sich die Divisoren aber auch nach dem Alter der Kinder staffeln. Da

! Kinderfreibetrige beriicksichtigen zwar ebenfalls die Ausgaben, die Eltern fiir ihre Kinder zu
leisten haben; doch vernachlissigen starre Freibetrige den Umstand, daB Kindern wohlhaben-
der Eltern in aller Regel ein hoherer Lebensstandard finanziert wird als Kindern von Gering-
verdienern. Ferner miissen in einem solchem System die Kinder die von den Eltern erhaltenen
Zuwendungen nicht versteuern.

2 Geht man davon aus, daB Kinder (zum Beispiel) halb so viele Ressourcen in Anspruch nehmen
wie Erwachsene, so miifiten Kinder als , halbe Personen”, d.h. mit einem Splittingfaktor von
0,5, Beriicksichtigung finden. Bei einer fiinfképfigen Familie wiirde das Familieneinkommen
dann durch zwei ganze und drei ,,halbe” Personen, also durch 3,5, geteilt.

? Eine Beschreibung der , Technik des Familienvoll- und -teilsplittings findet sich bei JANSSEN
(1991) S. 21.
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in Deutschland zur Zeit weder Kindergeld noch Kinderfreibetrige nach dem Alter
gestaffelt sind, kann man jedoch schlieBen, daB der Gesetzgeber von im Zeitablauf
in etwa konstanten Kosten auszugehen scheint.! Altersabhingige Splittingfaktoren
wiren dann nicht angezeigt.

Eine Differenzierung je nach Ordnungszahl des Kindes erscheint ebenfalls nicht
notwendig, da konstante Splittingfaktoren der Haushaltsersparnis® bei zunehmen-
der Kinderzahl bereits Rechnung tragen.?

Zunichst denkbar erscheinen hingegen mit zunehmendem Einkommen abnehmende
Splittingdivisoren. Damit wiirde beriicksichtigt, daB Kinder gering verdienender
Eltern zwar absolut weniger, aber im Verhaltnis zum elterlichen Einkommen mehr
Ausgaben verursachen diirften als die Kinder Besserverdienender.* Um implizite
Grenzsteuerbelastungen von iiber 100% zu vermeiden, miilten die Splittingfakto-
ren jedoch mit steigendem Haushaltseinkommen stetig und nicht sprunghaft
abgesenkt werden, was der Transparenz des steuerlichen Konzeptes des Familien-
splittings erheblich zuwiderliefe.’

Wenn die Splittingfaktoren so bemessen sind, daf3 sie die Aufteilung der Einkom-
mensverwendung innerhalb der Familie angemessen widerspiegeln, dann ist der
verbleibende Anstieg der absoluten Entlastungswirkung bei zunehmendem Ein-
kommen jedoch sachgerecht. Halt der Gesetzgeber den bestehenden direkt-
progressiven Einkommensteuertarif fiir vertikal gerecht, so kann die aus diesem
Tarif resultierende Verteilung der steuerlichen Entlastung durch das Familiensplit-
ting nicht gleichzeitig fiir ungerecht gehalten werden. Wird allerdings durch den
Kinderlastenausgleich auch eine gesicherte materielle Mindestversorgung eines
jeden Kindes angestrebt, so miifite die Entlastungswirkung mindestens die Hohe

! Dies ist wohl auch nicht unrealistisch, da 4ltere Kinder zwar hiufig mit teureren Freizeitkon-
sumgiitern bedacht werden, mehr Nahrung und Getréinke konsumieren und teuren Hobbys (wie
Reiten, Instrumentalunterricht usw.) nachgehen, Kleinkinder auf der anderen Seite Betreu-
ungskosten, extra bereitete Nahrung, hiufiger neue Kleidungsstiicke und spezielle Ausriistungs-
gegenstinde wie Kinderwagen, Auto-Kindersitze etc. benotigen.

% Unter der Haushaltsersparnis versteht man den sich aus dem gemeinsamen Konsum der Famili-
enmitglieder ergebenden Vorteil gegeniiber einer getrennten Haushaltsfithrung. So verursachen
drei Kinder weniger als die dreifachen Kosten fiir ein Kind.

3 Bei einem Familieneinkommen von DM 60.000 und einem Splittingfaktor von 0,5 fiir jedes
Kind wird bei einer dreikopfigen Familie den Eltern zusammen DM 48.000 und dem Kind DM
12.000 zugerechnet. Kommt ein weiteres Kind hinzu, so wiirden DM 40.000 auf die Eltern und
DM 20.000 auf die beiden Kinder bezogen, d.h. nur noch DM 10.000 pro Kind.

* Einkommensunabhingige Splittingdivisoren unterstellen implizit, daf ein zehnfaches Einkom-
men auch zehnfache Ausgaben fiir die Kinder bedeutet.

% gl.A.: TIPKE/LANG (1984) S. 132.

Ein diesbeziiglich besonders abschreckendes Beispiel (mit Splittingdivisoren, die von 0,465 bei
einem z.v.E. bis DM 36.000 stetig auf 0,057 ab einem z.v.E. von DM 260.000 absinken) be-
schreiben BRITSCHKAT/KORNER (1984).
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des fiir nétig erachteten Versorgungsminimums erreichen. Reicht das Splittingver-
fahren hierzu nicht aus, so miifite die Differenz den betroffenen Familien als eine
Art Kindergeld ausgezahlt werden. Der biirokratische Aufwand fir ein solches
variables Kindergeld wire allerdings fiir die Auszahlungsstelle (Arbeitgeber, Sozi-
alamt oder Finanzbehorde) recht hoch.

Weitere Einwande, die gelegentlich gegen das Familiensplitting vorgebracht wer-
den, erscheinen hingegen bei niherer Priifung wenig stichhaltig:

- Der Einwand, fur die Ermittlung realititsgerechter Splittingfaktoren fehiten die
notwendigen statistischen Daten tber die tiblichen Unterhaltskosten je nach Alter
der Kinder und Einkommen der Eltern,' ist zwar sachlich zutreffend, doch liegt
hier kein spezifisches Problem des Familiensplittings vor. Die ,richtige” Festset-
zung von Kinderfreibetragen und Kindergeld trifft auf die gleichen Probleme.

Auch die Frage der richtigen Zuordnung eines Kindes, das z.B. teilweise von der
Mutter, teilweise von Pflegeeltern unterhalten wird,? ist ein Problem, das bei
Kindergeld und -freibetriagen in dhnlicher Form auftritt. Statt einer Aufteilung des
Splittingdivisors auf die am Unterhalt beteiligten Personen empfiehlt sich aller-
dings die volle Beriicksichtigung bei demjenigen Haushalt, in dem das Kind
seinen gewohnlichen Aufenthaltsort hat, wobei von auflerhalb empfangene Un-
terhaltsleistungen steuerpflichtig sein miiten, wihrend die Transfergeber ihre
Leistungen von ihrem zu versteuernden Einkommen abziehen konnten.

Die Durchfithrung eines angemessenen Lohnsteuerabzugs, der Veranlagungsver-
fahren moglichst tberfliissig macht, stoft m.E. durch das Familiensplitting auf
keine neuen Schwierigkeiten.’ Schon jetzt werden in Deutschland Familienstand
und Kinderzahl auf der Lohnsteuerkarte vermerkt und bei der Bemessung der
Lohnsteuer beriicksichtigt. Die Problematik des richtigen Lohnsteuerabzugs liegt
in der nur groben Beriicksichtigung des Einkommens des mitverdienenden Ehe-
mannes bzw. der Ehefrau begriindet, ist aber von der Art des
Kinderlastenausgleichs nicht abhingig.

- Werden noch im Haushalt der Eltern lebende Volljahrige in das Familiensplitting
einbezogen (vgl. § 32 Abs. 4 und 5 sowie § 67 Abs. 2 EStG), so miiiten sie im
Fall eigener Einkiinfte die Einkommensteuererklarung gemeinsam mit den Eltern
ausfiillen und mit unterschreiben. Das Steuergeheimnis wire dann innerhalb der
Familie aufgehoben.* Dieses Problem gegenseitiger Einsichtnahme in die Ein-
kommensverhaltnisse der Eltern bzw. der Kinder liefe sich l6sen, wenn die

! Vgl. KARL-BRAUER-INSTITUT (1983) S. 38.

2 Vgl. STEUERREFORMKOMMISSION (1971) S. 197.

3 50 aber KARL-BRAUER-INSTITUT (1983) S. 42

* Vgl. KARL-BRAUER-INSTITUT (1983) S. 42, JANSSEN (1991) S. 21.
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volljahrigen Kinder eigene Formulare ausfiillen und diese unter Angabe der Steu-
ernummer der Eltern getrennt beim Finanzamt einreichen konnten.

- Das Familiensplitting fiihrt zu einer erheblichen steuerlichen Entlastung kinderrei-
cher Steuerpflichtiger im oberen Progressionsbereich des Einkommensteuer-
tarifes. Soll fur gering verdienende Familien mit niedrigem Grenzsteuersatz eine
garantierte staatliche Mindestversorgung der Kinder gewahrleistet bleiben, so
kame es durch Ausdehnung des Ehegattensplittings auf die Familie c.p. zu erheb-
lichen Steuerausfillen. Diese sind eine logische Konsequenz der gewollten
steuerlichen Entlastung von Familien mit Kindern und miifiten sinnvollerweise
durch eine steuerliche Hoherbelastung Kinderloser ausgeglichen werden, z.B.
uber erhohte Steuersitze bei der Einkommen- oder Umsatzsteuer oder eine Ab-
senkung des Splittingfaktors fiir kinderlose Ehepaare (bei Beibehaltung des
Wabhlrechts auf Individualveranlagung der Ehegatten). Es geht hierbei um die
Frage, ob eine steuerliche Besserstellung von Familien zu Lasten des kinderlosen
Teils der erwachsenen Bevolkerung politisch gewiinscht wird oder nicht; dies ist
keine Frage, mit welchen Mitteln des Kinderlastenausgleichs (Kindergeld, Kin-
derfreibetrage oder Familiensplitting) ein solches Ziel ggf. erreicht werden sollte.

Zusammenfassend 14t sich festhalten, daB das Familiensplitting vom theoretischen
Konzept her als eine positiv zu beurteilende Alternative des Kinderlastenausgleichs
angesehen werden kann. Das Hauptproblem liegt bei praktischer Umsetzung in der
fehlenden vertikalen Gerechtigkeit, da im Falle einer direkt-progressiven Einkom-
mensteuer das Existenzminimum der Kinder nicht abgedeckt wird und hohe
Einkommen unangemessen stark entlastet werden. Abhilfe schaffen wiirden Aus-
gleichszahlungen fiir gering verdienende Eltern sowie Splittingfaktoren, die mit
steigendem Einkommen absinken und damit die Verteilung der Einkommensver-
wendung innerhalb der Familien wirklichkeitsgetreuer widerspiegeln. Wahrend
ersteres, wenn auch mit hohem Aufwand, durchaus praktikabel erscheint, wiirden
einkommensabhingige Splittingdivisoren das System fur die Mehrzahl der Bevol-
kerung weitgehend undurchschaubar machen.

Damit ist die Zusammenveranlagung von Familien zwar eine grundsitzlich geeig-
nete MaBnahme zur Einddimmung der Steuerumgehung, doch stellt ihr - im
gegenwirtigen Steuersystem in der Praxis kaum vermeidbares - Defizit an vertika-
ler Gerechtigkeit eine Nebenwirkung dar, welche die Frage aufwirft, ob die
Vorteile diese Nebenwirkung aufwiegen. Dabei ist zu beriicksichtigen, da das
Familiensplitting die Steuerumgehung durch Einkommensverlagerungen innerhalb
eines Haushalts, nicht jedoch unter Freunden oder auflerhalb des Haushalts leben-
den Verwandten verhindert. Mifbriuchliche Einkommensverschiebungen wiirden
zwar erheblich erschwert, bleiben aber nach wie vor moglich, solange unterschied-
liche Steuerpflichtige mit unterschiedlichen Grenzsteuersitzen belastet werden. Die
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konsequentere Losung wire eine Einkommensteuer mit nur noch einem einzigen
Grenzsteuersatz (ohne Nullzone), eine sog. flat-rate tax.' Diese konnte auch die
oben genannten Verst6Be des Familiensplittings gegen die vertikale Gerechtigkeit
beseitigen, da die Verteilung der Entlastungswirkung durch das Splittingverfahren
ein Spiegelbild der Verteilung der Grenzsteuersitze darstellt.” Ob die flat-rate tax
selbst einen zwingenden Versto3 gegen das Postulat vertikaler Gerechtigkeit dar-
stellt, ist im folgenden Kapitel, welches sich der Abschaffung der direkten
Progression als Mafinahme gegen die Steuerumgehung widmet, genauer zu priifen.

6.2.2.2 Abschaffung der direkten Progression

Die Ausgestaltung der Einkommensteuer als flat-rate tax schlieit Steuerumgehung
durch interpersonelle Einkommensverlagerungen vollig aus.’ Aus Griinden der
Verteilungsgerechtigkeit wird jedoch im allgemeinen eine progressive Einkommen-
steuer als unverzichtbar angesehen. Doch sind mit zunehmendem Einkommen
ansteigende Grenzsteuersitze keine zwingende Voraussetzung fir steigende
Durchschnittssteuersatze und die hierdurch meist angestrebte Umverteilungswir-
kung der Einkommensteuer zu Lasten einkommensstarker Haushalte. Die derzeit
dem direkt-progressiven Tarif zukommende Umverteilungsaufgabe® 14Bt sich auch
durch eine mit einer flat-rate tax verknipfte ,negative Einkommensteuer

! Die Forderung nach einer flat-rate tax als Mittel zur Bekimpfung der Steuerumgehung findet
sich auch bei SWAN in COLLINS (1984) S. 49.

% Ohne Verkniipfung der flat-rate tax mit einem Grundfreibetrag oder einer negativen Einkom-
mensteuer (siche folgendes Kapitel) hitte das Familiensplitting allerdings iiberhaupt keine
Entlastungswirkung aufzuweisen.

? Von grenziiberschreitenden Einkommensverlagerungen sci an dieser Stelle abgesehen. Zur
internationalen Steuerumgehung vgl. Kap. 6.8 dieser Arbeit.

* Eine progressive Steuer muB nicht in jedem Fall umverteilend wirken, sondern kann theoretisch
allein dem Ziel dienen, mit der Besteuerung allen Steuerpflichtigen ein gleiches relatives Opfer
abzuverlangen. Fiir dieses Ziel ist jedoch auch unter der Annahme eines abnehmenden Grenz-
nutzens des Einkommens ein progressiver Tarif nicht zwingend erforderlich (unzutreffend in
diesem Zusammenhang HABERSTOCK/BREITHECKER (1996) S. 13: Man denke z.B. an jede
Nutzenfunktion der Gestalt U(Y)=Y" mit 0<a<1l). Zwar sind auch Nutzenverliufe denkbar,
welche eine Steuerprogression implizieren (beispielsweise U(Y)=In(Y+1)); doch ist in den mei-
sten Staaten die Progression des Einkommensteuertarifes derart ausgeprigt, daB die
Konstruktion mathematischer Nutzenfunktionen, die diese Progression allein nach der Op-
fertheorie rechtfertigen wiirden, kaum méglich sein diirfte. So wird nach der deutschen ESt-
Grundtabelle fiir 1996 auf ein z.v.E. von DM 36.000 eine Steuer von DM 6.691 erhoben. Bei
der o.a. logarithmischen Nutzenfunktion miiite nach dem Prinzip des gleichen relativen Opfers
ein Einkommen von DM 72.000 einer Steuer von DM 14.172,75 unterliegen. Tatsichlich wird
jedoch eine Steuer von DM 18.809 fillig.
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(negative income tax = NIT) erfuillen.' Als Voraussetzung fiir eine als Waffe gegen
die Steuerumgehung fungierende flat-rate tax, welche mit dem Postulat der verti-
kalen Gerechtigkeit im Einklang stehen soll, wird im folgenden das Konzept der
NIT beschrieben und auf seine Praxistauglichkeit hin untersucht. Die Abhandlung
orientiert sich dabei an den in der Bundesrepublik Deutschland vorliegenden Ver-
haltnissen; doch sind die Grundziige des Steuer- und Transfersystems in den
meisten entwickelten Volkswirtschaften vergleichbar, so daB die Einfiihrung der
NIT im Ausland in etwa die gleichen Vorteile erbringen und Probleme aufwerfen
durfte wie in Deutschland.

Ziel der NIT ist nicht allein die hiermit verbundene Moglichkeit einer sozial ver-
traglichen Beseitigung der direkten Progression im Einkommensteuertarif.
Angestrebt wird mit der NIT ferner eine Vereinfachung des Systems der sozialen
Sicherung und die Gewahrleistung positiver finanzieller Anreize, einer Arbeit nach-
zugehen

Die Ausgestaltung einer derart reformierten Einkommensteuer ist hochst einfach,
es miissen nur zwei Parameter festgelegt werden: das garantierte Mindesteinkom-
men Y, und der einheitliche Grenzsteuersatz 6.

Das garantierte Mindesteinkommen soll dem sozialkulturellen Existenzminimum
entsprechen. Wer keine Einkiinfte hat, erhélt vom Finanzamt eine Zahlung in eben
dieser Hohe als ,,negative” Einkommensteuer. Bei Einkommensbeziehern vermin-
dert sich die negative Einkommensteuer um das mit dem Steuersatz multiplizierte
z.v.E; ab einer bestimmten Einkommenshéhe (der sog. Transfergrenze Yr,) wird
aus der negativen eine ,positive” Einkommensteuer, d.h. es werden Zahlungen an
das Finanzamt fallig.

Es ergibt sich folgende Tariffunktion: T =0*Yy— Y .

Mit seinem Urteil von 1992 zur Nullzone des Einkommensteuertarifs’ hat das
Bundesverfassungsgericht festgelegt, daB Einkommen erst dann besteuert werden
darf, wenn es den Betrag ubersteigt, der Bediirftigen nach dem Sozialrecht als
staatliche Unterstiitzungsleistung zusteht. Der Umstand, daB der das Existenzmi-
nimum abdeckende Teil des Einkommens steuerfrei bleibt, gewahrleistet jedoch
noch nicht, daf3 die Aufnahme von Arbeit in jedem Fall das verfiigbare Einkommen
erhoht. Wenn Sozialhilfe in Hohe des Existenzminimums gewahrt wird und Er-

! Die Einfiihrung einer NIT ist nicht zwingend an eine flat-rate tax gebunden, doch ist im Zu-
sammenhang mit dem Problem der Steuerumgehung die NIT nur dann von Interesse, wenn sie
mit einer Abschaffung der direkten Progression einhergeht.

% Vgl. MITSCHKE (1986) S. 315.

3 Vgl. BVerfG-Beschlufl vom 25.9.1992 - 2 BvL 5, 8, 14/91 - BVerfGE 87 S. 153 ff.
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Abb. 6.1: Entwicklung der Steuerschuld in Ab—
hdngigkeit vom verfligbaren Einkommen
(NIT i.V.m.fat—rate tox)

werbseinkiinfte in gleicher Hohe steuerfrei bleiben, so lohnt sich die Aufnahme ei-
ner gering bezahlten Erwerbstatigkeit nicht, sofern diese nicht durch eine negative
Einkommensteuer oder andere staatliche Leistungen bezuschuflt wird. Wie Abbil-
dung 6.2 zeigt, stellt eine NIT in der oben beschriebenen Form hingegen sicher,
daB im gesamten Tarifbereich fur die Erzielung zusitzlicher Einkiinfte stets ein
finanzieller Anreiz verbleibt: Werden neben der NIT keine weiteren einkommens-
abhingigen Unterstiitzungsleistungen gewihrt, so werden implizite Grenzsteuer-
sdtze von 100% oder mehr vollstandig vermieden.

Als Konsequenz aus dem BVerfG-Urteil hat der Gesetzgeber die Nullzone ausge-
weitet und zur Kompensation der Einnahmenausfille den Eingangssteuersatz
erhoht. Im Ergebnis wurde der Verlauf der Grenzsteuersitze flacher, die direkte
Progression ging damit zuriick. Zu einer volligen Abschaffung der direkten Pro-
gression konnte man sich jedoch nicht entschlieBen. Immerhin hat die Diskussion
um eine negative Einkommensteuer (bzw. ,,Biirgergeld) neuen Nahrstoff erhalten.
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Abb. 6.2: Entwicklung des Nettoeinkommens bei
einer NIT i.V.m. einer flat—rate tax

Die Einfiihrung der NIT wiirde einen Ubergang vom Kausalprinzip zum Finalprin-
zip bedeuten, d.h. durch die NIT wird die Herbeifiihrung eines verteilungspolitisch
erwinschten Zustands bezweckt, unabhangig von der Ursache (z.B. Bediirfligkeit,
Arbeitslosigkeit, Kindererziehung, Ausbildung etc.) der zu korrigierenden Aus-
gangsposition. Dabei stellt sich die Frage, welche Transferleistungen (und
Abgaben) des offentlichen Sektors in das System der NIT einbezogen werden sol-
len.! Nach der engsten Konzeption wiirden lediglich ESt und Sozialhilfe
zusammengefiihrt; nach dem weitestgehenden Ansatz wiirden auch sonstige gegen-
leistungsfreie Transfers, Leistungen aus der gesetzlichen Sozialversicherung sowie
die Erbschaft- und Schenkungsteuer integriert.

Meines Erachtens wire es sinnvoll, (eventuell schrittweise) folgende offentliche
Transfers einzubeziehen: Neben der Sozialhilfe und der Arbeitslosenhilfe sollten
auch die gesetzliche Rentenversicherung und Arbeitslosenversicherung eingeglie-
dert werden. Um Ubergangsprobleme bei Eintritt voriibergehender Arbeitslosigkeit

! Vgl. hierzu SVR (1993) S. 223.
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abzumildern (z.B. Bedienung laufender Kredite, Bezahlung der Wohnungsmiete),
koénnte fur einen bestimmten Zeitraum weiterhin beitragsfinanziertes Arbeitslosen-
geld in Hohe der Differenz zwischen dem derzeitigen Anspruch und der NIT
gezahlt werden. Sieht der Gesetzgeber eine iiber den Grundbedarf hinausgehende
Alterssicherung als meritorisches Gut an, so kann eine Versicherungspflicht bei
einer privaten Rentenversicherung angeordnet werden. Bisher aufgelaufene gesetz-
liche Rentenanspriiche, welche die Hohe der NIT ibersteigen, miifSten aus
rechtlichen Griinden (in Hohe des ibersteigenden Betrages) weiter ausgezahit
werden. Ferner sollten neben der Sozialhilfe auch weitere gegenleistungsfreie
Transfers wie Erziehungsgeld, Kindergeld', Bafog-Leistungen, Wohngeld® etc. in
die NIT integriert werden. Nicht einzubeziehen sind hingegen die Leistungen der
gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Unfallversicherung, da diese Versicherungen
nicht den von der NIT erfaf3ten tiblichen Grundbedarf der Bevolkerung, sondern
auBerordentliche Aufwendungen abdecken, die nicht jedem Menschen unabhingig
vom Eintreten des Versicherungsfalls erstattet bzw. ausbezahlt werden sollten. Die
Einfuhrung eines einheitlichen Steuersatzes ermoglicht schlieBlich auch die Inte-
gration der Erbschaft- und Schenkungsteuer in die ESt, ohne - wie im Fall einer
direkt-progressiven Einkommensteuer - zu einer im Jahr des Erbanfalls unter Le-
benseinkommensaspekten iiberhohten Besteuerung zu fiihren.?

Das System der NIT i.V.m. einer flat-rate tax weist neben der wirksamen Reduzie-
rung der Gelegenheiten zur Steuerumgehung eine Reihe weiterer Vorteile auf:

Indem eine Vielzahl von Umverteilungskomponenten in der Steuer- und Sozalge-
setzgebung auf die NIT ubertragen wird, wird das Umverteilungssystem
transparenter und weniger verwaltungsaufwendig. Die einzelnen Bestandteile des

! Zum Kinderlastenausgleich s.u. S. 204 f.

? Kommunen mit iiberdurchschnittlich hohen Mieten konnten weiterhin durch Wohngeldzahlun-
gen oder Sozialwohnungen bezahlbaren Wohnraum schaffen, wenn die nach dem landes-
iblichen Mietniveau ausgerichtete NIT dort nicht ausreicht.

? Solange das Bundesverfassungsgericht an seiner dem Leistungsfihigkeitsprinzip widerspre-

chenden und das Prinzip der Gewaltenteilung verletzenden Rechtsprechung festhilt, miifiten
Erbschaften als weitere Einkunfitsart dem Einkommensteuerrecht hinzugefiigt und mit den vom
Gericht geforderten Freibetrigen versehen werden. Vgl. BVerfG-Beschiuff vom 22.6.1995 - 2
BvVR 552/91 - NJW 1995 S. 2624 ff. i.V.m. BVerfG-Beschlufl vom 22.6.1995 - 2 BvL 37/91 -
NJW 1995 S. 2615 ff.
Der Widerspruch zum Leistungsfihigkeitsprinzip liegt darin begriindet, da8 Erbschaften und
Schenkungen die perstnliche Leistungsfihigkeit genauso erhthen wie alle anderen Einkiinfte
auch. Das Prinzip der Gewaltenteilung wurde insbesondere dadurch verletzt, indem das Ge-
richt, angerufen wegen der Bewertung von Grundbesitz in der VSt und ErbSt, Dinge regelte,
welche nicht Gegenstand der Klage waren und damit allein der Legislative oblagen. Vgl. hierzu
auch die treffenden Ausfiithrungen von Richter BOCKENFORDE in seinem Minderheitsvotum
zum BVerfG-Beschlufl vom 22.6.1995 - 2 BvL 37/91 - a.a.0. S. 2615 [2620-2624]. Vgl. ferner
Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG!
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Systems werden einfacher aufeinander abstimmbar, Leistungskumulation auf der
einen Seite verhindert, auf der anderen Seite die liickenlose Versorgung Bediirfti-
ger gewihrleistet.' Die Wahrscheinlichkeit impliziter Grenzsteuersitze von 100%
oder mehr sinkt.” Durch Aufnahme bestimmter Teile der gesetzlichen Sozialversi-
cherung in die NIT sinken die Lohnnebenkosten. Das Problem der ,kalten
Progression“ wird auf die Hohe der maximalen NIT, Freibetrage und Freigrenzen
reduziert. Die Diskussion um die progressive Entlastungswirkung von Freibetriagen
und asnderer Abziige von der Einkommensteuer-Bemessungsgrundlage hitte ein
Ende.

Die mit der Einfithrung der NIT verbundenen Nachteile und zu 16senden Probleme
sind m.E. vergleichsweise weniger gravierend:

Man koénnte der mit einer NIT verkniipften flar-rate tax anlasten, daB sich der Ge-
setzgeber hiermit auf einen bestimmten Progressionsverlauf festlegt. Konkrete
Annahmen tber die Nutzenfunktionen der Steuerpflichtigen sowie exakt festge-
legte Vorgaben uber die mit dem Einkommensteuertarif bezweckte Umverteilung
konnten Progressionsverlaufe erforderlich machen, welche mit einem einheitlichen
Grenzsteuersatz nicht erreichbar sind. Fur die Praxis darf jedoch bezweifelt wer-
den, daB3 der Steuertarifverlauf tatsichlich das Ergebnis mathematischer Nutzen-
funktionen und exakt durchgeplanter Umverteilungsvorgaben ist. Es gibt keinerlei
Anhaltspunkte fiirr die Annahme, da3 der aus einer NIT resultierende Progressions-
verlauf die verteilungspolitischen Préferenzen der Gesellschaft schlechter wider-
spiegelt als der derzeitige direkt-progressive Steuertarif.

Ein weiteres Problem ergibt sich bei konsequenter Umsetzung des Finalprinzips aus
dem Umstand, daB auch nicht arbeitswillige Personen und Schwarzarbeiter negati-
ve Einkommensteuer erhielten. Um dies zu verhindern, wire es notwendig, die
Zahlung der vollen Negativsteuer auf solche Personen zu beschranken, die nicht
arbeitsfihig sind oder denen kein Arbeitsplatz angeboten werden kann.* Der hier-
mit verbundene Verwaltungsaufwand existiert aber auch im derzeitigen System aus
Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe, so daB3 ein spezifischer Nachteil
der NIT diesbeziglich nicht vorliegt.

Zu losen ist des weiteren die Frage des Kinderlastenausgleichs: Da die NIT das
sozialkulturelle Existenzminimum abdecken soll, miifite entsprechendes auch fiir

! Vgl. MITSCHKE (1986) S. 314, 319.

Sie bleibt grofer als null, da die Beibehaltung einer zeitlich befristeten Arbeitslosenhilfe
schlecht bezahlte Arbeit u.U. voriibergehend finanziell nachteilig werden 14t und bestimmte
Einkommensgrenzen (z.B. fiir die Arbeitnehmer-Sparzulage, Sozialwohnungen, staatliche Ab-
treibungsfinanzierung, Riickzahlungspflicht fiir bestehende Bafog-Schulden, Unterhaltspflicht
fiir geschiedene Ehegatten und deren Kinder) wohl bestehen blieben.

3 Vgl. MITSCHKE (1986) S. 318.

* Vgl. METZE (1982) S. 794.

[N}

204 Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



Kinder gelten. Damit wire auch fur Kinder ein - einkommensunabhéngiger - Abzug
von der Einkommensteuer zu gewihren, der deren Existenzminimum entspricht.'
Im Falle einer flat-rate tax spielt es dabei keine Rolle, ob dieser Abzug als Kinder-
geld ausgezahlt, ein (entsprechend hoherer) Kinderfreibetrag gewahrt wird oder ob
Kinder im Rahmen eines Familiensplittings beriicksichtigt werden: Die Entla-
stungswirkung wire stets unabhingig vom Einkommen die gleiche. Die hieraus
resultierende erhebliche Besserstellung von Familien mit Kindern fiihrt i.V.m. der
erst bei der Transfergrenze einsetzenden Positivbesteuerung und der Erfordemnis,
bestehende Pensionsverpflichtungen - steuerfinanziert - weiterhin zu erfiillen, zu
Steuerausfillen, die anderweitig auszugleichen wiren.” Da die Einsparungen bei
Arbeitslosen- und Sozialhilfe und sonstigen Transfers hierfiir nicht ausreichen kon-
nen, miflte der einheitliche Steuersatz relativ hoch festgesetzt werden. Setzt man
das Existenzminimum fir Erwachsene, entsprechend dem Einkommensteuertarif
fir 1999, bei DM 13.000 und fiir Kinder bei DM 6.500 an,’ so wiirde selbst ein
sich nach dem derzeitigen Spitzensteuersatz bemessender einheitlicher Steuersatz
von 53% die Aufkommensneutralitit kaum gewihrleisten.* Die Steuerreform sollte
daher begleitet werden von einer Abschaffung der steuerlichen Abzugsfahigkeit
diverser Aufwendungen (wie z.B. Vorsorgeaufwendungen, deren Riickflisse steu-
erfrei sind, staatliche Bauférderung, Geschiftsessen etc.) sowie einer Ausdehnung
der Steuerbemessungsgrundlage (z.B. Einbeziehung von Stipendien, Krankengeld
usw., capital gains, fiktiver Miete auf selbstgenutztes Wohneigentum; Abschaffung
von § 3b EStG). Verbleibende Einnahmeausfille konnten beispielsweise durch die
Einfuhrung der geplanten CO,- oder allgemeinen Energiesteuer kompensiert wer-
den. Wenn ohnedies beabsichtigt ist, das Steuersystem um weitere okologische
Komponenten zu erginzen und dies durch Mindereinnahmen bei der Lohn- und
Einkommensteuer auszugleichen, so stellt die Einfilhrung der NIT i.V.m. einer
Energiesteuer eine familienfreundliche und sozial ausgewogene Reformalternative
dar, welche sich gut in die derzeit diskutierten Steuerreformplane einfiigt.’

' Vgl. ebenda S. 797 .

2 Mit den fiskalischen Folgen einer Einfithrung der NIT in Deutschland befaBt sich ausfiihrlich
HOTHER (1990) mit Hilfe von Simulationsmodellen.

* Der Betrag von DM 6.500 entspricht in etwa dem in § 32 EStG als Existenzminimum ange-
setzten Kinderfreibetrag i.H.v. DM 6.264 p.a.

4 Alleinstehende ohne Kinder hitten bei einem solchen Tarif bis zu einem jihrlichen Einkommen
von knapp 38.000 DM Steuervorteile gegeniiber dem Einkommensteuertarif fiir 1999, bei kin-
derlosen Ehepaaren ldge die Grenze bei knapp 76.000 DM, und eine vierkdpfige Familie stiinde
sich bis zu einem z.v.E. von nahezu 114.000 DM nach der Reform besser als vorher.

* Die erhebliche steuerliche Besserstellung von Geringverdienern insb. mit Familie wiirde gleich-
zeitig den Tarifpartnern umfassende Arbeitszeitverkiirzungen bei entsprechend geringeren
Netto-, aber nur wenig veridnderten Bruttolohnen erméglichen. Insofern kann die NIT auch Be-
standteil einer konzertierten Aktion zur Bekimpfung der Arbeitslosigkeit sein.

Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5 205
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



Die abschlieBende Beurteilung der durch eine NIT ergénzten flat-rate tax fillt ins-
gesamt positiv aus:

Wesentliche Nachteile sind mit einer solchen Maflnahme m.E. nicht verbunden; die
zu erwartenden Steuerausfille lieBen sich z.T. innerhalb der Einkommensteuer,
z.T. auf dem Gebiet der indirekten Besteuerung kompensieren. Der Vorteil einer
effizienten, zielgerechten, transparenten und familienfreundlichen Sozialpolitik 14t
eine solche Reform selbst dann vorteilhaft erscheinen, wenn man die wirksame
Verhinderung mifB3brauchlicher interpersoneller Einkommensiibertragungen ver-
nachléssigt. Gerade auf diesem Gebiet aber ist die flat-rate tax an Effektivitat nicht
zu iiberbieten, da sie direkt die Ursache des Problems (unterschiedliche Grenzsteu-
erbelastung je nach Person des Einkommensempfangers) vollig beseitigt. Da die
Steuerrechtswissenschaft keine zuverléssigen Verfahren zu entwickeln in der Lage
ist, welche eine stets korrekte individuelle Zurechnung von Einkiinften gewihrlei-
sten, trifft genau das Gegenteil der Behauptung LANGs zu, interpersonelle
Einkommensverlagerungen seien kein Problem des Steuertarifs, sondern ein Pro-
blem der Bestimmung des zu versteuernden Einkommens.' In Wirklichkeit ist
dieses Problem einzig durch eine Reform des Steuertarifs zu losen.

Zu bericksichtigen ist, daB die hier vorgeschlagenen MafBnahmen eine radikale
Verianderung des bestehenden Steuer- und Transfersystems bedeuten, weshalb sich
ein behutsamer Ubergang zum neuen System empfichlt. Beispielsweise konnte in
einem ersten Schritt die Nullzone des Einkommensteuertarifs bis zur geplanten
Transfergrenze ausgeweitet werden und fiir Einkommen, die zwischen der Trans-
fergrenze und der derzeitigen oberen Proportionalzone liegen, ein einheitlicher, in
etwa Aufkommensneutralitit bewirkender Grenzsteuersatz von z.B. 40% einge-
fithrt werden. Im zweiten Schritt kénnten Sozialhilfe, Arbeitslosenhilfe und andere
gegenleistungsfreie Transfers durch ein einkommensunabhingiges Biirgergeld er-
setzt und die Nullzone in der Einkommensteuer abgeschafft werden. Die noch
fehlenden MafBinahmen (Einbeziehung von Arbeitslosen- und Rentenversicherung,
Erbschafisteuer, flat-rate tax, Ausweitung der ESt-Bemessungsgrundlage, Einfiih-
rung oder Erhohung indirekter Steuern) wiéren dann in einem dritten und letzten
Schritt umzusetzen.

Man mag gegen die hier vorgeschlagene Steuerreform einwenden, daB sie in einem
weiten Bereich des Einkommensteuertarifs eine Erhohung der Grenzsteuerbela-
stung mit sich bringt und damit dort den Anreiz zur Steuerumgehung erhoht. Die
vollige Beseitigung der Moglichkeiten zur Steuerumgehung durch interpersonelle
Einkommensverlagerungen diirfte einen solchen Effekt jedoch mehr als kompensie-
ren. Dabei ist auch der Umstand zu beriicksichtigen, da in den meisten
Gerichtsverfahren, die sich mit Steuerumgehung befassen, die ProzeBgegner der

! Vgl. TIPKE/LANG (1984) S. 132.
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Finanzbehorden gut verdienende Steuerpflichtige sind, welche i.d.R. schon jetzt
dem Spitzensteuersatz von 53% unterliegen.'

Insgesamt ist die Abschaffung der direkten Progression die vielleicht wichtigste
MaBnahme gegen die Steuerumgehung iiberhaupt, da sie einen bedeutenden Anteil
mifbrauchlicher Gestaltungen erfa3t und vollig ausschlieBen kann. Auch die Ne-
benwirkungen dieser Maflnahme erscheinen eher positiv als negativ, so daB eine
praktische Umsetzung der Reform fiir die nahe Zukunft als unbedingt erstrebens-
wert anzusehen ist.

6.2.2.3 Reform der Erbschaft- und Schenkungsteuer

Kettenschenkungen haben ihre Ursache in den Freibetragen sowie den in Deutsch-
land je nach Verwandtschaftsgrad und Zuwendungshohe variierenden Steuersitzen
des ErbStG. Unabhingig davon, ob die ErbSt als selbstindige Steuer bestehen
bleibt oder ob Erbschaften und Schenkungen als weitere Einkunfisart in die ESt
integriert werden, liegt die Losung des Problems in einer Abschaffung der Freibe-
trage und der Einfiihrung eines einheitlichen Steuersatzes.

Eine Abschaffung oder zumindest Reduzierung der Freibetrage ist in der Bundes-
republik Deutschland durch die wenig sachgerechte, nichtsdestoweniger den
Gesetzgeber bindende Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts unméglich
geworden (s.0. S. 203 FN 3). Der mibrauchlichen Ausnutzung der Freibetrige
durch Kettenschenkungen ist daher nur mittels § 42 AO beizukommen. Doch hat
auch hier die Rechtsprechung mittlerweile eine steuerumgeherfreundliche Position
eingenommen: Nur wenn eine WillensdauBerung des Schenkers vorliegt, durch die
sich der Erstempfinger der Schenkung ihrer Weitergabe faktisch nicht entziehen
kann, sei § 42 anwendbar.” DaB Steuerpflichtige die solcherart festgelegte Voraus-
setzung fiir die Anwendung der Generalklausel relativ leicht umgehen kénnen, liegt
auf der Hand.* Dem Gesetzgeber bleibt im wesentlichen nur die Moglichkeit, durch
einen einheitlichen Schenkungsteuersatz einen Teil des Anreizes zur Steuerumge-
hung durch Kettenschenkungen zu beseitigen und verbleibende miBbrauchliche
Gestaltungen dieser Art hinzunehmen.

! Steuerumgehung im groBen Stil ist im wesentlichen ein Privileg der ,Reichen®. Vgl. hierzu
oben Kap. 3.5.2.

? Vgl. MEINCKE (1994) Rz. 68 und 68a unter Berufung auf den BFH (Urteil vom 14.3.1962 II
218/59 U BStBI. 1962 III S. 206 £.) und das FG Miinster (Urteil vom 7.3.1991 3 K 8178/88 Erb
EFG 1991 S. 737 £)).

* Entsprechende Tips finden sich bei KOTTKE (1994) S. 223.
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6.3 Intertemporale Verlagerung von Einkiinften oder Ausga-
ben

6.3.1 Maiglichkeiten der Verminderung oder Verzogerung der Steu-
erzahlung durch intertemporale Einkommensverschiebung

Die intertemporale Verschiebung der Besteuerung von Einkommen und Ertrigen
kann sowohl dem Hinauszogern der Steuerzahlung dienen (Zinseffekt) als auch zu
einer endgiiltigen Steuerersparnis fiihren. In beiden Fillen muBl es sich nicht
zwangslaufig um Steuerumgehung handeln. Vielfach stellen zeitliche Einkommens-
verlagerungen simple Steuervermeidung dar. So ist weder in einer steuerlich
motivierten Gewinnrealisierung zu Beginn eines Jahres statt am Ende des Vorjah-
res noch in dem Erwerb von Aufzinsungspapieren (z.B. Bundesschatzbrief Typ B)
eine Steuerumgehung zu sehen. Erst wenn die intertemporale Verschiebung der
Steuerpflicht durch rechtsmifbrauchliche Gestaltung erreicht wird, liegt eine
Steuerumgehung im Sinne der Definition von Abschnitt 2 dieser Arbeit vor.

Vier Typen zeitlicher Einkommensverschiebungen lassen sich unterscheiden:

Zunichst kann versucht werden, Anderungen des Steuertarifs so auszunutzen, daB
im Falle einer Steuererhohung steuerpflichtiges Einkommen moglichst vor Inkraft-
treten der hoheren Steuersitze anfillt, wahrend im umgekehrten Fall die
Steuerpflicht moglichst hinausgezogert wird."

Auch bei unverandertem Steuertarif kommt es im Falle direkter Progression zu
jahrlichen Schwankungen der individuellen Steuersitze. Gelingt es, Einkiinfte und
Ausgaben so zu verschieben, daf3 das Jahreseinkommen im Zeitablauf in etwa kon-
stant bleibt, so lassen sich Progressionsspitzen vermeiden und die durchschnittliche
Steuerbelastung auf diese Weise senken.”

Die dritte Methode nutzt die international iibliche Steuerfreiheit unrealisierter ca-
pital gains aus. Da Wertsteigerungen von Vermogensgegenstianden im Regelfall
mit Unsicherheit verbunden sind, konzentrieren sich Steuervermeidungs- und
Steuerumgehungsstrategien insbesondere auf Geldanlagen und Kredite nach dem
Zero-Bonds-Modell. In Deutschland werden die Ertrige aus Zero-Bonds zwar
nicht als capital gains, sondern als Zinsertrage nach § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG, aber
ebenfalls erst am Ende der Laufzeit versteuert.

Maoglichkeiten, auf diese Weise eine Verzogerung der Steuerzahlung zu erreichen,
welche auch bei einem einheitlichen und im Zeitablauf unveranderten Steuersatz
iiber den Zinseffekt von Vorteil ist, beschreibt KOTTKE:®

! Vgl. JAHRMARKT (1981) S. 20, 22.
2Vgl. ebenda S. 20 f.
3 Vgl. KOTTKE (1994) S. 301-305.
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A verleiht B fiir dessen Betrieb Geld nach dem Zero-Bonds-Modell. B kann die
Schuldzinsen jeweils in dem Jahr geltend machen, auf das sie wirtschaftlich entfal-
len. A muf3 die Zinseinkiinfte erst am Ende der Laufzeit versteuern.

Diese Steuervermeidung wird zur Steuerumgehung, wenn die Unternehmer A und
B sich gegenseitig aus ihrem Privatvermogen Darlehen dieser Art gewihren. In
einem solchen Fall kann davon ausgegangen werden, daB die Finanzverwaltung der
Rechtsgestaltung die steuerliche Anerkennung verwehrt.

Bei geschickterer Gestaltung verbessern sich jedoch die Erfolgsaussichten der Be-
teiligten: KOTTKE schlagt eine ,,Darlehensgewahrung im Kreisverkehr vor. Dabei
sollten die einzelnen Darlehensvertrage so ausgestaltet werden, da3 der sachliche,
betragsmaBige und zeitliche Zusammenhang nicht mehr erkennbar ist.'

SchlieBlich lassen sich intertemporale Einkommensverlagerungen auch durch Aus-
nutzung der willkiirlich gesetzten Besteuerungsperiode (i.d.R. Kalenderjahr)
herbeifiihren. Wihrend die Realisierung von capital gains am 2. Januar des neuen
statt am 30. Dezember des Vorahres lediglich der erlaubten Steuervermeidung
zuzurechnen ist, kann tber die Terminborsen auch Steuerumgehung in groferem
Stil betrieben werden: STIGLITZ? beschreibt den Fall eines Unternehmens, das zwei
fast vollkommen negativ korrelierte Wertpapierposten in gleichem Umfang erwirbt
(Kauf- plus Verkaufsoption bzgl. desselben Wertpapiers bzw. derselben Ware zu
gleichen Optionsbedingungen). Am Ende des Jahres wird der eine Teil der Anlage
einen Gewinn aufweisen, der andere einen Verlust. Der Verlust wird unmittelbar
vor Jahreswechsel realisiert, der Gewinn gleich zu Beginn des neuen Jahres. Damit
fallt die Steuerersparnis noch fiir das alte Jahr an, der zu versteuernde Gewinn erst
fur das Folgejahr. Bei jahrlicher Wiederholung einer solchen Transaktion 148t sich
die Steuerzahlung theoretisch unendlich hinauszégern.

6.3.2  Reformvorschlige

Der Ausnutzung von Steuersatzidnderungen kann durch eine stetige Steuerpolitik
begegnet werden, welche nur seltene und méglichst behutsame Anderungen des
Steuertarifs beinhaltet. Gelegentlich fiir notwendig erachtete Korrekturen der Steu-
ersitze sollten unter dem Aspekt intertemporaler Einkommensverlagerungen so
kurzfristig wie moglich angekiindigt werden.

Beziiglich der Glittung der Progressionsspitzen durch kinstliches Konstanthalten
des jahrlichen Einkommens erweist sich erneut die direkte Progression als eigentli-
che Ursache fiir derartige Gestaltungen. Durch Einfiihrung der in Kapitel 6.2.2.2

' Vgl. ebenda S. 304.
? Vgl. STIGLITZ (1985) S. 328.
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beschriebenen flat-rate tax 1aBt sich auch dieses Problem ohne weiteres vollstindig
l6sen.

Die mif3brauchliche Ausnutzung der Steuerfreiheit unrealisierter capital gains lieBe
sich nur dann vollig ausschalten, wenn Wertsteigerungen jeder Art der Einkom-
mensteuer unterlagen.'

Ohnehin stellt die Steuerfreiheit unrealisierter Wertsteigerungen einen Verstof3
gegen das Reinvermogenszugangsprinzip dar und widerspricht dem Postulat der
horizontalen Gerechtigkeit: Wird das Einkommen, definiert nach SCHANZ-HAIG-
SIMONS als Konsum plus Vermégenszuwachs wihrend des betrachteten Zeitraums,
als Mafstab der steuerlichen Leistungsfahigkeit gesehen, so ist eine unterschiedli-
che Leistungsfihigkeit je nachdem, ob Wertsteigerungen zu Geld gemacht wurden
oder nicht, nicht zu erkennen. Wer capital gains realisiert, hat andere Priferenzen
bzgl. seiner Vermogenshaltung als jemand, der dies nicht tut. Ein Zusammenhang
mit der Frage, ob Einkommen entstanden ist, besteht jedoch nicht.

Gegen die Besteuerung von capital gains vor deren Realisierung werden vor allem
Praktikabilitatserwagungen vorgebracht:

Die notwendige jdhrliche Bewertung siamtlicher Vermogensgegenstinde wire zu
aufwendig, um in der Praxis durchfithrbar zu sein.’ Als Ausweg bietet sich an, die
Besteuerung unrealisierter Wertsteigerungen auf Wertpapiere' und Edelmetalle
sowie Immobilien zu beschrinken (deren Kurs- bzw. Verkehrswert relativ leicht zu
ermitteln ist) und sonstige Vermogensgegenstinde erst ab einer relativ hoch ange-
setzten Grenze (beispielsweise ab DM 100.000) in die periodische Neubewertungs-
pflicht einzubeziehen. Die Steuer ware dann zwar immer noch nicht zu 100% neu-
tral in bezug auf Art und Struktur der Vermégenshaltung, doch wiren die
VerstoBe gegen die Steuerneutralitit zweifellos geringer als bei dem derzeitigen
Verzicht auf die Besteuerung simtlicher unrealisierter Wertsteigerungen.

Ein weiteres Problem der Besteuerung auch unrealisierter Wertzuwichse ergibt
sich, wenn es sich um solche Giiter handelt, die in der Praxis unteilbar oder nicht
handelbar sind, so daB den Eigentimern haufig die fur die Steuerzahlung notwen-
digen liquiden Mittel fehlen.” In solchen Fillen entsteht u.U. ein Zwang zur vollen
Liquidation oder zur Kreditaufnahme. Dieses Problem verliert jedoch an Bedeu-

! Zur Besteuerung realisierter capital gains s.u. Kap. 6.4.4.

2 Vgl. MUSGRAVE/MUSGRAVE/KULLMER (1993) S. 180 f.

3 Vgl. KAY in COLLARD/LECOMBER/SLATER (1980) S. 141.

* Um eine Doppelbesteuerung thesaurierter Unternehmensgewinne zu verhindern, miiiten unrea-
lisierte und realisierte Kursgewinne von Aktien um den anteiligen einbehaltenen Gewinn
bereinigt werden.

3 Vgl. KAY in COLLARD/LECOMBER/SLATER (1980) S. 141.
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tung, wenn in derartigen Situationen den Steuerpflichtigen eine angemessene Zah-
lungsfrist eingerumt wird.'

Es 1aBt sich festhalten, daB die Besteuerung unrealisierter Wertsteigerungen aus
Griinden der horizontalen Gerechtigkeit angebracht erscheint und mit den genann-
ten Einschrankungen m.E. durchaus praktikabel ist. Die Steuerumgehung mittels
Ausnutzung der Steuerfreiheit nicht realisierter capital gains liee sich somit er-
heblich eindammen. Kann der Gesetzgeber sich nicht zu einer umfassenden
Wertzuwachsbesteuerung entschlieBen, so wire bereits die Besteuerung der Ertra-
ge aus Auf- und Abzinsungspapieren als jihrliche Zinsertrage statt als einmalige
Kursgewinne (oder Zinsausschiittungen) am Laufzeitende eine wirksame MaBnah-
me gegen derartige Steuerumgehungen. Ein Disagio bei unter pari emittierten
Anleihen miBte ebenfalls auf die Laufzeit verteilt und als Zinsertrag jihrlich zu
versteuern sein.

Intertemporalen Einkommensverlagerungen durch Ausnutzung der periodischen
Besteuerung ist nicht ohne weiteres beizukommen. Allgemein gilt, daBB derartige
Steuerumgehung um so weniger ergiebig ist, je kiirzer der Besteuerungszeitraum
gesetzt wird, doch setzt der mit kiirzeren Veranlagungszeitrdumen verbundene
Anstieg des Verwaltungsaufwands einer diesbeziiglichen Anti-Umgehungs-Politik
praktische Grenzen. Hilfreich wire ein Abbau der Veranlagungssteuern zu Gunsten
von Quellensteuern und indirekter Verbrauchsbesteuerung. Die verbleibende
Steuerumgehung ist m.E. hinnehmbar, zumal es sich hier nur um Zinsgewinne der
Steuerpflichtigen, nicht jedoch um wiederholbare endgiiltige Steuereinsparungen
handelt. Besonders offensichtlich betriebener RechtsmifSbrauch, wie von STIGLITZ
beschrieben (s.0.), diirfte in Deutschland ohnehin an § 42 AO scheitern. Je weniger
perfekt die in diesem Zusammenhang erworbenen Wertpapiere miteinander korre-
liert sind, desto eher werden solche Gestaltungen zwar vor Gericht Bestand haben,
doch kommt dann zu den unumgehbaren Transaktionskosten ein steigendes Risiko
fiir die Anleger hinzu, wodurch ein hohes Ausmaf} an Steuerumgehung dieser Ka-
tegorie eher unwahrscheinlich wird.

' Vgl. MUSGRAVE/MUSGRAVE/KULLMER (1993) S. 181 f.
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6.4 Umwandlung bestimmter Einkunfts-, Aufwands- oder
Umsatzarten in steuerbegiinstigte Formen'

6.4.1 Transformation zu versteuernden Einkommens in steuerbe-
giinstigte Einkiinfte

Ein typisches und in fast allen Staaten der Welt giiltiges Beispiel fiir steuerlich be-
gunstigtes Einkommen bilden - wie bereits angesprochen - die capital gains.
Demzufolge stellt die Umwandlung von steuerpflichtigem Einkommen in (meist
steuerfreie) capital gains eine international gebrauchliche Methode der Steuerum-
gehung dar. Besonders bekannte Beispiele hierfur sind das ,,bond-washing’ und
das ,, dividend-stripping*‘.

Diese Methoden nutzen den Umstand aus, daB8 Zinsen und Dividenden nicht konti-
nuierlich, sondern in Intervallen (z.B. einmal jihrlich) gezahlt werden. Werden die
im Laufe der Periode aufgelaufenen Zinsen und Dividenden im Verkaufsfall steuer-
lich als capital gains behandelt und wird der volle Ausschiittungsbetrag derjenigen
Person zugerechnet, die zum Zeitpunkt der Ausschiittung Halterin des Papiers ist,
so ist es einzelwirtschaftlich vorteilhaft, wenn sich Wertpapiere zum Ausschiit-
tungstermin voriibergehend in der Hand von Personen befinden, die einer
niedrigeren oder gar keiner Grenzsteuerbelastung unterliegen.” Das Dividenden-
stripping durch Verkauf von Aktien unmittelbar vor und Riickkauf direkt nach dem
Ausschiittungstermin (Vereinnahmung des steuerfreien Dividendenabschlags statt
der steuerpflichtigen Dividende) hat den Reichsfinanzhof bereits im Jahre 1934
beschaftigt. Im konkreten Fall verweigerte der RFH seinerzeit unter Berufung auf
§ 6 StAnpG einer solchen Gestaltung die steuerliche Anerkennung,?

Theoretisch denkbar ist auch die miflbrauchliche Umwandlung zu versteuernder Vermdgen-
steile in steuerbefreite oder -begiinstigte Arten der Vermégenshaltung. Das deutsche VStG
bietet aber kaum Ansatzpunkte fiir derartige Aktivititen. Sachliche Steuerbefreiungen und
-ermiBigungen finden sich im wesentlichen in § 115 BewG. Diese Vorschrift eroffnet jedoch
m.E. lediglich Moglichkeiten zur Steuervermeidung und Steuerhinterziehung. Die mifibriuch-
liche Umgehung der VSt beschrinkt sich in der Praxis weitestgehend auf die Verlagerung von
Vermégen oder Schulden von der betrieblichen auf die private Ebene bzw. umgekehrt sowie auf
die Ausnutzung fehlender Rechtsformneutralitit der betrieblichen Substanzbesteuerung. Hierzu
s.u. Kap. 6.6 und 6.7.

2 Vgl. KAY in COLLARD/LECOMBER/SLATER (1980) S. 139.

? Vgl. KOTTKE (1994) S. 296.
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6.4.2  Transformation steuerlich irrelevanter Ausgaben in abzugsfi-
hige Aufwendungen

Eine in Deutschland die Rechtsprechung des ofteren beschiftigende Fallgruppe
stellt die Umwandlung steuerlich nicht abzugsfahiger Unterhaltsaufwendungen
(§ 12 Nr. 2 EStG) in abzugsfihige Zinsaufwendungen dar.’

KRUSE? schildert einen Fall, in dem eine Minderjihrige von beiden Elternteilen
jeweils 30.000 DM geschenkt bekam, die sie den Eltern wieder als Darlehen
uberlieB. Der Vater machte die Darlehenszinsen als Betriebsausgabe seiner Firma
geltend, die Mutter nutzte den damals noch moglichen Abzug von Schuldzinsen
als Sonderausgaben (vgl. hierzu auch unten S. 224). Der BFH verweigerte in sei-
ner Entscheidung vom 16. Miérz 1977 dieser Gestaltung unter Berufung auf die
wirtschaftliche Betrachtungsweise (§ 1 StAnpG) die steuerliche Anerkennung
und bewertete die Zinsaufwendungen als verdeckte Unterhaltszahlungen.

Im beschriebenen Fall war die Steuerumgehung besonders offensichtlich, da
Schenkung und Darlehen in der Hohe vollig identisch waren, nahezu zeitgleich
gewihrt wurden und die Darlehensvertrage in ihrer konkreten Ausgestaltung einem
Fremdvergleich nicht standhielten. KOTTKE empfiehlt den Steuerpflichtigen im Hin-
blick auf die bislang ergangene Rechtsprechung und die enthaltenen Urteils-
begriindungen, die Darlehensvertrige mit einer angemessenen Kiindigungsfrist und
der iiblichen Verzinsung zu versehen und zwischen Schenkung und Darlehensge-
wihrung einen Zeitraum von mindestens einem Monat verstreichen zu lassen.?

6.4.3 Transformation von Umsiitzen

Eine einheitliche Besteuerung von Umsitzen ist weder in Deutschland noch im
europiischen Ausland gegeben, so daB sowohl legale als auch mif3brauchliche
Ausweichreaktionen moglich sind.

In Deutschland gelten fiir die nach § 1 UStG steuerbaren Umsitze (dies sind vor
allem die von Unternehmen* im Inland ausgefiihrten Lieferungen und Leistungen)
unterschiedliche Steuersitze und Steuerarten:

Vgl. BFH-Urteil vom 22.11.1963 VI 178/62 U BStBl. 1964 III S. 74 ff.; BFH-Urteil vom
16.3.1977 I R 213/74 BStBI. 1977 I1 S. 414 £.; BFH-Urteil vom 10.4.1984 VIII R 134/81 BStBI.
1984 II S. 705 f.; BFH-Urteil vom 20.3.1987 III R 197/83 BStBI. 1988 II S. 603 f.; BFH-Urteil
vom 12.2.1992 X R 121/88 BStBI. 1992 II S. 468 ff.

2 Vgl. KRUSE (78/79) S. 444 f.

3 Vgl. KOTTKE (1994) S. 343, 345.

“§ 2 Abs. 1 UStG definiert den Unternehmensbegriff schr weit. Unternehmerische Titigkeit ist
danach jede selbstindig ausgeiibte gewerbliche oder berufliche Titigkeit zur Erzielung von
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Im Regelfall gilt ein Umsatzsteuersatz von 15% (§ 9 Abs. 1 UStG) bei Berechti-
gung zum Vorsteuerabzug (§ 15 UStG).

Fiir einige, in § 12 Abs. 2 UStG bezeichnete Umsitze (z.B. Leistungen des OPNV,
Druckerzeugnisse, Nahrungsmittel) gilt aus sozialen und anderen Griinden ein er-
maBigter Steuersatz von 7%, ebenfalls mit der Moglichkeit des Vorsteuerabzugs.

Eine dritte Gruppe steuerbarer Umsétze wird von der USt freigestellt, wobei das
Recht zum Vorsteuerabzug verlorengeht (§ 4 i.V.m. § 15 Abs. 2 Nr. 1 UStG).
Hierzu gehoren u.a. Umsitze aus Vermietung und Verpachtung sowie die Umsitze
von Arzten, Krankenhiusern, Schulen, Theatern und Museen. Wiegt der Vorteil
der Steuerfreiheit geringer als der Nachteil durch den Ausschlu8 vom Vorsteuerab-
zug, so kann nach § 9 UStG unter bestimmten Voraussetzungen auf die Steuer-
befreiung verzichtet werden.

SchlieBlich gibt es Umsitze, auf welche die USt ebenfalls nicht erhoben wird, die
aber einer speziellen Verkehrsteuer unterliegen. Hierzu gehoren insbesondere Ver-
sicherungsbeitrage sowie die entgeltliche Ubertragung von Grundstiicken.
Wihrend der Steuersatz der Versicherungsteuer mit 15% dem Umsatzsteuer-
Normalsatz entspricht, betrigt die Grunderwerbsteuer 2% vom Kaufpreis.

Fille der Umgehung von Umsatzsteuer betreffen hiufig die mibrauchliche Er-
schleichung des Vorsteuerabzugs bei Verzicht auf Umsatzsteuerbefreiungen.

Ein Beispiel, welches Gesetzgeber und Rechtsprechung iiber viele Jahre immer
wieder beschiftigt hat, ist die Zwischenvermietung von Wohnraum, wobei das zwi-
schenvermietende Rechtsinstitut in aller Regel dem Erstvermieter gehort und die
Gewinne an diesen abfiihrt. Der Erstvermieter verzichtet auf die USt-Befreiung
und kann damit seine gesamte Vorsteuer geltend machen. Die Weitervermietung
erfolgt umsatzsteuerfrei.'

An von der Rechtsprechung entwickelten Kriterien zur Frage der steuerlichen An-
erkennung derartiger Zwischenvermietungen mangelt es nicht.”> Unter anderem
wurde als Indiz fur einen Rechtsmifbrauch ein Mietvertrag zwischen Erstvermieter
und Zwigchenmieter angesehen, der eine Miete deutlich unterhalb der Kostenmiete
vorsieht.

Auch der Gesetzgeber hat wiederholt auf derartige Gestaltungen reagiert. Durch
mehrfache Abianderung des den Verzicht auf USt-Befreiung regelnden § 9 Abs. 2

Einnahmen, also z.B. auch die Untervermietung eines Zimmers oder das Erteilen von Kla-
vierunterricht.

! Vgl. SCHNEIDER (1985) S. 350.

% Ein Rechtsprechungsiiberblick findet sich bei GUNTHER (1987) S. 202 f.

3 Vgl. BFH-Urteil vom 15.12.1983 V R 169/75 BStB1. 1984 II S. 388 ff.
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UStG (1981, 1984 und zuletzt 1993) wurde versucht, dem MiBbrauch auf diesem
Gebiet beizukommen.

Die GrESt ist ebenfalls des ofteren Gegenstand von Steuerumgehungsversuchen.'
Ein Beispiel ist der Erwerb eines Grundstiicks durch eine Personengesellschaft auf
dem Wege der voriibergehenden Aufnahme des Verkéufers als Gesellschafter. Die-
ser bringt das Grundstick in die Gesellschaft ein (grunderwerbsteuerfreier
Vorgang) und scheidet kurz darauf gegen eine Abfindung als Gesellschafter wieder
aus. Ein anderes Beispiel ist die Grundstiicksiibertragung von einem Ehepaar auf
ein anderes mittels Griindung einer BGB-Gesellschaft durch das Verkauferehepaar,
Aufnahme der Kaufer in die Gesellschaft und anschlieBendem Ausscheiden der
urspriinglichen Gesellschafter gegen eine Abfindung. In beiden Fillen ist der BFH
in seinen Entscheidungen vom Mai 1978 und Februar 1980° von RechtsmiBbrauch
ausgegangen, doch konnen leichte Variationen derartiger Gestaltungen durchaus
zur steuerlichen Anerkennung fithren.*

6.4.4  Reformvorschlige

Der Steuerumgehung mittels Umwandlung zu versteuernder Einkommensbestand-
teile in steuerbegiinstigte Einkunfte ist insbesondere durch eine umfassende ESt-
Bemessungsgrundlage ohne ungerechtfertigte Aussparung oder Begiinstigung be-
stimmter Einkommensteile beizukommen.

Gegen das oben beschriebene bond-washing hilft die in Deutschland bereits existie-
rende Stiickzinsenbesteuerung.

Entsprechend konnte gegen das Dividendenstripping durch eine |, Stiick-
dividenden“-Besteuerung, d.h. durch eine Besteuerung der anteilig bis zum Ver-
kaufstermin aufgelaufenen Dividende vorgegangen werden. Problematisch wire
hierbei die Handhabung eines Verkaufs von Aktien weit vor dem Ausschiittungs-
termin, wenn die kommende Dividende weder rechtlich noch faktisch feststeht. Die
Besteuerung von , Stiickdividenden“ wire aber ohnehin nicht erforderlich, wenn
eine lickenlose Besteuerung realisierter capital gains vorgenommen wiirde. So-
weit die aufgelaufenen Dividenden in den Aktienkursen enthalten sind, wiirde ein
Verkauf zur Versteuerung des Kursgewinns und damit der ,,Stiickdividende fiih-
ren. Auf S. 210 f war die Besteuerung unrealisierter capital gains als vorteilhaft
sowohl im Kampf gegen die Steuerumgehung als auch zur Verwirklichung hori-
zontaler Gerechtigkeit erkannt worden. Die dort angefiihrten, mE. losbaren

! Fiir eine systematische Ubersicht vgl. FISCHER in HHSp (1996) Rz. 281 ff.

% Vgl. BFH-Urteil vom 31.5.1978 I R 53/76 BStBI. 1978 11 S. 577 fT.

* Vgl. BFH-Urteil vom 13.2.1980 I R 18/75 BStBL. 1980 I S. 364 f.

“ Entsprechende Hinweise unter Berufung auf ergangene Entscheidungen der Gerichtsbarkeit
finden sich bei KOTTKE (1994) S. 453 ff.
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Probleme treten bei einer Besteuerung realisierter Wertsteigerungen nicht auf, so
daB die Besteuerung letzterer erst recht erstrebenswert ist. Eine umfassende Be-
steuerung sowohl realisierter als auch unrealisierter capital gains wire nicht nur
wirksam gegen das Dividendenstripping, sondern wiirde ganz allgemein die
Steuerumgehung durch Umwandlung zu versteuernder Einkiinfte in capital gains
verhindern. Um inflationsbedingte Scheingewinnbesteuerung zu verhindern, sollten
allerdings nur reale Wertsteigerungen der Einkommensteuer unterliegen.

Bond-washing und dividend-stripping basieren darauf, daB3 es Steuerpflichtige gibt,
die einem niedrigeren Steuersatz unterliegen als die Steuerumgehung betreibenden
Wertpapierhalter. Andernfalls wiirden sich kurz vor Ausschiittungstermin keine
Kaufer finden, die bereit wiren, die Papiere zu einem vorteilhaften Kurs zu iiber-
nehmen. Insofern lieBe sich den geschilderten Methoden auch durch Einfiihrung
der in Kap. 6.2.2.2 beschriebenen flat-rate tax beikommen.

Insgesamt gilt fir die Steuerumgehung durch Einkommensumwandlung, daf ihr
durch eine synthetische Einkommensteuer mit umfassender Bemessungsgrundlage
und einheitlichem Steuersatz wirksam begegnet werden kann. Unterschiedliche
Steuersitze je nach Einkunfisart (Schedulensteuer) oder je nach Person der Steuer-
pflichtigen (direkte Progression) sollten ebenso wenig existieren wie eine Ausspa-
rung bestimmter Einkommensteile wie Schenkungen oder capital gains.

Der auf S. 213 beschriebene Fall der Umwandlung steuerlich irrelevanter Unter-
haltsaufwendungen in abzugsfihige Zinsaufwendungen ist in Deutschland in dieser
Form nicht mehr moglich, seit die Kreditzinsen privater Haushalte nicht mehr als
Sonderausgaben von der ESt-Bemessungsgrundlage abzugsfihig sind. Da betrieb-
liche Schuldzinsen nach wie vor steuerlich relevant sind, wire die Umwandlung
von Unterhaltsleistungen in Betriebsausgaben aber weiterhin durchfiihrbar. Der
Fehler liegt in der fehlenden oder nur partiellen Versteuerungspflicht empfangener
Unterhaltsleistungen und Zinsen' in Verbindung mit einer auf Empfingerseite nied-
rigeren marginalen Steuerbelastung als auf der Geberseite. Es spriache nichts
dagegen, die in § 12 Nr. 2 EStG genannten geldlichen Zuwendungen, also auch
Zahlungen an Unterhaltsberechtigte, zu abzugsfahigen Aufwendungen zu erkléren,
wenn diese Zahlungen bei der empfangenden Person als Einkommen steuerpflichtig
wiren. Voraussetzung sollte emeut ein einheitlicher Grenzsteuersatz fur alle Steu-
erpflichtigen sein. In diesem Fall wiirde die gekiinstelte Konstruktion abzugsfahiger
Aufwendungen zu einer Steuerersparnis fithren, die nicht hoher ldge als die zusitz-
liche Steuerbelastung beim Tansferempfanger. § 12 Nr. 1 und 2 EStG konnten
gestrichen werden; das Motiv fiir die Umwandlung von Unterhaltsleistungen in

! Der in § 20 Abs. 4 EStG kodifizierte Sparer-Freibetrag von DM 6.000 stellt einen erheblichen
Anteil der Zinsempfinger faktisch steverfrei. Um eine Gleichbehandlung der Einkunftsarten zu
erreichen, miite dieser Freibetrag erheblich gesenkt werden. Im Ausgleich wire die Umstel-
lung auf eine Realzinsbesteuerung angebracht (vgl. hierzu auch oben S. 182).
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andere Aufwendungen entfiele damit, ohne daf3 dies Mindereinnahmen fiir den Fis-
kus mit sich bringen wiirde.

Die Transformation von Umsitzen hat ihre Ursache in unterschiedlichen Steuersit-
zen, Freistellungen und Einschrankungen des Vorsteuerabzugs.

Im geschilderten Beispiel der miflbrauchlichen Zwischenvermietung von Wohn-
raum hat der Gesetzgeber mit seinen mehrfachen Wortlautverbesserungen des den
Verzicht auf Steuerbefreiung regelnden § 9 UStG die Ursache derartiger Gestal-
tungen nicht beseitigt. Der 6konomische Fehler liegt zum einen in der Freistellung
der Vermietung und Verpachtung von der Umsatzsteuer, zum anderen im Aus-
schluB steuerbefreiter Umsitze vom Vorsteuerabzug.

Wenn einzelne steuerbare Umsitze von der Besteuerung befreit sind, so besteht
immer die Gefahr mi3brauchlicher Inanspruchnahme der Befreiung. Will der Staat
eine zu hohe Belastung der Mieter verhindern, so sollte er das Ziel, daB fir jeder-
mann bezahlbarer Wohnraum zur Verfugung steht, durch sozialen Wohnungsbau,
Wohngeld oder allgemeines Biirgergeld (negative Einkommensteuer) zu erreichen
suchen statt durch eine systemwidrige Steuerbefreiung.'

Selbst wenn man die Steuerfreiheit bestimmter Umsitze akzeptiert, liegt derzeit ein
Fehler im System vor: Wenn die Umsatzsteuer den Endverbrauch belasten und der
Verbrauch bestimmter Giuiter und Leistungen mittels einer USt-Befreiung unbela-
stet bleiben soll, so wird dieses (meist sozialpolitisch motivierte) Ziel verfehlt,
wenn die Steuerbefreiung mit einem AusschluB vom Vorsteuerabzug einhergeht.’
Der Unternehmer wird die aufgelaufene Umsatzsteuer ebenso auf den Endpreis
iiberwilzen wie sonst auch. Der Vorsteuerabzug sollte deshalb auch in solchen
Fallen nicht verwehrt werden.

Zusitzlich zur Abschaffung systemwidriger Steuerfreiheit bestimmter Umsitze und
der Gewidhrung des Vorsteuerabzugs auch dort, wo eine Umsatzsteuerbefreiung
zwecks Verbilligung des Endverbrauchs unverzichtbar erscheint, sollte zur Ein-
dammung der mif3brauchlichen Umgehung von Umsatzsteuer auch die Existenz
unterschiedlicher Steuersitze beseitigt werden. Das derzeitige Nebeneinander steu-
erfreier, steuerermiBigter und voll besteuerter Umsitze filhrt zwangslaufig zu
Steuerausweichhandlungen, von denen ein Teil immer rechtsmifbrauchlich sein
wird. Die durch die Verbilligung bestimmter Guter und Dienstleistungen ange-
strebte sozialpolitische Zielsetzung lieBe sich wesentlich zielsicherer durch eine
negative Einkommensteuer in angemessener Hohe erreichen.

Die Grunderwerbsteuer sollte in die Umsatzsteuer integriert werden. Da sich die
GrESt ohnehin nur als Erganzung zur USt, welche Grundstiicksumsitze nicht er-

' Vgl. SCHNEIDER (1985) S. 350 f.
2 Vgl. HABERSTOCK/BREITHECKER (1996) S. 100.
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faBt, rechtfertigen 14Bt," besteht kein Grund, sie als gesonderte Steuer beizubehal-
ten.” Die steuerliche Belastung von Grundstiicksumsitzen wiirde damit zwar auf
derzeit 15% erhoht, doch wire diese Steuer fur Unternehmen als Vorsteuer anre-
chenbar. Umsitze zwischen privaten Haushalten wiren steuerfrei. Die Unter-
nehmen im Ergebnis von der Steuer freizustellen wire systemkonform, da der
Grunderwerb durch Betriebe als Investition zu sehen ist und die Umsatzsteuer den
Konsum und nicht die Investitionen belasten soll. Die Freistellung des Eigentums-
wechsels zwischen privaten Haushalten wire wohlfahrtssteigernd, da die
Besteuerung der Ubertragung dauerhafter Konsumgiiter Transaktionen verhindern
kann, welche fiir beide beteiligten Parteien zu einem Nutzenzuwachs fithren wiir-
den.

Im Gegensatz zur Grunderwerbsteuer kann die Versicherungsteuer m.E. problem-
los in ihrer derzeitigen Form beibehalten werden. Sie ist wenig anfillig fir
Steuerumgehungen,® und ihr Steuersatz wurde mittlerweile dem Normalsatz der
allgemeinen Umsatzsteuer angeglichen.

6.5 Steuerarbitrage

6.5.1 Formen der Steuerarbitrage

Steuerarbitrage i.e.S. bezeichnet die Geldanlage in steuerbefreiten oder steuerbe-
ginstigten  Anlageformen, wobei den Ertrigen steuerlich abzugsfihige
Finanzierungs- oder andere Kosten gegeniiberstehen.*

STIGLITZ beschreibt, ohne Anspruch auf Vollstindigkeit zu erheben, drei Methoden
der Steuerarbitrage:

Methode 1 fiihrt zur Realisierung von capital losses bei gleichzeitiger Erzielung
von capital gains, deren Realisierung hinausgezogert oder ganz vermieden wird:

Der Kauf von Wertpapieren wird so mit dem Erwerb von Verkaufsoptionen iiber
dasselbe oder ein eng korreliertes Wertpapier kombiniert, daB Kursgewinne bei

! Vgl. MUSGRAVE/MUSGRAVE/KULLMER (1993) S. 358; HABERSTOCK/BREITHECKER (1996)
S. 103; TIPKE (1993) S. 1024.

2 In ihrer derzeitigen Form ist die GrESt als Brutto-Umsatzsteuer (mit Kumulativwirkung) auf
Grundstiicke anzusehen, welche Investitionen belastet und Eigentumswechsel zwischen Kon-
sumenten behindert.

3 Weder im Rechtsprechungsiiberblick bei GONTHER (1987) noch in den AO-Kommentaren von
HUBSCHMANN/HEPP/SPITALER und TIPKE/KRUSE finden sich Beispiele fir die Umgehung
von Versicherungsteuer. Lediglich KOTTKE (1994) S. 466 f. beschreibt einen Fall aus dem Jahr
1964, der jedoch vom BFH zu Recht als legale Steuervermeidung angesehen wurde.

4 Vgl. RAAB (1992) S. 417. Die bisweilen ebenfalls als Steuerarbitrage bezeichnete interperso-
nelle Ubertragung von Einkommen fillt nicht unter diese enge Definition.
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dem einen Papier von in etwa gleich hohen Kursverlusten bei dem anderen Papier
begleitet werden. Am Jahresende wird der eine Teil der Finanzinvestition im Wert
gestiegen, der andere Teil entsprechend gesunken sein. Der Kursverlust wird reali-
siert und zum Ausgleich fiir andere, positive Einkiinfte verwendet. Von dem dabei
erzielten Verkaufserlos werden Wertpapiere erworben, die den verkauften Papieren
moglichst exakt entsprechen, so dafl die Nettoposition des Anlegers unverandert
bleibt‘lAm Ende steht eine Steuerersparnis, ohne daf3 die Anlage ein Risiko bein-
haltet.

Voraussetzung fiir das Funktionieren dieser Methode ist die Moglichkeit, capital
losses steuerlich geltend zu machen.

Zudem ergibt sich nur dann eine Steuerersparnis, wenn sich die Kurse der erwor-
benen Papiere tatsichlich verandern. Je nach AusmalB3 der Kursschwankungen und
je nach personlichem Steuersatz fillt die Steuerersparnis unterschiedlich hoch aus,
und es ist zu priifen, ob die Minderung der Steuerlast tatsachlich hoher liegt als der
mogliche Renditevorsprung einer Alternativanlage ohne Steuertricks.

SchlieBlich bedeuten auch Unvollkommenheiten im Kapitalmarkt eine Einschran-
kung fir derartige Transaktionen: In der Praxis ist nicht gewihrleistet, daf3 zu
jedem Wertpapier perfekt positiv oder negativ korrelierte Wertpapiere existieren.

Methode 2 nutzt die unterschiedliche steuerliche Behandlung kurzfristiger Speku-
lationsgewinne und langfristig realisierter capital gains aus:

Emeut wird der Kauf von Wertpapieren mit dem Erwerb von Verkaufsoptionen
uiber dasselbe oder ein eng korreliertes Wertpapier kombiniert, wobei Kursgewinne
bei dem einen Papier mit entsprechenden Kursverlusten bei dem anderen Papier
einhergehen. Kurz vor Ende der Spekulationsfrist wird der Verlust realisiert, un-
mittelbar nach Ablauf der Frist dasjenige Wertpapier verkauft, welches einen
Gewinn aufweist

Die Voraussetzungen fiir den tatsachlichen Erfolg dieser Methode sind im wesent-
lichen dieselben wie bei Methode 1.

Methode 3 besteht in dem kreditfinanzierten Erwerb von Anlagegutern, deren Er-
trage ganz (z.B. Edelmetalle) oder teilweise (z.B. unterhalb des Riickzahlungs-
kurses notierte Anleihen) als capital gains anfallen.’

Diese Methode fiihrt zu einer Steuerersparnis, sofern Kreditzinsen steuerlich ab-
zugsfahig und capital gains steuerlich begiinstigt oder ganz von der Steuer befreit
sind. Sie ist nur dann frei von Risiken, wenn die Wertsteigerungen bei den erwor-
benen Aktiva tatsachlich gesichert sind. Dies ist bei der von STIGLITZ als Beispiel

! Vgl. STIGLITZ (1985) S. 327.
% Vgl. ebenda.
* Vgl. ebenda S. 328.
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gewdhlten Anlage in Gold nicht der Fall.' Methode 3 ist ferner nur dann lohnend,
wenn die (Netto-)Rendite der Anlagegiiter hoher liegt als der SollzinsfuBB nach
Steuern. Dies wird in der Praxis erst ab einem bestimmten Grenzsteuersatz der Fall
sein. STIGLITZ selbst weist ferner darauf hin, daB Methode 3 nur dann zu Aufkom-
mensverlusten beim Staat fiihrt, falls die Kreditgeber einem niedrigeren
Grenzsteuersatz unterliegen als die Kreditnehmer. Andernfalls steht der mit den
Sollzinsen verbundene Steuerersparnis eine an anderer Stelle entsprechend hohere
Steuerlast gegeniiber.” (Zwar fiihrt die Geldanlage in Giiter, deren Ertrige als ca-
pital gains anfallen, in jedem Fall zu Steuermindereinnahmen des Staates; doch
sind letztere davon unabhingig, ob Steuerarbitrage betrieben wird oder ob simple
Steuervermeidung durch Beriicksichtigung der Besteuerung bei der Anlageent-
scheidung vorliegt.)

6.5.2 Reformvorschliige

Steuerarbitrage basiert immer auf der steuerlichen Begiinstigung bestimmter Ein-
kiunfte i. V.m. der Abzugsfahigkeit der zugehorigen Ausgaben. Um diese Form der
Steuerumgehung zu unterbinden, muf3 daher entweder eine liickenlose Besteuerung
samtlicher Einkiinfte mit einem einheitlichen Steuersatz unabhingig von der Ein-
kunftsart erfolgen, oder es miissen diejenigen Ausgabenarten, welche mit der-
artigen Arbitragegeschiften iblicherweise verbunden sind (Kreditzinsen, capital
losses), steuerlich ignoriert werden.

Eine Nichtabzugsfahigkeit von Sollzinsen und Wertminderungen wirft in den inter-
national ublichen Steuersystemen erhebliche Probleme auf Solange derartige
Aufwendungen im Unternehmenssektor abzugsfahig sind, fiihrt ihre Nichtanerken-
nung im privaten Sektor nahezu zwangsldufig zu Steuerumgehung durch
Ausgabenverlagerungen von privaten Haushalten auf die betriebliche Ebene (vgl.
hierzu den folgenden Abschnitt). Wiirden diese Ausgaben hingegen sowohl bei den
Haushalten als auch bei den Unternehmen fiir steuerlich unbeachtlich erklart, so
bedeutete dies den Ubergang zu einem cash-flow-Steuersystem.’ Die Aufgabe der
Korperschaftsteuer zugunsten einer cash-flow-Steuer wiirde jedoch eine radikale
Umgestaltung des Steuersystems mit sich bringen, die einer solchen Mafinahme in
absehbarer Zeit kaum eine Realisierungschance 1aBt.* Neben erheblichen Uber-

! Sicher sind Wertsteigerungen hingegen bei Zero-Bonds. Da jedoch die im Zeitablauf garantier-
ten Kursgewinne bei Nullkuponanleihen unter anderem in Deutschland steuerlich wie am
Laufzeitende ausgeschiittete Zinsen behandelt werden, empfiehlt RAAB statt dessen niedrig ver-
zinste Optionsanleihen ohne Schein, deren Kurs meist deutlich unter pari liegt. Vgl. RAAB
(1992) S. 418 f.

2 Vgl. STIGLITZ (1985) S. 330.

3 Vgl. hierzu RAAB (1992) S. 428 f.

“ gl.A.: CANSIER (1989) S. 54.
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gangsproblemen bei Einfiihrung einer solchen Mafinahme kéme es in Anbetracht
der engen weltwirtschaftlichen Verflechtungen zu Verzerrungen insb. bei der Be-
steuerung multinationaler Konzerne, wenn in einigen Staaten der Jahresiiberschuf,
in anderen der cash flow Besteuerungsgrundlage wire. Eine Bekdmpfung der
Steuerarbitrage mittels Nichtabzugsfahigkeit samtlicher hierfiir relevanter Ausga-
ben scheidet daher derzeit als praktisch nicht umsetzbarer Reformvorschlag aus der
Diskussion aus. Da eine konsequente Ausgestaltung der Einkommensteuer nach
dem Reinvermogenszugangsprinzip hier denselben Zweck erfiillt, wird in dieser
Arbeit auf die cash-flow-Steuer nicht niher eingegangen.’

Alle in Kap. 6.5.1 beschriebenen Methoden basieren auf der steuerlichen Begiinsti-
gung von capital gains.* Bereits in Kap. 6.3.2 und 6.4.4 war die Wichtigkeit einer
moglichst lickenlosen Besteuerung realisierter und unrealisierter Wertsteigerungen
fur eine effektive Bekdmpfung der Steuerumgehung hervorgehoben worden. Auch
bzgl. der Steuerarbitrage zeigt sich die ausschlaggebende Bedeutung, die einer um-
fassenden Einkommensteuer-Bemessungsgrundlage nach SCHANZ-HAIG-SIMONS
zukommt. Steuerarbitrage ist dann nicht mehr moglich, wenn fiir alle Einkunfisar-
ten, insbesondere auch fur alle capital gains, ein einheitlicher Steuersatz gilt. Die
Verwirklichung des Reinvermogenszugangsprinzips bei der Einkommensbesteue-
rung dient demnach nicht nur der horizontalen Gerechtigkeit, sondern fiihrt - bei
vollstandiger Umsetzung - zu einer lickenlosen Beseitigung siamtlicher Moglich-
keiten zur Steuerumgehung durch Steuerarbitrage.

6.6 Einkommens- oder Vermdigensverlagerung zwischen be-
trieblicher und privater Ebene

6.6.1 Besonderheiten der Unternehmensbesteuerung

Eine neben der Personenbesteuerung bestehende selbstindige Besteuerung der
Unternehmen entspricht der Praxis sdmtlicher Industrienationen. Insbesondere die
Korperschafisteuer wird im allgemeinen als unverzichtbar angesehen, da ihr eine
Erganzungsfunktion zur Einkommensteuer insofern zukommt, als andernfalls die
von der Einkommensteuer nicht erfaBSten thesaurierten Gewinne der Kapitalgesell-
schaften unbesteuert blieben. Unterscheidet sich die Unternehmensbesteuerung in
Steuersatz oder Bemessungsgrundlage von der Besteuerung natiirlicher Personen,
so ist es fur die Steuerpflichtigen nicht gleichgiiltig, ob bestimmte Ertrige, Auf-

! Zu Einzelheiten der cash-flow-Besteuerung vgl. ebenda S. 49 ff.

2 RAAB (1992) S. 421 verweist ferner auf die in Deutschland bestehende Moglichkeit zur Steuer-
arbitrage mit Hilfe einer Kapitallebensversicherung, welche mit einem Immobiliendarlehen
gekoppelt wird. Die 6konomisch ohnehin nicht zu rechtfertigende Freistellung der Ertrige aus
Lebensversicherungen (ab zwolf Jahren Laufzeit) von der Besteuerung sollte auch unter diesem
Gesichtspunkt beseitigt werden.
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wendungen, Vermogensgegenstinde oder Verbindlichkeiten der betrieblichen oder
der privaten Sphire zugeordnet werden. Der Versuch, die Steuerlast durch ent-
sprechende Umschichtungen zu mindern, liegt nahe.

Auch in Deutschland besteht keine Identitit zwischen der Besteuerung betriebli-
chen und privaten Einkommens (bzw. Vermégens):

Die Gewinne der Kapitalgesellschaften unterliegen der Korperschaftsteuer mit ei-
nem Steuersatz von z.Zt. 45% auf thesaurierte Gewinne.

Personengesellschaften sind von dieser Steuer nicht betroffen; die Gewinne werden
den Gesellschaftern zugerechnet und unterliegen dort (wie auch die ausgeschiitte-
ten Gewinne der Kapitalgesellschaften) der personlichen Einkommensteuer mit
einem ansteigenden Grenzsteuersatz von 0-47% fiir gewerbliche bzw. 0-53% fur
sonstige Einkiinfte.

Unabhingig von der Rechtsform werden Gewerbebetriebe ferner mit Gewerbeer-
tragsteuer belastet, wobei der effektive Steuersatz wegen der Hebesatzautonomie
der Gemeinden regionale Unterschiede aufweist.

Nicht aus unternehmerischer Tatigkeit stammendes Einkommen privater Haushalte
wird lediglich von der progressiven Einkommensteuer (Grenzsteuersatz: 0-53%)
erfafit.

Eine weitere Besonderheit der Unternehmensbesteuerung liegt in der Abzugsfahig-
keit insb. von Schuldzinsen und capital losses, welche auf privater Ebene durch § 9
Abs. 1 bzw. § 23 Abs. 3 Satz 4 EStG eingeschrinkt ist. Demgegeniiber sind Zins-
ertrage und realisierte Wertsteigerungen auf betrieblicher Ebene voll steuer-
pflichtig, wihrend fiir private Haushalte der Sparer-Freibetrag des § 20 Abs. 4
EStG einen Teil der Zinsertriage steuerfrei stellt und Wertsteigerungen nur unter
den Einschrankungen des § 23 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 3 EStG zu einer Besteue-
rung fithren.

Das Vermogen natiirlicher Personen wird mit 1% (erméBigter Steuersatz unter
anderem fiir Betriebsvermogen 0,5%) Vermogensteuer belegt. Zusitzlich unterliegt
das Vermogen der Kapitalgesellschaften einer betrieblichen Vermogensteuer von
0,6%. Des weiteren werden Gewerbebetriebe jeder Rechtsform mit Gewerbekapi-
talsteuer belastet (effektiver Steuersatz hebesatzabhingig).

6.6.2 Maglichkeiten von Einkommens- und Vermégensverschiebun-
gen zwischen betrieblicher und privater Ebene

Resultierend aus den dargesteliten Abweichungen der betrieblichen von der Haus-
haltsbesteuerung, betreffen rechtsmifibrauchliche Einkommens- und Vermogens-
verlagerungen zwischen betrieblicher und privater Ebene in Deutschland vor allem
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- das Verlagern von Einkiinften von der betrieblichen auf die private Ebene zwecks
Einsparung von Gewerbeertragsteuer,

- die Umwandlung privater Schulden in Betriebsschulden vor allem, um Schuldzin-
sen als Betriebsausgabe geltend machen zu kénnen,

- die Verlagerung von Vermogensgegenstanden von der Unternehmens- auf die
private Ebene zur Einsparung von Gewerbekapitalsteuer und ggf. betrieblicher
Vermégensteuer.

Ein die Rechtsprechung des ofteren beschaftigendes Beispiel fiir Einkunftsverlage-
rungen von der betrieblichen auf die private Ebene bilden die sogenannten
Ehegatten-Arbeitsvertrage. Stellt beispielsweise ein Gewerbetreibender seine Ehe-
frau als abhingig Beschiftigte in seinem Betrieb ein, so mindern die Gehalts-
zahlungen den steuerpflichtigen Gewerbeertrag und damit die Belastung mit Ge-
werbesteuer. Liegt das Gehalt hoher, als es fiir die tatsichlich geleistete Arbeit
iiblich und angemessen wire, so wird aus der mit der Einstellung verbundenen, an
sich zuldssigen Steuervermeidung eine miBbrauchliche Steuerumgehung. Entspre-
chend hat der Bundesfinanzhof die steuerliche Anerkennung von Arbeitsvertragen
zwischen Ehegatten u.a. davon abhingig gemacht, ob die vertragliche Gestaltung
und Durchfithrung einem Fremdvergleich standhalt.' Ferner miissen die Vertrags-
bedingungen klar und eindeutig festgelegt und tatsachlich durchgefiihrt werden.’
Die Gehaltszahlungen miissen auf ein Konto des angestellten Ehegatten (kein Ge-
meinschaftskonto) geleistet werden,® wobei es unerheblich ist, was anschlieBend
mit dem Geld geschieht* und ob der Arbeitgeber-Ehegatte eine Vollmacht fiir die-
ses Konto besitzt.* Stellen Ehegatten, die beide einen Gewerbebetrieb unterhalten,
sich gegenseitig ein, so werden die Arbeitsvertrage steuerlich nur dann anerkannt,
wenn es sich um kurzfristige oder Teilzeitarbeitsplatze handelt und die Vertragsbe-
dingungen der unter Fremden iiblichen Ausgestaltung vergleichbar sind.®

Insgesamt macht die BFH-Rechtsprechung den Steuerpflichtigen die Steuerumge-
hung durch Ehegatten-Arbeitsvertrage relativ einfach: Es miissen nur normale,
,angemessene“ Arbeitsvertrage erstellt werden, deren Realisierung nicht von vorn-
herein unglaubwiirdig ist, und das Geld muf3 auf ein Konto flieBen, das unabhangig
von der geplanten Geldverwendung auf den Namen des abhingig beschiftigten

! Vgl. BFH-Urteil vom 14.10.1981 I R 34/80 BStBl. 198211 S. 119 ff.

% Vgl. BFH-Urteil vom 26.9.1968 IV 121/64 BStB1. 1969 II S. 102.

? Vgl. BFH-BeschluB vom 27.11.1989 GrS 1/88 BStBI. 1990 II S. 160 ff.

“ Selbst eine Schenkung an den Arbeitgeber-Ehegatten ist unschadlich; vgl. BFH-Urteil vom
4.11.1986 VIII R 82/85 BStBI. 1987 II S. 336 ff.

5 Vgl. BFH-Urteil vom 16.1.1974 I R 176/72 BStBI. 1974 I1 S. 294 f.

¢ Vgl. KOTTKE (1994) S. 175 unter Berufung auf die BFH-Rechtsprechung.
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Ehegatten lautet. Ob die vertraglich festgesetzte Arbeitszeit dann tatsichlich einge-
halten wird, kann von den Finanzimtern kaum nachgepriift werden.’

Ebenso wie die Verlagerung von Einkiinften von der betrieblichen auf die private
Ebene zur Einsparung von Gewerbeertragsteuer fiihrt, gilt dasselbe naturgemil
auch fiir die Verlagerung von Ausgaben von der privaten auf die betriebliche Ebe-
ne. Besonders lohnend sind solche Umschichtungen, wenn es sich um Ausgaben
handelt, die im Unternehmen als Betriebsausgaben den steuerpflichtigen Gewinn
mindern, bei privaten Haushalten hingegen steuerlich irrelevant sind. In diesem Fall
kommt es neben der Gewerbesteuerersparnis auch zu einer Minderbelastung an
Einkommen- bzw. Korperschaftsteuer. Ein Beispiel fiir Ausgaben dieser Art sind
Schuldzinsen, welche bei privaten Haushalten seit 1974 nur noch als Werbungsko-
sten mit positiven Einkiinften verrechenbar sind, soweit sie mit der betreffenden
Einkunfisart in einem wirtschaftlichen Zusammenhang stehen. Schuldzinsen fiir
Konsumentenkredite sind hingegen nicht mehr abzugsfihig. Versuche einer Um-
qualifizierung in betriebliche Schuldzinsen werden seitdem immer wieder unter-
nommen.

KOTTKE® empfiehlt Freiberuflern und Gewerbetreibenden, zur Verlagerung von
Zinsaufwendungen in den betrieblichen Bereich zwei Kontokorrentkonten einzu-
richten, ein privates und ein betriebliches Konto. Auf letzterem werden alle
Betriebsausgaben abgewickelt, wihrend die Einnahmen, soweit fiir die private Le-
bensfiihrung benotigt, dem Privatkonto als Entnahmen aus dem Betriebsvermogen
zugefiihrt werden. Auf diese Weise 1aBt sich ein Debetsaldo auf dem Privatkonto
vermeiden, alle Verbindlichkeiten befinden sich auf dem betrieblichen Kontokor-
rentkonto, siamtliche Sollzinsen sind gewinnmindernde Betriebsausgaben. Der
GroB3e Senat des BFH hat in einer Entscheidung von 1990 derartige Gestaltungen
ausdriicklich fiir zulissig erklirt.’ Eine betriebliche Kreditaufnahme zur direkten
Finanzierung von Entnahmen wird nach neuerer BFH-Rechtsprechung hingegen
nicht anerkannt.* Steuerpflichtigen ist deshalb zu raten, Barentnahmen wie oben
beschrieben aus betrieblichen Einnahmen zu finanzieren; die anschlieBende Kredit-
finanzierung betrieblicher Aufwendungen wird steuerlich nicht beanstandet.’

! Hier bewegt man sich allerdings schon an der Grenze zur Steuerhinterzichung. Gerade auf dem
Gebiet der Abgrenzung privaten Einkommens von geschiftlichem Einkommen ist der Grad
zwischen Steuerumgehung und -hinterziehung sehr schmal. Vgl. auch SANDFORD in COL-
LARD/LECOMBER/SLATER (1980) S. 153.

% Vgl. KOTTKE (1994) S. 362 ff.

? Vgl. BFH-Beschluf vom 4.7.1990 GrS 2-3/88 BStBI. 1990 II S. 817 [829 f.].

4 Vgl. BFH-Urteil vom 5.3.1991 VIII R 93/84 BStBI. 1991 II S. 516 ff.

5 Vgl. BFH-Beschluf vom 4.7.1990, a.a.0., S. 825.
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Die Verlagerung von Vermogen von der betrieblichen auf die private Ebene dient
vor allem der Ersparung von Gewerbekapitalsteuer, bei Kapitalgesellschaften auch
von Vermogensteuer.

Eine gebrauchliche Form miflbrauchlicher Vermogensverlagerungen stellt die Be-
einflussung von Stichtagswerten dar: Durch Ubernahme von Teilen des betrieb-
lichen Vermogens in das Privatvermdgen vor dem Bewertungsstichtag und an-
schlieBender Wiedereinlage in das Unternehmen kommt es zu einer voriber-
gehenden Minderung des zu versteuernden Betriebsvermogens und Gewerbekapi-
tals. Erfolgt die Entnahme direkt am Jahresende und wird das entnommene
Vermogen bereits Anfang Januar des folgenden Jahres wieder eingelegt, so erken-
nen Finanzbehorden und -gerichtsbarkeit regelmafBig auf Rechtsmiflbrauch 1.S.v. §
42 AO.' Der Fall wird jedoch um so schwieriger zu beurteilen sein, je linger der
Zeitraum zwischen Entnahme und Wiedereinlage wird: Ab einer gewissen, von den
Steuerpflichtigen noch auszutestenden Zeitspanne diirfte der unmittelbare Zusam-
menhang zwischen den beiden gegenldufigen Vermogenstransfers den Finanz-
gerichten weniger eindeutig erscheinen und der Nachweis einer Steuerumgehung
den Finanzdmtern schwerer fallen.

6.6.3  Reformvorschlige

Die Schwierigkeit zu entscheiden, was als personliche Ausgabe und was als Be-
triebsausgabe anzusehen ist, bietet ein weites Betitigungsfeld fiir Steuerumgeher,
solange die Besteuerung der Unternehmen wesentlich von der Besteuerung priva-
ter Haushalte abweicht. Es gibt ein kontinuierliches Spektrum von den betrieb-
lichen zu den privaten Ausgaben, und die Grenzen sind flieBend.> Entsprechend
gehen auch Steuervermeidung und Steuerumgehung gerade auf diesem Gebiet
nahtlos ineinander tiber, so daf3 eine tendenziell steuerzahlerfreundliche Rechtspre-
chung den Steuerpflichtigen viele Moglichkeiten eroffnet, durch geschickte
Rechtskonstruktionen Steuern zu umgehen. Eine Harmonisierung von Unterneh-
mens- und Individualbesteuerung wiirde jedoch derartige Gelegenheiten zur
Steuerumgehung erheblich reduzieren.

Fiir die Bundesrepublik Deutschland empfiehlt sich zunichst eine Abschaffung der
Gewerbesteuer.’ Diese Steuer stellt eine sachlich nicht gerechtfertigte Sonderabga-

' Vgl. BFH-Urteil vom 18.12.1968 III R 71/68 BStBI. 1969 II S. 232 f;; BFH-Urteil vom 6.3.1985
IT R 240/83 BStBI. 1985 I1 S. 494 ff.

z Vgl. KAY in COLLARD/LECOMBER/SLATER (1980) S. 143.

? Die damit verbundenen Einnahmenausfille lieBen sich teilweise ausgleichen, indem der ermi-
Bigte Spitzensteuersatz der ESt sowie der Korperschaftsteuersatz auf einbehaltene Gewinne
dem normalen Spitzensteuersatz wieder angeglichen wiirden. Verbleibenden Mindereinnahmen
konnte durch eine Anhebung der USt begegnet, die Kommunen sollten je nach in der Gemeinde
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be auf eine bestimmte Art der Einkommenserzielung dar und fithrt nicht nur zu
Steuerumgehung, sondern auch zu unerwiinschter Steuervermeidung durch eine
Reduzierung gewerblicher Aktivititen oder durch Abwanderung von Kapital und
Arbeitsplatzen in Staaten, welche auf eine solche Sonderbelastung verzichten. Mit
Abschaffung der Gewerbeertragsteuer wiirde der Hauptanreiz fir Ehegatten-
Arbeitsverhiltnisse und andere Versuche, betriebliche Ertrage in den privaten Be-
reich zu verschieben, verschwinden. Die Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer
wiirde die mibrauchliche Verlagerung von Betriebsvermégen in das private Ver-
mogen der Unternehmenseigner weniger rentabel machen. Der Anreiz entfiele
vollig, wenn zusitzlich die betriebliche Vermogensteuer beseitigt wiirde, welche
ohnehin zu einer ungerechtfertigten Doppelbelastung des Vermégens von Kapital-
gesellschaften (Besteuerung sowoh! auf Gesellschafts- als auch auf Gesellschafter-
ebene) fiihrt.

Neben der Abschaffung von Gewerbesteuer und betrieblicher Vermogensteuer ist
ferner eine Harmonisierung der Bemessungsgrundlage der Einkommensbesteue-
rung bei Unternehmen und privaten Haushalten zu fordern. Insbesondere ist die
Behandlung von Zinsen und Werténderungen zu vereinheitlichen. So miiite beides
sowohl bei den Unternehmen als auch bei den Haushalten moglichst umfassend von
der Steuer erfaBt werden.' Dies bedeutete auf der einen Seite eine volle Steuer-
pflicht von Zinsertragen und capital gains, andererseits aber auch eine uneinge-
schrankte Abzugsfihigkeit von Zinsaufwendungen und capital losses nicht nur auf
betrieblicher, sondern nun auch auf Haushaltsebene.” Die Nichtabzugsfihigkeit von
Zinsen auf Konsumentenkredite und im privaten Bereich anfallender capital losses

befindlicher Anzahl der Arbeitsplitze, Summe der Betricbsvermogen oder Hohe der Wert-
schopfung an der USt werden. Die derzeit auf dem Hebesatzrecht basierende Finanzautonomie
der Gemeinden lieBe sich wahren, wenn der Gemeindeanteil an der ESt durch eine von den
Gemeinden innerhalb bestimmter Grenzen (z.B. monatlich 80 - 120 DM) autonom festzuset-
zende Kopfsteuer nach dem Vorbild der fritheren britischen poll tax ersetzt wiirde. Diese wére
durchaus sozial vertriglich, wenn eine entsprechend Kap. 6.2.2.2 in Kraft gesetzte negative
Einkommensteuer bundesweit um den maximalen Kopfsteuerbetrag erhéht wiirde. (Die Alter-
native eines kommunalen Hebesatzrechts auf einen Teil der ESt wiirde infolge von damit
zwangsldufig verbundenen Verstéfen gegen die Rechtsform-, Finanzierungs- und Standortneu-
tralitit (vgl. die folgenden Kapitel dieser Arbeit) neue Moglichkeiten der Steuerumgehung
auftun und ist daher trotz unbestrittener Vorziige abzulehnen.)
Die Alternative, beides sowohl auf betrieblicher als auch auf privater Ebene steuerlich zu igno-
rieren, wiirde zwar miflbriuchlichen Einkommensverlagerungen zwischen beiden Ebenen
ebenso wirkungsvoll vorbeugen, wire jedoch ein wesentlich einschneidenderer Eingriff in die
derzeit international iibliche Besteuerungspraxis. Wie auf S. 220 f. bereits erwidhnt wurde, er-
scheint der Ubergang zu einer kombinierten cash-flow- und Konsumbesteuerung z.Zt. nicht
realistisch.
2 Selbstverstindlich sollten stets nur die inflationsbereinigten Zinsen und Wertinderungen steuer-
lich relevant sein, um eine Besteuerung von Scheinertrigen bzw. eine Abzugsfihigkeit von
Scheinverlusten zu vermeiden.

1
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kann derzeit zwar dazu beitragen, das AusmaB an Steuerumgehung durch Steuer-
arbitrage (wie in Kap. 6.5.1 beschrieben) in Grenzen zu halten; doch wiirde die in
Kap. 6.5.2 geforderte konsequente Umsetzung des Reinvermdgenszugangsprinzips
in der Einkommensbesteuerung die Nichtabzugsfihigkeit derartiger Ausgaben dies-
beziiglich tiberfliissig machen. Im iibrigen stellt die steuerliche Nichtberiicksichti-
gung von Schuldzinsen und Wertminderungen einen VerstoB gegen das von der
Politik und der Rechtswissenschaft sonst so hochgehaltene Leistungsfihig-
keitsprinzip dar: Wer Habenzinsen und Wertsteigerungen (zu Recht) als die
personliche Leistungsfihigkeit erhohend ansieht, kann kaum bestreiten, daB Soll-
zinsen und Wertverluste die Leistungsfahigkeit vermindern.

Schlieflich wiirde die Neugestaltung der Einkommensteuer als flat-rate tax (vgl.
Kap. 6.2.2.2), deren Steuersatz dem Thesaurierungssatz der Korperschaftsteuer
entspricht, einen weiteren Unterschied zwischen Unternehmens- und Haushaltsbe-
steuerung und damit moglichen Anreiz fir Einkommensverlagerungen zwischen
betrieblicher und privater Sphare beseitigen.

6.7 Ausnutzung von VerstiBen gegen die Neutralitit der Un-
ternehmensbesteuerung

VerstoBBe gegen die Besteuerungsneutralitat fiilhren im Unternehmenssektor zu
Steuervermeidungsreaktionen, welche im allgemeinen volkswirtschaftlich uner-
wiinscht sind. Im Bereich der Unternehmensbesteuerung werden vor allem
Rechtsform-, Finanzierungs-, Investitions- und Standortneutralitat gefordert. Dabei
fiihrt die Nichtexistenz von Rechtsform-, Finanzierungs- und Standortneutralitit
uber legale Steuervermeidung hinaus erfahrungsgemaf auch zu Versuchen, durch
miBbriuchliche rechtliche Konstruktionen Steuern zu umgehen.' Wihrend der Ein-
fluB fehlender Standortneutralitat auf die Steuerumgehung in Kapitel 6.8 gesondert
untersucht werden wird, beschiftigt sich der vorliegende Abschnitt mit den Aus-
wirkungen fehlender Rechtsform- und Finanzierungsneutralitat. Verletzungen
dieser beiden Formen der Steuerneutralitat diirften in fast jedem Staat der Welt
existieren, im folgenden wird auf die Situation in Deutschland Bezug genommen,
die vor allem durch die Existenz der Gewerbesteuer einige Besonderheiten auf-
weist.

' Aus Verstoflen gegen die Investitionsneutralitit, welche nicht allein aus fehlender Finanzie-
rungsneutralitit erwachsen, ergeben sich m.E. keine Gelegenheiten zur Steuerumgehung.
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6.7.1 Verstifle gegen die Rechtsform- und Finanzierungsneutralit:it
im deutschen Steuerrecht

6.7.1.1 VerstiBe gegen die Rechtsformneutralitiit

Die folgenden Ausfiihrungen erheben keinen Anspruch auf Vollstandigkeit, doch
dirften die meisten in Deutschland bestehenden Aneutralititen bzgl. der Rechts-
formwahl durch sie abgedeckt werden:

Wihrend einbehaltene Gewinne der Kapitalgesellschaften mit 45% Korper-
schaftsteuer belastet werden, unterliegen sie bei Personengesellschaften der
individuellen Einkommensteuer-Grenzbelastung der Anteilseigner, die je nach Ho-
he des Gesamteinkommens zwischen 0 und 53% (Gewerbebetriebe: 0-47%) liegt.

Eine gesonderte betriebliche Vermogensteuer i.H.v. 0,6% wird nur von Kapitalge-
sellschaften erhoben.

Die Gewerbeertragsteuer enthilt sowohl Elemente, die Personengesellschaften, als
auch solche, die Kapitalgesellschaften begiinstigen, wobei sich diese Besteuerungs-
unterschiede je nach Rechtsform allenfalls zufillig genau ausgleichen:

Kapitalgesellschaften konnen mit ihren Gesellschaftern Miet- und Darlehensvertra-
ge abschlieBen, wobei der Miet- und Zinsaufwand den Gewerbeertrag mindert.
Dasselbe gilt fiir Arbeitsvertrige; insbesondere ist das Geschiftsfiihrergehalt bei
Kapitalgesellschaften steuerlich abzugsfahig. Miet-, Darlehens- und Dienstvertrage
zwischen einer Personengesellschaft und ihren Anteilseignern sind hingegen steuer-
lich unbeachtlich.

Dafiir wird Personengesellschaften fiir den Gewerbeertrag ein Freibetrag von DM
48.000 eingeraumt.

Ferner betragt die SteuermeBzahl fiir den Gewerbeertrag bei Kapitalgesellschaften
generell 5%, bei Personengesellschaften ist sie je nach Hohe des Gewerbeertrages
von 1-5% gestaffelt (§ 11Abs. 2 GewStG).

6.7.1.2 VerstoBe gegen die Finanzierungsneutralitit

Finanzierungsneutralitit bedeutet nicht nur steuerliche Gleichbehandlung von
Kredit-, Beteiligungs- und Gewinnfinanzierung, sondern innerhalb der Kredit-
finanzierung auch identische Handhabung kurz- und langfristiger Fremdfinanzie-
rung unabhingig von der Person des Kreditgebers.

Wie in Kap. 6.7.1.1 erwahnt, werden jedoch Darlehensvertrage zwischen Perso-
nengesellschafien und ihren Gesellschaftern steuerlich nicht anerkannt, d.h. die
Darlehen der Gesellschafter werden steuerlich wie Einlagen behandelt und die
Darlehenszinsen wie ausgeschiittete Gewinne. Damit kommt es zu einer uneinheit-
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lichen Besteuerung der Fremdfinanzierung der Personengesellschaften je nachdem,
ob die Darlehensvergabe durch Gesellschafter oder Nicht-Gesellschafter erfolgt.

Das Gewerbesteuergesetz unterscheidet ferner zwischen kurz- und langfristiger
Fremdfinanzierung, indem im zu versteuernden Gewerbeertrag 50% der Dauer-
schuldzinsen und im Gewerbekapital 50% der Dauerschulden enthalten sind,
wihrend kurzfristige Verbindlichkeiten und die mit ihnen verbundenen Schuldzin-
sen dem gemidB BewG ermittelten Einheitswert bzw. dem nach den Vorschriften
des EStG/KStG ermittelten Gewinn nicht hinzugerechnet werden.

Da auch von den Dauerschulden und Dauerschuldzinsen nur die Hélfte dem Ge-
winn bzw. Einheitswert wieder hinzugerechnet wird, liegt wegen des Definitiv-
charakters der Gewerbesteuer ferner eine generelle Benachteiligung der Beteili-
gungsfinanzierung gegeniiber der Kreditfinanzierung vor. Diese Diskriminierung
der Beteiligungsfinanzierung wird bei Kapitalgesellschaften durch die Existenz der
betrieblichen Vermogensteuer weiter verscharft, da Fremdkapital im Gegensatz zu
Eigenkapital vom steuerpflichtigen Vermogen abgezogen werden kann.

Wihrend die Korperschaftsteuer aufgrund ihrer Anrechenbarkeit bei der Einkom-
mensteuer im Falle der Ausschiittung neutral ist in bezug auf die Entscheidung
zwischen Kredit- und Beteiligungsfinanzierung, weist die Besteuerung der Ge-
winnfinanzierung Abweichungen auf: Da einbehaltene Gewinne dem Korperschaft-
steuersatz von 45% unterliegen, die Belastung ausgeschiitteter Gewinne sich hin-
gegen nach dem Einkommensteuersatz richtet, wird die Finanzierung aus
thesaurierten Gewinnen je nach Einkommenshohe gegeniiber der AuBenfinanzie-
rung begiinstigt oder diskriminiert.

6.7.2  Maglichkeiten der Steuerumgehung durch Ausnutzung feh-
lender Rechtsform- und Finanzierungsneutralitiit

6.7.2.1 Ausnutzung fehlender Rechtsformneutralitiit

Die bestehenden Unterschiede in der Unternehmensbesteuerung je nach Rechts-
form haben bereits seit den 20er-Jahren zur Konstruktion von Mischformen
zwischen Personen- und Kapitalgesellschaft gefiihrt mit dem Ziel, die steuerlichen
(z.T. auch auBersteuerlichen) Vorteile beider Rechtsformen unter weitestgehender
Vermeidung ihrer Nachteile zu verbinden.'

Das bekannteste Beispiel einer solchen Mischform ist die GmbH & Co. KG, durch
welche die Haftungsbeschrinkung der Kapitalgesellschaft mit der Besteuerung
ausgeschiitteter Gewinne wie bei einer reinen Personengesellschaft verbunden
wurde. Da die Besteuerung von Gewinnausschiittungen seit der KSt-Reform 1977

' Vgl. hierzu auch Kap. 4.3.3.3.4 der vorliegenden Arbeit.
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rechtsformneutral erfolgt, ist das Hauptmotiv fiir die Umwandlung bestehender
Gesellschaften mbH in die Rechtsform der GmbH & Co. KG bzw. fiir die Neu-
grindung einer derartig organisierten Gesellschaft mittlerweile entfallen.
Gleichwohl kann sich immer noch ein Steuervorteil ergeben, indem die Gewinne so
zwischen GmbH einerseits und Kommanditisten andererseits aufgeteilt werden, daf3
es zu einer moglichst niedrigen Gesamt-Steuerbelastung kommt. Je nachdem, ob
die individuellen Grenzsteuersitze der Einkommensteuer héher oder niedriger lie-
gen als der einheitliche Steuersatz der Korperschafisteuer auf einbehaltene
Gewinne, kann ein hoher oder niedriger Gewinnanteil der Komplementiar-GmbH
von Vorteil sein. Die Belastung mit Gewerbeertragsteuer entspricht derjenigen
einer reinen Personengesellschaft; ob dies gegeniiber einer einfachen GmbH insge-
samt vorteilhaft oder eher von Nachteil ist, hingt vom Einzelfall ab (s.o0. S. 228).

Die steuerliche Anerkennung der GmbH & Co. KG bereitet spitestens seit der
diesbeziiglichen Entscheidung des Vierten Senats des BFH von 1967 keine
Schwierigkeiten mehr.'

Steuerlich heute meist attraktiver als die GmbH & Co. KG ist die Organisation
eines Unternehmens als sog. Betriebsaufspaltung. Diese erfolgt i.d.R. durch Auf-
teilung eines einheitlichen Unternehmens in eine Besitzpersonen- und eine
Betriebskapitalgesellschaft, wobei sich das Anlagevermogen weitgehend im Ei-
gentum der Personengesellschaft befindet und gegen Entgelt an die Kapital-
gesellschaft verpachtet wird. Durch Variation des Pachtzinses 146t sich der Gewinn
so zwischen beiden Gesellschaften aufteilen, wie es im Einzelfall steuerlich am giin-
stigsten ist. Dabei 1aBt sich der Umstand ausnutzen, daB8 der Steuersatz fir
thesaurierte Gewinne bei der Kapitalgesellschaft mit 45 % in aller Regel vom Ein-
kommensteuersatz der Personengesellschafter abweicht.

Die Geschaftsfuhrergehalter bei der Kapitalgesellschaft konnen vom zu versteuern-
den Gewerbeertrag abgezogen werden; gleichzeitig gilt aber fir den auf die
Personengesellschaft entfallenden Gewerbeertrag der Vorteil der gestaffelten Mef3-
zahlen und des Freibetrages von DM 48.000. Da das Vermogen des Unternehmens
sich weitgehend im Eigentum der Besitzpersonengesellschaft befindet, wird keine
oder nur geringe betriebliche Vermégensteuer fallig. Ferner erméglicht die Betrieb-
saufspaltung die doppelte Ausnutzung des GewKapSt-Freibetrages von DM
120.000.

Die Entscheidung des GroBen Senats des BFH von 1971 zur Betriebsaufspaltung’
brachte deren endgiiltige steuerliche Anerkennung. Danach sind nicht nur Betriebs-
aufspaltungen als solche, sondern auch Gewinnverlagerungen innerhalb des Unter-
nehmens selbst dann zuldssig, wenn die Miet- und Pachtzinsen in erheblichem

! Vgl. BFH-Urteil vom 15.11.1967 a.a.O.
% Vgl. BFH-Beschluf vom 8.11.1971 a.a.0.
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MaBe vom iiblichen Niveau abweichen. Erst wenn die innerbetriebliche Leistungs-
verrechnung so bemessen ist, da3 bei der einen Gesellschaft laufend Verluste
entstehen, wihrend die andere zur gleichen Zeit in der Gewinnzone arbeitet, kann
es zu Schwierigkeiten mit der Finanzverwaltung kommen.'

Insgesamt stellt die Betriebsaufspaltung eine Form der Unternehmensorganisation
dar, durch die es mit Hilfe der diesbeziiglich &uBerst steuerzahlerfreundlichen
Rechtsprechung mdglich ist, die steuerlichen Vorteile einer Personengesellschaft
mit denen einer Kapitalgesellschaft nahezu perfekt miteinander zu kombinieren.

6.7.2.2 Ausnutzung fehlender Finanzierungsneutralitiit

Die steuerliche Nichtanerkennung von Gesellschafterdarlehen bei Personengesell-
schaften bei gleichzeitiger Abzugsfihigkeit sonstiger Darlehen und Darlehenszinsen
legt Versuche nahe, Darlehen von Kommanditisten und personlich haftenden Ge-
sellschaftern in abzugsfahige Darlehen umzuwandeln.

KOTTKE? befaBt sich mit einem Fall aus dem Jahr 1961, in dem Kommanditisten
ihre Darlehensforderungen gegeniiber der KG an ihre Ehefrauen und Kinder ab-
getreten und damit die Gesellschafterdarlehen formal zu Fremddarlehen gemacht
hatten. Wihrend das Finanzamt die Forderungsabtretungen als rechtsmi3brauch-
lich ansah, gelang es den Steuerpflichtigen, vor dem Bundesfinanzhof angebliche
erbrechtliche Griinde fur die gewahlte Gestaltung geltend zu machen, so daf3 der
3. BFH-Senat als letzte Instanz aufBersteuerliche Motive fiir ausschlaggebend
hielt und daher eine Steuerumgehung i.S.d. § 6 StAnpG ausschloB.*

Die Umwandlung nicht abzugsfahiger Gesellschafterdarlehen in abzugsfihige Ver-
bindlichkeiten ist damit fiir verheiratete oder nicht kinderlose Gesellschafter eine
relativ unproblematische und risikolose Methode zur erfolgreichen Umgehung von
Gewerbesteuer.

Die im GewStG verankerte Diskriminierung von Dauerschulden gegeniiber sonsti-
gen Verbindlichkeiten (vgl. § 8 Nr. 1 und § 12 Abs. 2 Nr. 1 GewStG) fordert
steuerumgehende Gestaltungen zur Umwandlung langfristiger in kurzfristige Ver-
bindlichkeiten geradezu heraus.

Fir die Steuerpflichtigen bietet sich diesbeziiglich vor allem die Aufnahme von
Kontokorrentkrediten statt langfristiger Darlehen an. Verbindlichkeiten auf dem
laufenden Konto haben i.d.R. voriibergehenden Charakter. Allerdings werden auch
Kontokorrentverbindlichkeiten zu Dauerschulden i.S.d. GewStG, soweit iiber den
gesamten Veranlagungszeitraum ohne Unterbrechung eine bestimmte Mindest-

' Vgl. BFH-Urteil vom 8.11.1960 1 131/59 S BStBI. 1960 II1 S. 513 ff.
2 Vgl. KOTTKE (1994) S. 429.
? Vgl. BFH-Urteil vom 28.1.1972 III R 108/70 BStBI. 1972 11 S. 414 ff.

Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5 231
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



schuld besteht. An Versuchen, Gewerbesteuer zu umgehen, indem diese Schuld
voriibergehend getilgt und wenige Tage spiter erneut aufgenommen wird oder
indem sie auf ein zweites Kontokorrentkonto iibertragen wird, hat es in der Ver-
gangenheit nicht gefehit.'

Die Finanzverwaltung erkennt die zwischenzeitliche Tilgung von Kontokorrent-
schulden dann an, wenn sie fiir mehr als sieben Tage Bestand hat (Abschnitt 47
Satz 4 GewStR). In einzelnen Fillen® ist die Rechtsprechung jedoch von einem
Mindestzeitraum von rund vierzehn Tagen ausgegangen, der iiberschritten werden
misse, um eine rechtsmifbrauchliche Umgehung von Dauerschulden auszuschlie-
Ben.

Die voriibergehende Verlagerung einer Kontokorrentverbindlichkeit auf ein
zweites Konto kann dem Kredit laut Bundesfinanzhof seinen Dauerschuldcharakter
nicht nehmen.’> Auch konnen im Einzelfall mehrere Kreditkonten bei ein und der-
selben Bank zur Bestimmung der gewerbesteuerlichen Dauerschuld rechnerisch
zusammengefaf3t werden, so da8 gegenldufige Schwankungen der einzelnen Soll-
salden zu keiner Minderung der hinzurechnungspflichtigen Dauerschulden fiihren.*
Demgegeniiber gehen die Steuerpflichtigen kein Risiko ein, wenn sie bei verschie-
denen Kreditinstituten Kontokorrentkonten unterhalten und Dauerschulden nicht
durch Transaktionen zwischen den Konten, sondern durch gezielte Steuerung der
Ein- und Auszahlungen vermeiden. Ein Rechtsmifbrauch nach § 42 AO ist dann
gemiB BFH-Rechtsprechung ausgeschlossen.’

KOTTKE empfiehlt daher den Steuerpflichtigen fiir den Fall, daB eine Kontokor-
rentverbindlichkeit gegen Jahresende zur Dauerschuld zu werden droht, dem
betreffenden Konto einen moglichst hohen Anteil der Zahlungseingiange zuzuleiten
und Ausszahlungen von einem zweiten, bei einer anderen Bank gefiihrten Konto zu
leisten.

Die steuerliche Begiinstigung der Kreditfinanzierung gegeniiber der Beteiligungsfi-
nanzierung hat bei Kapitalgesellschaften zu dem Tatbestand der verdeckten Einlage

! Vgl. hierzu KOTTKE (1994) S. 110 ff.

2 Vgl. BFH-Urteil vom 4.8.1977 IV R 57/74 BStBl. 1977 Il S. 843 ff.; FG Niirnberg vom
21.3.1979 V 256/77 EFG 1979 S. 460 f.

3 Vgl. BFH-Urteil vom 6.6.1973 1 R 257/70 BStBL. 1973 11 S. 670 ff.; BFH-Urteil vom 5.11.1980
IR 132/77 BStBI. 1981 11 S. 219 [220]; BFH-Urteil vom 20.11.1980 IV R 81/77 BStBI. 1981 II
S. 223 ff.

* Vgl. BFH-Urteil vom 25.7.1961 1 54/60 U BStBI. 1961 II1 S. 422 f.

5 Vgl. BFH-Urteil vom 6.2.1991 I R 101/88 BStBL. 1991 II S. 851 [852 f.]; BFH-Urteil vom
4.8.1977 IV R 57/74 BStBL. 1977 11 S. 843 [844]; BFH-Urteil vom 16.1.1974 I R 254/70 BStBL.
1974 11 S. 388 [390].

¢ Vgl. KOTTKE (1994) S. 113 f.
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bzw. verdeckten Gewinnausschiittung gefiihrt." Geben die Anteilseigner ihrer Ge-
sellschaft Darlehen, so vermindern sie, verglichen mit einer Aufstockung ihrer
Beteiligungen, den zu versteuernden Gewinn und das zu versteuernde Vermogen
der Gesellschaft. Als miflbrauchlich konnen derartige Gestaltungen insbesondere
dann angesehen werden, wenn die Darlehensverzinsung die marktiiblichen Kondi-
tionen ubersteigt. Wihrend die Umwandlung von Gewinnanteilen in Zinsertrige
auf Gesellschafterebene steuerlich ohne Wirkung bleibt und seit der 1977 erfolgten
Abschaffung der Doppelbelastung der Kapitalgesellschaften mit Korperschaftsteuer
verdeckte Gewinnausschiittungen bei anrechnungsberechtigten Anteilseignern kei-
ne KSt-Ersparnis mehr hervorrufen, kommt es nach wie vor zu einer Minderung
der Gewerbeertragsteuer, der Gewerbekapitalsteuer und der Vermogensteuer.

Frither ist die Rechtsprechung gegen verdeckte Einlagen bzw. Ausschiittungen
anhand der Generalklausel gegen die Steuerumgehung vorgegangen.’ Durch die
1934 erfolgte Aufnahme des Begriffs der verdeckten Gewinnausschiittung in den
Gesetzestext ist dieses Problem zu einer Auslegung des § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG
geworden. Nach Abschnitt 31 Abs. 3 Satz 3 KStR sind Darlehensvertrige zwi-
schen Kapitalgesellschaft und Anteilseignern steuerlich wirksam, soweit sie bei
verniinftiger kaufménnischer Beurteilung einem Fremdvergleich standhalten. Sind
dagegen die Zinsen fiir das der Gesellschaft gewihrte Darlehen unangemessen
hoch, so wird der das ubliche Mal} ubersteigende Teil der Zinszahlungen als ver-
deckte Gewinnausschiittung interpretiert und bleibt fir die Bemessung der
Gewerbeertragsteuer unerheblich.®

Sofern der Thesaurierungssatz der KSt hoher liegt als der individuelle Grenzsteuer-
satz der ESt fur die Anteilseigner, liegt eine Diskriminierung der direkten
Gewinnfinanzierung der Kapitalgesellschaft vor. In diesem Fall lohnt es sich steu-
erlich fiir die Gesellschafter, den Steuersatz auf einbehaltene Gewinne zu umgehen,
indem der Jahresiiberschul zunichst ausgeschiittet und anschliefend als Einlage
dem Unternehmen wieder zugefiihrt wird. Wahrend faktisch eine Gewinnfinanzie-
rung vorliegt, handelt es sich formell um eine (hier steuerlich begiinstigte)
Beteiligungsfinanzierung.

Obwohl! diese als Schutt-aus-hol-zuriick-Verfahren bekannte Steuersparmethode
stark gekiinstelt erscheint und auBer der Steuerersparnis keine Vorteile aufweist,
durch den erhohten Verwaltungsaufwand sogar betriebswirtschaftlich von Nachteil
ist, stellt dieses Verfahren in Deutschland lediglich einen véllig legalen Weg der
Steuervermeidung dar. Da der Gesetzgeber im Zusammenhang mit dem Inkraft-

! Da Geselischafterdarlehen bei Personengesellschaften steuerlich generell nicht anerkannt wer-
den (s.0.), sind verdeckte Gewinnausschiittungen auf Kapitalgesellschaften beschrinkt.

% Vgl. RFH-Urteil vom 26.7.19191 A 82/19 RFHE 2 S. 183 ff.

3 Vgl. BFH-Urteil vom 28.10.1964 I 198/62 U BStBl. 1965 III S. 119 [121] i.V.m. BFH-Urteil
vom 10.6.1987 I R 149/83 BStBI. 1988 II S. 25 ff.
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treten der KSt-Reform 1977 ausdriicklich auf die Moglichkeit einer Schiitt-aus-
hol-zuriick-Politik hingewiesen hatte," liegt kein Versto gegen den Willen des
Gesetzgebers und damit keine Steuerumgehung i.S.d. in Kap. 2.2 vorgenommenen
Definition vor.’ Fille, in denen die Anwendung des Schiitt-aus-hol-zuriick-
Verfahrens von der Rechtsprechung als Gestaltungsmi3brauch gemiB3 § 42 AO
angesehen wiirde, erscheinen bei derzeitiger Rechtslage kaum denkbar.?

6.7.3  Reformvorschlige

Steuerumgehung, welche aus fehlender Rechtsform- oder Finanzierungsneutralitit
erwichst, ist naturgema durch Beseitigung der zugrunde liegenden VerstoBBe ge-
gen die Besteuerungsneutralitat am effektivsten zu begegnen. Im einzeinen handelt
es sich dabei um die gleichen MaB3nahmen, die schon in Kap. 6.6.3 gegen die mif3-
brauchliche Verlagerung von Einkommen und Vermégen zwischen betrieblicher
und privater Ebene entwickelt wurden:

Neben der in Deutschland bereits erfolgten Abschaffung der Doppelbelastung aus-
geschiitteter Gewinne von Kapitalgesellschaften mit Korperschaftsteuer sind erneut
die Abschaffung der Gewerbesteuer und der betrieblichen Vermogensteuer sowie
die Umgestaltung der Einkommensteuer in eine flat-rate tax, deren Steuersatz dem
Korperschafisteuersatz auf einbehaltene Gewinne entspricht, zu fordern. Damit
wiren sowohl Rechtsform- als auch Finanzierungsneutralitat hergestellt.

Gewinnverlagerungen innerhalb einer GmbH & Co. KG blieben bei Vereinheitli-
chung der Steuersitze von KSt und ESt steuerlich ohne Wirkung; Unterschiede zur
reinen GmbH in der Belastung des Gewerbeertrags verschwinden mit Beseitigung
der Gewerbesteuer. Auch die Betriebsaufspaltung bote keinen steuerlichen Vorteil
mehr, da weder eine Gewerbe- oder Vermogensteuerreduzierung erreicht werden
konnte noch durch Gewinnverlagerungen unterschiedliche Steuersitze zwischen
ESt und KSt ausnutzbar waren.

Der Umgehung von Dauerschulden und Dauerschuldzinsen konnte bereits inner-
halb des Gewerbesteuergesetzes durch eine Gleichstellung der kurzfristigen mit der
langfristigen Fremdfinanzierung begegnet werden. Als Ma3nahme gegen verdeckte
Einlagen bzw. Gewinnausschiittungen mittels Gesellschafterdarlehen wiirde die
Abschaffung der Gewerbekapital- und der betrieblichen Vermogensteuer ausrei-
chen, wenn die Schuldzinsen bei der Ermittlung des Gewerbeertrages statt zur
Hilfte in voller Hohe hinzugerechnet wiirden. Dasselbe gilt auch bzgl. der Um-

! Vgl. TIPKE/KRUSE (1996) Tz. 30 unter Hinweis auf Bundestagsdrucksache VII/5310 S. 9.

% Im Ausland konnte hingegen eine Schiitt-aus-hol-zuriick-Politik als Steuerumgehung angesehen
werden, sofern sie - anders als in Deutschland - vom Gesetzgeber nicht vorgesehen ist.

3 Vgl. ausfiihrlicher KOTTKE (1994) S. 163; vgl. auch Abschnitt 77 Abs. 5 und 6 KStR.
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wandlung von Gesellschafterdarlehen in abzugsfihige Verbindlichkeiten durch
Ubertragung der Darlehensforderung auf Familienangehorige. Wegen ihrer Ver-
stoBe gegen die Rechtsformneutralitit (s.0.) und ihrer Eigenschaft als Sonder-
belastung gewerblicher Einkiinfte (Kap. 6.6.3)" empfiehit sich jedoch eine vollige
Beseitigung der Gewerbesteuer. Die Einfiihrung eines einheitlichen Einkommen-
steuersatzes, der dem Thesaurierungssatz der Korperschaftsteuer entspricht, wiirde
zu einer steuerlichen Gleichstellung der Gewinnfinanzierung mit der Beteiligungsfi-
nanzierung fiihren und damit den Anreiz fir eine Schutt-aus-hol-zuriick-Politik
beseitigen.”

6.8 Riumliche Verlagerung von Einkommen

6.8.1 Vorbemerkungen

Die raumliche Verlagerung von Einkommen zwecks Ausnutzung fehlender Stand-
ortneutralitit der Besteuerung fillt in den Bereich der Steuerflucht. Unter Steuer-
flucht versteht man die Verlagerung vorhandener oder kiinftiger Steuersubstanz
(Einkommen bzw. Vermogen) aus einem steuerlich ungiinstigen Gebiet in niedriger
besteuerte Regionen.’ Grundsitzlich konnen sowohl natiirliche Personen als auch
Unternehmen Steuerflucht betreiben. Die Steuerflucht von Privatpersonen (denkbar
ist hier die Vermogensanlage im Ausland oder die Verlegung des Wohnsitzes)
durfte ausschliellich in die Bereiche der Steuervermeidung und der Steuerhinter-
ziehung fallen; demgegeniiber kann die Steuerflucht von Unternehmen mittels
raumlicher Gewinnverlagerung neben legaler Steuervermeidung und illegaler Steu-
erhinterziehung auch mibrauchliche Steuerumgehung darstellen.

Steuerflucht ist grundsatzlich auf nationaler Ebene wie auch grenziiberschreitend
moglich. Innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ergeben sich jedoch fiir Unter-
nehmen kaum Moglichkeiten zur Steuerumgehung durch Gewinnverlagerungen.
Eine miBbrauchliche Ausnutzung der Hebesatzunterschiede bei der Gewerbesteuer
durch Gewinnverschiebungen zwischen verbundenen Unternehmen ist durch §§ 28,
29 GewStG 1.V.m. § 2 Abs. 2 GewStG und § 14 KStG weitgehend ausgeschlos-

! An letzterer konnte auch der Ersatz der Gewerbesteuer durch eine rechtsform- und finanzie-
rungsneutrale Wertschopfung- oder cash-flow-Steuer nichts 4ndern.

? Die oftmals geforderte Angleichung des KSt-Satzes an den Spitzensteuersatz der ESt fiihrt
weder zu Rechtsform- noch zu Finanzierungsneutralitit und macht eine Schiitt-aus-hol-zuriick-
Politik im Vergleich zum derzeit international iiblichen Zustand (KSt-Thesaurierungssatz <
ESt-Spitzensteuersatz) sogar noch attraktiver. Abhilfe schafft einzig ein einheitlicher, der KSt
angepalter Grenzsteuersatz der ESt.

3 Vgl. SCHMID (1961) S. 1.
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sen. Die frither mogliche rechtsmiBbréuchliche Nutzung des BerlinFG' ist seit
Auslaufen der Berlinforderung nicht mehr praktizierbar.

Gegenstand der folgenden Ausfiihrungen ist daher ausschlieBlich die betriebliche
Steuerumgehung durch internationale Steuerflucht. Diese findet vor allem durch
unangemessene Konzernverrechnungspreise, Nutzung von Basisgesellschaften und
MifBbrauch von Doppelbesteuerungsabkommen statt.

6.8.2 Methoden der internationalen Steuerumgehung

6.8.2.1 Internationale Steuerumgehung durch unangemessene Konzern-
verrechnungspreise

Unter Konzernverrechnungspreisen versteht man das Entgelt, das zwischen ver-
bundenen Unternehmen fir einander gelieferte Waren oder geleistete Dienste
festgesetzt wird.” Durch Manipulation der Konzernverrechnungspreise konnen
multinationale Unternehmen versuchen, das internationale Steuergefille zur Mini-
mierung der Gesamtsteuerlast auszunutzen. Indem die von Tochtergesellschaften,
welche in Hochsteuerlindern anséssig sind, abgegebenen Leistungen moglichst
niedrig bewertet und die empfangenen Leistungen moglichst hoch angesetzt wer-
den, kann es gelingen, daf3 der Konzerngewinn rechnerisch ganz oder iiberwiegend
auf den in Niedrigsteuerldndern befindlichen Teil des Konzerns entfillt.

Um derartige Gewinnverlagerungen zu verhindern, versuchen die betroffenen na-
tionalen Steuerverwaltungen in aller Regel, der Besteuerung Verrechnungspreise
zugrunde zu legen, welche einem Fremdvergleich standhalten.’ Dieser als dealing
at arm’s length principle bezeichnete Grundsatz st6ft jedoch in der praktischen
Umsetzung haufig auf erhebliche Schwierigkeiten, da meist nicht exakt feststellbar
ist, welcher Preis fiir eine bestimmte Ware oder Dienstleistung fremden Unterneh-
men in Rechnung gestellt worden wire.* Die fiir die Ermittlung angemessener
Konzemverrechnungspreise verwendbaren Methoden (von Bedeutung sind vor
allem die Preisvergleichsmethode, die Wiederverkaufspreismethode und die Ko-
stenaufschlagsmethode)’ sind nicht frei von Bewertungsspielraumen. Hierdurch
kann es zu volkswirtschaftlich unerwiinschter Doppelbesteuerung kommen, wenn
sich die beteiligten nationalen Steuerbehorden nicht auf eine einheitliche Bewer-

! Vgl. hierzu FISCHER in HHSp Rz. 301 f.

% Vgl. PETTERSSON (1978) S. 256.

3 So ist das Verfahren des Fremdvergleichs in Deutschland in § 1 AStG, in Frankreich in art. 57
CGI gesetzlich verankert.

* Vgl. REUTER (1978) S. 229.

° Eine Beschreibung dieser Verfahren findet sich bei DANNECKER (1984) S. 18-21. Die US-
Richtlinien von 1994 enthalten daneben einige weitere Verfahren; zu diesen und den mit ihnen
verbundenen Problemen vgl. EIMERMANN (1994).
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tung verstindigen. Da die einzelnen Staaten nicht allein eine Bekidmpfung der
Steuerumgehung, sondern vor allem ein moglichst hohes Steueraufkommen anstre-
ben dirften, scheitert eine solche Verstandigung hiufig an deren entgegengesetzter
fiskalischer Interessenlage.’ Soll die anhand unangemessener Verrechnungspreise
praktizierte Steuerumgehung durch das arm ’s-length-Prinzip verhindert, gleichzei-
tig aber eine Doppelbelastung von Teilen des Konzerngewinns vermieden werden,
so mufite eine supranationale Behorde eingerichtet werden, welche die wechselsei-
tige Leistungsverrechnung der multinationalen Konzerne uberprift und ggf.
korrigiert. In jedem Fall ist jedoch das Verfahren des Fremdvergleichs mit einer
gewissen Willkir bei der Bewertung verbunden und nur bei lickenloser und damit
auferst verwaltungsaufwendiger Anwendung tatsachlich in der Lage, mifbrauchli-
che grenziiberschreitende Gewinnverlagerungen vollig auszuschlieen.

Die Praxis einer von den Einzelstaaten unabhingig voneinander betriebenen An-
wendung des arm’s-length-Prinzips, verbunden mit grundsdtzlich von den
Konzernen festgesetzten Verrechnungspreisen, welche von den Finanzbehorden
nur dann korrigiert werden, wenn sie als ,,unangemessen* angesehen werden, kann
- neben der Gefahr von Doppelbesteuerungen - auch leicht zur Folge haben, daB3
die Unternehmen ihre Leistungsverrechnung so manipulieren, daB3 sie von Finanz-
verwaltung und -gerichtsbarkeit als ,gerade noch angemessen Bestand haben
durfte. In Deutschland setzt § 1 Abs. 1 AStG fest, daB Verrechnungspreise, die
voneinander unabhingige Dritte so nicht vereinbart hitten, ,,so anzusetzen [sind],
wie sie unter den zwischen unabhangigen Dritten vereinbarten Bedingungen ange-
fallen waren.“ Daf} eine solche Vorschrift aufgrund ihrer notwendigen Unbestimmt-
heit leicht Gegenstand gerichtlicher Auseinandersetzungen werden kann,’ liegt
ebenso auf der Hand wie die Bemiihungen deutscher Konzerntéchter und -miitter,
den infolge ergangener Gerichtsentscheidungen und Verwaltungsanweisungen ver-
bleibenden Bewertungsspielraum so weit wie moglich zur Gewinnverlagerung in
niedriger besteuernde Lander auszunutzen.

6.8.2.2 Internationale Steuerumgehung durch Nutzung von Basisgesell-
schaften

Unter einer Basisgesellschaft versteht man einen selbstandigen Rechtstréager, ,der
von inlandischen natiirlichen oder juristischen Personen im Ausland zum Zwecke
der Vereinnahmung von Ertragen unter ginstigeren steuerlichen Bedingungen als
im Inland gegriindet wird.*® Die Bezeichnung , Basisgesellschaften riihrt aus ihrer

' Vgl. ENGEL (1986) S. 213.

? Ein umfassender Uberblick iiber die Rechtsprechung zu den Verrechnungspreisen zwischen
verbundenen Unternehmen findet sich bei FLICK/WASSERMEYER/BECKER (1995), § 1 AStG.

3 KLUGE (1977) S. 328.
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Funktion als ,Basen” fiir die steuergiinstige Ansammlung von Einkommen und
Vermogen.' Neben den definitionsgemiB vorliegenden steuerlichen Motiven kon-
nen auch organisatorische, devisenrechtliche oder politische Erwigungen mit
ausschlaggebend fiir die Errichtung einer Basisgeselischaft sein.” Basisgesellschaf-
ten konnen reine ,Briefkastenfirmen ohne jede wirtschaftliche Betatigung sein;’
sie konnen aber auch eigene Geschaftstitigkeit entfalten und theoretisch jede be-
triebswirtschaftliche Funktion, im Extremfall bis hin zur Produktion, iibernehmen.*
Typischerweise fungieren Basisgesellschaften als Holding-, Finanzierungs- oder
Zwischenhandelsgesellschaften fiir die verbundenen Unternehmen oder iiben fiir
diese Dienstleistungen wie Lizenzerteilung, Maklergeschifte, technische Beratung
u.d. aus.” Mittels der fiir derartige Titigkeiten von der Mutter- bzw. den Schwe-
stergesellschaften erhobenen Entgelte lassen sich Gewinne auf die Basisgesellschaft
verlagern. Die hierdurch erzielbare Steuerersparnis erreicht vor allem dann eine
lohnende GréBenordnung, wenn es gelingt, durch unangemessene Verrechnungs-
preise einen moglichst groBen Anteil des Konzerngewinns auf die Basisgesellschaft
entfallen zu lassen (hierzu s.o. Kap. 6.8.2.1), oder wenn deren Errichtung in einem
Land mit besonders giinstigen steuerlichen Bedingungen (sog. Steueroase) erfolgt.
Steueroasen sind vor allem dadurch gekennzeichnet, daB3 sie fiir natiirliche oder
juristische Personen auf bestimmte Arten von Einkommen und Kapital keine oder
nur geringe Steuern erheben und ein hohes Niveau von Bank- und Geschaftsge-
heimnis aufweisen.® Mittlerweile haben viele Industriestaaten eine spezielle
Gesetzgebung gegen die Einkommens- und Vermégensverlagerung in Oasenlidnder
erlassen; in Deutschland sind die §§ 7-14 AStG gezielt gegen die Steuerflucht
durch Griindung von Basisgesellschaften in Steueroasen gerichtet.

Allgemein gilt hier fiir Basisgesellschaften innerhalb und auBerhalb von Steueroa-
sen, dal zunidchst geprift wird, ob sie nach den allgemeinen Vorschrifien der
Abgabenordnung steuerlich anzuerkennen sind.

! Vgl. DEBATIN (1979) S. 181.

% Vgl. JUNKER (1982) S. 214

? Derartige Firmen haben weder eigene Riumlichkeiten noch eigenes Personal noch einen akti-
ven Geschiiftsbetrieb, sondern dienen einzig der Steuerersparnis. Ihre praktische Bedeutung ist
recht hoch: So gibt es Schitzungen zufolge in Liechtenstein mehr Briefkastenfirmen als Ein-
wohner; vgl. MESSNER (1987) S. 5. Vgl. in diesem Zusammenhang auch KAY/KING (1990)
S. 206: ,Many major companies have financing subsidiaries based, for example, in the
Netherlands Antilles. It goes without saying that nothing of substance happens in the Nether-
lands Antilles and that few of those who purport to do business there could locate the islands
on the map.“

* Vgl. DANNECKER (1984) S. 57.

’ Vgl. SCHMID (1961) S. 55.

® Vgl. OECD (1987) S. 22 f.
Praktisch vollstindige Auflistungen und Beschreibungen aller existierenden Steueroasen finden
sich bei MESSNER (1987) S. 55-163 und MEDENBACH (1988) S. 34-47.
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So gilt die Errichtung von Briefkastenfirmen von vornherein als steuerlich irrele-
vantes Scheingeschift nach § 41 AO." Entfaltet die Basisgesellschaft hingegen eine
eigene Geschiftstitigkeit, welche nicht bloB fingiert ist, so gilt die Griindung der
Gesellschaft als solche als real erfolgt und kann auch keinen RechtsmiBbrauch nach
§ 42 AO darstellen.”

Bei Priifung von Basisgesellschaften auf die Tatbestandsmerkmale des § 42 AO
kann deshalb die Errichtung der Gesellschaft nicht in Frage gestellt werden; viel-
mehr gilt es festzustellen, ob ihre konkrete Nutzung als rechtsmiBbrauchlich
einzustufen ist. Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs ist ein Rechtsmif3-
brauch vor allem dann anzunehmen, wenn wirtschaftliche oder sonst beachtliche
auBersteuerliche Griinde fur die Zwischenschaltung der Basisgesellschaft fehlen
und diese keine eigene wirtschaftliche Tatigkeit entfaltet. Die reine Vermogens-
verwaltung gilt dabei nicht als eigene wirtschaftliche Titigkeit.’

Erst wenn sowohl ein Scheingeschift nach § 41 AO als auch ein Rechtsmifbrauch
nach § 42 AO ausgeschlossen worden ist, sind die Voraussetzungen der §§ 7-14
AStG zu priifen.* Ziel dieses Teils des AuBensteuergesetzes ist es, Gewinnverlage-
rungen auf in Steueroasen anséssige Basisgesellschaften entgegenzuwirken, indem
die von der Basisgesellschaft erzielten Einkiinfte bei den inldndischen Gesellschaf-
tern entsprechend ihrer Beteiligung steuerlich hinzugerechnet werden (§ 7 Abs. 1
AStG). Voraussetzung fiir die Hinzurechnung ist, daB die Ertragsteuerbelastung in
der ,,Steueroase™ unter 30 % liegt (§ 8 Abs. 3 AStG), an der Basisgesellschaft In-
linder mit mehr als 50% beteiligt sind (§ 7 Abs. 1 AStG) und die Einkiinfte nicht
aus aktiver Geschaftstitigkeit (im Gegensatz zu ,,passiver Verwaltungstitigkeit,
Grundstiicksvermietung u.d.) im Sinne von § 8 Abs. 1 AStG stammen.

Die Vorschriften der AO und des AStG legen den Steuerpflichtigen nahe, fiir die
Errichtung von Basisgesellschaften auBersteuerliche Begriindungen® zu finden,
ihnen einen wirtschaftlichen Handlungsspielraum einzurdumen, der auch tatsichlich
genutzt wird,” und entweder die inlindische Beteiligung auf 50% zu beschrinken
oder die Gesellschaft in einem Staat zu errichten, dessen Ertragsteuersatz bei genau
30% oder knapp dariiber liegt.

! Vgl. DANNECKER (1984) S. 60 f.

% Vgl. hierzu DEBATIN (1979) S. 229.

? Vgl. BFH-Urteil vom 29.7.1976 VIII R 142/73 BStBl. 1977 11 S. 263 [264]; BFH-Urteil vom
5.3.1986 I R 201/82 BStBI. 1986 II S. 496 ff.; BEISSE (1978) S. 7 m.w.N.

4 Vgl. KLUGE (1977) S. 328; BFH-Urteil vom 23.10.1991 I R 40/89 BStBI. 1992 II S. 1026
[1028]; BFH-Urteil vom 10.6.1992 I R 105/89 BStBI. 1992 II S. 1029 [1031].

* Hierbei ist die bisherige Rechtsprechung zu anerkannten bzw. nicht anerkannten nichtsteuerli-
chen Motiven zu beachten. Ein Uberblick findet sich bei RAUER (1983) S. 2278; vgl. ferner
KLEIN/ ORLOPP (1995) Anm. 9.c); FISCHER in HHSp (1996) Rz. 243 und 244, SCHWARZ
(1996) Anm. 15-17.

¢ Vgl. KOTTKE (1994) S. 191.
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Die gesetzlichen Bestimmungen sind damit relativ leicht zu umfahren und zur Ein-
dammung anhand von Basisgesellschaften betriebener Steuerumgehung nur bedingt
geeignet. Der verbleibenden abschreckenden Wirkung des AStG steht ein sehr ho-
her Verwaltungsaufwand gegeniiber, der auf Seiten der Wirtschaft vor allem in der
komplizierten Ermittlung und Aufstellung des Hinzurechnungsbetrages (§§ 9-14
AStG), auf Seiten der Finanzverwaltung in den notwendigen Betriebspriifungen
und Kontrollen besteht.'

6.8.2.3 Internationale Steuerumgehung durch MiBbrauch von
Doppelbesteuerungsabkommen

Dem Mifbrauch von Doppelbesteuerungsabkommen sind im wesentlichen drei
Fallgruppen zuzurechnen:

Die grofite Bedeutung kommt dem sog. treaty-shopping zu. Hierunter versteht
man das ,,Sich-Einkaufen® in fremde DBA und deren Nutzung. Meist geht es dabei
um Fille, in denen zwei Geschiftspartner, die in unterschiedlichen Staaten, welche
kein DBA miteinander abgeschlossen haben, ansissig sind, eine Gesellschaft in
einem Drittland, welches zu beiden Staaten ein DBA unterhilt, zwischenschalten
und damit zu den gewiinschten Abkommensvorteilen gelangen, die ihnen norma-
lerweise nicht zustiinden.’ Denkbar ist jedoch auch der Fall, daB zwischen den
beiden Staaten der Akteure zwar ein DBA besteht, durch Einbeziehung des Dritt-
landes aber andere, fiir die Beteiligten giinstigere Abkommen nutzbar werden.

Ob treaty-shopping einen Rechtsmiflbrauch nach § 42 AO darstellt oder nicht,
hiangt von den Umsténden des Einzelfalls ab. Ist die zwischengeschaltete Gesell-
schaft allein zwecks Inanspruchnahme von Abkommensvorteilen errichtet worden
und entfaltet sie keine eigene wirtschaftliche Tatigkeit, so liegt nach den allgemei-
nen Grundsitzen der Rechtsprechung zur Nutzung von Basisgesellschaften eine
Steuerumgehung i.S. von § 42 AO vor.* Diese Grundsitze sind allerdings nur dann
anwendbar, wenn die Grindung der zwischengeschalteten Gesellschaft durch
Steuerinlander erfolgte. ,,Die Griindung einer Kapitalgesellschaft im Ausland durch
einen Auslander ist ein das inldndische Steuerrecht nicht berithrender Vorgang und
entzieht sich grundsitzlich der Beurteilung, ob ein Mifbrauch von [...] Gestal-
tungsmoglichkeiten des Rechts (§ 42 AO 1977) vorliegt.*® Ist die zwischen-
geschaltete Gesellschaft (auch) aus anderen Griinden als der besseren Ausnutzung
von DBA-Vorteilen errichtet worden oder entfaltet sie eine eigene wirtschaftliche

! Vgl. WASSERMEYER (1983) S. 576.

2 Vgl. PILTZ (1987) S. 2.

3 Vgl. TIPKE/KRUSE (1996) Tz. 42.

“ gl.A.: VOGEL (1985) S. 279

$ BFH-Urteil vom 29.10.1981 I R 89/80 BStBI. 1982 II S. 150 [153].
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Tatigkeit, so stellt die Erlangung von Abkommensvorteilen durch die Zwischenge-
sellschaft ebenfalls keinen GestaltungsmiBbrauch i.S.d. Abgabenordnung dar.

Eine zweite Fallgruppe moglichen Abkommensmif3brauchs stellt das sog. rule-
shopping dar. Hierunter versteht man Fille, in denen Steuerpflichtige Sachverhalte
so gestalten, daf ihre Einkiinfte unter eine Einkunftsart fallen, die durch ein DBA
gegeniiber sonstigen Einkiinften begiinstigt ist. PILTZ nennt als ein Beispiel die
Umwandlung einer. Kapitalgesellschaft in eine Betriebsstitte zur Erzielung von
Betriebsstittengewinnen statt der im Doppelbesteuerungsabkommen (hier: DBA
Deutschland - Schweiz) schlechter gestellten Schachteldividenden.' Ein weiteres
Beispiel ist die das Eigenkapital weit tibersteigende Ausstattung einer inlindischen
Kapitalgesellschaft mit Gesellschafterdarlehen durch einen gebietsfremden Anteils-
eigner, um der beschrinkten Steuerpflicht auf Dividenden zu entgehen

Ob es sich bei derartigen Sachverhaltsgestaltungen tatsiachlich um einen Mif3brauch
von Gestaltungsmoglichkeiten des Rechts i.S.v. § 42 AO handelt oder ob einfach
ein aufgrund bestimmter DBA-Regelungen ungiinstiger Sachverhalt legal vermie-
den wird, kann im Einzelfall strittig sein. Im allgemeinen dirfte der Nachweis
schwer zu fiihren sein, daf3 die Ausnutzung einer im DBA nun einmal ausdriicklich
vorgesehenen Begiinstigung bestimmter Einkunfts- oder Finanzierungsarten im
konkreten Fall tatsichlich ,,unangemessen* im Sinne der Generalklausel ist. Auch
PL1Z, der das rule-shopping ausdriicklich als Unterfall des AbkommensmiB-
brauchs bezeichnet, beschreibt hierzu ausschliefllich Beispiele, in denen er selbst
einen RechtsmiBbrauch verneint ?

Die dritte Fallgruppe bilden Gestaltungen, die zur Folge haben, daf3 aufgrund eines
DBA keinem der beiden Staaten das Besteuerungsrecht zukommt (sog. negativer
Qualifikationskonflikt). Gelingt eine Sachverhaltsgestaltung, die dazu fiihrt, daB
beide Staaten von einer ausschlielichen Besteuerungsbefugnis des jeweils anderen
Staates ausgehen, so konnen bestimmte Einkiinfte vollig steuerfrei bleiben.

Auch der Ausnutzung derartiger Unstimmigkeiten zwischen den Finanzverwaltun-
gen der Abkommensstaaten in der DBA-Auslegung diirfte fiir gewohnlich mit § 42
AO nicht beizukommen sein. Da fiir das Profitieren von einer nicht aufeinander
abgestimmten und wechselseitig nicht bekannten Verwaltungs- und Rechtspre-
chungspraxis in aller Regel keine gekiinstelten Gestaltungen erforderlich sind, die
,wverniinftige Beteiligte” normalerweise nicht wihlen wiirden oder die den wirt-
schaftlichen Gegebenheiten nicht gerecht werden, wird im allgemeinen keine
Unangemessenheit im Sinne der deutschen Rechtsprechungsgrundsitze zu § 42 AO
vorliegen.

' Vgl. PILTZ (1987) S. 14.
2Vgl. ebenda S. 4.
Vgl ebenda S. 14 f.
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6.8.3 Reformvorschlige

Das Problem der internationalen Steuerumgehung wire vollstandig gelost, wenn
uberall auf der Welt das gleiche Steuerrecht gilte (insb. die Steuersitze angegli-
chen wiirden) und samtliche Staaten miteinander einheitliche Doppelbesteuerungs-
abkommen abschlossen.

Die Abschaffung des internationalen Steuergefilles wiirde sowohl die Steuerumge-
hung durch unangemessene Verrechnungspreise als auch die mifbrauchliche
Nutzung von Basisgesellschaften beseitigen. Eine solche Vereinheitlichung der
Steuerarten und -sitze wiirde jedoch der unterschiedlichen Finanzkraft und dem
unterschiedlichen Finanzbedarf der einzelnen Staaten nicht gerecht, so dafB ein
umfassender Finanzausgleich einzurichten wire.! Wie schwer selbst unter 6kono-
misch in etwa gleich entwickelten Landern wie denjenigen der Européischen Union
eine Einigung tiber Steuerharmonisierung und innergemeinschaftlichen Finanzaus-
gleich zu erzielen ist, hat sich in der Vergangenheit bei den Bemithungen, die
Steuersysteme der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft einander anzugleichen, deut-
lich gezeigt. Solange unabhingige Staaten souverin iber ihre Steuerpolitik
entscheiden konnen, ist eine Abschaffung der internationalen Steuerbelastungsun-
terschiede kaum realistisch, Annaherungen zumindest zwischen den wichtigsten
Industriestaaten sind allerdings durchaus méglich und in gewissen Grenzen auch zu
beobachten.

Das Problem unangemessener Konzernverrechnungspreise wire auch ohne
vereinheitlichte Steuersitze zu losen, wenn das derzeit vorherrschende dealing at
arm’s length principle durch eine sich nach objektiven Bezugsgrofien bemessende
Aufteilung des Gesamtkonzernergebnisses dhnlich wie bei der deutschen Gewerbe-
steuer ersetzt wiirde (sog. unitary tax concept).” Nach diesem Konzept bildet nicht
mehr der in den einzelnen Staaten, in denen der Konzem ansissig ist, anfallende
Gewinn die dortige Steuerbemessungsgrundlage. Vielmehr wird der gesamte Kon-
zerngewinn ermittelt und nach einem bestimmten Schliissel (z.B. nach der auf die
einzelnen Staaten entfallenden Lohnsumme, den Umsatzerlosen oder dem betriebli-
chen Vermogen) den betreffenden Lindern zugerechnet. Auf diesen anteiligen
Gewinn kann jeder Staat seine eigenen Steuern erheben, ohne daB es hierfiir weite-
rer Steuerharmonisierung bediirfte. Eine Einigung der OECD-Lander auf das
unitary tax concept diirfte weit eher erzielbar sein als eine Abschaffung samtlicher
Steuerbelastungsunterschiede. Zwischen den Staaten, die sich diesem Konzept an-
schlieBen, wire das Problem der Steuerumgehung durch unangemessene
Konzernverrechnungspreise gelost.

' Vgl. SCHMID (1961) S. 256.
% Vgl. KAY/KING (1990) S. 206 f.
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Ein Hindernis fiir ein weltweites Vorgehen gegen den Gebrauch von Basisgesell-
schaften stellen die Steueroasen dar, welche sich aufgrund ihrer speziellen
Interessenlage im allgemeinen jeder Beteiligung an unilateralen Vereinbarungen zur
Steuerharmonisierung widersetzen. Versuche, zur Bekampfung der internationalen
Steuerflucht Abkommen mit Steueroasen zur Konzernbesteuerung, zur Annahe-
rung der Steuersitze und zum gegenseitigen Informationsaustausch der
Finanzverwaltungen zu schlieBen, haben im allgemeinen selbst dann wenig Erfolgs-
aussichten, wenn die Industriestaaten zu teilkompensierenden Gegenleistungen
bereit sind.' Ob die Ausiibung politischen, wirtschaftlichen oder im Extremfall mi-
litarischen Drucks auf die meist als Zwergstaaten zu bezeichnenden Steuer-
oasenldnder ein angemessenes Mittel der Beseitigung der Oasenproblematik dar-
stellt, soll an dieser Stelle dahingestellt bleiben. Werden derartige Methoden
abgelehnt und sind freiwillige Ubereinkiinfte nicht zu erzielen, so ist die Errichtung
und Nutzung von Basisgesellschaften in Steueroasen in dem AusmaB hinzunehmen,
wie die bestehende und bei Bedarf zu erginzende Gesetzgebung sie nicht zu ver-
hindern vermag.

Der Milbrauch von Doppelbesteuerungsabkommen durch das treaty-shopping
wiirde durch ein liickenloses Netz gleichartiger DBA gegenstandslos. Mag ein sol-
ches Ziel auch in letzter Konsequenz nicht erreicht werden, so miiflte es immerhin
realisierbar sein, daf sich eine groBe Mehrheit der Staatengemeinschaft auf ein
einheitliches Abkommen, z.B. auf das OECD-Musterabkommen, einigen konnte.
SchlieBen sich einzelne Staaten aus, so konnten die iibrigen Lander durch Aufnah-
me entsprechender Bestimmungen in ihre Steuergesetzgebung oder in die unter-
einander abgeschlossenen DBA die mif3brauchliche Einschaltung von Drittlindern
zu verhindern suchen. So hat das oben zitierte Urteil des Ersten BFH-Senats vom
29.10.1981 den deutschen Gesetzgeber dazu veranlafit, durch Schaffung des neuen
§ 50 d Abs. 1a EStG Gebietsfremden die Moglichkeit zu nehmen, durch Griindung
und Zwischenschaltung einer im DBA-Partnerstaat befindlichen Gesellschaft Ab-
kommensvorteile zu erschleichen, welche ohne die Zwischengesellschaft nicht zur
Anwendung kamen. Die gleiche Wirkung hat die Erginzung bestehender DBA um
entsprechende Bestimmungen; vergleichbare Vereinbarungen haben beispielsweise
die USA und Kanada in ihr Doppelbesteuerungsabkommen aufgenommen.’

Zur Vermeidung negativer Qualifikationskonflikte sind eine besondere Umsicht der
Finanzverwaltungen bei der gemeinsamen Abkommensinterpretation und ein hoher
Umfang an gegenseitigem Informationsaustausch vonnoten.®> Wenn die Steuerbe-
horden in Zweifelsfillen (d.h. bei nicht sicherer Annahme, der jeweils andere Staat

' Zu derartigen Versuchen der Vereinigten Staaten vgl. OECD (/ntertax 1987) S. 123 f.
% Vgl. BOIDMAN (1981) S. 446 f.
? Vgl. ebenda S. 447.
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besteuere den betr. Sachverhalt) einander konsultieren, so diirfte es den Steuer-
pflichtigen kaum gelingen, derartige Besteuerungsliicken ausfindig zu machen.

Das rule-shopping hat seine Ursache in fehlender Quellen- bzw. Finanzierungs-
neutralitit grenziiberschreitender Vorgange. Was in den vorigen Abschnitten bzgl.
der Implikationen der (nationalen) Steuerumgehung auf die Gestaltung der Steuer-
gesetze festgestellt wurde, gilt entsprechend auch fiir die internationale
Steuerumgehung und die DBA: Um rule-shopping zu verhindern, sind die Doppel-
besteuerungsabkommen so umzugestalten, daB die zugrunde liegenden
Aneutralititen beseitigt werden.

Allgemein ist fiir die Steuerumgehung durch Einkommensverlagerungen festzuhal-
ten, da3 der Schlussel fiir ihre Beseitigung im wesentlichen in der Schaffung von
Standortneutralitat durch Harmonisierung der Steuersysteme und der Doppelbe-
steuerungsabkommen liegt. Die Umstellung der Konzernbesteuerung auf das
unitary tax concept, die Verwirklichung von Finanzierungs- und Quellenneutralitit
auch bei grenziiberschreitenden Vorgéngen und ein verbesserter gegenseitiger In-
formationsaustausch der nationalen Steuerverwaltungen koénnten verbleibende
UngleichmaBigkeiten in der internationalen Besteuerung teilweise kompensieren.
SchlieBlich kann auch eine Verlagerung des Schwergewichts der Besteuerung auf
Steuerarten, welche unanfilliger gegeniiber internationaler Steuerumgehung sind,
eine gewisse Abhilfe bringen. So wiirde eine stiarkere Konzentration auf indirekte
Steuern nicht nur tiber ein auf Dauer verringertes Steuerbelastungsgefiihl die Steu-
ermoral und damit die Neigung zu nationaler und internationaler Steuerumgehung
verringern,” sondern auch aufgrund der kaum vorhandenen Gelegenheiten, grenz-
uiberschreitende Umgehung indirekter Steuern zu betreiben, das AusmalB3 moglicher
internationaler Steuerumgehung entscheidend senken.’

! Am effektivsten wire die Einrichtung einer zentralen Informationsstelle, die alle relevanten
Daten speichert und fiir die internationale Zusammenarbeit zur Verfiigung stellt. Wenn die ge-
speicherten Informationen von den Finanzverwaltungen aller beteiligten Staaten abrufbar sind,
so lassen sich nicht nur negative Qualifikationskonflikte weitgehend ausschlielen; es konnte
auch ein klares Bild iiber alle grenziiberschreitenden Verbindungen zwischen den Unternehmen
geschaffen werden, so dal Gewinnverlagerungen in Niedrigsteuerldnder besser beobachtbar
wiirden. Vgl. hierzu EUROPEAN COMMISSION (1985) S. 53 f.

2s.0.Kap. 5.8.1.3

3 KAY/KING (1990) S. 206 weisen auf die Robustheit speziell der Mehrwertsteuer gegeniiber
grenziiberschreitender Umgehung hin. Vergleichbar unanféllig sind aber m.E. auch die spezi-
ellen Verbrauchsteuern. Vgl. auch SWAN in COLLINS (1984) S. 51 f.
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7. Zusammenfassung und Ausblick

Die Steuerumgehung fihrt zu Wettbewerbsverzerrungen, Ressourcenverschwen-
dung, ungleichméBigerer Einkommensverteilung und VerstoBen gegen die hori-
zontale Gerechtigkeit. Mafinahmen zu ihrer Bekampfung erscheinen daher sowohl
aus allokativen als auch aus distributiven Griinden angezeigt.

Die (insbesondere in GrofBbritannien gesammelten) historischen Erfahrungen zei-
gen, daB gezielt gegen die einzelnen aufgetretenen Methoden der Steuerumgehung
gerichtete spezielle Gesetzgebung zwar die Steuergesetze erheblich verkompliziert,
aber nur dann nennenswerte Erfolge herbeifiihren kann, wenn die Bestimmungen
riickwirkend in Kraft gesetzt werden. Riickwirkend belastende Gesetze erscheinen
jedoch rechtsstaatlich bedenklich und sind in GrofBbritannien, wenn auch grund-
sdtzlich einsetzbar, duBerst umstritten und in Deutschland in aller Regel ver-
fassungswidrig.

Rechtswissenschaft und Rechtsprechung haben deshalb sowohl im angelsichsi-
schen als auch im kontinentaleuropéischen Rechtskreis Methoden und Mafnahmen
entwickelt, welche einen generellen Schutz vor Steuerumgehung bieten sollen.

In den USA dienen vor allem das Prinzip substance over form, der business purpo-
se test und die step transaction doctrine der Ausdehnung des Wirkungskreises der
Steuergesetze auf vom Gesetzeszweck, nicht jedoch vom Gesetzeswortlaut ge-
deckte Falle. Auch die britischen Gerichte wenden mittlerweile (implizit) den
business purpose test und die step transaction doctrine an; im Konflikt wirtschaft-
liche Substanz versus duflere Form von Rechtsgestaltungen dominiert jedoch
immer noch die Form als Grundlage der Besteuerung.

In Deutschland hat die Rechtswissenschaft die Verfahren der Analogie bzw. der
teleologischen Reduktion entwickelt, welche grundsitzlich in der Lage sind, dem
Gesetzeszweck auch dort Geltung zu verleihen, wo der ausgelegte Gesetzeswort-
laut hierfur nicht mehr ausreicht. Die Zulédssigkeit dieser Verfahren im Steuerrecht
ist in der juristischen Literatur duBerst umstritten. Diese Arbeit konnte zeigen, daf3
zwar viele der im Schrifttum fur ein Analogieverbot vorgebrachten Argumente
(Verstof3 der Analogie gegen Demokratieprinzip, Gewaltenteilung oder Gesetzes-
vorbehalt, Analogieunfihigkeit des Steuerrechts wegen fehlender Sachgesetzlich-
keiten) nicht haltbar sind, die verfassungsmaBigen Grundsitze der Tatbestandsma-
Bigkeit und der Rechtssicherheit aber gleichwohl ein Verbot analoger
Rechtsanwendung erfordern. Um dennoch eine rechtliche Handhabe gegen die
Umgehung von Steuern zu haben, ist eine allgemeine Rechtsnorm, welche die Fi-
nanzbehorden ermiéchtigt, miflbrauchliche Rechtsgestaltungen generell steuerlich
zu ignorieren und statt dessen eine fingierte ,angemessene* Gestaltung der Be-
steuerung zugrunde zu legen, unverzichtbar. Auch das franzosische Steuerrecht
enthilt eine derartige Generalklausel.
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Der in dieser Arbeit enthaltene internationale Vergleich konnte zeigen, daf3 die
Wirksamkeit der rechtswissenschaftlichen Methoden weniger von der im jeweiligen
Rechtskreis vorherrschenden Dogmatik (,,Mifbrauch als Tatbestandsmerkmal
einer Generalklausel oder ,,Substanz vs. Form*“ als abzuwigende Grundsatzfrage),
sondern weit eher von der rechtlichen Tradition eines Landes und der Einstellung
der jeweiligen Gerichte abhingt.! In Deutschland geniigt den Steuerpflichtigen im
Regelfall, fir steuerumgehende Gestaltungen auch auflersteuerliche Griinde geltend
zu machen, um eine Anwendung des § 42 AO zu verhindern. Noch steuerzahler-
freundlicher gibt sich traditionell die britische Rechtsprechung, wihrend die US-
amerikanischen und die franzosischen Gerichte durch ihre eher von praktischen
bzw. fiskalischen Erwigungen geprigte Grundhaltung Steuerumgehern die Arbeit
tendenziell schwieriger machen. Allen betrachteten Landern ist gemeinsam, daf3 die
gegen die Steuerumgehung eingesetzten juristischen Methoden das Auftreten des
Symptoms ,,Steuerumgehung“ mehr oder weniger erfolgreich einzugrenzen in der
Lage sind, ohne es ganz verhindern zu konnen. Die Erfolge lieBen sich zweifellos
vergroBern, wenn die Umgehungsbekampfung stiarker von der Erkenntnis geleitet
wire, dafl Steuerumgehung nur dann aufireten kann, wenn erstens ein Motiv und
zweitens eine Gelegenheit hierfiir vorliegen.

Mit den Bestimmungsgriinden miBbrauchlicher Gestaltungen befaBt sich die Oko-
nomische Theorie der Steuerumgehung, die den rechtswissenschaftlichen Ansatz
nicht ersetzen, ihn aber sinnvoll erginzen soll. Die Ergebnisse des aus dem be-
kannten entscheidungstheoretischen Modell der Steuerhinterziehung abgeleiteten
Steuerumgehungsmodells zeigen den Einflufl der Parameter Einkommen, Bufigeld,
Wahrscheinlichkeit der steuerlichen Nichtanerkennung, Steuersatz, Pauschaltrans-
fer, Progressionsgrad, Fixkosten und Grenzkosten auf die individuelle Umgehungs-
entscheidung auf. In nennenswertem MaBe von der Politik beeinflubar sind hier-
von - zumindest in Deutschland - aus rechtlichen bzw. tatsichlichen Griinden nur
die den Steuertarif bestimmenden Parameter.” Insbesondere diirften hohe Grenz-
steuersitze ein entscheidendes Motiv fir mifibrauchliche Gestaltungen darstellen.
Zwar kommt das entscheidungstheoretische Modell hier zu keinem eindeutigen
Ergebnis, doch hiangt dies mit der dem Modell zugrunde liegenden einzelwirt-
schaftlichen Betrachtung zusammen: Wird die staatliche Wiederverausgabung der
Steuermittel beriicksichtigt und davon ausgegangen, da3 der Grenznutzen aus of-
fentlichen Giitern nicht kleiner ist als derjenige aus privaten Giitern, so ist ein
positiver Zusammenhang zwischen Grenzsteuersatz und Steuerumgehung auch in
der Theorie eindeutig gegeben, sofern die Umgehung keine strafbare Handlung
darstellt oder sie mit Grenzkosten verbunden ist. Senkungen der Grenzsteuersitze

! Vgl. auch VOGEL (1996) S. 226.

% Bezieht man die psychischen Kosten und Nutzen aus der Steuerumgehung in die Kostenpara-
meter des Modells ein, so unterliegen auch letztere signifikantem staatlichem Einflufl (hierzu
s.u.).
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erscheinen also durchaus dazu geeignet, ein Absinken der Steuerumgehung zu be-
wirken (zweifellos gibe es bei einem einheitlichen Grenzsteuersatz i. H.v. null keine
Steuerumgehung mehr), doch sind Steuersenkungen aus fiskalischen und vertei-
lungspolitischen Griinden in der Praxis nur eingeschrénkt durchfiihrbar.

Motive fiir die Konstruktion miBbrauchlicher Rechtsgestaltungen konnen auch
psychologischer Art sein. Es ist weitgehend unstrittig, da3 die generelle Einstellung
zum Staat, die Akzeptanz des 6ffentlichen Einnahme- und Ausgabensystems, das
subjektive Steuerbelastungsgefiihl und das Vertrauen in die Steuerehrlichkeit der
Mitmenschen neben den im 6konomischen Modell enthaltenen Parametern' eben-
falls eine wichtige Rolle fiir das Ausmafl an gesamtwirtschaftlicher Steuer-
umgehung spielen konnen. Auf der anderen Seite wird es in jeder Gesellschaft
Steuerpflichtige geben, die, sobald sie einen personlichen finanziellen Vorteil er-
warten, versuchen werden, jede sich bietende Gelegenheit zur miBbrauchlichen
Steuerersparnis zu nutzen. Den Steuerumgehern diese Gelegenheiten so weit wie
moglich zu nehmen dirfte der wirksamste unter den gangbaren Wegen einer Be-
kampfung der Steuerumgehung sein.

Die meisten Methoden der Umgehung von Einkommensteuer basieren darauf,
daB es aufgrund intertemporal, interpersonell oder je nach Einkunftsart variierender
Steuersitze steuerlich nicht gleichgiiltig ist, wann wem welches Einkommen zu-
flieBt. Abhilfe schafft hier eine synthetische Einkommensteuer mit einem einzigen
Steuersatz, welche auch realisierte und unrealisierte capital gains und capital los-
ses sowie Zinsertrage und -aufwendungen, ferner auch Erbschaften und Schen-
kungen erfalit. Wird die flat-rate tax mit einer negativen Einkommensteuer kombi-
niert, so ist eine derartige Mafnahme nicht nur effektiver, sondern auch sozial-
politisch vertréglicher als das ebenfalls der Verhinderung mif3brauchlicher interper-
soneller Einkommensiibertragungen dienende Konzept des Familiensplittings,
welches bei Beibehaltung der direkten Progression entweder (bei einkommens-
unabhingigen Splittingdivisoren) vertikal ungerecht oder (bei je nach Einkommens-
héhe variierenden Divisoren) technisch nahezu undurchschaubar ist.

Fur den Bereich der Unternehmensteuern sind fiir Deutschland eine Abschaffung
der Gewerbesteuer und die (ohnehin bevorstehende) Beseitigung der betrieblichen
Vermogensteuer zu fordern. Ferner sollte der KSt-Satz auf einbehaltene Gewinne
dem (einheitlichen) Grenzsteuersatz der ESt entsprechen. Die Anrechenbarkeit der
Korperschaftsteuer bei der Einkommensteuer der Anteilseigner muf in jedem Fall
gewihrleistet sein. Diese MaBBnahmen wiirden Rechtsform- und Finanzierungsneu-
tralitit der Unternehmensbesteuerung bewirken und Einkommens- und Vermo-
gensverlagerungen zwischen betrieblicher und privater Ebene steuerlich weitge-
hend irrelevant werden lassen.

! bzw. als nicht-monetirer Teil der im Modell enthaltenen Kostenparameter
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Die Umsatzsteuer sollte mit nur einem einzigen Steuersatz ausgestattet sein; die
systemwidrige Steuerfreiheit bestimmter Umsitze ist abzuschaffen. Ausnahmen
vom Vorsteuerabzug sollte es nicht geben. Als weitere Ma3nahme empfiehlt sich in
Deutschland die Integration der Grunderwerbsteuer in die Umsatzsteuer. Eine der-
artige umfassende Reform der Umsatzbesteuerung wiirde die miBbrauchliche
Transformation von Umsitzen fiir die Zukunft ausschlieSen.

In der Praxis am schwierigsten gestaltet sich die Beseitigung der internationalen
Steuerumgehung, da sie in erheblichem Umfang von multinationaler Koopera-
tion abhangt. Eine weltweite Harmonisierung der Steuersitze, -bemessungsgrund-
lagen und Doppelbesteuerungsabkommen wire effektiv, diirfte aber nur in sehr
eingeschranktem MaBe erzielbar sein. Gegen das verstiarkt auftretende transfer
pricing sollte daher durch eine Besteuerung international titiger Konzerne nach
dem unitary tax concept vorgegangen werden. Die mifbrauchliche Nutzung von
Steueroasen lieBe sich nur dann wirkungsvoll verhindern, wenn die Oasenlinder
durch Zwang oder durch positive Anreize zu kooperativem Handeln bewegt wer-
den konnten. Niitzlich gegen jede Art von grenziiberschreitender Steuerumgehung
wire allerdings die verstiarkte Konzentration der Steuersysteme auf die diesbeziig-
lich weit weniger anfilligen indirekten Steuern.

Zusammenfassend 1468t sich festhalten, daf3 es drei grundlegende Ansatzpunkte fiir
eine Bekdmpfung der Steuerumgehung gibt:

Erstens sollte versucht werden, die Motive fur rechtsmibrauchliche Gestaltungen
(insbesondere hohe Grenzsteuersitze sowie finanzpsychologische Faktoren) zu
erkennen und - soweit moglich - in gewiinschter Richtung zu beeinflussen
(Abschnitt 5).

Zweitens sollte das Steuerrecht moglichst weitgehend von Gelegenheiten zur
Steuerumgehung befreit werden. Jede Abweichung vom Postulat der Steuerneutra-
litat ist auf daraus potentiell resultierende Umgehungsmoglichkeiten zu priifen. Vor
allem miissen die relevanten bestehenden Steuern (insb. Steuern auf das Einkom-
men privater Haushalte, Unternehmensteuern, Umsatzbesteuerung) moglichst
umfassende Bemessungsgrundlagen und einheitliche Steuersitze aufweisen und
harmonisch aufeinander abgestimmt sein (Abschnitt 6).

Drittens sind als Abhilfe, soweit trotz aller Bemithungen um Reduktion der Gele-
genheiten und Motive noch Steuerumgehung aufiritt, die rechtswissenschaftlichen
Methoden der Ausdehnung des Gesetzeszwecks iiber den Gesetzeswortlaut hinaus
auf miflbrauchliche rechtliche Konstruktionen anzuwenden (Abschnitt 4).

Die rechtswissenschaftlichen Methoden dienen im wesentlichen der Heilung von
Unvollkommenheiten bei der Beseitigung der Motive und Gelegenheiten. Sie sind
deshalb hier bewuBt an letzter Stelle genannt, obwohl sie meist im Zentrum der
politischen und wissenschaftlichen Diskussion stehen. Da der Staat an den Motiven
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der Steuerumgehung nur relativ wenig dndern kann (Steuersenkungen sind nicht in
beliebigem Umfange realisierbar, psychologische Faktoren nur bedingt manipulier-
bar), sollte die Bekdmpfung der Steuerumgehung vor allem denjenigen Ansatz
beriicksichtigen, der in Politik und offentlicher Auseinandersetzung die geringste
Rolle spielt, aber die groBten Erfolgsaussichten haben dirfte: Die meisten Gele-
genheiten zur Steuerumgehung lieBen sich relativ unproblematisch und ohne
schadliche Nebenwirkungen durch eine grundlegende Steuerreform beseitigen.
Politiker, Politikberater und Steuerjuristen titen jedenfalls gut daran, sich das not-
wendige okonomische Fachwissen anzueignen, welches unerlaflich ist, um die
Steuerwirkungen und die Ursachen von Steuerausweichhandlungen zu durch-
schauen, und die Gesetzgebung und Gesetzesanwendung danach auszurichten.'

Umgekehrt sollten aber auch die Okonomen nicht den Fehler machen, die Erkennt-
nisse anderer Wissenschaften zu vernachlissigen. Eine restlose Beseitigung
samtlicher Gelegenheiten zur Steuerumgehung diirfte in der Praxis unerreichbar
sein. Vielmehr ist eine Anti-Umgehungs-Politik dann am erfolgversprechendsten,
wenn in einer Art konzertierter Aktion alle drei grundlegenden Methoden der Mif3-
brauchsbekdmpfung eingesetzt werden:

Der erhebliche Riickgang der Steuerumgehung im GrofBbritannien der 80er Jahre
durfte darauf zuriickzufiihren sein, dafl gleichzeitig der Spitzensatz der Einkom-
mensteuer gesenkt, die Schedulensteuer bei Abschaffung diverser Steuerver-
giinstigungen in Richtung auf eine synthetische Einkommensteuer reformiert wurde
und flankierend der sog. new approach Eingang in die Rechtsprechung fand.?

Auch fiir die Bundesrepublik Deutschland wire eine weniger steuerumgeher-
freundliche Auslegung des § 42 AO durch die Dritte Gewalt im Sinne der
GleichmaBigkeit der Besteuerung und gesamtgesellschaftlicher Verantwortung
zweifellos wiinschenswert.

Die Politik tate gut daran, die derzeitigen Steuerpldne (Abschaffung der betriebli-
chen Substanzsteuern, Ausdehnung der ESt-Bemessungsgrundlage) moglichst
konsequent umzusetzen, die geplante Senkung des Spitzen- und des Eingangssat-
zes der Einkommensteuer hingegen zu iiberdenken. Die Grenzbelastung des unter-
nehmerischen Einkommens sollte statt dessen durch Abschaffung auch der Gewer-
beertragsteuer verringert werden; statt einer Senkung des ESt-Eingangssatzes
empfiehlt sich zunichst eine Ausdehnung der Nullzone, langfristig sollte eine Ab-
schaffung der direkten Progression bei Einfiihrung einer negativen Einkommen-
steuer angepeilt werden. Sich ergebende Mindereinnahmen bei den direkten Steu-
ern lieBen sich durch neue oder hohere indirekte Steuern kompensieren.

! Ahnlich 4ufert sich SCHNEIDER (1985) S.355.
2 vgl. KAY/KIING (1990) S.60 und 103; NEVERMANN (1994) S. 67f.
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Die Wirtschaftswissenschaft soliten dem Phanomen ,,Steuerumgehung™ weitere
Forschungsarbeit widmen. Insbesondere sind Schiatzungen seiner quantitativen
Bedeutung, aber auch die empirische Uberpriifung der in dieser Arbeit gewonnenen
Ergebnisse eine wichtige Zukunftsaufgabe. Je mehr wirtschaftswissenschaftliche
Erkenntnisse gewonnen werden konnen und je gesicherter diese Erkenntnisse sind,
desto erfolgreicher werden sie sich verbreiten lassen, und desto weniger werden
sich Politik und Rechtsprechung ihnen verschlieBen konnen. Steuerreformen wie
die in dieser Arbeit vorgeschlagene diirften bei ausreichendem 6konomischen Wis-
sen der mafigeblichen Politiker und Steuerrechtler nicht mehr an den bei jeder
umfassenden Reform auftretenden lautstarken und zunehmend auch auf gerichtli-
chem Wege geduBerten Protesten der sich auf der Verliererseite wihnenden
Interessengruppen scheitern.
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Rundfunkanstalten im dualen Rundfunksystem der Bundesrepublik Deutschland. 1992.

Klaus Eckhardt: Probleme einer Umweltpolitik mit Abgaben. 1993.
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se des kommunalen Finanzsystems vor dem Hintergrund der sich abzeichnenden Be-
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Carsten Kihl: Strategien zur Finanzierung der Altlastensanierung. 1994.

Stephan Boll: Intergenerationale Umverteilungswirkungen der Fiskalpolitik in der Bundes-
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Christian Haslbeck: Zentrale versus dezentrale Internalisierung externer Effekte bei un-
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Christian Hockenjos: Offentliche Sportférderung in der Bundesrepublik Deutschland. Dar-
stellung und finanztheoretische Analyse. 1995.

Manfred Rosenstock: Die Kontrolle und Harmonisierung nationaler Beihilfen durch die
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Christian Risch: Wohnungsbau- und Wohneigentumspolitik im Rahmen der Einkommen-
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Stephan Winters: Die kollektive Vorsorge fur den Pflegefall im Alter. Eine Untersuchung
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Barbara Petrick-Rump: Okonomische Wirkungen von Steueramnestien. Untersuchung
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Georg Hirte: Effizienzwirkungen von Finanzausgleichsregelungen. Eine Empirische All-
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Berthold Furst: Die Maastrichter Budgetkriterien im Konflikt mit der Verschuldungsauto-
nomie der deutschen Gebietskdrperschaften. 1997.

Burkhard Pahnke: Einkommensorientierte Férderung des sozialen Mietwohnungsbaues.
Bestandsaufnahme und Kritik. 1998.

Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



Band 86 Judith Safford: Staatsverschuldung im Vereinigten Konigreich. Die offentliche Verschul-

dung unter der Konservativen Regierung von 1979-1994. Ursachen und Auswirkungen.
1998.

Band 87 Ralf Oberheide: Die Bekampfung der Steuerumgehung. 1998.

Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



Ralf Oberheide - 978-3-631-75185-5
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 07:21:58AM
via free access



	Cover
	Vorwort
	Abkürzungsverzeichnis
	Symbolverzeichnis
	Abbildungsverzeichnis
	1. Einleitung
	2. Was ist Steuerumgehung?
	2.1 Der Begriff der Gesetzesumgehung
	2.2 Die Gesetzesumgehung im Steuerrecht

	3. Soll die Steuerumgehung bekämpft werden?
	3.1 Vorbemerkungen
	3.2 Steuerumgehung als Gefahr für die Demokratie?
	3.3 Fiskalische Auswirkungen der Steuerumgehung
	3.4 Allokative Auswirkungen der Steuerumgehung
	3.4.1 Direkte Wohlfahrtsverluste aus Steuererhöhungen oder Kürzungen von Staatsausgaben
	3.4.2 Wettbewerbsgesichtspunkte
	3.4.3 Bindung von Ressourcen durch Steuerumgehung

	3.5 Distributive Auswirkungen der Steuerumgehung
	3.5.1 Horizontale Verteilungswirkungen
	3.5.2 Vertikale Verteilungswirkungen

	3.6 Ergebnis

	4. Die Bekämpfung der Steuerumgehung aus rechtswissenschaftlicher Sicht
	4.1 Die Diskussion um die Notwendigkeit einer Generalklausel gegen die Steuerumgehung – Alternativen zur Generalklausel
	4.1.1 Die Verhinderung der Steuerumgehung durch Gesetzestextanpassungen und Spezialklauseln
	4.1.2 Die Bekämpfung der Steuerumgehung im Wege der Gesetzesanwendung ohne Zuhilfenahme einer Generalklausel
	4.1.2.1 Zur Abgrenzung zwischen Auslegung und Analogie sowie zwischen Auslegung und teleologischer Reduktion
	4.1.2.2 Zur Zulässigkeit von Analogie und teleologischer Reduktion
	4.1.2.2.1 Die Nähe von Steuer und Strafe
	4.1.2.2.2 Demokratieprinzip und Gewaltenteilung
	4.1.2.2.3 Sachgesetzlichkeiten im Steuerrecht
	4.1.2.2.4 Bindung an Recht und Gesetz
	4.1.2.2.5 Grundsätze der Tatbestandsmäßigkeit und Rechtssicherheit
	4.1.2.2.6 Abwägen zwischen Rechtssicherheitspostulat und Gleichheitsgrundsatz?
	4.1.2.2.7 Die Rechtsprechung zur steuerverschärfenden Analogie
	4.1.2.2.8 Zwischenergebnis

	4.1.2.3 Die wirtschaftliche Betrachtungsweise

	4.1.3 Die Bekämpfung der Steuerumgehung durch rückwirkende Steuergesetze
	4.1.4 Zwischenergebnis

	4.2 Die Bekämpfung von Steuerumgehungsaktivitäten ohne Zuhilfenahme einer Generalklausel im Ausland
	4.2.1 Großbritannien
	4.2.1.1 Die Rechtsprechung zur Steuerumgehung
	4.2.1.2 Die Gesetzgebung gegen die Steuerumgehung

	4.2.2 USA
	4.2.3 Zwischenergebnis

	4.3 Die Generalklausel gegen die Steuerumgehung in Deutschland: § 42 AO
	4.3.1 Zur Geschichte der Generalklausel
	4.3.2 Der Anwendungsbereich der Generalklausel: Abgrenzung der Steuerumgehung (§ 42 AO) vom Scheingeschäft (§ 41 AO)
	4.3.3 Die Tatbestandsmerkmale des § 42 AO im einzelnen
	4.3.3.1 Umgehung des Gesetzes
	4.3.3.2 Gestaltungsmöglichkeiten des Rechts
	4.3.3.3 Mißbrauch
	4.3.3.3.1 Die von der Rechtsprechung entwickelten Merkmale eines Mißbrauchs
	4.3.3.3.2 Unangemessenheit
	4.3.3.3.3 Steuerminderungsabsicht
	4.3.3.3.4 Nichtexistenz beachtlicher außersteuerlicher Gründe

	4.3.3.4 Steuerumgehungsabsicht
	4.3.3.5 Minderung der Steuer

	4.3.4 Beweislastverteilung
	4.3.5 Rechtsfolgen des § 42 AO
	4.3.6 Strafbarkeit der Steuerumgehung
	4.3.6.1 Derzeitige Rechtslage
	4.3.6.2 Verfassungsrechtliche Grenzen einer Verschärfung der Rechtsfolgen

	4.3.7 Verfassungsmäßigkeit des § 42 AO

	4.4 Die Bekämpfung der Steuerumgehung in Frankreich
	4.5 Zwischenergebnis

	5. Ökonomische Theorie der Steuerumgehung
	5.1 Vorbemerkungen
	5.2 Das entscheidungstheoretische Modell der Einkommensteuerhinterziehung
	5.2.1 Modellprämissen
	5.2.2 Das Modell
	5.2.3 Der Einfluß von Bruttoeinkommen, Aufdeckungswahrscheinlichkeit, Strafsatz und Steuertarif auf die Höhe des deklarierten Einkommens
	5.2.3.1 Vorüberlegungen
	5.2.3.2 Der Einfluß des tatsächlichen Einkommens auf die Höhe des deklarierten Einkommens
	5.2.3.3 Der Einfluß der Überprüfungswahrscheinlichkeit auf die Höhe des deklarierten Einkommens
	5.2.3.4 Der Einfluß des Strafsatzes auf die Höhe des deklarierten Einkommens
	5.2.3.5 Der Einfluß des Steuertarifes auf die Höhe des deklarierten Einkommens
	5.2.3.5.1 Der Einfluß des Steuersatzes auf die Einkommensdeklaration
	5.2.3.5.2 Der Einfluß des Pauschaltransfers bzw. der Kopfsteuer auf die Einkommensdeklaration
	5.2.3.5.3 Der Einfluß einer Veränderung der Progressivität des Steuertarifes auf die Einkommensdeklaration



	5.3 Empirische Fundierung der Ergebnisse des theoretischen Modells der Hinterziehung
	5.3.1 Vorbemerkungen
	5.3.2 Einkommenshöhe
	5.3.3 Überprüfungswahrscheinlichkeit
	5.3.4 Strafsatz
	5.3.5 Grenzsteuersatz
	5.3.6 Sonstige Einflußfaktoren

	5.4 Mögliche Erweiterungen des Grundmodells der Einkommensteuerhinterziehung und ihre Relevanz für ein Modell der Steuerumgehung
	5.5 Entscheidungstheoretisches Modell der Steuerumgehung
	5.5.1 Vorbemerkungen
	5.5.2 Allgemeines Modell der Steuerumgehung
	5.5.2.1 Statisches Modell
	5.5.2.2 Komparativ-statische Analyse: Die Wirkung von Parametervariationen auf das versteuerte Einkommen
	5.5.2.2.1 Variation des „wahren“ Einkommens
	5.5.2.2.2 Variation der Wahrscheinlichkeit eines Scheiterns der Steuerumgehung
	5.5.2.2.3 Variation des Strafsatzes
	5.5.2.2.4 Variation der Kostenfunktion
	5.5.2.2.5 Variation des Steuertarifes


	5.5.3 Modell der straffreien Steuerumgehung
	5.5.3.1 Statisches Modell
	5.5.3.2 Komparativ-statische Analyse: Die Wirkung von Parametervariationen auf das versteuerte Einkommen
	5.5.3.2.1 Variation des „wahren“ Einkommens
	5.5.3.2.2 Variation der Wahrscheinlichkeit eines Scheiterns der Steuerumgehung
	5.5.3.2.3 Variation der Kostenfunktion
	5.5.3.2.4 Variation des Steuertarifes



	5.6 Exkurs: Simultane Entscheidung über Steuerumgehung und Steuerhinterziehung
	5.7 Interpretation der Modellergebnisse: Welche Parameter eignen sich für eine Bekämpfung der Steuerumgehung?
	5.7.1 Einkommenshöhe
	5.7.2 Wahrscheinlichkeit der Nichtanerkennung
	5.7.3 Strafsatz
	5.7.4 Kosten der Steuerumgehung
	5.7.5 Steuertarif
	5.7.5.1 Steuersatz
	5.7.5.2 Pauschaltransfer und Kopfsteuer
	5.7.5.3 Progression des Steuertarifes


	5.8 Sonstige Bestimmungsgründe der Steuerumgehung
	5.8.1 Finanzpsychologische Erklärungsfaktoren
	5.8.1.1 Bewertung des politischen Systems
	5.8.1.2 Beurteilung des staatlichen Budgets
	5.8.1.3 Steuerbelastungsgefühl
	5.8.1.4 Einschätzung der Steuerdisziplin der übrigen Bevölkerung

	5.8.2 Gelegenheiten zu Steuerumgehung

	5.9 Zwischenergebnis: Ansatzpunkte für eine erfolgversprechende Anti-Umgehungs-Politik

	6. Bekämpfung der Steuerumgehung durch Beseitigung vorhandener Gelegenheiten zum Rechtsmißbrauch
	6.1 Grundtypen der Steuerumgehung
	6.2 Interpersonelle Verlagerung von Einkommen und Vermögen
	6.2.1 Möglichkeiten für interpersonelle Einkommensverlagerungen
	6.2.2 Reformvorschläge
	6.2.2.1 Familiensplitting
	6.2.2.2 Abschaffung der direkten Progression
	6.2.2.3 Reform der Erbschaft- und Schenkungsteuer


	6.3 Intertemporale Verlagerung von Einkünften oder Ausgaben
	6.3.1 Möglichkeiten der Verminderung oder Verzögerung der Steuerzahlung durch intertemporale Einkommensverschiebung
	6.3.2 Reformvorschläge

	6.4 Umwandlung bestimmter Einkunfts-, Aufwands- oder Umsatzarten in steuerbegünstigte Formen
	6.4.1 Transformation zu versteuernden Einkommens in steuerbegünstigte Einkünfte
	6.4.2 Transformation steuerlich irrelevanter Ausgaben in abzugsfähige Aufwendungen
	6.4.3 Transformation von Umsätzen
	6.4.4 Reformvorschläge

	6.5 Steuerarbitrage
	6.5.1 Formen der Steuerarbitrage
	6.5.2 Reformvorschläge

	6.6 Einkommens- oder Vermögensverlagerung zwischen betrieblicher und privater Ebene
	6.6.1 Besonderheiten der Unternehmensbesteuerung
	6.6.2 Möglichkeiten von Einkommens- und Vermögensverschiebungen zwischen betrieblicher und privater Ebene
	6.6.3 Reformvorschläge

	6.7 Ausnutzung von Verstößen gegen die Neutralität der Unternehmensbesteuerung
	6.7.1 Verstöße gegen die Rechtsform- und Finanzierungsneutralität im deutschen Steuerrecht
	6.7.1.1 Verstöße gegen die Rechtsformneutralität
	6.7.1.2 Verstöße gegen die Finanzierungsneutralität

	6.7.2 Möglichkeiten der Steuerumgehung durch Ausnutzung fehlender Rechtsform- und Finanzierungsneutralität
	6.7.2.1 Ausnutzung fehlender Rechtsformneutralität
	6.7.2.2 Ausnutzung fehlender Finanzierungsneutralität

	6.7.3 Reformvorschläge

	6.8 Räumliche Verlagerung von Einkommen
	6.8.1 Vorbemerkungen
	6.8.2 Methoden der internationalen Steuerumgehung
	6.8.2.1 Internationale Steuerumgehung durch unangemessene Konzernverrechnungspreise
	6.8.2.2 Internationale Steuerumgehung durch Nutzung von Basisgesellschaften
	6.8.2.3 Internationale Steuerumgehung durch Mißbrauch von Doppelbesteuerungsabkommen

	6.8.3 Reformvorschläge


	7. Zusammenfassung und Ausblick
	Literaturverzeichnis
	Verzeichnis der zitierten Gerichtsentscheidungen

